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Bibliothek⸗Reglement. 


ee 


Alle Mitglieder der zentralorganiſterten Gewerkſchaften und der 


ſozialdemokratiſchen Organiſation Danzigs, ſind berechtigt die unter 
Verwaltung des Gewerkſchaftskartell ſtehende Sentralbibliothek 
unentgeltlich zu benutzen. Als Legitimation gilt das Mitgliedsbuch 
in dem die Beiträge nicht mehr wie s Wochen rückſtändig ſein 
dürfen. 


Die Leſefriſt für dieſes Buch beträgt 4 Wochen. Sie kann jedoch 
mit Fuſtimmung des Bibliothekars um 2 Wochen verlängert werden. 
Wer das Buch länger behält, zahlt für jede angefangene Woche 
10 Pfennig Strafe. Die Strafgelder werden vom Bibliothekar ge⸗ 
bucht und zur Anſchaffung neuer Bücher verwandt. Entleiher, 
welche die entliehenen Bücher über die Leſefriſt hinaus ohne 
Stundung behalten und ſie trotz Aufforderung nicht zurückliefern, 
können vom Leſerkreiſe ausgeſchloſſen werden. 


Jedes Mitglied iſt verpflichtet, die Bücher zu ſchonen und ſauber zu 
halten. Für jede Beſchädigung haftet der Entleiher des Buches. 
Für verloren gegangenen Büchern iſt der volle Wert zu erſetzen der 
im Katalog vermerkt iſt. 7 
Die Ausgabe und Entnahme der Bücher erfolgt jeden A er e 
Sonnabend von D bis Uhr abends. Das Leſezimmer des 
Gewerkſchaftskartells iſt jeden Abend, bis 8 Uhr geöffnet. Bibliothek 
und Leſezimmer befinden ſich 
Dominikswall No. 8, Mintergebäude. 
Das Weitergeben der Bücher an dritte Perſonen ift unterſagt. 


Danzig 
D. Lel-erß. 
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Berlin 1897. 
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Programm der Fonialdemokraliſchen Partei Deniftjlauds 


beſchloſſen auf dem Parteitage zu Erfurt 1891. 


Die ökonomiſche Entwicklung der bürgerlichen Geſellſchaft führt mit 
Naturnothwendigkeit zum Untergang des Kleinbetriebes, deſſen Grundlage das 
Privateigenthum des Arbeiters an ſeinen Produktionsmitteln bildet. Sie trennt 
den Arbeiter von ſeinen Produktionsmitteln und verwandelt ihn in einen beſitz⸗ 
loſen Proletarier, indeß die Produktionsmittel das Monopol einer verhältniß⸗ 
mäßig kleinen Zahl von Kapitaliſten und Großgrundbeſitzern werden. 

Hand in Hand mit dieſer Monopoliſirung der Produktionsmittel geht 
die Verdrängung der zerſplitterten Kleinbetriebe durch koloſſale Großbetriebe, 
geht die Entwicklung des Werkzeugs zur Maſchine, geht ein rieſenhaftes 
Wachsthum der Produktivität der menſchlichen Arbeit. Aber alle Vortheile 
dieſer Umwandlung werden von den Kapitaliſten und Großgrundbeſitzern mono⸗ 
poliſirt. Für das Proletariat und die verſinkenden Mittelſchichten — Klein⸗ 
bürger, Bauern — bedeutet ſie wachſende Zunahme der Unſicherheit ihrer Exiſtenz, 
des Elends, des Drucks, der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung. 

Immer größer wird die Zahl der Proletarier, immer maſſenhafter 
die Armee der überſchüſſigen Arbeiter, immer ſchroffer der Gegenſatz zwiſchen 
Ausbeutern und Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klaſſenkampf zwiſchen 
Bourgeoifie und Proletariat, der die moderne Geſellſchaft in zwei feindliche 
Heerlager trennt und das gemeinſame Merkmal aller Induſtrieländer iſt. 

Der Abgrund zwiſchen Beſitzenden und Beſitzloſen wird noch erweitert 
durch die im Weſen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe begründeten Kriſen, 
die immer umfangreicher und verheerender werden, die allgemeine Unſicherheit 
zum Normalzuſtand der Geſellſchaft erheben und den Beweis liefern, daß die 
Produktivkräfte der heutigen Geſellſchaft über den Kopf gewachſen ſind, daß 
das Privateigenthum an Produktionsmitteln unvereinbar geworden iſt mit deren 
zweckentſprechender Anwendung und voller Entwicklung. 

Das Privateigenthum an Produktionsmitteln, welches ehedem das Mittel 
war, dem Produzenten das Eigenthum an ſeinem Produkt zu ſichern, iſt 
heute zum Mittel geworden, Bauern, Handwerker und Kleinhändler zu expro⸗ 
priiren und die Nichtarbeiter — Kapitaliſten, Großgrundbeſitzer — in den Be⸗ 
ſitz des Produkts der Arbeiter zu ſetzen. Nur die Verwandlung des kapitaliſtiſchen 
Privateigenthums an Produktionsmitteln — Grund und Boden, Gruben und 
Bergwerke, Rohſtoffe, Werkzeuge, Maſchinen, Verkehrsmittel — in geſellſchaftliches 
Eigenthum, und die Umwandlung der Waarenproduktion in ſozialiſtiſche, für 
und durch die Geſellſchaft betriebene Produktion kann es bewirken, daß der 
Großbetrieb und die ſtets wachſende Ektragsfähigkeit der geſellſchaftlichen Arbeit 
für die bisher ausgebeuteten Klaſſen aus einer Ouelle des Elends und der 
Unterdrückung zu einer Quelle der höchſten Wohlfahrt und allfeitiger harmoniſcher 
Vervollkommnung werde. 

Dieſe geſellſchaſtliche Umwandlung bedeutet die Befreiung nicht blos 
des Proletariats, ſondern des geſammten Menſchengeſchlechts, das unter den 
heutigen Zuſtänden leidet. Aber fie kann nur das Werk der Arbeiterklaſſe ſein, 
weil alle anderen Klaſſen, trotz der Intereſſenſtreitigkeiten unter ſich, auf dem 
Boden des Privateigenthums an Produktionsmitteln ſtehen und die Erhaltung 
der Grundlagen der heutigen Geſellſchaft zum gemeinſamen Ziel haben. 

1* 
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Der Kampf der Arbeiterklaſſe gegen die kapitaliſtiſche Ausbeutung iſt 
nothwendiger Weiſe ein politiſcher Kampf. Die Arbeiterklaſſe kann ihre 
ökonomiſchen Kämpfe nicht führen und ihre ökonomiſche Organiſation nicht ent⸗ 
wickeln ohne politiſche Rechte. Sie kann den Uebergang der Produktionsmittel 
in den Beſitz der Geſammtheit nicht bewirken, ohne in den Beſitz der politiſchen 
Macht gekommen zu ſein. 

Dieſen Kampf der Arbeiterklaſſe zu einem bewußten und einheitlichen 
zu geſtalten und ihm ſein naturnothwendiges Ziel zu weiſen — das iſt die Auf⸗ 
gabe der Sozialdemokratiſchen Partei. 

Die Intereſſen der Arbeiterklaſſen ſind in allen Ländern mit kapitaliſtiſcher 
Produktionsweiſe die gleichen. Mit der Ausdehnung des Weltverkehrs und der 
Produktion für den Weltmarkt wird die Lage der Arbeiter eines jeden Landes 
immer abhängiger von der Lage der Arbeiter in den andern Ländern. Die 
Befreiung der Arbeiterklaſſe iſt alſo ein Werk, an dem die Arbeiter aller Kultur⸗ 
länder gleichmäßig betheiligt ſind. In dieſer Erkenntniß fühlt und erklärt die 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands ſich eins mit den klaſſenbewußten 
Arbeitern aller übrigen Länder. 

Die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands kämpft alſo nicht für neue 
Klaſſenprivilegien und Vorrechte, ſondern für die Abſchaffung der Klaſſen⸗ 
herrſchaft und der Klaſſen ſelbſt und für gleiche Rechte und gleiche Pflichten 
Aller ohne Unterſchied des Geſchlechts und der Abſtammung. Von dieſen An⸗ 
ſchauungen ausgehend bekämpft ſie in der heutigen Geſellſchaft nicht blos die 
Ausbeutung und Unterdrückung der Lohnarbeiter, ſondern jede Art der Aus⸗ 
beutung und Unterdrückung, richte ſie ſich gegen eine Klaſſe, eine Partei, ein 
Geſchlecht oder eine Raſſe. 

Ausgehend von dieſen Grundſätzen fordert die Sozialdemokratiſche Partei 
Deutſchlands zunächſt: 

1. Allgemeines gleiches direktes Wahl⸗ und Stimmrecht mit geheimer 
Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten Reichsangehörigen ohne 
Unterſchied des Geſchlechts für alle Wahlen und Abſtimmungen. 
Proportional⸗Wahlſyſtem; und bis zu deſſen Einführung geſetzliche 
Neueintheilung der Wahlkreiſe nach jeder Volkszählung. Zweijährige 
Geſetzgebungsperioden. Vornahme der Wahlen und Abſtimmungen an 
einem geſetzlichen Ruhetage. Entſchädigung für die gewählten Ver⸗ 
treter. Aufhebung jeder Beſchränkung politiſcher Rechte außer im 
Falle der Entmündigung. 

2. Direkte Geſetzgebung durch das Volk vermittelſt des Vorſchlags⸗ und 
Verwerfungsrechts. Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung des 
Volks in Reich, Staat, Provinz und Gemeinde. Wahl der Behörden 
durch das Volk, Verantwortlichkeit und Haftbarkeit derſelben. Jähr⸗ 
liche Steuerbewilligung. 

3. Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit. Volkswehr an Stelle der 
ſtehenden Heere. Entſcheidung über Krieg und Frieden durch die 
Volksvertretung. Schlichtung aller internationalen Streitigkeiten auf 
ſchiedsgerichtlichem Wege. 

4. Abſchaffung aller Geſetze, welche die freie Meinungsäußerung und das 
Recht der Vereinigung und Verſammlung einſchränken oder unterdrücken. 

5. Abſchaffung aller Geſetze, welche die Frau in öffentlich⸗ und privat⸗ 
rechtlicher Beziehung gegenüber dem Manne benachtheiligen. 

6. Erklärung der Religion zur Privatſache. Abſchaffung aller Auf⸗ 
wendungen aus öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und religiöſen 
Zwecken. Die kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften ſind als private 
Vereinigungen zu betrachten, welche ihre Angelegenheiten vollkommen 
ſelbſtändig ordnen. 


10. 
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Weltlichkeit der Schule. Obligatoriſcher Beſuch der öffentlichen Volks⸗ 


ſchulen. Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehrmittel und der 
Verpflegung in den öffentlichen Volksſchulen, ſowie in den höheren 
Bildungsanſtalten für diejenigen Schüler und Schülerinnen, die kraft 
ihrer Fähigkeiten zur weiteren Ausbildung geeignet erachtet werden. 
Unentgeltlichkeit der Rechtspflege und des Rechtsbeiſtandes. Recht⸗ 
ſprechung durch vom Volk gewählte Richter. Berufung in Straf⸗ 
ſachen. Entſchädigung unſchuldig Angeklagter, Verhafteter und Ver⸗ 
urtheiller. Abſchaffung der Todesſtraſe. 

Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung einſchließlich der Geburts⸗ 
hilfe und der Heilmittel. Unentgeltlichkeit der Todtenbeſtattung. 
Stufenweis ſteigende Einkommen- und Vermögensſteuer zur Beſtreitung 
aller öffentlichen Ausgaben, ſoweit dieſe durch Steuern zu decken ſind. 
Selbſteinſchätungspflicht. Erbſchaftsſteuer, ſtufenweiſe ſteigend nach 
Umfang des Erbguts und nach dem Grade der Verwandtſchaft. Ab⸗ 
ſchaffung aller indirelten Steuern, Zölle und ſonſtigen wirthſchafts⸗ 
politiſchen Maßnahmen, welche die Intereſſen der Allgemeinheit den 
Intereſſen einer bevorzugten Minderheit opfern. 


Zum Schutze der Arbeiterklaſſe fordert die Sozialdemokratiſche Partei 
Deutſchlands zunächſt: 


1 


bn 


Eine wirkſame nationale und internationale Arbeiterſchutzgeſetzgebung 

auf folgender Grundlage: 

a) Feſtſetzung eines höchſtens acht Stunden betragenden Normal⸗ 
Arbeitstages. 

b) Verbot der Erwerbsarbeit für Kinder unter vierzehn Jahren. 

e) Verbot der Nachtarbeit, außer für ſolche Induſtriezweige, die ihrer 
Natur nach, aus techniſchen Gründen oder aus Gründen der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt Nachtarbeit erheiſchen. 

d) Eine ununterbrochene Ruhepauſe von mindeſtens 36 Stunden in 
jeder Woche für jeden Arbeiter. 

e) Verbot des Truckſyſtems. 

Ueberwachung aller gewerblichen Betriebe, Erforſchung und Regelung 

der Arbeitsverhältniſſe in Stadt und Land durch ein Reichs⸗Arbeitsamt, 

Bezirks⸗Arbeitsämter und Arbeitskammern. Durchgreifende gewerb⸗ 

liche Hygiene. 

Rechtliche Gleichſtellung der landwirthſchaftlichen Arbeiter und Dienſt⸗ 

boten mit den gewerblichen Arbeitern; Beſeitigung der Geſinde⸗ 

ordnungen. 

Sicherſtellung des Koalitionsrechts. 

Uebernahme der geſammten Arbeiterverſicherung durch das Reich mit 

maßgebender Mitwirkung der Arbeiter an der Verwaltung. 


Organifation der Sozialdemokratiſchen Partei Dentfhlands 


beſchloſſen auf dem Parteitag zu Halle 1890. 


8 1. Zur Partei gehörig wird jede Perſon betrachtet, die ſich zu den 
Grundſätzen des Parteiprogramms bekennt und die Partei nach Kräften unterſtützt. 

8 2. Zur Partei kann nicht gehören, wer ſich eines groben Verſtoßes 
gegen die Grundſätze des Parteiprogramms oder wer ſich ehrloſer Handlungen 
ſchuldig gemacht hat. 

Ueber die Zugehörigkeit zur Partei entſcheiden die Parteigenoſſen der ein⸗ 
zelnen Orte oder Reichstagswahlkreiſe. 

Gegen die Entſcheidungen ſteht den Betroffenen die Berufung an die 
Parteileitung und dem Parteitage zu. 


Vertrauensperſonen. 

8 3. Die Parteigenoſſen in den einzelnen Reichstagswahlkreiſen wählen 
in öffentlichen Verſammlungen zur Wahrnehmung der Parteiintereſſen eine oder 
mehrere Vertrauensperſonen. Die Art der Wahl dieſer Vertrauensperſonen iſt 
Sache der in den einzelnen Kreiſen wohnenden Genoſſen. 

8 4. Die Wahl der Vertrauensperſonen erfolgt alljährlich und zwar im 
Anſchluß an den voraufgegangenen Parteitag. 

Die Vertrauensperſonen haben ihre Wahl mit Angabe ihrer genauen 
Adreſſe ſofort der Parteileitung mitzutheilen. 

§ 5. Tritt eine Vertrauensperſon zurück oder tritt ſonſtwie eine Vakanz 
ein, ſo haben die Parteigenoſſen umgehend eine Neuwahl vorzunehmen und da⸗ 
von entſprechend 8 4 Abſatz 2 der Parteileitung Mittheilung zu machen. 

S 6. Da, wo aus geſetzlichen Gründen die in den vorſtehenden Paragraphen 
gegebenen Vorſchriften unausführbar find, haben die Parteigenoſſen den örtlichen 
Verhältniſſen entſprechende Einrichtungen zu treffen. 


Parteitag. 

8 7. Alljährlich findet ein Parteitag Datt, der von der Parteileitung ein⸗ 
zuberufen iſt. 

Hat der vorhergehende Parteitag über den Ort, an welchem der nächſte 
Parteitag ſtattfinden ſoll, keine Beſtimmung getroffen, ſo hat die Parteileitung 
mit der Reichstagsvertretung hierüber ſich zu verſtändigen. 

§ 8. Die Einberufung des Parteitages muß ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Termin der Abhaltung deſſelben durch das offizielle Parteiorgan mit An⸗ 
gabe der proviſoriſchen Tagesordnung erfolgen. Die Einladung zur Beſchickung 
des Parteitages iſt mindeſtens drei Mal in angemeſſenen Zwiſchenräumen zu 
wiederholen. 

Anträge der Parteigenoſſen für die Tagesordnung des Parteitages ſind 
bei der Parteileitung einzureichen, die dieſelben ſpäteſtens 10 Tage vor der Ab⸗ 
haltung des Parteitages durch das offizielle Parteiorgan bekannt zu geben bat. 
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8 9. Der Parteitag bildet die oberſte Vertretung der Partei. 

Zur Theilnahme an demſelben ſind berechtigt: 

1. die Delegirten der Partei aus den einzelnen Wahlkreiſen, mit der 
Einſchränkung, daß in der Regel kein Wahlkreis durch mehr als drei 
Perſonen vertreten ſein darf. 

Inſoweit nicht unter den gewählten Vertretern des Wahlkreiſes 
Frauen ſich befinden, können weibliche Vertreter in beſonderen Frauen⸗ 
verſammlungen gewählt werden. 

2. die Mitglieder der Reichstagsfraktion. 

3. die Mitglieder der Parteileitung. 

Die Mitglieder der Reichstagsfraktion und der Parteileitung haben in 
allen die parlamentariſche und die geſchäftliche Leitung der Partei betreffenden 
Fragen nur berathende Stimme. 

Der Parteitag prüft die Legitimation ſeiner Theilnehmer, wählt ſeine 
Leitung und beſtimmt feine Geſchäfts ordnung ſelbſt. 

8 10. Zu den Aufgaben des Parteitages gehören: 

1. Entgegennahme des Berichts über die Geſchäftsthätigkeit der Partei⸗ 

leitung und über die parlamentariſche Thätigkeit der Abgeordneten. 

2. Die Beſtimmung des Orts, an welchem die Parteileitung ihren Sitz 
zu nehmen hat. 

3. Die Wahl der Parteileitung. 

4. Die Beſchlußfaſſung über die Parteiorganiſation und alle das Partei⸗ 
leben berührenden Fragen. 

5. Die Beſchlußfaſſung über die eingegangenen Anträge. 

8 11. Ein außerordentlicher Parteitag kann einberufen werden: 

1. durch die Parteileitung; 

2. auf Antrag der Reichstagsfraktion; 

3. auf Antrag von mindeſtens 15 Wahlkreiſen. 

Falls die Parteileitung ſich weigert, einem Antrag auf Einberufung eines 
außerordentlichen Parteitages ſtattzugeben, ſo iſt derſelbe durch die Reichstags⸗ 
fraktion einzuberufen. Als Verſammlungsort eines außerordentlichen Parteitages 
iſt ein geographiſch möglichſt günſtig gelegener Ort zu beſtimmen. 

8 12. Die Einberufung des außerordentlichen Parteitages muß ſpäteſtens 
14 Tage vor dem Termin der Abyaltung desſelben durch das offizielle Partei⸗ 
organ in wenigſtens drei aufeinanderfolgenden Nummern mit Angabe der 
Tagesordnung erfolgen. 

Anträge der Parteigenoſſen ſind ſpäteſtens 7 Tage vor der Abhaltung 
des Parteitages im offiziellen Parteiorgan zu veröffentlichen. 

Im Uebrigen gelten für die außerordentlichen Parteitage dieſelben Be⸗ 
ſtimmungen wie für die ordentlichen Parteitage (S8 8 — 10). 


Parteileitung. 

8 13. Die Parteileitung beſteht aus 12 Perſonen, und zwar aus 2 Vor⸗ 
ſitzenden, 2 Schriftführern, 1 Kaſſirer und 7 Kontrolleuren. 

Die Wahl der Parteileitung erfolgt durch den Parteitag mittelſt Stimmzettel. 

Nach erfolgter Wahl hat die Parteileitung ihre Konſtituirung vorzu⸗ 
nehmen und dieſelbe im offiziellen Parteiorgan bekannt zu machen. 

Die Parteileitung verfügt nach eigenem Ermeſſen über die vorhandenen 
Gelder. 
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§ 14. Die Mitglieder der Parteileitung können für ihre Thätigkeit eine 
Beſoldung beziehen. Die Höhe derſelben wird durch den Parteitag feſtgeſetzt. 

$ 15. Die Parteileitung beſorgt die Parteigeſchäſte, kontrollirt die 
prinzipielle Haltung der Parteiorgane, beruft die Parteitage und erſtattet auf 
denſelben über ihre Thätigkeit Bericht. 

§ 16. Scheidet einer der Vorſitzenden, Schriftführer oder der Kaſſirer 
aus, ſo iſt die Vakanz durch eine von den Kontrolleuren vorzunehmende Neu⸗ 
wahl zu ergänzen. 

Partei⸗Organ. 

RS 17. Zum offiziellen Parteiorgan wird das „Berliner Volksblatt“ be: 

ſtimmt. Daſſelbe erhält vom 1. Januar 1891 ab den Titel: 


„Vorwärts“ 
Berliner Volksblatt. 
Zentral⸗Organ der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. 


Alle offiziellen Bekanntmachungen ſind an hervorragender Stelle des 

redaktionellen Theils zu veröffentlichen. 

$ 17a. Zur Kontrolle der prinzipiellen und taktiſchen Haltung des 
Zentralorgans ſowie der Verwaltung deſſelben wählen die Parteigenoſſen 
Berlins und der Vororte eine Preßkommiſſion, welche aus höchſtens zwei Mit⸗ 
gliedern für jeden betheiligten Reichstagswahlkreis beftehen darf. Einwände 
der Preßkommiſſion ſind dem Parteivorſtande zur Erledigung zu unterbreiten. 
Von Anſtellungen und Entlaſſungen im Perſonal der Redaktion und Expedition 
iſt der Preßkommiſſion vor der Entſcheidung Mittheilung zu machen und ihre 
Anſicht einzuholen, N 

Abänderung der Organiſation. 

§ 18. Aenderungen an der Organiſation der Partei können nur durch 
einen Parteitag vorgenommen werden, doch muß die abſolute Mehrheit der an⸗ 
weſenden Vertreter ſich dafür erklären. 

Anträge auf Abänderung der Organiſation können nur berathen werden, 
wenn Be innerhalb der Friſten, welche die 88 8 und 12 vorſchreiben, zur öffent: 
lichen Kenntniß der Parteigenoſſen gelangten. 

Eine Abweichung von der letzteren Beſtimmung iſt nur dann zuläſſig, 
wenn mindeſtens ¼ der anweſenden Vertreter auf einem Parteitag ſich für die 
Abweichung entſcheiden. 


— ä —EñV ͤ ä— 


Tages-Ordnung des Zarfeifages. 


Sonntag, den 3. Oktober 1897, Abends 7 Uhr: 


Vorverſammlung. 
Konſtituirung des Parteitages. 
Feſtſetzung der Geſchäfts⸗ und Tages⸗Ordnung. 
Wahl einer Komiſſion zur Prüfung der Mandate. 


Montag, den 4. Oktober 1897 und die folgenden Tage: 


1. Geſchäftsbericht des geſchäſtsführenden Ausſchuſſes. Berichterſtatter: 
A. Geriſch und W. Pfannkuch. 

2. Bericht der Kontrolleure. Berichterſtatter: H. Meiſter. 

3. Bericht über die parlamentariſche Thätigkeit. Berichterſtatter: M. Schippel. 

4. Die bevorſtehenden Reichstagswahlen. Berichterſtatter: A. Bebel. 

5. Die Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen. Berichterſtatter: 
J. Auer. Korreſerent W. Liebknecht. 

6. Die Maifeier 1898. Berichterſtatter: H. Förſter. 

7. Bericht über den Arbeiterſchutz-Kongreß in Zürich: Berichterſtatter: 
H. Molkenbuhr. 

8. Organiſation. Berichterſtatter: J. Auer. 

9. Anträge zum Programm und zur Organiſation. 

10. Sonſtige Anträge. 

11. Wahl der Parteileitung und Beſtimmung des Ortes, wo ſie ihren Sitz 
zu nehmen hat. 


Sihungszeit des Parteitages: 
Vormittags 9—1 Uhr, Nachmittags 3—7 Ahr. 


Bureau des Varteitages. 


Vorſitzende: 
Leſche, Altona. — Singer, Berlin. 
Schriftführer: 
Fräul. Baader, Berlin. Hug, Bant. Sperka, Stuttgart. 
Börner, Berlin. Knapp, Stettin. Stolten, Hamburg. 


Feldmann, Langenbielau. Sindermann, Dresden. Ullenbaum, Elberfeld. 


Mandats⸗Prüfungs⸗Kommiſſion: 


Arons, Berlin. Böhle, Straßburg. Frau Jäger, Leipzig. Katzenſtein, Mainz. 
Michaelis, Waldenburg. Sittig, Hannover. Weinheber, Hamburg. 


Vorlagen an den Parteifag. 


Bericht der Parkeileitung. 


Allgemeines. Dem vorjährigen Parteitag in Gotha präſentirte ſich 
der von der Fraktion eingeſetzte geſchäftsführende Ausſchuß als Neuſchöpfung 
im Rahmen unſerer Organiſation. Da die Umſtände, die zur Einſetzung des 
geſchäftsführenden Ausſchuſſes in Hamburg geführt hatten, noch fortbeſtanden, 
beſtätigte der Parteltag die Neueinrichtung als Proviſorium für ein weiteres 
Geſchäftsjahr. Der Parteitag betraute durch Neuwahl dieſelben Genoſſen, die 
ſeinerzeit von der Fraktion dazu eingeſetzt waren, mit der Führung der Gefchäfte, 
Nach Schluß des Parteitags trat der neugewählte Ausſchuß zu einer Sitzung 
zuſammen. Das Reſultat ſeiner Berathung iſt den Genoſſen in der Bekannt⸗ 
machung, datirt vom 19. Oktober, enthalten in Nr. 246 des „Vorwärts“ vom 
20. Oktober v. J. zur Kenntniß gebracht. 

In der Natur des mit dem geſchäftsführenden Ausſchuß geſchaffenen 
Proviſoriums iſt es begründet, daß der Parteitag ſich wiederum mit der Frage 
der Organiſation zu beſchäftigen hat. Im Vorjahre lagen die Verhältniſſe noch 
fo, daß in Gotha eine Debatte darüber, ob das Propiſoxium fortzubeſtehen hahe 
oder aufzuheben ſei, nicht beliebt wurde. Einmüthig ſtimmte der Parteitag dem 
Vorſchlag des Referenten auf Fortbeſtand des Proviſoriums zu. Inzwiſchen 
haben ſich die Verhältniſſe verändert. Erinnert ſei nur an die Freiſprechung 
ſämmtlicher Angeklagten in dem Prozeß gegen Auer und Genoſſen. Das 
Erkenntniß des Landgerichts Berlin I vom 8. März dieſes Jahres führt aus: 
„Nach dem Ergebniß der Hauptverhandlung. iſt nicht feſtzuſtellen: 
„Daß die Angeklagten in den Jahren 1893, 1894 und 1895 zu Berlin als 
Vorſteher, Ordner oder Leiter von Vereinen, welche bezwecken, politiſche Gegen⸗ 
ſtände in Verſammlungen zu erörtern, mit anderen Vereinen gleicher Art zu 
gemeinſamen Zwecken in Verbindung getreten ſind.“ Einer Wiederaufnahme 
der Thätigkeit des früheren Parteivorſtandes, bezw. eines nach den Satzungen des 
Organiſationsſtatuts neuzuwählenden Parteivorſtandes, ſteht ein Hinderniß nicht 
mehr entgegen. Die Berathung über die Organiſation wird deshalb auf dem 
bevorſtehenden Parteitag einen breiteren Raum einnehmen. 

Neben der Klarheit unſeres Programms beruht die Stärke der Partei 
auf dem feſten Gefüge der Organiſation und der dadurch bedingten Partei⸗ 
disziplin der Genoſſen. Anzuerkennen iſt, daß die Genoſſen in der Bearbeitung 
der einzelnen Kreiſe nach ihren Kräften das Beſte leiſten. Zu tadeln iſt 
jedoch, daß bei aller Rührigkeit im Wohnort oder Wahlkreis die Gennfjen 
die Fühlung mit der Parteileitung vernachläſſigen. Was in letzterer Beziehung 
das Organiſationsſtatut vorſchreibt und in den Parteitagsbeſchlüſſen feſtgelegt 
st, auf deſſen Erfüllung muß die Parteileitung beſtehen. 
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Die Wahl der Vertrauensperſonen hat alljährlich im Anſchluß an den Partei⸗ 
tag ſtattzufinden. Die Anzeige der Wahl unter genauer Adreſſenangabe des Gewählten 
iſt der Parteileitung bekannt zu machen. Alljährlich wird dieſe Organiſations⸗ 
beſtimmung in der erſten Bekanntmachung der neugewählten Parteileitung de 
Genoſſen in Erinnerung gebracht. Aber ebenſo regelmäßig wird von dem Grog 
der Parteiorte in der gröbſten Weiſe gegen die angezogene Organiſations⸗ 
beſtimmung geſündigt. 

Auf Antrag des Genoſſen Gewehr hat der Parteitag in Gotha ſolgenden 
Beſchluß gefaßt: 

„Die Vertrauensleute der einzelnen Orte reſp. Reichstagswahlkreiſe 
ſind verpflichtet, in jedem Jahre mindeſtens einmal über den Stand der 
Partei und die wichtigſten, die Partei intereſſirenden Vorkommmiſſe ihres 
Bezirkes Bericht zu erſtatten.“ 


Dem Beſchluß hat ein verſchwindend kleiner Theil der Vertrauensperſonen 
entſprochen. Der geſchäftsführende Ausſchuß nahm an, daß bei den Betreffenden 
nicht böſer Wille vorlag, ſondern, daß man ſich des Parteitagsbeſchluſſes nicht 
mehr erinnerte. Um nun dem Einwand der Vergeßlichkeit der Genoſſen zu 
begegnen, hat der Ausſchuß ein Formular den Vertrauensperſonen zugeſtellt, 
deſſen Ausfüllung die Berichterſtattung auf ein Mindeſtmaß erleichtert. Soweit 
die Vertrauensperſonen die Rückſendung der Formulare vor dem Parteitag 
bewirken, wird die Inhaltsangabe bei der mündlichen Berichterſtattung Ver⸗ 
wendung finden. Es ſteht zu erwarten, daß die Genoſſen mit der getroffenen 
Neuerung ſich raſch befreunden. Sie wird weſentlich dazu beitragen, die 
zentraliſtiſche Grundlage unſerer Organifation zu ſtärken, ohne daß der ander⸗ 
weiten ſelbſtändigen Bethätigung der Genoſſen Eintrag geſchieht. 

Außer der Pflege der Parteiorganiſation im Allgemeinen, ſtellen die 
Vorbereitungen für die im nächſten Jahre ſtattfindenden Reichstagswahlen hohe 
Anforderungen an die Organiſationsarbeit der Genoſſen. Bis auf wenige 
Ausnahmen haben die Genoſſen auf Landes» und Provinzialparteitagen ſich 
mit der Errichtung von Zentral⸗Wahl⸗Komitees für die nächſten Reichstags⸗ 
wahlen einverſtanden erkärt, theilweiſe auch die Kandidatenfrage geregelt. In 
Bezug auf die Abgrenzung der den Zentral-Komitees unterſtehenden Gebiete 
haben die Genoſſen auf geſchehene Umfrage von Seiten des geſchäftsführenden 
Ausſchuſſes ſich im Großen und Ganzen mit den bei den Wahlen im Jahre 1893 
getroffenen Abgrenzungen einverſtanden erklärt. Ausſtellungen, deren Berechtigung 
anerkannt werden mußte, haben Erledigung gefunden. Die Partei iſt für den 
Wahlkampf gerüſtet, der Aufmarſch kann ſtündlich beginnen. Wo noch eine 
Lücke vorhanden fein ſollte, wird dieſelbe in Ausführung der Beſchlüſſe des 
Parteitages ausgefüllt werden. 

Die Anwendung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahl⸗ 
rechts ſetzt die uneingeſchränkte Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit voraus, ſoll der 
Volkswillen unbeeinflußt und unverfälſcht zum Ausdruck gelangen. Wie wenig 
erfreulich es in Deutſchland in dieſer Beziehung noch beſtellt iſt, dafür lieferte 
die Inſzenirung des erſt am 8. März d. J. zum Abſchluß gekommenen Prozeſſes 
Auer und Genoſſen den beſten Beweis. Der Verſuch unſerer Fraktion bei der 
Berathung des Bürgerlichen Geſetzbuches, den eines politiſch reifen Volkes 
unwürdigen Zuſtand zu beſeitigen, ſcheiterte an der Vertrauensſeligkeit des 
Zentrums gegenüber den Verſprechungen der Regierung. 

Der Reichskanzler erklärte am 27. Juni v. J. unter Anderem: „Wie 
bereits bei der dritten Berathung des ſogenannten Nothvereinsgeſetzes erklärt 
worden ift, beſteht die begründete Zuverſicht, daß das von den verſchiedenen 
Bundesſtaaten für politiſche Vereine erlaſſene Verbot, mit andern Vereinen in 
Verbindung zu treten, außer Wirkſamkeit werde geſetzt werden.“ Er fügte 
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hinzu: „Ich kann auf Grund der inzwiſchen unter den betheiligten Regiernngen 
gepflogenen Erörterungen dieſe Erklärung dahin ergänzen, daß es in der 
Abſicht dieſer Regierungen liegt, die Beſeitigung des durch das Verbot 
geſchaffenen Rechtszuſtandes herbeizuführen.“ 

Wie gerechtfertigt die von unſern Rednern bei dieſer Gelegenheit aus: 
gedrückten Zweifel an der Einlöſung des gegebenen Verſprechens waren, 
hat durch den Verlauf der Thatſachen Beſtätigung erhalten. Zwei von 
den in Betracht kommenden Regierungen, Schwarzburg⸗Sondershauſen und 
Reuß j. L., haben die gegebene Zuſage eingelöſt. Letzteres glatt ohne jede 
Kompenſation. In Schwarzburg ging es ohne eine ſolche nicht ab, „indem 
Verſammlungen, in denen öffentliche Angelegenheiten unter Theilnahme von 
Perſonen beiderlei Geſchlechts erörtert werden ſollen, von der Ortspolizeibehörde 
verboren werden ſollen, wenn dies im Intereſſe der öffentlichen Ordnung oder 
der Sittlichkeit erforderlich erſcheint.“ Immerhin iſt der jetzige Zuſtand ein 
Vortheil gegen den frühern, indem neben dem Verbot des Inverbindung⸗ 
tretens für politiſche Vereine noch die Beſtimmung in Kraft war, daß „Arbeiter⸗ 
vereine und ⸗Verbrüderungen, welche politiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche 
Zwecke verfolgten,“ verboten waren. 

Unter welchen ſchweren Geburtswehen der Wechſelbalg der preußiſchen 
Vereinsgeſetznovelle zur Welt kam, iſt noch in allgemeiner friſcher Erinnerung. 
Dem am 20. Mat d. J. erſchienenen Aufruf der Fraktion folgend, entfalteten 
die Genoſſen eine umfangreiche Proteſtbewegung, die ihren Einfluß bis weit in 
die bürgerlichen Kreiſe hineintrug. 

Dieſe Agitation unterſtützte der geſchäftsführende Ausſchuß mit der 
Herausgabe eines Flugblattes, betitelt „Das Attentat auf das Vereins⸗ und 
Verſammlungsrecht,“ das in einer Auflage von 2 Millionen Exemplaren zur 
Verbreitung gelangte. Die Thatſache, daß die Verſuche ſich wiederholt haben, 
den preußiſchen Landtag gegen den Reichstag auszuſpielen, und das Schickſal 
einer für das geſammte öffentliche Leben hochwichtigen Geſetzesvorlage nur 
von einigen Stimmen abhing, hat die Frage, ob wir uns an den preußiſchen 
Landtagswahlen betheiligen ſollen, in den Vordergrund gedrängt. Der Parteitag 
wird darüber Entſcheidung treffen. 


* * 
“ 


Wenn auch im Tempo des Schneckengangs, ein Fortſchritt iſt auf dem 
Gebiet des Arbeiterſchutzes doch zu verzeichnen. In dem laufenden Etat des Groß⸗ 
herzogthums Heſſen ſind auf Drängen unſerer Genoſſen im Landtag die Stellen 
von 2 weiblichen Fabrilinſpektoren vorgeſehen. Ebenſo iſt dem Fabrikinſpektor 
für das Großherzogthum Weimar ein weiblicher Aſſiſtent beigegeben. Des 
Weiteren ſind am 31. Mai und am 31. Juli d. J. Verordnungen des 
Bundesraths erlaſſen, wovon die letztere Vorſchriften giebt über die Beſchaffen⸗ 
heit und Einrichtung der Buchdruckereien und Schriftgießereien, während die 
erſtere neben denſelben Beſtimmungen noch die Arbeitszeit der Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeiter in den Betrieben der Kleider⸗ und Wäſchekonſektion 
regelt. Die vom 4. März 1896 datirte Bäckereiverordnung hatte wiederum 
die verſchiedenſten Anfechtungen zu beſtehen. Der parlamentariſche Sturmlauf 
dagegen iſt an anderer Stelle erörtert. Es verdient aber hervorgehoben zu 
werden, daß ſeitens der Arbeitgeber in 2 Fällen der Verſuch gemacht wurde, 
die Rechtsgiltigkeit der Verordnungen vor den ordentlichen Gerichten anzufechten. 
Am 7. Februar hat das Kammergericht in Berlin und am 6. April das 
dessau de in Hamburg die Rechtsgiltigkeit der Bäckereiverordnung 
anerkannt. 
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In den Verhältniſſen begründet, war das Jahr reich an Ausſtänden. 
Der bedeutendſte unter denſelben war der Hamburger Hafenarbeiterſtreik. Die 
Bedeutung deſſelben lag weniger in der Eigenart der dabei in Betracht 
kommenden Arbeſterkategorien, auch nicht in der Zahl der Betheiligten und der 
12 wöchentlichen Dauer deſſelben, ſondern in der Solidaritätsbekundung der deutſchen 
Arbeiterſchaft, wie fte bisher in ſolchem Maße noch nicht erfolgt war. Es war Ham⸗ 
burg, das Hilfe heiſchte, Hamburg, deſſen klaſſenbewußte Arbeiterſchaft ſo oft den 
bedrängten Klaſſengenoſſen hilfsbereit zur Seite geſtanden hatte. Die Sympathie 
und Unterſtützung, die der Hamburger Hafenarbeiterſtreik bei den deutſchen 
Arbeitern gefunden hat, iſt die gereifte Frucht der Saat, für die Hamburgs 
Arbeiter reichlich den Boden beackert haben. In der Anregung für die Arbeiter, 
die Solidarität ſchon in Erwartung der Wiedervergeltung üben zu müſſen, liegt 
die Bedeutung des Hamburger Hafenarbeiterſtreiks. Nach der Abrechnung des 
Streikkomitees betrug die Einnahme die Summe von 1613 600 Mark. Unter 
Anderem haben aufgebracht: 

Aachen 1062, — M. Altenburg 1156,10. Augsburg 1605,62. Berlin 
166 525,38. Bochum 2240,75. Bremen 12 064,30. Bremerhaven 6150,—. 
Brandenburg 2920, —. Bant 3895,50, Bielefeld 5480, —. Breslau 5929, —. 
Chemnitz 6778,90. Kaſſel 2868,65. Dortmund 3705,05. Dresden 24 078,71, 
Düſſeldorf 4751,84. Elberfeld 12 683,87. Eſſen 2316,27. Elmshorn 1480, —. 
Eßlingen 1010, —. Erfurt 1800,—. Flensburg 4160,60. Forſt 1432,85. 
Frankfurt a. M. 18 406,12. Gera 2312,25. eeſtemünde 1400, —. Gorlitz 
1173, —. Gotha 1087,06. Greiz 1035,08. Halberſtadt 1513,71. Hannover 
16 099,57. Haſtedt und Hemelingen 1086,05. Halle a. S. 5065, —. Kiel 
11 108,25. Lüdenſcheid 1126,60. Leipzig 52 552,74. Neumünſter 5200,—. 
Nürnberg 18 820,51. Offenbach 1134,69. Ronsdorf 1397,32. Roſtock 6996,35. 
Stuttgart 16 343,09. Stettin 4682,10. Solingen 5041,16. Wilſter 1905,32. 
Zwickau 1212,65. 2. oldenburgiſcher und 2. hannöverſcher Wahlkreis 2000, —. 
Die drei Hamburger Wahlkreiſe 171 227,61 M. Altona⸗Ottenſen 62 500 M. 
Wandsbeck 11500 M. Wilhelmsburg 3217,27 M. Harburg 1000 M. 

Von den Hafenarbeitern wurden im Streikgebiet auf Liſten geſammelt 
90 285,77 M.; von Privatleuten auf Liſten 22 290,71 M.; ferner wurden von 
Privatleuten, Klubs, Vereinen ꝛc. aufgebracht 95 244,48 M. 

Das Ausland betheiligte ſich mit 69 529,72 M., darunter England mit 
35 254,53 M. 


Den die Landagitation betreibenden Genoſſen bietet die Behandlung des 
Geſindes ſeitens der Gutsbeſitzer und Pächter reiches Material. Ein beſonderer 
Anlaß eine gegen die Geſindeordnungen gerichtete Agitation zu entfalten, lag 
nicht vor. Die in einzelnen Provinzen ausgeführte diesbezügliche Agitation 
fand von der Parteileitung kräftige Unterſtützung. 

Zur Ergänzung der Illuſtrationen über die rechtliche Stellung der land⸗ 
und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter und des Geſindes, wie ſolche in dem 
parlamentariſchen Bericht gegeben ſind, ſei noch erwähnt, daß für Mecklenburg 
das Züchtigungsrecht über die auf dem Gute verdingten Kinder bis zum 14. Jahre 
durch Urtheil des Oberlandesgerichts in Roſtock in einem Fall dem Arbeitsgeber 
zugeſprochen worden iſt. Im Gothaer Landtag bezeichnete Genoſſe Hildebrandt 
die Gefindeordnung als ein Denkmal der Schande und ſtellte feſt, daß ein 
geſchlagenes Mädchen in Gotha einen Anwalt zur Führung ihrer Klage nicht 
finden konnte. Im Anſchluß an die lebhaft geführte Debatte ſetzten unſere 
Genoſſen folgenden Antrag durch: > 
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Der Landtag wolle beſchließen, die herzogliche Staatsregierung zu 
erſuchen, dem Landtag einen Geſetzentwurf vorzulegen, nach welchem eine 
Neuregelung der Rechtsverhältniſſe des Geſindes zu ihren Arbeitgebern 
bezw. zu ihrer Dienſtherrſchaft in der Weiſe durchgeführt wird, daß die aus 
dem Jahre 1797 ſtammende Geſindeordnung als unzeitgemäß und modernen 
Rechtsanſchauungen hohnſprechend, aufgehoben wird. 

Die Mehrheit der Verwaltungskommiſſion unter Führung des Herrn 
Liebetrau, Oberbürgermeiſter in Gotha, wünſchte nur eine zeitgemaße Umgeſtaltung 
der Geſindeordnung, blieb im Plenum jedoch in der Minderheit. 


E * 
a 


In dem vorjährigen Bericht führten wir einzelne eklatante Fälle an, 
um zu zeigen, welchen Plackereien die Parteigenoſſen ſowohl in der Ausübung 
der Agitation wie auch dann ausgeſetzt ſind, wenn ſie ſich in Gemeinſchaft mit 
ihren Familien im Kreife Gleichgeſinnter einige Stunden der Erholung und 
der Freude gönnen wollen. Wir regiſtriren auch diesmal ein paar ſolcher 
Fälle. In Hildesheim wurde nicht geduldet, in einer Verſammlung den Fall 
„Brüſewitz“ zu erörtern. Die Verſammlung wurde auf Grund des 8 10 Titel 17 
des Allgemeinen Landrechts verboten und dem Einberufer eröffnet, das Verbot 
werde erſt dann zurückgenommen, wenn er genügende Gewähr für die Tages⸗ 
ordnung gebe. Im Januar wurde in Hannover ein Tanzvergnügen des 
Geſangvereins „Ferdinand“ dadurch verhindert, daß der Verein als politiſcher 
erklärt wurde, an deſſen „Verſammlungen“ Frauensperſonen, Schüler und 
Lehrlinge nicht theilnehmen dürfen. Der politiſche Charakter des Geſangvereins 
wurde dadurch als erwieſen erachtet, daß der Verein dem als politiſchen Verein 
bekannten Verband „Bund der vereinigten Liedertafeln von Hannover und 
Umgegend“ angehöre, und in den Vereinsverſammlung Lieder mit ausgeſprochen 
politiſcher Tendenz zum Vortrag gebracht habe. Die Behandlung der Gewerk⸗ 
ſchaften bewegte ſich in gleicher Richtung. In Roßwein, im Muſterland 
Sachſen, wurde die Abhaltung eines Balles des Arbeiter⸗ und Arbeiterinnen⸗ 
vereins verboten, weil der Verein nur 6 weibliche Mitglieder beſitze, und ſomit 
der Ball als öffentliches Tanzvergnügen im Sinne des Roßweiner Tanzregulativs 
anzuſehen ſei. — Der Vorſitzende des Vereins der Packer, Kutſcher und Markt⸗ 
helfer in Dresden erhielt ein Strafmandat in Höhe von 30 Mark, weil an 
einem in einem Gartenreſtaurant abgehaltenen Gartenfeſt des Vereins Eltern ſich 
erdreiſtet hatten, ihre ſchulpflichtigen Kinder theilnehmen zu laſſen, ohne die hohe 
obrigkeitliche Erlaubniß dazu eingeholt zu haben. 

So zahlreich nun auch die exiſtirenden Verordnungen und ſonſtigen 
polizeilichen Handhaben ſind, Vergnügungen oder geſellige Zuſammenkünfte 
der Arbeiter zu beeinträchtigen, für alle Fälle reichen dieſelben nicht aus. 
Aber das Gebot der Sozialiſtentödterei macht erfinderiſch. Der Landrath des 
holſteiniſchen Kreiſes Steinberg hat zu dem Auskunftsmittel der „freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und Strafvollzugs“ ſeine Zuflucht genommen. Das Auskunfts⸗ 
mittel beſteht darin, daß die Wirthe ſich „freiwillig“ unterſchriftlich verpflichten, 
für jeden Fall, daß in ihren Lokalitäten die Arbeiter⸗Marſeillaiſe geſungen 
wird, eine Geldbuße von 50 Mk. zu entrichten. Aber an den Wohn⸗ und Amtsſitz 
dieſes erfindungsreichen Landraths, in Itzehoe öffneten ſich zu gleicher Zeit den 
Arbeitern die Hallen eines der größten Lokale der Stadt, das ihnen unter 
dem Druck der Androhung des Militärboykotts mehrere Jahre nicht zur 
Verfügung geſtanden hatte. 

Die Infizirung des Heeres mit ſozialdemokratiſchen Tendenzen erfüllt 
die Vertreter der Theorie des „blinden Gehorſams“ fortgeſetzt mit banger 
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Sorge. Periodiſch kehren die Veröffentlichungen der Kriegsminiſterien der 
Einzelſtaaten wieder, in denen „das Verbot des Haltens und Verbreitens 
ſozialdemokratiſcher Druckſchriften, jede Dritten erkennbare Bethätigung ſozial⸗ 
demokratiſcher Geſinnung, und jede Betheiligung an Verſammlungen, Feſtlich⸗ 
keiten oder Geldſammlungen, wozu die beſondere dienſtliche Erlaubniß nicht 
ertheilt iſt, in Erinnerung gebracht wird“. — Genoſſen, die als ſolche in das 
Heer eintreten, bedürfen der Warnung nicht. In den bis zum Eintritt in 
das Heer indifferent gebliebenen jungen Leuten werden ſolche Verordnungen 
die Neugierde rege machen und wacherhalten, bis ſie ungeſtraft dieſelbe 
befriedigen können. 


Ugitation. Wie immer, fo auch im Berichtsjahr liefen die Wünſche 
von den Genoſſen zahlreich ein, beliebte Redner und Parlamentarier zur Unter⸗ 
ſtützung der Agitation zu erhalten. So auch bei Gelegenheit der Abhaltung des 
vorjährigen Parteitags. Soweit als angängig wurde den Wünſchen der Genoſſen 
entſprochen. Während des vergangenen Winters machte der geſchäftsführende 
Ausſchuß den Verſuch, die Agitation durch nicht mit einem Mandat belaſtete 
Genoſſen zu unterſtützen. Dieſer Verſuch wurde ſeitens der Genoſſen nicht in 
wünſchenswerther Weiſe unterſtützt. Wie alljährlich, fo auch in dieſem Jahr, 
fanden ſich nach Schluß des Reichstags eine Anzahl unſerer Abgeordneten bereit, 
größere Agitationstouren zu übernehmen. Dieſelben ſind theils zur Ausführung 
gelangt, theils noch in der Ausführung begriffen. Die Agitation in großen 
Partei⸗ und Volksverſammlungen wird immer mehr beeinträchtigt. Beein⸗ 
fluſſungen der Lokalinhaber ſeitens der Behörden und der Unternehmer ergänzen 
ſich gegenſeitig. In zahlreichen Wahlkreiſen ſtehen den Genoſſen keine größeren 
Lokale, in denen Agitationsverſammlungen abgehalten werden können, zur 
Verfügung. Der Erfolg der Saalabtreiberei beruht nicht immer in dem Mangel 
energiſcher Gegenwehr ſeitens der Genoſſen, ſondern in dem Beſtreben der Wirthe, 
es mit den Behörden und der „honetten Geſellſchaft“ nicht zu verderben. In 
Garniſonſtädten haben die Saalbeſitzer die Wahl zwiſchen dem Militärboykott 
und der Lokalſperre ſeitens der Arbeiter. Wirthe, die charakterſchwach genug 
waren, das den Arbeitern gegebene Verſprechen, ihr Lokal zu Verſammlungs⸗ 
zwecken zur Verfügung zu ſtellen, zu brechen, haben oft zu ihrem Schaden 
erkennen müſſen, daß ſie eine ſchlechte Wahl getroffen hatten. War die von 
den Arbeitern verhängte Lokalſperre nicht immer von augenblicklichem Erfolg, 
fo führte Beharrlichkeit und konſeauente Durchführung der Maßregel meiſtens 
zum Ziel. So noch jüngſt in Itzehoe, wo mehrere Jahre ein großer Saal den 
Genoſſen nicht zur Verfügung ſtand. e 

Je mehr den Genoſſen die Agitation in Verſammlungen erſchwert wurde, 
deſto mehr wandten dieſelben der Verbreitung der Preſſe und der Verbreitung 
von Druckſchriften, Flugblättern ꝛc. ihr Augenmerk zu. Orte und Kreife, die 
aus eigenen Mitteln die erhöhten Agitationskoſten, welche die Druckſchriften⸗ 
Verbreitung erforderte, nicht beſtreiten konnten, erhielten entweder einen ent⸗ 
ſprechenden Zuſchuß aus der Parteikaſſe oder aus dem Verlag der Buchhandlung 
Vorwärts einen größeren Poſten der gewünſchten Agitationsſchriften. Einem 
Antrag der Genoſſen in Memel entſprechend, fand eine größere Auflage von 
„Nieder mit den Sozialdemokraten“ in lithauiſcher Ueberſetzung Verbreitung in 
dem dortigen Landgebiet. 

Die ſchon im vorjährigen Bericht erwähnten Plackereien und Verfolgungen 
der Druckſchriftenverbreiter ſpielten ſich ſtets pon Neuem für die Betheiligten 
mit wechſelndem Glück ab. So lange im lieben, geeinten Deutſchland die 
gartikularen buntſcheckigen Geſetze und Verordnungen über die Verbreitung 
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von Druckſchriften beſtehen, ſo lange noch die theils über und an 100 Jahre 
alten Sabbathverordnungen noch exiſtiren, und Abſatz 11 des § 360 des 
R. St. G., handelnd vom „groben Unfug“, richterliche Anwendung auf Ver⸗ 
breiter ſozialdemokratiſcher Flugblätter und Druckſchriften findet, fo lange 
müſſen die Genoſſen mit dieſem Zuſtand ſich ſo gut abzufinden ſuchen, wie es 
eben geht. 

In der Parteipreſſe wurde über ein paar größere und ältere Parteiorte 
Klage geführt, in denen das vom Ausſchuß herausgegebene Flugblatt „das Attentat 
auf das Vereinsrecht“, nicht mit der in der Partei gewohnten Präziſion zur 
Vertheilung gelangte. Wir wollen die Orte nicht namhaft machen. Die 
Genoſſen mögen aber bedenken, daß von der peinlichſten Beobachtung ge⸗ 
troffene Anordnungen der Erfolg abhängt, oder unter Umſtänden eine große 
Schädigung der Partei abgewendet wird. Es genügt nicht, daß wir agitiren, 
ſondern es muß auch mit der Agitation auch zur rechten Zeit eingeſetzt 
werden. 

Die Landes⸗ bezw. Provinzial⸗Organiſation zur Leitung der Agitation 
in den betreffenden Landestheilen iſt die alte geblieben. Nur die rheiniſchen 
Genoſſen haben auf dem am 17. Januar d. J. in Eſſen abgehaltenen 
rheiniſchen Parteitag eine Aenderung getroffen, indem ſie die Rheinprovinz in 
zwei Agitationsbezirke, den nieder⸗ und den oberrheiniſchen, zerlegten. Sitz des 
Agitationskomitees des erſteren iſt Elberfeld geblieben; der Sitz des andern 
iſt nach Köln verlegt. 

Eine der wunderlichſten, dem 8 8 des preußiſchen Vereinsgeſetzes ent⸗ 
ſproſſene Erſcheinung, zeitigte die vorjährige rheiniſche Agitationstour des 
Genoſſen Molkenbuhr. Das aus 3 Perfonen beſtehende Agitationskomitee war 
inſoweit an der Sache betheiligt, als es die Anmeldungen der Wünſche der 
Genoſſen bezüglich der Verſammlungen entgegennahm, alſo nur die Reihenfolge 
der Verſammlungen ordnete. Die Verſammlungen ſelbſt wurden von den örtlichen 
Vertrauensperſonen einberufen. Nichtsdeſtoweniger wurden die Verſammlungen 
von den die Aufſicht führenden Organen, als Verſammlungen des Vereins 
„Rheiniſches Agitations-Komitee“ betrachtet, an denen Schüler, Lehrlinge und 
Frauen nicht theilnehmen dürften. Im Bereich des Agitations⸗Komitees für das 
weſtliche Weſtfalen ſpielten ſich die gleichen Vorgänge ab. Das rheiniſche Agitations⸗ 
komitee führte nach Erledigung des Beſchwerdewegs die Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren herbei. Jedoch ohne den erhofften Erfolg. Durch 
Erkenntniß vom 20. Oktober v. J. trat das Oberverwaltungsgericht der Anſicht 
bei, daß das Komitee ein politiſcher Verein im Sinne des preußiſchen Vereins: 
geſetzes ſei. Um in dieſem Jahr den Frauen die Theilnahme an den Ver: 
ſammlungen zu ermöglichen, ordnete der Referent, Genoſſe Molkenbuhr, die 
Reihenfolge der Verſammlungen ſelbſt. 


Die „Perle“ der deutſchen Vereinsgeſetze, iſt bekanntlich das ſächſiſche 
Juwel. 8 20 deſſelben beſtimmt: „Vereine, in deren Zweck es liegt, 
Geſetzesübertretungen oder unſittliche Handlungen zu begehen, dazu aufzufordern 
oder dazu geneigt zu machen, ſind verboten.“ Dieſen Paragraph ſoll der 
Agitationsverein des 16. ſächſiſchen Reichstagswahlkreiſes verletzt haben dadurch, 
daß Mitglieder im Jahre 1895 und der Vorſitzende in emer Verſammlung 
Aeußerungen gethan haben, die bei den Mitgliedern Haß und Erbitterung 
gegen andere Volksſchichten und mit dieſen unſittliche Leidenſchaften zugleich 
die von ihnen unzertrennliche Geneigtheit zu unſittlichen, ja vielleicht geſetz⸗ 
widrigen Handlungen erwecken. Das Verbot des Chemnitzer Stadtraths fand 
die Beſtätigung durch die Kreishauptmannſchaft. Nun, die Chemnitzer Genoſſen 
werden auch ohne den Agitationsverein bei den bevorſtehenden Land⸗ und 
Reichstagswahlen ihren Mann zu ſtehen wiſſen. 
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Die Geſammtſumme der Agitationszuſchüſſe an die einzelnen Kreiſe 
erſehen die Genoſſen aus dem Kaſſenbericht. Sie wurden da gegeben, wo die 
Erhaltung des Einzelnen im Intereſſe der Agitation von den Vetheiligten für 
nothwendig erachtet wurde, oder da, wo der Agitationsbezirk ein ſo umfangreicher 
war, daß die Aufbringung der Mittel die Kräfte der zahlungsfähigen Parteiorte 
überſtieg. Der Natur der Sache entſprechend, iſt ein Theil der Zuſchüſſe ein 
laufender. 


Wahlen. Im verfloſſenen Berichtsjahr war die Partei bei 9 Nach⸗ 
wahlen zum Reichstag betheiligt, und zwar in den Wahlkreiſen: Weſthavelland, 
Gießen, Mainz, dem 13. württembergiſchen und 2. badiſchen Wahlkreis, Torgau⸗ 
Liebenwerda, Bergheim⸗Euskirchen, Wiesbaden und Königsberg. Die im vor⸗ 
jährigen Bericht ausgeſprochene Hoffnung, auf Eroberung des Kreiſes Weſt⸗ 
havelland, iſt in Erfüllung gegangen. Dagegen iſt es uns nicht gelungen, 
das infolge der Mandatsniederlegung des Genoſſen Joſt erledigte Mandat in 
Mainz zu behaupten. Das Minus betrug 175 Stimmen, das in Verbindung 
mit den am 5. Oktober erfochtenen Sieg bei den heſſiſchen Landtagswahlen 
zu der Hoffnung berechtigt, daß die Mainzer Genoſſen bei den nächſten 
allgemeinen Wahlen die erlittene Schlappe wett zu machen verſtehen werden. 
— Die am 5. November v. J. vollzogene Wahl in Gießen brachte uns gegen 
die Wahl von 1893 einen Gewinn von rund 500 Stimmen, womit wir 
an die 2. Stelle rückten und den 2. Wahlgang in einer Stichwahl aus⸗ 
fechten mußten. Die Genoſſen gingen mit gleichem Eifer wie bei der Haupt⸗ 
wahl an die Arbeit, in dem Bewußtſein, Vorarbeit für die nächſten allgemeinen 
Wahlen zu verrichten. Unſere Stimmenzahl erhöhte ſich auf 5256 gegen 2852 
Stimmen bei der Hauptwahl. — Ein Rückgang von faſt 1100 Stimmen im 
Kreiſe Wiesbaden brachte die Partei bei der Wahl am 9. Juni d. J. an 
3. Stelle. Die Hauptſchuld an der erlittenen Schlappe fällt mit 800 Stimmen 
der Stadt Wiesbaden zu. Die Urſache davon, daß die Schlappe eintreten 
mußte, bezeichnet der Schluß eines Artikels unſeres Frankfurter Organs recht 
treffend. Derſelbe lautet: „Eine bittere Lehre — aber hoffentlich eine heil⸗ 
ſame Lehre! Wir empfangen ſie gerade noch zeitig genug, ein Jahr vor den 
allgemeinen Wahlen, um ſie bis dahin gründlich zu beherzigen. Das kom⸗ 
mende Jahr wird zeigen, ob die Wiesbadener Arbeiter den Ernſt und die Kraft 
beſitzen, ſich eine ſtramm⸗politiſche Organiſation zu ſchaffen, um die Scharte 
von 1897 im Jahre 1898 auszuwetzen.“ Die Mahnung, der Schaffung einer 
ſtramm⸗politiſchen Organiſation, dürften die Genoſſen auch in manch anderen 
Kreiſen ſich recht zu Herzen nehmen. — Die Nachwahl in Königsberg war 
bedingt durch den ſchmerzlichen Verluſt, den die Partei durch den am 1. April 
erfolgten Tod unſeres unvergeßlichen Genoſſen Schultze erlitten. In der am 
10. Juni erfolgten Wahl des Genoſſen Haaſe iſt mit die ſchönſte und höchſte 
Anerkennung enthalten für die Thätigkeit, die der ſo früh verſtorbene Schultze auf 
dem äußerſten öſtlichen Vorpoſten bei Lebzeiten entwickelt hat. Die Wahl 
vom 10. Juni brachte den Genoſſen gegenüber der Wahl vom 15. Juni 1893 
ein Mehr von 944 Stimmen und damit eine Mehrheit von 696 Stimmen über 
die drei gegneriſchen Kandidaten. — Die Wahlen im 13. württembergiſchen 
und zweiten badiſchen Wahlkreis, desgleichen in Torgau⸗Liebenwerda und 
Bergheim⸗Euskirchen kamen nur vom agitatoriſchen Geſichtspunkt in Betracht. 
In allen 4 Kreiſen wurde mit geringfügigen Schwankungen die Stimmenzahl 
der Wahl von 1893 gehalten. Im Wahlkreis Torgau hielten die Genoſſen 
das Zünglein der Waage bei der Entſcheidung zwiſchen dem Freiſinnigen und 
dem Konſervativen. Das Liebeswerben der letzteren wurde gebührend ab⸗ 
gewieſen. Der Wahlkreis ging den Konſer vaten Sporen, — In 2 Wahl⸗ 
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kreiſen, Weſtpriegnitz und dem fünften oberpfälziſchen, zu dem Fuchsmühl 
berüchtigten Angedenkens gehört, ſteht Nachwahl bevor. Im erſteren kan⸗ 
didirt unſerſeits Genoſſe Hintze⸗Stendal und im letzteren Genoſſe Breder⸗ 
Nürnberg. 

Die im September vorigen Jahres vollzogenen Wahlen zum Gothaer 
Landtag brachten der Partei einen Gewinn von 7 Mandaten, ſodaß jetzt 8 Sitze 
ſich in unſerem Beſitz befinden. — Am 5. Oktober v. J. fanden die Neu⸗ 
wahlen zum heſſiſchen Landtag ſtatt. Dieſelben brachten uns, neben der 
Behauptung der alten Sitze, den Gewinn eines Mandats — Offenbach Stadt. 
Unſere Partei iſt nunmehr durch vier Abgeordnete im hefſiſchen Landtag ver⸗ 
treten. In Offenbach wurde die Wahlmännerliſte der bürgerlichen Parteien 
durch die unſere mit einem Mehr von 221 Stimmen geſchlagen. — Das in 
unſerem Beſitz befindliche Mandat für den Landtag von Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen wurde bei der am 30. Oktober vorigen Jahres vollzogenen Neuwahl 
behauptet. Genoſſe Appel ſiegte in Frankenhauſen. Der Sieg der Genoſſen 
im Kreis Königsſee wurde dadurch hinfällig, daß der Erwählte dem Programm 
unſerer Partei untreu wurde. — Am 20. November v. J. hatten die Cannſtätter 
Genoſſen das durch den Tod des wackeren Genoſſen Glaſer erledigte Mandat zum 
württembergiſchen Landtag zu vertheidigen. Durch die Haltung der Volks⸗ 
parteiler unterlag Genoſſe Tauſcher in der Stichwahl am 3. Dezember. — 
Glücklicher waren die Geraer Genoſſen, die mit 728 gegen 325 Stimmen den 
Genoſſen Vetterlein in den Landtag von Reuß j. L. ſandten. Das Mandat 
war durch den Tod des Genoſſen Hahn erledigt. — Der vorjährige Verſuch 
der Oldenburger Genoſſen, in den Landtag einzudringen, ſcheiterte zwar, jedoch 
unterlagen wir in Delmenhorſt mit nur 7 Stimmen, was hoffen läßt, daß der 
zweite Anſturm von Erfolg begleitet ſein wird. — Bei den vorjährigen Wahlen 
zum Lippe⸗Detmolder Landtag brachten die Genoſſen des Kreiſes Lemgo⸗Blomberg 
ihren Kandidaten in die Stichwahl mit dem Freiſinnigen, der Sieger blieb. — 
Zu erwähnen ift noch, daß die württemberger Genoſſen außer im Cannſtätter 
Kreis ſich an der Wahl im Kreis Gmünd betheiligten, in dem Genoſſe Blos 
892 Stimmen erzielte. Im Gothaer und Altenburger Landtag brachten die Ge: 
noſſen Initiativ⸗Anträge auf Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten 
und geheimen Wahlrechts ein, die zwar eine Mehrheit nicht fanden, ihre 
agitatoriſche Wirkung aber zweifellos nicht verfehlen werden. Dieſen Herbſt 
finden die Ergänzungswahlen zum Landtag im Königreich Sachſen, in Baden, 
Meiningen und Sachſen⸗Weimar ſtatt. In den 4 Staaten ſind die Genoſſen 
bereits in voller Thätigkeit bei der Wahlarbeit. Die badiſchen Genoſſen nähren 
die begründete Hoffnung, den ſeitherigen unheilvollen Einfluß der National⸗ 
liberalen im „Muſterländle“ zu brechen. 

Vor wie nach wenden die Genoſſen ihre Aufmerkſamkeit der Betheiligung 
an den Gemeindewahlen zu. Bei dem Ende v. J. in Sachſen in zahlreichen 
Gemeinden bethätigten Ergänzungswahlen haben die Genoſſen ihren Beſitzſtand 
behauptet, ſo arg auch der geſammte Ordnungsklüngel Sturm lief, die Ge⸗ 
noſſen aus den feitherigen Positionen zu werfen. In der Verlegenheit über 
ihren Mißerfolg tröſtete ſich die kartellirte Ordnungsſippe mit der Phraſe 
Stillſtand ſei Rückſchritt. Ebenſo haben die Genoſſen in Vaden da wo der 
Beſitzſtand zu vertheidigen war, dieſen behauptet, als wie auch z. B. in Horn⸗ 
berg im Schwarzwald, wo 4 Genoſſen gewählt wurden, vielfach neues Terrain 
erobert. Das Gleiche iſt von den verſchiedenſten Gegenden Preußens, wir 
führen z. B. an Köpenick bei Berlin, Elmshorn in Holſtein, Gräfrath bei 
Solingen, Grabow und Bredow in Pommern zc., zu jagen. Auch in den beiden 
Reußenländern haben die Genoſſen ihren Einfluß in den Gemeindevertretungen 
erweitert. Poſſirlich war das Mannöver, das die Nationalliberalen in Mannheim 
wohl als letzten Verſuch machten, die gehaßten Sozialdemokraten zu werfen. 
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Eine Kandidatenliſte des „Verbandes nicht ſozialdemokratiſcher Arbeitervereine“ 
war der Trik, der ziehen ſollte, aber ſchmählich Fiasko machte. Die Gegner 
brachten es auf 2323 Stimmen, während die ſozialdemokratiſche Liſte 3728 
Stimmen auf ſich vereinigte. Bei den Wahlen zu den Bezirkstagen in den 
Reichslanden haben wir das Mandat des Genoſſen Böhle in Straßburg be⸗ 
hauptet und einen neuen glänzenden Sieg in dem Kanton Markirch erfochten. 
Genoſſe Bueb ſiegte mit 1343 gegen 788 Stimmen. 

Während die Verſuche der Hamburger Genoſſen in die „Bürgerſchaft“ — 
die geſetzgebende Verſammlung — einzudringen, bisher ſcheiterten, gelang es den 
Bremer Genoſſen, wiederum 2 Mandate, ein ſtädtiſches und eins im Landgebiet, 
zu erobern. 

Soweit wir aus dem Verfolg der Preſſe ermitteln konnten, haben im 
Berichtsjahr die Genoſſen in 23 Städten ſich mit Erfolg an den Gewerbe⸗ 
gerichtswahlen betheiligt. In allen Fällen wurden die Kandidaten der Genoſſen 
in der Klaſſe der Arbeitnehmer gewählt. Einen vollen, glatten Erfolg in der 
Klaſſe der Arbeitgeber erzielten die Genoſſen in Frankfurt a. M. mit 429 
Stimmen. Weitere Erfolge in der Arbeitgeberklaſſe erzielten die Genoſſen in 
Berlin, die 10, in Göppingen, die 2, und in Sonneberg, die 4 — die Hälfte 
der zu Wählenden — durchbrachten. Bemerkenswerth iſt, daß die Anſtrengungen 
des Zentrums in München vollſtändig belanglos blieben. Die klerikale Liſte 
brachte es auf 1985 Voten gegenüber 6602 Stimmen, die auf die Liſte des 
Gewerkſchaftsvereins entfielen. Als recht erfreulich iſt die Thatſache zu be⸗ 
grüßen, daß die Betheiligung der klaſſenbewußten Arbeiter an den Gewerbe⸗ 
gerichtswahlen ſich in aufſteigender Linie bewegt. Doch iſt unſere Mahnung 
im vorjährigen Bericht, die Genoſſen hätten bei allen Aktionen die volle That⸗ 
kraft einzuſetzen, um ſich vor Ueberrumpelungen zu ſchützen, nicht in dem 
Maße beherzigt worden, wie wir es gewünſcht hätten. In Leipzig hat die 
Zahl der Wähler gegen 1894 zwar einen Zuwachs von 463 Stimmen zu 
verzeichnen, aber die Zahl der Wählenden — 4051 — ſteht zu der Ziffer der 
Wahlberechtigten — 9000 — doch in einem großen Mißverhältniß. Läſſig, 
ja faſt fahrläſſig, war die Betheiligung der Genoſſen in Kaſſel bei der Ge⸗ 
werbegerichtswahl zu nennen. Von 5000 eingetragenen Wählern übte noch 
nicht einmal der 5. Theil ſein Wahlrecht aus. Anzuerkennen iſt die Rührigkeit 
der thatigen Genoſſen, die eine kräftige Agitation dafür entwickeln, den Land⸗ 
kreis Kaſſel in die Jurisdektion des Gewerbegerichts Kaſſel einzubeziehen, eine 
Forderung, die bei dem Beſtreben der Induſtriellen, die Etabliſſements in die 
umliegenden Ortſchaften zu verlegen, volle Berechtigung hat. Als Einigungs⸗ 
amt iſt unſeres Wiſſens ein Gewerbegericht im Berichtsjahr nicht in Aktion 
getreten. Wo es als ſolches von den Arbeitern angerufen wurde, wie z. B. 
bei dem Hamburger Hafenarbeiterausſtand und dem Streik der Tiſchler in 
Stettin, erfolgte die Ablehnung ſeitens des Unternehmerthums, deſſen protzen⸗ 
haftes Beſtreben jede Lohnbewegung unter der Aufwerfung der „Machtſrage“ 
zu behandeln, immer unverhüllter hervortritt. Die ſchnöde ablehnende Haltung 
des Unternehmerthums mit den Arbeitern über die Arbeitsbedingungen zu ver⸗ 
handeln, muß den Arbeitern die Ueberzeugung aufdrängen, daß fie einmüthig 
Theil nehmen müſſen an der Eroberung der politiſchen Macht. 

Ein Theil der im Kaſſenbericht für die Wahlagitation aufgeführten Koſten 
entfällt auf das Konto der praktiſchen Bethätigung der internationalen 
Solidarität. Die Parteileitung erachtete es als ſelbſtverſtändlich, den dies⸗ 
bezüglichen Anträgen der Genoſſen in Oeſterreich, Italien und Holland ent⸗ 
ſprechen zu ſollen. Die Genoſſen eroberten in Oeſterreich 14, in Italien 12 
und in Holland 2 Mandate. 


e * 
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Maifeier. Nach den uns zugegangenen Berichten, ſowie ben Feſt⸗ 
ſtellungen der Parteipreſſe gehörte die diesjährige Maifeier zu den impoſanteſten 
von den Arbeitern veranſtalteten Demonſtrationen. Alle gehegten Bedenken, 
die Demonſtration könne durch den Umſtand, daß der 1. Mai auf einen 
Sonnabend fiel, Einbuße erleiden, haben ſich als hinfällig erwieſen. Auch das 
in einem großen Theil Deutſchlands vorherrſchende Regenwetter vermochte nicht 
die Feſtſtimmung und Feſtfreude zu beeinträchtigen. Durchweg waren die 
Morgenverſammlungen ſtärker wie im Vorjahr beſucht. Der beſeelende Gedanke 
der Maidemonſtration hat feſt und unausrottbar in den Herzen auch der deutſchen 
Arbeiter Wurzel geſchlagen. 

Der Weiſung der Preßorgane der Scharfmacherklique entſprechend, 
hatten verſchiedene Unternehmerkoalitionen den Arbeitern die Ausſperrung an⸗ 
gedroht für den Fall, daß ſte die Arbeit am 1. Mai ruhen ließen. Zu einem 
Ernſtfall in der angedrohten Richtung, hat nur die Ausſperrung der Former 
in Leipzig geführt. Andere Ausſperrungen, die bei den Holzarbeitern und den 
Metallarbeitern in Berlin vorkamen, konnten durch vorhandene Arbeitsgelegen⸗ 
heit ausgeglichen werden. 

Andere Verſuche mit Ausſperrungen die Arbeiter zu beſtrafen, ſcheiterten 
an deren Einmüthigkeit und Geſchloſſenheit. So bei den Maurern in Magdeburg, 
und den Pianomechanikarbeitern von Morgenſtern & Kotrade in Leipzig. Eine 
andere Gruppe der Arbeiter nahm die Ausſperrung zum Anlaß in eine Lohn⸗ 
bewegung einzutreten, womit der von den Unternehmern mit der Ausſperrung 
beabſichtigte Zweck hinfällig wurde. Der berührte Streitfall der Leipziger 
Former endigte nach achttägiger Dauer, nachdem die Unternehmer die an⸗ 
gedrohte 10 prozentige Lohnreduktion hatten fallen laſſen. Wirkte auf das 
deutſche Unternehmerthum nicht der unheilvolle Einfluß der Stumm, Hued, 
Muhle, Laiszt ꝛc., die Maidemonſtration böte weniger Anlaß zu einem Zer⸗ 
würfniß zwiſchen den Arbeitern und Unternehmern. 

Im nächſten Jahre fällt der 1. Mai auf einen Sonntag. Es erübrigt ſich 
ſomit für die nächſte Maifeier den Genoſſen eine Richtſchnur bezüglich der 
Arbeitsruhe zu geben. Nichts deſtoweniger dürfen wir wohl die Erwartung 
ausſprechen, daß allenthalben die Feier eine würdige, die Grundlagen der 
Demonſtration ſcharf und prägnant heraushebende ſein wird, ſein muß. Dies 
kann und wird am beſten durch Abhaltung von Maſſenverſammlungen am 
Morgen des Tages geſchehen, während der Nachmittag den anderweiten Ver⸗ 
anſtaltungen zu widmen iſt. Der Ernſt, die Ruhe, die Würde und die Gründ⸗ 
lichkeit, womit die Arbeiter bei allen ihren Aktionen zu Werke gehen, haben unſere 
Machtſtellung begründet, ſo auch der Maidemonſtration ſiegreich Bahn gebrochen. 
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Die Parteipreſſe. Aus Parteikreiſen geäußerten Wünfchen entgegen: 
kommend, fand auf Einladung des Fraktionsvorſtandes am 8. und 9. November v. J. 
in Berlin eine Preßlonferenz ſtatt, an der Vertreter unſerer geſammten Parteipreſſe 
Theil nahmen. Da die Konferenz ſich zweckmäßig erwieſen und eine Wieder⸗ 
holung derſelben in Ausſicht genommen iſt, ſah ſich der geſchäſtsführende 
Ausſchuß veranlaßt, dem Uebelſtand, der einen Verhandlungstag in Anſpruch 
nehmenden Ausſprache über den geſchäftlichen Stand der Preſſe zu begegnen, 
eine Unterlage für weitere erſprießliche Verhandlungen zu ſchaffen. Zu 
dieſem Behufe iſt jedem Verlag unſerer politiſchen Blätter ein Formular zu⸗ 
geſtellt, deſſen gewiſſenhafte Ausfüllung und Rückſendung, die Bearbeitung 
durch die Parteileitung ermöglichen und ſie in den Stand ſetzen wird, geeignete 
Vorſchläge der ſpäteren Konferenz zur Berathung zu unterbreiten. 


Parteipreſſe. 21 


Ueber den Stand der Parteipreſſe giebt ſolgende vergleichende Tabelle 
Auſſchluß: 


Es erſchienen: an Politiſche tier 
1891 1892 1893 1894 1895 1896 1897 
wöchentlich 6 mal 27 32 32 37 39 4l 39 
e be 23 20 Es 20 20 17 15 
d 2 7 6 7 9 8 9 o 
5 * 2 10 12 11 8 9 6 5 
alle 14 Tage „ 1 — — — — Sc = 
monatlich I „ == — — — — — 1 
68 70 73 74 76 73 CH 

b) Gewerkſchaſtsblätter: 5 

1891 1892 1893 1894 1895 1896 1897 
wöchentlich 3 mal 1 1 1 1 1 1 1 
nm 2 om Ka 1 = Fe Kë = FE 
D Te 24 28 28 2m 27 27 28 
monatlich 3 „ 3 8 2 2 2 — 2 
alle 14 Tage 22 20 19 19 18 19 23 
alle 3 Wochen — — — — — 1 — 
monatlich 1 „ 4 8 5 4 5 2 3 
54 56 55 53 53 50 55 


Wie aus der vorſtehenden Tabelle erſichtlich ut. hat eine Verſchiebung 
in der Erſcheinungsart, wie auch eine Verminderung der poliliſchen Organe, 
hingegen eine Zunahme der gewerkſchaftlichen Organe ſtattgefunden. Die Ver⸗ 
minderung der politiſchen Organe entſpringt lediglich den auf der Preßkonferenz 
gepflogenen Erörterungen. Sie kann nur als im Intereſſe der Partei liegend 
bezeichnend werden. Die Reduzirung der täglich erſcheinenden Organe iſt durch 
das Eingehen der „Augsburger Volks⸗Zeitung“ und der „Bamberger Volks⸗ 
Zeitung“ bedingt. Letztere war nur Kopfblatt der „Unterfränkiſchen Volks⸗ 
Tribüne“, während die „Augsburger Volks⸗Zeitung“ noch einen ſelbſtſtändigen 
lokalen Theil aufwies. In Augsburg iſt die „Münchener Poſt“ eingeſührt, 
und in Bamberg die im Verlag der „Fränkiſchen Tagespoſt“ erſcheinende 
„Fränkiſche Volkstribüne“. 

Von den dreimal erſcheinenden Blättern wurde die „Freie Preſſe“, 
Apolda, durch die „Thüringer Tribüne“ und der „Meißener Volksfreund“ 
durch den in Dresden vom Verlag der „Sächſiſchen Arbeiter⸗Zeitung“ heraus⸗ 
gegebenen „Volksfreund“ erſetzt. Beide Parteiorte haben durch die Aenderung 
nur Vortheile zu verzeichnen. Als wirkliche Einbuße kann nur das am 
31. Dezember v. J. eingegangene „Volksblatt“ für die Reichstags⸗Wahllreiſe 
Teltow und Niederbarnim gelten. 

Aus der Reihe der wöchentlich einmal zu den dreimal wöchentlich 
erſcheinenden Organe aufgeſtiegen, iſt die „Königsberger Volkstribüne“ am 1. Mai 
d. J. Anlaß dazu bot den Genoſſen die energiſche Führung des Wahlkampſes. 

Von den zweimal wöchentlich erſchienenen Blättern iſt das Kopfblatt 
die „München: Gladbacher Arbeiterſtimme“ ausgeſchieden, dazugekommen die 
Solinger „Freie Preſſe“. 

Endlich erſcheint monatlich einmal der „Hanauer Bauernfreund“, aus⸗ 
ſchließlich der Agitation unter der Landbevölkerung dienend. 

Im weſentlich vergrößerten Format erſcheint jetzt die „Thüringer Tribüne“, 
die Elberfelder „Freie Preſſe“ und der „Stettiner Volksbote“. Wie aus den 
dem Ausſchuß bereits zurückgeſandten Formularen über die Geſchäſtslage der 
Preſſe erſichtlich iſt, nimmt der Abonnentenſtand in vielen Orten einen 
erfreulichen Aufſchwung. 
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Um der Provinzpreſſe eine Koſtenerſparniß bei guter Information in 
Bezug auf den politiſchen Nachrichtendienſt zu ermöglichen, werden die politiſchen 
Mittheilungen und Parteinachrichten des „Vorwärts“, derſelben in beſchleunigter 
Weiſe zugänglich gemacht. 

Die Zahl der Gewerkſchaftsblätter weiſt eine Steigerung auf. Dieſelbe 
hängt mit der Schaffung neuer Gewerkſchaftsverbände zuſammen. Eine Aus⸗ 
nahme davon macht die „Buchdrucker⸗Wacht“, die ihr Erſcheinen dem Bedürfniß 
eines Theiles der Mitglieder des Buchdrucker⸗Verbandes verdankt, ihrer Gegner⸗ 
ſchaft gegen die Tarifgemeinſchaft in einem eigenen Organ Ausdruck zu geben. 

Unſere wiſſenſchaftliche Revue „Die Neue Zeit“ erſcheint unveränderter 
Weiſe. Ebenſo unverändert erſcheinen die beiden humoriſtiſch⸗ſatyriſchen Unter⸗ 
haltungsblätter „Der wahre Jakob“ und der „Süddeutſche Poſtillion“. Beide 
erfreuen ſich in den Arbeiterkreiſen großer Beliebtheit. Die Feier des 18. März 
und des 1. Mai gab den Verlegern Anlaß zur Ausgabe einer Feſtnummer. 

Dem Beſchluß des Gothaer Parteitags folgend, Maßnahmen zu treffen, 
das Defizit der „Neuen Welt“ auf 25 000 Mk. zu reduziren, erſcheint dieſelbe 
nach Begutachtung des Vorſchlags durch die vorjährige Preßkonferenz, ſeit 
dem 1. Januar zwar im vergrößerten Format, jedoch nur Sſeitig. Die 
Aenderung, die den textlichen Raum nur um ein kleines verringert hat, hat 
den Erfolg, daß das Defizit ſich auf rund 21000 Mk. beſchränken wird. 

Trotz einiger aus der Unterbrechung der Redaktion reſultirenden Hemm⸗ 
niſſe, iſt der „Neue Welt⸗Kalender“ rechtzeitig erſchienen, und reiht ſich nach 
Inhalt und Ausſtattung der Reihe ſeiner Vorgänger würdig an. Die ſo recht 
in Aufnahme gekommenen Landes- bezw. Provinzialkalender find bereits zu 
einer ſtehenden Einrichtung in der Agitation geworden, weshalb der Ausſchuß 
da wo es verlangt wurde, die Herausgabe von Kalendern unterſtützte. 


* * 
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Das Zentralorgan ift im verfloſſenen Jahre entſprechend den auf dem 
letzten Parteitag gefaßten Beſchlüſſen bedeutend ausgebaut worden. Zur beſſeren 
Pflege des Unterhaltungstheils iſt eine Beilage geſchaffen, die fünfmal wöchentlich 
in der Stärke eines halben Bogens erſcheint, außerdem iſt der „Vorwärts“ 
durch eine volkswirthſchaftliche und litterariſche Rundſchau bereichert worden. 

Redaktion, Parteileitung und ſoweit es ſich um den lokalen Theil des 
Blattes handelt, auch die Preßkommiſſion waren bemüht, den zum Ausdruck 
gebrachten Klagen, Wünſchen und Anregungen Rechnung zu tragen. 

Einem Beſchluß der Preßkonferenz entſprechend, verſendet die Redaktion 
an faſt ſämmtliche täglich erſcheinende und an eine Reihe von dreimal wöchentlich 
erſcheinenden Parteiblättern den bis 8 Uhr Abends im Satze fertig geſtellten 
Text der politiſchen und gewerkſchaftlichen Notizen und der Parteinachrichten. 
Die Brutto-Einnahmen erhöhten ſich gegen das Vorjahr um 2759,45 Mk. 
Bei den Ausgaben wurden Erſparniſſe vor allem bei der Druckerrechnung, 
bei den Gerichtskoſten, Anwaltsgebühren und bei der Bibliothek gemacht. 
Geſtiegen ſind die Ausgaben vor allem durch die Koſten einer monatelang 
betriebenen intenſiven Agitation in Berlin, die unter „diverſe Unkoſten“ 
gebucht wurden, um 5825,10 Mk. Die Mehrausgabe für die Redaktion in der 
Höhe von 2543,50 Mk. erklärt ſich aus der Anſtellung eines Redakteurs für die 
Unterhaltungsbeilage. Die Schaffung derſelben ſteigerten die Ausgaben für deren 
Inhalt um 1879,40 Mk. Ferner wurden für Berichterſtattung 1525,85 Mk. 
mehr verausgabt als im vergangenen Jahre. 

Der Geſammtgewinn beträgt 48210 Mk. gegen 52 073,60 Mk. im 
Vorjahre, mithin weniger 3863,60 Mk. Da der Erfolg der erwähnten koſt⸗ 
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ſpieligen Agitation ſich erſt in den nächſten Quartalen zeigen kann, giebt dieſer 


Rückgang der Einnahme zu Bedenken keinen Anlaß. 
Die genaue Spezifikation der Einnahmen und Ausgaben folgt nachſtehend: 


Juli⸗ Oktober⸗ 
September] Dezember 
1896 1898 


9564905 99117 40100159 10039006745 


Januar⸗ 
März 
1897 


Summe 


A. Eingänge: 
Abonnementsgelder durch die 
Expedition...» » 2» 
Abonnementsgelder durch die 
t 857015 9119100 8370,60} 3430705 
4111605] 3037185 a 136134|75 


911175 


RO ee El ren Ye 
Sinjeraten- Einnahme . . . 
Gewinn aus dem Broſchüren⸗ 

verkauf durch die Expedition 


Geſammt⸗Einnahme Mk. 


B. Ausgänge: 
Diverſe Unkoſten: 
(Porto f. Kreuzbänder, Gebühren 
für Ueberweiſungen, Porto und 
Depeſchen d. Redaktion, Telephon, 
Steuern, Beleuchtung, Lauf⸗ 
burſchen der Redaktion, Schreib⸗ 


In 14 126796025 
Zeitungs⸗ Abonnement 36785 1554 40 
Berichterſtatter⸗ Honorar. . 7364 — 31497 15 
Fir 467 70 5061/45 
Redaktion u. angeſtellte Mit⸗ 

arbeiter 1364270 5354480 
Depeſchen und Parlaments⸗ 

o 405.— 403150 
N K 6754/60 277181 — 
Gehälter der Expedition. . | 2468 — 10032 .— 
NFF 2 4860| — 
Gerichtskoſten und Strafen 71525 2095 55 
Redaktions bibliothek 6— — 706/90 
Druckrechnung . 80688080 939894651 85048 15] 85588 400845313.— 

Geſammt⸗Ausgabe Mk. 119239 60135128 300180587 25128255 851513211 
Elte Va AN 13023005] 1111870] 8021j10| 16047 15 48210 — 
wie oben unter A 20 3228288148288 818121 


Der Geſammtüberſchuß beträgt Mk. 48 210,.—. 
Berlin, den 7. September 1897. 
Revidirt und für richtig befunden: 
H. Meiſter. Aug. Kaden. W. Klees. Erd. Dubber. Theodor Metzner. 
Carl Oertel. Clara Zetkin. 


* * 
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Der geſchäftliche Stand der Buchhandlung Vorwärts war — nach 
dem uns bekannten Geſchäftsberichte für 1896/97 — ein zufriedenſtellender. 
Sowohl Waarenumfatz wie Reingewinn find im abgelaufenen Geſchäftsjahre 
etwas höher als im Vorjahre, und zwar iſt dies wohl dem Umſtande zuzuſchreiben, 
daß der Vorlag wieder an die Ausgabe eines Lieferungswerkes herangetreten 
iſt, das einen feſten Kundenkreis mit regelmäßiger Vezugsweiſe am das Gefchäft 
gliedert. Vergleicht man nämlich den Waarenumſatz der einzelnen Monate 
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mit dem des Vorjahres, ſo ergiebt ſich ein durch alle Monate gleichmäßig 
bemerkbares Sinken — bis zum Erſcheinen des Lieferungswerkes. Die Urſache 
dieſes verminderten Abſatzes liegt zum Theil in der Lohnbewegung des ver⸗ 
floſſenen Jahres; die Kämpfe um Erhaltung und Beſſerung ihrer Lebenslage 
haben die Arbeiter gezwungen, alle ihre verfügbaren Mittel dieſen Kämpfen 
zu opfern; ſo beträgt beiſpielsweiſe der während der Dauer des Hamburger 
Hafenarbeiterausſtandes wahrnehmbare Minderabſatz im Vergleich zum gleichen 
Zeitraum des Vorjahres ſechs Prozent des geſammten Jahresumſatzes. 
Andererſeits trägt die reichere Inhaltsgeſtaltung der Parteipreſſe, die Ver⸗ 
mehrung der ſozialiſtiſchen Verlagsanſtalten und der Umſtand, daß der in den 
erſten Jahren nach Aufhebung des Sozialiſtengeſetzes naturgemäß hervorgetretene 
Heißhunger nach Agitationsliteratur im Lauf der Jahre geſtillt iſt, zur Erklärung 
dieſes Minderabſatzes bei. Nicht unerwähnt wollen wir laſſen, daß da und dort 
auch die Privatſpekulation literariſcher Freibeuter ſich auf die Herausgabe 
ſogenannter Arbeiterliteratur verlegt hat, die angeblich der Verbreitung allgemeiner 
und ſozialpolitiſcher Bildung in den Arbeiterkreiſen dienen ſoll, und nun nach dem 
Grundſatz: Billig und ſchlecht in den Parteikreiſen Abſatz ſucht und — findet. 

Mit Neujahr 1897 rief die Buchhandlung Vorwärts ein Unternehmen 
ins Leben — die wöchentlich erſcheinende illuſtrirte Romanbibliothek 
„In Freien Stunden“ —, das beſtimmt iſt, einerſeits dem in Partei⸗ und 
Arbeiterkreiſen vorhandenen Bedürfniß nach Unterhaltungsliteratur entgegen⸗ 
zukommen und anderſeits durch Lieferung guter Romane der Verbreitung der 
ſog. Schundromane in den Arbeiterkreiſen entgegenzuwirken. Wenn der Verlag 
ſich auch der Schwierigkeiten bewußt war, welche ſich der Einführung und 
raſchen Verbreitung einer ſolchen Bibliothek in den Weg ſtellen, ſo glauben wir 
doch es ausſprechen zu ſollen, daß die „Freien Stunden“ in den Kreiſen der 
Parteigenoſſen noch nicht in demjenigen Umfange verbreitet ſind, wie man es von 
der Größe der Partei und dem Charakter des neuen Unternehmens erwarten 
ſollte. Dieſe höhere Verbreitung in den Parteikreiſen ift aber nothwendig, ſoll der 
erſtrebte Zweck erreicht und Inhalt wie Umfang der Bibliothek immer weiter ver— 
mehrt und ausgeſtaltet werden; und ſie iſt auch möglich, wenn die Parteigenoſſen 
und die Parteipreſſe für dieſes Unternehmen die nöthige Agitation entfalten. 

Ihre propagandiſtiſche Aufgabe ſuchte die Buchhandlung Vorwärts 
auch im abgelaufenen Geſchäftsjahr nach Kräften zu erfüllen. Märzzeitung 
und Maizeitung gingen lerſtere in 120 000, letztere in 290 000 Exemplaren) 
in die Maſſen; der Leckert-Lützow⸗Prozeß und das darin enthüllte unſaubere 
Treiben der Agenten der politiſchen Polizei veranlaßte die Herausgabe der 
Broſchüre: Die politiſche Polizei in Preußen, welche in 10000 Exemplaren 
raſche Verbreitung fand; die Verhandlungen des Reichstags über die brennende 
Frage der Kaiſer-Reden und der Majeſtätsbeleidigungs⸗Prozeſſe wurden 
in 24500 Exemplaren abgeſetzt. Das Protokoll des Internationalen Kongreſſes 
in London erzielte 8000, das des Gothaer Parteitages 29 000 Auflage. 
Lily Braun's Frauenfrage und Sozialdemokratie fand in 5000 Exemplaren, 
eine Broſchüre, die das Hofgängerleben in Mecklenburg ſchilderte, 
und Greulich, Zur materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung in je 
3000 Exemplaren Verbreitung, während mit der Verbreitung des Handbuchs 
für Vereins- und Verſammlungsleiter infolge der Unſicherheit, welche für 
das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht in Preußen der Recke'ſche Verſchlechterungs⸗ 
entwurf herbeiführte, bis zur Erledigung jener Vorlage innegehalten werden 
mußte. Zwei neue zur Maſſenverbreitung auf dem Lande beſtimmte Flugblätter: 
„Die wahren Freunde und Feinde des Bauern“ und „das Landvolk und der 
Sozialismus“ waren in der erſten Auflage von je 20.000 Exemplaren raſch 
abgeſetzt und erzielten ſeitdem wiederholte Neudrucke. Von den in früheren 
Jahren erſchienenen Schriften bewährte Brake's „Nieder mit den Sozial⸗ 
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demokraken“ feine alte Zugkraft: 65 000 Exemplare mußten nachgedruckt 
werden. Neu aufgelegt wurden ferner Keßler: Die Ziele der Sozial; 
demokratie; Calwer: Arbeiterkatechismus; Parteiprogramm; Vetter 
Gottlieb; Grundſätze und Forderungen der Sozialdemokratie; P. Fiſcher: Die 
Marx'ſche Werththeorie; Kampffmeyer: Die ſoziale Frage auf dem 
Lande; Lafargue: Recht auf Faulheit; Schippel: Währungsfrage. 

Neben der Agitation, welche die Buchhandlung für die Partei in der 
Herausgabe, Verbreitung und Vertheilung von Parteiſchriften entfaltete, konnte 
ſie auch für das Jahr 1896/97 der Parteikaſſe für Parteizwecke aus ihrem 
Reingewinn die Summe von 10 000 Mk. zur Verfügung ſtellen, ſo daß auch 
nach dieſer Seite hin das Jahresergebniß befriedigend abſchloß. 

* * 
* 

Kaſſeubericht. Die Einnahmen weiſen gegen das Vorjahr eine 
Steigerung von 4349,62 Mk., die Ausgaben aber eine ſolche von 52 971,04 Mk. 
auf. Zurückgelegt konnte daher auch nur ein ſehr geringer Betrag werden. 
Die Zahl der Parteiorte bezw. Wahlkreiſe, welche Beiträge an die Zentral: 
kaſſe abliefern, hat ſich gegen das Vorjahr abermals um 15 verringert. 

Nach dem Gothaer Parteitag trat zunächſt eine Veſſerung in den Ein: 
nahmen ein. Bald aber machte der Ausſtand der Hamburger Hafenarbeiter 
feine Wirkungen geltend. Waren es doch gerade gut organiſirte und opfer⸗ 
willige Parteiorte, die durch den Streik direkt und zunächſt betroffen wurden. 
Während die drei Hamburger Wahlkreiſe im Vorjahre insgeſammt 21 500 Mk. 
an die Parteikaſſe abführen konnten, iſt im laufenden Jahre, abgeſehen von 
einem aus früherer Zeit ſtammenden Beitrag der Geſammtpartei, nur der 
2. Hamburger Wahlkreis mit einem Beitrag von 1000 Mk. vertreten. 

Weiterhin wurden aber durch die im ganzen Reiche für die Streikenden 
veranſtalteten Sammlungen auch alle übrigen Parteiorte in Mitleidenſchaft gezogen. 
Erſt vom Monat April an floſſen der Parteikaſſe wieder reichlichere Mittel zu. 

Unter den Ausgaben iſt beſonders der hohe Betrag für Preß-Unter⸗ 
ſtützungen in die Augen fallend. Die Mehrausgabe gegen das Vorjahr kommt 
jedoch lediglich auf das Konto der „Neuen Welt“. Im Uebrigen iſt der 
geſchäftsführende Ausſchuß energiſch und mit Erfolg bemüht geweſen, die 
Preß⸗Unterſtützungen herabzumindern. Zieht man, um zu einem zutreffenden 
Vergleich mit den Vorjahren zu kommen, die für die „Neue Welt“ ausgegebene 
Summe von dem Geſammtbetrage ab, ſo verbleiben an allgememer Preß⸗ 
Unterſtützung nur noch 35 032,35 Mk. Dagegen betrugen die Ausgaben für die 
Preſſe von 1895 auf 1896 69 331,70 Mk., von 1894 auf 1895 43 244,81 Mk., 
von 1893 auf 1894 45 275,17 Mk. und von 1892 auf 1893 50 814,07 Mk. 
Die auf dieſem Gebiete im letzten Jahre erſparten Summen konnten der 
allgemeinen Agitation dienſtbar gemacht werden, für welche im Berichtsjahr 
18 113,02 mehr ausgeben wurde als im Vorjahre. 

Von unſeren Bruderparteien im Ausland hatten im Berichtsjahr be⸗ 
ſonders die öſterreichiſchen, holländiſchen und italieniſchen Genoſſen ſchwere 
Kämpfe zu beſtehen. Sie wurden mit folgenden Summen unterſtützt: Die 
öſterreichiſchen Genoſſen mit 10 000 Mk., die holländiſchen Genoſſen mit 
2800 Mk., die italieniſchen Genoſſen mit 1300 Mk. und die flovenijchen 
Genoſſen mit 500 Mk. f 

In allen drei Ländern haben ſich unſere Genoſſen bei den Wahlen 
wacker geſchlagen und hat der Sozialismus große, zum Theil überraſchende Fort⸗ 
ſchritte gemacht. Es darf die deutſchen Genoſſen mit Genugthuung erfüllen, daß 
ſie zu dieſen Erfolgen auch ihr beſcheidenes Theil mit beigetragen haben. 

Im Einzelnen vertheilen ſich die Einnahmen und Ausgaben wie folgt: 
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28 Bericht der Parteileitung. 


Bemerkungen zu A. Einnahmen: 
„ Unter dieſen Eingängen befinden ſich 3625,39 Mk. für den Verkauf einer Druckerel und 
267,00 Mk. Abonnements⸗Reſteingange vom „Sozlaldemokrat“. 


Bemerkungen zu B. Ausgaben. 
1) Unterſtützungen wurden, wie üblich, nur gezahlt an Genoſſen oder an Angehörige von 

Genoſſen, die wegen ihrer Parteuthatigteit gemaßregelt oder ſonſtwie geſchädigt wurden. 

Unter peter Rubrik befinden ſich die Ausgaben für Gehälter, Miethe für Bureauräume, 
Porto- und Telegrammgebühren, Drucktoſten für Zirkulare ꝛc., Reifetoſten u. ſ. w. 

In biefem Betrage find auch die Koſten der im November v. J. in Berlin abgehaltenen 
Preßkonferenz enthalten. 

©, Ausgaben für die Parteiprefie, 
im Einzelnen nachgewieſen. 


„Augsburger Volkszeitung g.. Mk. 250. 
„Braunſchweiger Voltsfreunod d „ 2000,—1) 
Elf.-Tothr. Ausgabe der Mannheimer „Volksstimme“ „ 8 601.052) 
„Frankiſche Volkstribüne“ . . ee, 400, — 


„Nhuigsberger Voltstribüne s „ 1 400.—0) 
„Markiſche Vollsſtimme“ . „ E eren eee 
„Mitteldeutſche Sonntagszeitung „ 500. — 
u ðß?!d / TEE 
„dig! „ 
„Oberfränkiſche Vollszei lung „ 150,— 
nn 2 > Te a a an 
„Teltower Volksblatt“. . „„ ne 
„Thüringer Tribüne” . . Sé ee 2, 3 600, — 
„Thüringer Volksblatt“ 

E EE II E „ 170 


„Neuſtädter Volksblatt“ 7 

r y EE erer 
„Voltswacht,“ Breslau © „ eee = eee Nm nl OLE) 
„Zeitzer Voltsbote „ Ser Are, e Son 


Mk. 94 234,27 


Bemerkungen zu C. Ausgaben für die Parleivreſſe. 

1) In Braunſchweig find ſeit Jahren unter den Parteigenoſſen Streitigkeiten um da; 
Eigenthumsrecht am „Volksfreund“ geführt worden, die je länger, je heftiger und häßlicher wurden. 
Da die Parteibewegüng nicht nur in der Stadt SE ſondern auch im Lande unter 
dieſem Zuſtande auf das bedenklichſte litt, war der geſchäftsſühren e Ausſchuß ſchließlich gezwungen. 
einzuſchreiten und das Verlagsrecht zu regeln. Zur Fortführung der Zeltung auf neuer Grund⸗ 
lage waren aber Zuſchuſſe nöthig. Außer den bereits gezahlten 2000 Mk. werden noch weitere 
CZ RO * muſſen, ehe das Blatt ſich deckt und die Folgen des jahrelangen Haders 

erwunden find, 

Unter dieſem Poſten befindet ſich ein Betrag von 500 Mk., der noch nachträglich für 
die frühere elſaß⸗lothringiſche Ausgabe des Offenburger Volksfreundes gezahlt werden mußte. 
Im Mebrigen iſt mit den elſaß⸗lothringiſchen Genoſſen ein Abtommen ANER worden, nach 
welchem vom 1. Oktober 1897 ab nur Roch eln ſeſter Zuſchuß zur Herſtellung einer beſonderen, 
dreimal wochentlich erſcheinenden Zeitung für die Reichslande gezahlt wird. Die Ausgaben 
werden dadurch auf den vierten Theil der im Berichtsjahre ungefahr fir die elſaß⸗lolhringiſche 
Preſſe gezahlten Summe herabgeſetzt. ? 

)., Bet der im Berichtsjahr in Königsberg i. P. ſtattgefundenen Reichstagswahl ließen 
unſere dortigen Genoſſen, die infolge Saalmangels in der mündlichen Agltatton ſehr beſchrantt 
waren, ihr Organ, die „Köntgsberger Voltstribüne“, ſtatt wie bis dahin einmal, dreimal wörbent: 
lich erſchelnen. Dieſe Aenderung im Erſcheinungsmodus, die auch nach der Wahl bis auf Welteres 
noch beibehalten wurde, war aber nur mit Hilfe eines Zuichuffes aus der Zentraltaſſe durch⸗ 
zuführen. Der Ausgang der Wahl hat bewieſen, daß bie der „Voltstribüne“ gewährte Unter⸗ 
ſtutzung gute Früchte gekragen hat. 

) Die „Märklſche Volksſtimme“ erſcheint in dieſem Jahre nur aus dem Grunde unter 
den ſubventlonirten Parteihlattern, weil ihre Druckerei durch die Ueberſchwemmung, von welcher 
bie Stadt oct t. L. betroffen wurde, ſchweren Schaden erlitt, Der geſchäftsführende Ausſchuß 
hielt es in dieſem Falle für feine Pflicht, ſchnellſte Hilfe zu gewähren. 

) Von dieſem Belrage kommen 42 466,92 Mk. auf das Jahr 1898 und 16 735 Mk. auf das 
Jahr 1897. Im laufenden Jahre wird, wie bereits an anderer Stelle bemerkt. der Zuſchuß zur 
„Neuen Welt“ vorausſichtlich noch unter der vom Gothaer Parteitag beichloffenen Höhe bleiben 

6) Die im vorjährigen Bericht erwähnte Vereinbarung mit den Kölner Genoſſen iſt Hritte 
durchgefuhrt worden. Die letzteren haben übrigens nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung 
nur einmal den vollen Zuſchuß mit 1000 Mt pro Quartal in Anſpruch genommen. In den 
beiden folgenden Quartalen hat Die „Rheinlſche Zeitung“ nur je 800 Mk. Zuſchuß erfordert. 

) Von dieſem Betrage find 600 Mk. noch regelmäßiger Zufchuß. it dem Reſt von 
601,30 Mk. wurden die nach dem Eingehen des Blattes noch vorhandenen Verbindlichteiten erfüllt. 

) Dieſer Betrag entſtammt noch Verpflichtungen, welche die Parteileitung im vergangenen 
Jahre übernommen hakte. Im laufenden Jahre find der „Voltswacht“ weitere Zuſchuͤſſe nicht 
mehr bewilligt worden. 

) Mit dieſer Summe wurden Schulden getilgt, die nach dem Eingehen des „Volksboten“ 
noch vorhanden waren. 
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Verfolgungen und Beſtrafungen. Wie aus der unten folgenden 
Zuſammenſtellung erſichtlich iſt, haben die erkannten Gefängnißſtrafen in dem 
Berichtsjahr eine Höhe erreicht, die alle voraufgegangenen Jahre übertrifft. 
Mehr als die Hälfte der erkannten Gefängnißſtrafen entfällt auf die mit den 
Lohnkämpfen im Zuſammenhang ſtehenden Verurtheilungen, die in vielen Fällen, 
fo aus Anlaß des Hamburger Hafenarbeiterausſtandes, aber auch in Lübeck, 
Leipzig etc. recht empfindlich ausgefallen find. Nach unſerm dem Strafregiſter 
entnommenen Auszug ſind wegen der aus Anlaß von Lohnkämpfen begangenen 
Delikte erkannt auf 70 Jahre 10 Monate 6 Wochen 3 Tage Gefängniß und 
1505 Mark Geldſtrafe. Davon entfällt die größere Hälfte mit 37 Jahre und 
3 Wochen Gefängniß und 1418 Mark Geldſtrafe auf die in Hamburg und 
Altona gefällten Urtheile. Nach alledem hat die Annahme gewiß Berechtigung, 
daß die von höchſter Stelle aus ergangene Mahnung: „Schwerſte Strafe Dem⸗ 
jenigen, der ſeine Mitmenſchen an freiwilliger Arbeit hindert,“ auf fruchtbaren 
Boden gefallen iſt. 

Im vorigen Bericht verwieſen wir auf die beſondere Aufmerkſamkeit 
deren ſich unſere Preßorgane in Erfurt und Breslau ſeitens der Staats⸗ 
anwaltſchaft zu erfreuen hatten. Im abgelaufenen Berichtsjahr hat ſich dieſe 
Aufmerkſamkeit auf unſer Organ in Halle a. S. übertragen. Ein Bier⸗ und 
Mühlenboykott gab Veranlaſſung zu zahlreichen, meiſtens im Höchſtmaß der 
angezogenen Strafbeſtimmung erkannten Geld⸗ und Haftſtrafen. Das Straf⸗ 
regiſter der Partei weiſt 64 Verurtheilungen wegen Verübung groben Unfugs 
auf. Daran partizipirt Halle mit 11 Fällen. Insgeſammt wurden wegen 
Verübung groben Unfugs gegen Genoſſen erkannt auf 1 Jahr 7 Monate 3 Wochen 
und 5 Tage Haft⸗ und 2970 Mark Geldſtrafe. Hiervon entfallen auf Halle 
1 Jahr 3 Wochen und 5 Tage Haftſtraſe. 

Seit dem die Entdeckung gemacht worden iſt, daß die Strafbeſtimmung 
über die „Verübung groben Unfugs“ als treffliches Mittel in der Bekämpfung 
ſozialiſtiſcher Propaganda zu gebrauchen iſt, iſt im Volke die Meinung eine 
weit verbreitete geworden, die in dem Epigramm Ausdruck findet: „Was man 
nicht definiren kann, ſieht man als groben Unfug an.“ Dem Einfluß dieſer 
Meinung ſcheint der preußiſche Juſtizminiſter auch nachgegeben zu haben, 
wie ein Erlaß vom 11. Januar vermuthen läßt, der dahingeht, daß die Be⸗ 
ſtrafungen wegen Verübung groben Unfugs ſich auf Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen, die den Beſtand der öffentlichen Ordnung ſtören oder gefährden, 
zu beſchräuken habe. 

Die Anſtrengungen, für unſere im Eſſener Meineidsprozeß verurtheilten 
Genoſſen ein Wiederaufnahmeverfahren herbeizuführen, ſind leider erfolglos 
geblieben. Am 29. Januar lehnte das Eſſener Landgericht den Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens ab. Daſſelbe geſchah am 21. Mai ſeitens 
des Oberlandesgerichts Hamm als Berufungsinſtanz. Am 17. Auguſt waren 
es 2 Jahre, daß Schröder, Meyer und Genoſſen verurtheilt wurden. Die 
Angehörigen Schröders hofften, daß an dem diesmaligen Jahrestag dem Gatten 
und Vater die im 8 23 des R. St. G. vorgeſehene Vergünſtigung zu theil und 
ſeine Entlaſſung verfügt werde. Bisher iſt die gehegte Hoffnung zu Schanden 

eworden. 

5 Ein großer Theil der theilweiſe mit harten Strafen geſühnten Preß⸗ 
beleidigungsprozeſſe iſt auf falſche, den Thatſachen nicht entſprechende Bericht⸗ 
erſtattung beobachteter Vorgänge ſeitens der Genoſſen zurückzuführen. 

Ein beſonders eklatanter Fall hat dem Redakteur der „Reußiſchen 
Tribüne“, Genoſſen Najook, 1 Jahr und 6 Monate Gefängniß eingetragen, wegen 
Lehrerbeleidigung. Der Vorgang erregte um deswillen Aufſehen, weil man 
das tragiſche Ende des Lehrers damit in Verbindung brachte, was wohl auch 
die Höhe des Strafmaßes beeinflußt haben dürfte. 
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Verurtheilungen erfolgten im: 
— ͤ—— ͤ — . en 


Monat Gefängnißitrafen | Geldbuße 


Jahre Monate Wochen Tage Mart 
| 

ER E Eege ee, 3 1 | 3 5 2297 
Siebe? 1 4 3 1 1300 
November wl ez 5 3 — 5856 
e ee So ae Geller), — 4 2 1816 
Wir e dee 26 4 3 1 2516 
eee e e 8 3 4 4017 
März oe lk 1 3 4 22400 
SEN a Nr 15 4 2 | 1904 
Mai We 1a 6 11 1 5 1615 
Juni N 9 1 3 1211 
Juli 0 ke ët Oe 5 8 1 3 1940 
Denia ne 0 3 6 | 1357 
Zuſammen | 118 | 8 | — | al 28228 


Sprachen wir im vorjährigen Bericht unfere Genugthuung darüber aus, 
daß das „Gros der Verbrecher“ aus den ſich häufenden Verurtheilungen wegen 
Majeſtätsbeleidung nicht von unſeren Parteigenoſſen geſtellt werde, fo können 
wir feſtſtellen, daß von den zahlreichen in dieſem Jahre erfolgten Verurtheilungen 
wegen Majeſtätsbeleidigung auf unſere Partei nur 7 entfallen. Bei der ſchwierigen 
und gefahrvollen Thätigkeit unſerer Parteigenoſſen werden bei größter Vorſicht 
ſolche Einzelfälle vorkommen, zumal wenn man bedenkt, daß Byzantiner⸗ und 
Streberthum zu einer Blüthe entfaltet iſt, die jede Konkurrenz mit gleichen 
voraufgegangenen Geſchichtsepochen aushält. 

Sind die die Genoſſen betroffenen Strafen auch mitunter hart, der Muth 
und die Ausdauer derſelben wird dadurch nur geſtählt. Ohne Kampf kein Sieg. 


— — 


Bericht 


parlamenkariſche Chätigkeit der ſozialdemohraliſchen 
Reichstagsfraktion. 


10. November 1896 bis 25. Juni 1897. 


Da der Reichstag im vorigen Juli nur vertagt, nicht geſchloſſen worden 
war, fo blieben nach dem Wiederzuſammentritt fämmtliche von der ſozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion geſtellten, noch nicht erledigten Anträge in Kraft. 
Wir dürfen wohl davon abſehen, ſie an dieſer Stelle zu wiederholen, nachdem 
wir ſie im vorigen Bericht (ſ. Gothaer Protokoll S. 42 ff.) ausführlich wieder⸗ 
gegeben haben. 

Ehe jedoch irgend eine unſerer Forderungen nach dem üblichen parlamen⸗ 
tariſchen Geſchäftsgange zur Berathung kam, hatte die Fraktion Gelegenheit, 
eine der kleinlichſten Bedrückungen der Arbeiter, noch dazu in ihren denkbar 
konſervativſten Beſtrebungen, durch eine Interpellation zur Sprache zu bringen. 

Bekanntlich hatte derſelbe ſächſiſche Landtag, der durch ſeine Wahl⸗ 
reform die Arbeiter in der Geltendmachung ihrer Intereſſen nach Kräften von 
dem geſetzlichen parlamentariſchen Wege abzudrängen verſuchte, zu gleicher 
Zeit zu einem Schlage gegen die Konſumvereine ausgeholt, die dereinſt 
vom Bürgerthum ſo oft als weſentlicher Beſtandtheil einer friedlichen, ſtaats⸗ 
erhaltenden Sozialreform gefeiert und empfohlen worden waren. 

Nun iſt in Parteikreiſen zweifellos die mitunter bis zur offenen Be⸗ 
kämpfung geſteigerte Abneigung des alten orthodoxen Laſſalleanismus gegen⸗ 
über den Schulze ⸗Delitzſch'ſchen Gründungen längſt erloſchen. So gut wie 
man durch die Erfahrungen dreier Jahrzehnte belehrt worden iſt: das eherne 
Lohngeſetz verhindere nicht, daß abnorme Preiserhöhungen der nothwendigen 
Lebens⸗ und Genußmittel, etwa durch Zölle und Steuern, die Arbeiterklaſſe in 
ihrer Lebenshaltung dauernd zurückbringen können — ſo gut hat man auf der 
anderen Seite auch eingeſehen, daß Preisermäßigungen der Konſumwaaren 
durchaus nicht mit der unabänderlichen Gewalt eines Fatums in Lohn⸗ 
verkürzungen umzuſchlagen brauchen, ſondern daß ſie vielfach für die Arbeiter⸗ 
klaſſe die Möglichkeit einer reichlicheren und beſſeren Lebensweiſe ſchaffen, 
wenn auch innerhalb ziemlich enger Grenzen. Neben den Arbeitergewerkſchaften, 
die, von ſonſtigen Zielen abgeſehen, unmittelbar auf eine Erhöhung des Geld⸗ 
lohnes ausgehen, ſind fo vielfach die Arbeiter⸗Konſumgenoſſenſchaften eupor⸗ 
gewachſen, die den gleichen Geldlohn in mehr Nahrung, Bequemlichkeit und 
Genuß umzuſetzen geſtatten, weil ſie an den todten Koſten unſeres kapitaliſtiſch⸗ 
verwahrloſten und desorganiſirten Kleinhandels tauſendfach ſparen können. 
Gerade wo die gewerlfchaftlichen Koalitionen der Arbeiter ſchwach und die 
Geldlöhne niedrig ſind, hat man mit um ſo größerer Zähigkeit die Konſum⸗ 
vereine entwickelt. 
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Aber ſo hoch man ihre Bedeutung für die Lebenshaltung des Proletariats 
heute ſchon veranſchlagen mag, ſozialdemokratiſche Parteieinrichtungen ſind 
ſie nicht und werden fie niemals fein. Wieweit ſich Konſumvereine bilden und 
am Leben halten können, hängt nicht von der Stärke und dem Wachsthum 
unſeres Parteilebens, ſondern einfach davon ab, wie verbreitet und wie 
ausgeprägt das Bedürfniß nach Schutz vor der üblichen Kleinhandelsausbeutung 
iſt. Nicht die Stellung in der Partei, ſondern geſchäftliche Erfahrung und 
Fähigkeit entſcheiden über die Zuſammenſetzung der Leitung. Freilich werden, 
wie bet allen Schöpfungen der Arbeiter, Mitglieder wie Vorſtände oft genug 
Sozialdemokraten, vielfach faſt ausſchließlich Sozialdemokraten ſein — genau 
ſo, wie Offiziers⸗ und Beamten⸗Waarenvereine gewöhnlich konſervative Mehr⸗ 
heiten aufweiſen werden, ohne darum konſervative Parteigründungen zu ſein. 
Andrerſeits fällt der ſozialdemokratiſchen Partei in erſter Linie die Aufgabe 
zu, die Intereſſen der Arbeiterklaſſe auch auf dieſem Gebiet gegen die heimtückiſche 
politiſche Niedertracht des Konkurrenzneides und gegen behördliche 
Uebergriffe zu vertheidigen. Wo fänden die Arbeiter Deutſchlands denn auch 
außerhalb der Sozialdemokratie eine öffentliche Vertretung ſelbſt ihrer fried⸗ 
lichſten und wenn man will: konſervatipſten Beſtrebungen? 

Als daher der ſächſiſche Landtag in einem Antrag eine „präzipuale 
gewerbliche Steuer“ verlangt hatte für alle Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, die in Filialen „Lebensmittel, Genußmittel, Bekleidungsgegenſtände 
und ähnliche für den täglichen Gebrauch dienende Artikel“ verkaufen, als eine 
Reihe ſächſiſcher Gemeinden die Einführung einer ſtrangulirenden Umſatz⸗ 
ſteuer beſchloſſen und zu dieſem unerhörten Vorgehen durch Erlaſſe höherer 
Behörden Sachſens geradezu herausgefordert wurden, da verſuchte die Fraktion 
die Reichsregierung zu einer klaren Stellungnahme zur der Frage zu ver⸗ 
anlaſſen: 

was gedenkt der Herr Reichskanzler gegen dieſe Maßnahmen zu 
thun, die eine Verletzung des & 7 Ziffer 6 der Reichsgewerbeordnung und 
einen Verſtoß gegen Artikel II der Reichsverfaſſung enthalten und im 
Widerſpruch mit dem Geſetz über die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften vom 1. Mai 1889 ſtehen? 

Die Rechtslage war, wie der Referent hervorhob, eine ganz klare. Die 
Reichsgewerbeordnung verbietet bekanntlich „alle Abgaben für den Betrieb 
eines Gewerbes,“ außer den an den Staat und an die Gemeinden zu ent⸗ 
richtenden „Gewerbeſteuern“. Nun mag der ſächſiſche Bundesrathsvertreter 
ja glauben, daß es zuläſſig iſt, ein beſtimmtes Gewerbe mit einer Gewerbe⸗ 
ſteuer, etwa die Wirthe mit der Schankſteuer, zu belegen, dieſe Steuer mag 
auch nach den verſchiedenen Betriebsgrößen abgeſtuft ſein können — auf 
jeden Fall ſind aber alle Betriebe derſelben Stufe gleich zu ſtellen; die in 
der Gewerbeordnung verbürgte freie Konkurrenz, die Grundſätze unſeres Handels⸗ 
rechts verbieten es, unter zwei ſonſt gleichen Konkurrenten den einen ſchlechter 
zu behandeln, weil er nicht eine phyſiſche Perſon, ſondern eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft, eine Aktiengeſellſchaft oder eine Genoſſenſchaft iſt. Weiter mußte 
ſelbſt Herr Fiſcher aus dem ſächſiſchen Miniſterium des Innern „ohne 
Weiteres zugeben, daß, wenn man auf die Konſumvereine, die unter dieſes 
Geſetz fallen, eine jo exorbitante Steuer, eine Prohibitivſteuer legen wollte, die 
die Fortexiſtenz der Konſumvereine geradezu unmöglich machen würde, dies 
zwar nicht dem Wort, aber wohl dem Geiſte des Neichsgeſetzes widerſprechen 
würde; darüber iſt gar kein Zweifel.“ Nun zahlten 148 ſächſiſche Konſum⸗ 
vereine, die am 4. Oktober 1896 in Dresden durch Vertreter verſammeli 
waren, bereits an Staatseinkommenſteuer per Jahr rund 81000 Mk., an 
Gemeindeſteuern rund 109 000 Mk., an Grundſteuern rund 7000 Mk., an 
Beiträgen zu Handels⸗ und Gewerbekammern 1500 ME, an Schankſteuer 
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3225 Mk., im Ganzen 202 000 Mk. Setzt man dieſen Steuerſatz in Vergleich 
zu dem Reingewinn von rund drei Millionen Mark, dann zahlen die Konſum⸗ 
vereine 6 Prozent ihres Einkommens, d. h. ihres Reingewinns an Staats⸗ und 
Gemeindeſteuern, das iſt genau daſſelbe, was in Sachſen ein Mann von 
10⸗ bis 100 000 Mk. Einkommen alljährlich auch zu bezahlen hat. Weiter 
gab unſer Redner folgende Berechnung und Kritik der Wirkung der geplanten 
Umſatzſteuer: 


Bleiben wir einmal bei dem niedrigſten Satz der Umſatzſteuer, den man 
in Sachſen beſchloſſen hat (2 Prozent), und vergegenwärtigen wir uns, was das 
bedeutet. Nehmen wir an: wir haben einen Konſumverein, von Arbeitern und 
kleinen Leuten gegründet, die ſich 10000 Mark Kapital erſpart haben; der 
Konſumverein erlangt mit Hilfe dieſes Kapitals einen Waarenumſatz von 150 000 
Mark per Jahr; das iſt, da die Leute ihren ganzen Bedarf an Lebensbedürfniſſen 
im Konſumverein kaufen, und obendrein die Baarzahlung eingeführt iſt — ein 
auch moraliſch außerordentlich wichtiges Moment — wohl anzunehmen. Zwei 
Prozent der Umſatzſteuer ſind alſo 3000 Mark Steuer. M. H., nehmen Sie das 
Vermögen für die Gründung des Geſchäfts als Maßſtab für die Steuer, ſo 
werden im erſten Jahr drei Zehntel des ganzen ſauer erdarbten Vermögens 
des Konſumvereins durch die Umſatzſteuer aufgezehrt. (Hört! hört! links.) 
3000 Mark Steuern von 10 000 Mark Vermögen, die die Aermſten der Armen 
aufgebracht haben, — das iſt wahrhaftig chriſtlich, meine Herren! Nehmen wir 
aber den Gewinn als Maßſtab an, ſetzen wir den Fall, daß der geſammte 
Gewinn dieſes Vereins ſich im Jahre auf 10 Prozent des Umſatzes, alſo auf 
15 000 Mark bezifferte — das trifft ungefähr zu. Ich habe hier die Gtatiftit 
der 148 Konſumvereine, die eine Mitgliederzahl von 118 000 Köpfen hatten und 
einen Jahresumſatz von rund 28 Millionen erzielten, zu dem noch ein Umſatz 
mit Bäckern und Fleiſchern im Geſammtbetrag von 3 Millionen hinzukommt, 
alſo zuſammen rund 31 Millionen Mark. Auf dieſen Umſatz entfiel eine durch⸗ 
ſchnittliche Dividende von rund 3096000 Mark oder 10 Prozent, ſodaß auf 
den Kopf jedes Mitgliedes der Konſumvereine durchſchnittlich 26 Mark pro 
Jahr kamen. 

M. H, ſchon dieſer geringe Betrag, der durchſchnittlich auf den Kopf 
fällt, ſollte eine Regierung, die vorgiebt, auch eine Regierung der Armen zu 
ſein — und deſſen brüſtet man ſich ja fortgeſetzt —, abhalten, eine ſolche Steuer 
auf ſolche Inſtitutionen und Organiſationen legen zu laſſen. (Sehr richtig! bei 
den Sozialdemokraten.) 

Nehmen wir alſo eine Summe von 15 000 Mark Gewinn an, die in dem 
gedachten Verein mit 150 000 Mark Umſatz gemacht wurden. Werden 2 Prozent 
Umſatzſteuer verlangt, ſo werden 3000 Mark vom Reingewinn durch die Umſatz⸗ 
ſteuer verzehrt. Das find 20 Prozent Ginkommenſteuer, die der Konſum⸗ 
verein ohne die anderen Steuern bezahlt, die er ebenfalls an Staat und 
Gemeinden zu entrichten hat. (Hört! hört! links.) 

Wir Sozialdemokraten haben uns in unſeren kühnſten Träumen 
in Bezug auf Steuerprojekte nur dazu verſtiegen, erſt von einem Reineinfommen 
von über 1 Million Mark per Jahr 10 Prozent zu erheben. Aber die ſächſiſche 
Regierung willigt ein, daß ohne Rückſicht auf die Höhe des Einkommens, und 
ſei es das des kleinſten Vereins, eine Einkommenſteuer von mindeſtens 20 Prozent 
erhoben werde! (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

M. H., als vor einigen Jahren im preußiſchen Landtag das Ein: 
kommenſteuergeſetz berathen und in der zweiten Kammer der Antrag geſtellt 
wurde, die großen Einkommen von mehr als 100 000 Mark per Jahr mindeſtens 
mit 4 Prozent zu beſteuern, erklärte die Mehrheit, das ſei nahezu eine Kon⸗ 
fiskation des Einkommens; wer dies verlange, ſei ſchlimmer als die Sozial⸗ 
demokraten. ... Alſo 4 Prozent iſt in dieſem Augenblick das Maximum deſſen, 
was in irgend einem deutſchen Staat von den größten Einkommen erhoben 
wird. Aber, m. H., hier ſchlägt man kalten Bluts eine Steuer vor, die 20 Prozent 
des Einkommens beträgt, die, wenn man 3 Prozent Umſatzſteuer erheben würde, 
auf 30 Prozent wächſt und bei 5 Prozent volle 50 Prozent des geſammten Rein⸗ 
einkommens der Vereine und häufig nuch mehr in Anſpruch nähme. Was ſoll 
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man zu einem folchen Gewaltakt ſagen? Und das aefchieht von einer Re⸗ 
gierung und von einer Kammer, die in demſelben Athemzug, wo ſie gegen die 
Arbeiterorgamſationen in dieſer unerhörten und ſkandalöſen Weiſe vorgeht, 
Alles aufbietet, um das Genoſſenſchaftsweſen in der Landwirthſchaft von Staats⸗ 
wegen zu unterſtützen. (Hört! Hört! links.) 

Die ganze Erörterung war zweifellos der Reichsregierung höchſt peinlich. 
Herr von Bötticher zog ſich daher mit einigen nichtsſagenden Redensarten, in 
denen er Meiſter war, aus der Verlegenheit und überließ die Vertheidigung 
der ſächſiſchen Krähwinkeleien dem ſächſiſchen Geheimrath Fiſcher, der zunächſt 
ſeiner Regierung nachrühmte, daß dieſe dem Drängen der kleinen Krämer und 
Ladner anfangs tapfer Widerſtand geleiſtet, auch manche gute Seite der 
Konſumvereine anerkannt habe; einige Erlaſſe und Kundgebungen, ſo die der 
Kreishauptmannſchaft von Zwickau und des Amtshauptmanns von Chemnitz, 
gab er ſogar offen als unzuläſſig preis. Dann kam jedoch das echt ſächſiſche 
Andrerſeits zum Ausdruck: Auswüchſe an ſich guter Einrichtungen müffe man 
bekämpfen, die ſächſiſche Regierung erwäge zur Zeit noch, wieweit eine Sonder— 
beſteuerung der Filialgeſchäfte ſich im Rahmen einer Gewerbeſteuer halte und 
darum ſtatthaft ſei. Man ſolle das Ergebniß dieſer Erwägungen abwarten. 

Die Konſervativen ſchwiegen; Herr v. Podbielski, heute Generalpoſt⸗ 
meiſter und damals Leiter des Waarenvereins für Offiziere, war zwar ein ſehr 
aufmerkſamer Zuhörer, er hütete ſich jedoch wohlweislich, entweder gegen die 
konſervativen Beamtenvereine oder gegen die konſervativen Wähler in Klein⸗ 
bürgerkreiſen aufzutreten. Ganz Fett und Flamme war dagegen der Antiſemit 
Zimmermann; er wollte alle großen Waarenhäuſer, gleichviel ob ſie einem 
Rudolph Hertzog, einem Beamtenverein oder einer Arbeitergenoſſenſchaft gehören, 
als „gefährliche und bedenkliche Erſcheinung im Erwerbsleben“ vom Erd⸗ 
boden vertilgen. 

Am ſanatiſchſten geberdete ſich überraſchender Weiſe der Redner des 
Zentrums, Herr Fuchs aus Cöln. Er brachte es im Eifer ſogar fertig, 
Laſſalle gegen die heutige Sozialdemokratie zu vertheidigen: „Ich ſtehe voll: 
kommen auf dem Standpunkt Laſſalles, wenn ich der Anſicht bin, daß in der 
Entwickelung des Konſumvereinsweſens keine Hilfe für den Arbeiter zu ſuchen 
iſt. Es iſt dies in dem bekannten Satz vom ehernen Lohngeſetz, auf 
welchem ja Laſſalle geſtanden hat, ja auch klargelegt. In Uebereinſtimmung 
hiermit bin auch ich der Anſchauung, daß die Ausgeſtaltung der Löhne, die 
Höhe derſelben gewiß nicht unabhängig iſt von der Höhe der Lebensmittel⸗ 
preiſe, und, wenn es ſomit durch die Konſumvereine wirklich erreicht würde, 
was ich übrigens bezweifle, die Preiſe der Lebensmittel herunter— 
zudrücken, dies auch einen entſprechenden Einfluß auf die Ausgeſtaltung der 
Löhne ganz gewiß ausüben, auch ſie herabdrücken würde. Alſo, meine 
Herren, es iſt mit den Konſumvereinen den Arbeitern nicht zu helfen. Und 
wenn ich ſomit hier Stellung gegen die Konſumvereine nehme, dann ſchützt 
mich Laſſalle vor dem Vorwurf, daß ich damit die Arbeiterintereſſen in irgend 
einer Weiſe verletzte.“ Das Zentrum dürfte von dieſem Anhänger des aller⸗ 
ehernſten Lohngeſetzes wenig erbaut geweſen fein, desavounte ihn aber auch 
nicht. Hate doch im November 1895 das Zentrum in der bayriſchen Kammer 
für den Antrag Lutz geſtimmt, der eine ſtrangulirende Beſteuerung der „Waaren⸗ 
häuſer, Verſandtgeſchäfte, Zentralgeſchäfte, Bazare und anderer Großunter⸗ 
nehmungen“ forderte; auch im preußiſchen Landtag waren kurz vorher Centrums⸗ 
redner für den ähnlichen Antrag v. Brockhauſen eingetreten. Hier, wie in 
anderen Fragen der Gewerbeordnung, wird dieſe ſtärkſte Partei des Reichs⸗ 
tages ihre Abhangigkeit von dem wirthſchafllich gedrückten Kleinbürger⸗ 
thum, meiſt auch noch dem ökonomiſch weniger entwickelter Diſtrikte, niemals 
los werden. 
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Ein poſitives Ergebniß hatte die Debatte nicht, weil noch keiner der 
ſächſiſchen Gemeindebeſchlüſſe in Kraft getreten und die ſächſiſche Regierung, 
wie ſie behauptete, noch nicht zu irgendwelcher Zuſtimmung zu ſolchen Beſchlüſſen 
bereit war. 

Die neueſte Aeußerung des ſächſiſchen Miniſteriums des Innern wurde, 
wie üblich, erſt beim Auseinandergehen des Reichstages bekannt. Die Fraktion 
war daher noch nicht in der Lage, dazu Stellung zu nehmen. 


* * 
* 


Eine überraſchende Zurückhaltung übte ein großer Theil unſerer Gegner 
bei der Berathung unſeres Achtſtundentag⸗Autrages. Früher ift bei ähnlichen 
Anläſſen oft lediglich über geſetzlich vorgeſchriebene Tagedieberei, über den 
Anfang zum ſozialdemokratiſchen Zuchthausſtaate und über ähnliche Erfindungen 
der ſehr verbreiteten Klaſſe der politiſch nicht Zurechnungsfähigen gegeifert 
worden. Diesmal bemühte man ſich gefliſſentlich, ſachlich zu bleiben, obwohl 
der ſozialdemokratiſche Antrag rundweg den geſetzlichen Achtſtundentag für 
„alle im Lohn⸗, Arbeits⸗ und Dienſtverhältniß im Gewerbe-, Handels: und 
Verkehrsweſen“ ſtehenden Perſonen forderte. 

Freilich, die Wahlen ſtehen vor der Thür. Doch das reicht zur Erklärung 
der überraſchend eingehenden Erörterung unſerer Forderung nicht aus. Die 
Diskuſſion hat vielmehr gezeigt, daß vor der ſtetig fortſchreitenden wirthſchaft⸗ 
lichen Entwickelung die feſteſten Vorurtheile nicht Stand halten, und daß dieſe 
Entwickelung ſich in unſeren Tagen ſo raſch vollzieht, daß binnen weniger 
Jahre Fragen in den Kreis praktiſcher politiſcher Erwägungen einrücken, die 
vordem lediglich ein Gegenſtand nebelhafter Schwärmerei oder einer „gewiſſen⸗ 
loſen Verhetzuug“ ſchienen und die man darum früher mit ein paar Schlagworten 
genügend erledigt glaubte. Die immer umfaſſendere Abkürzung der Arbeitszeit 
in den Großinduſtrien Deutſchlands, beſonders aber Englands, hat einen weſent⸗ 
lichen Umſchwung in den Anſchauungen der ſortgeſchritteneren bürgerlichen 
Elemente hervorgerufen. Auf der anderen Seite allerdings: je mehr man den 
Achtſtundentag als das unabänderlich Kommende fürchten lernt, deſto ſtärker 
bäumt ſich auch das gefährdete Profitintereffe auf. 

Herr v. Stumm war wie immer der Hauptvertreter dieſer einſeitigſten 
Unternehmerbefürchtungen. Nach ihm iſt die freie Zeit für den Arbeiter über⸗ 
haupt vom Uebel, beſonders jedoch für den deutſchen, der ſich dann umſomehr 
in den Vereinen herumtreibt und ſo ſeinen „Ausgabe⸗Etat auf das Aeußerſte 
erhöht”. (Lebhafter Beifall.) Außerdem gebe der deutſche Arbeiter und ſeine 
Frau viel zu viel in Vergnügungen, Spirituoſen und Putz aus: ſelbſt durch 
Prämien ſei er nicht zu größerem Fleiſchkonſum zu veranlaſſen; „er läßt das 
Fleiſch, ſelbſt wenn man es ihm umſonſt giebt, ſtehen.“ Darum könne er nie 
ſo viel leiſten wie der Engländer und auch nie eine engliſche Arbeitszeit 
beanſpruchen. Schließlich, um der Komik ſeiner Ausführungen die Krone auf⸗ 
zuſetzen, appellirte derſelbe Herr Stumm, der täglich nach Ausnahmegeſetzen 
gegen die organiſirte Arbeiterklaſſe ſchreit, der feinen eigenen Arbeitern die 
erlaubten Zeitungen und Einkaufsläden vorſchreibt, der ſeine Untergebenen nur 
mit ſeiner Erlaubniß heirathen läßt, an das „freie Selbſtbeſtimmungsrecht des 
erwachſenen Arbeiters“, an die „Gleichberechtigung, an die er von Gott und 
Rechts wegen Anſpruch hat in Deutſchland“. „Sie ſuchen durch dieſen Antrag 
den Arbeiter in eine Knechtſchaft hineinzuzwingen, die toller und ſchlimmer it, 
als fie der ſchlimmſte Arbeitgeber jemals hätte erſinnen können“. (Lebhaftes 
Bravo rechts.) Als ihm dieſes Pulver ausging, warf Herr Stumm noch einige 
aus den ſchmutzigſten Zeitungswinkeln aufgeleſene übelriechende Aepfel gegen 
die Sozialdemokratie und die Gewerkſchaften. 
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Selbſt der nationalliberale Redner Frhr. v. Heyl zu Herrnsheim vers 
mochte dieſe tollen Bockſprünge nicht mitzumachen. Herr v. Heyl liebt es ſonſt, 
ſich etwas auf den Sozialreformer hinauszuſpielen; ſeine Mittel erlauben ihm 
das. Daß in dieſer Richtung aber gar kein Verlaß auf ihn iſt, bewieſen ſeine 
ganz unangebrachten Denunziationen gegen die chriſtlich⸗ſozialen „Profeſſoren 
und Geiſtliche“, die doch wahrhaftig zahm genug ſind, und ſein Betonen der 
„Laſten“ unſerer Induſtrie. Herr v. Heyl hat ähnliche Erfahrungen gemacht 
wie Frhr. v. Stumm, daß nämlich eine „Abkürzung der Arbeitszeit, auch 
wenn die Arbeiter ſelbſt es wünſchen, von den Frauen derſelben durchaus 
abgelehnt wird“, und daß blos „die Wirthſchaften ſich vermehren“. Schließlich 
wünſchte Herr v. Heyl höchſtens eine ſtrengere Handhabung der beſtehenden 
Gewerbeordnung, Enqueten und — einen neuen Schutzzoll⸗Maximaltarif. Es 
liegt uns fern, felbjt nach dieſer Leiſtung Herrn v. Heyl mit Herrn v. Stumm 
auf eine Stufe zu ſtellen. Aber wenn man einen ſtaatlichen Schutz für das 
Dote deutſche Kapital in demſelben Athem fordert, in dem man einen geſetzlichen 
Schutz für die ökonomiſch Schwachen ablehnt, ſo beweiſt das zum Mindeſten, 
daß ein Millionär ſchwer aus ſeiner Haut heraus kann. Und daß ein ſolcher 
Redner von den Nationalliberalen vorgeſchickt wurde, weil er in ihren Kreiſen 
noch als der ſachverſtändigſte Sozialpolitiker gilt, läßt auf die Durchſchnitts⸗ 
anſchauungen in dieſer Partei ungefähr einen Schluß zu. 

Die Konſervativen wußten wenigſtens, was ſie wollten. Der Abgeordnete 
v. Puttkamer⸗Plauth mußte freilich zugeſtehen, daß dereinſt, Ende der ſechziger 
Jahre, namhafte Konſervative einen Antrag auf geſetzliche Feſtlegung eines 
Normalarbeitstages geſtellt hatten: „nun, das ſind über dreißig Jahre her, 
ſeitdem hat ſich Manches in der Welt geändert“. Heute leiſten folche Anträge 
„der Revolution Vorſchub“, und heute will kein Puttkamer „den Arbeiter unter 
Polizeiaufſicht Helen": „Sie wollen durch eine geſetzliche Maßregel die freie 
Ausnutzung der Arbeitskraft beſchränken; das iſt doch ſchließlich weiter nichts 
wie eine Vermögenskonfiskation“. — Herr v. Kardorff warnte in ähnlicher 
Weiſe vor dem „Weg der Revolution“, um zum Abſchied ein Geſetz zu verlangen, 
das drakoniſche Strafen verhängt, wenn es ſtreikenden Arbeitern von den 
anderen Streikenden erſchwert wird, zur Arbeit zurückzukehren. Dieſer Plan 
des giftigſten Gegners der kaiſerlichen Erlaſſe von 1890 hat ja ſeitdem ſelbſt 
unter den Urhebern dieſer Erlaſſe Schule gemacht. 

Die Antiſemiten waren in einer ſchlimmen Lage. Als Gegner des 
Großkapitals gönnen ſie dieſem eine Einſchränkung ſeiner Ausbeutungsfreiheit; 
als Erwählte des kleinen Mannes fürchten ſie die Rückwirkungen auf das Klein⸗ 
gewerbe, das ſo oft nur von maßloſer Arbeitszeit lebt. Herr Bindewald wie 
Herr Förſter zappelten ſich an dieſem Widerſpruch ab, um natürlich am Ende 
ſich gegen den geſetzlichen Maximalarbeitstag zu wenden. Herr Förſter meinte 
ſelbſt nach den letzten bitteren Erfahrungen noch in aller Harmloſigkeit: „Auch 
was die Bäckereiverordnung anbetrifft, ſo glaube ich wohl, daß die Meiſter 
untereinander die Sache beſſer regeln würden, als wenn man ihnen ſo vom 
grünen Tiſch aus in ihre eigenen Angelegenheiten hineinredet. Die Handwerks⸗ 
meiſter würden — mag man es immerhin ſo nennen — nach mittelalterlichem 
Vorbild, nach dem Vorbild der alten Zunftzeit, mit dem Ausſchuß der Geſellen 
Hand in Hand vorgehen und dieſe Dinge feſtſtellen müſſen“. Erſtens beſtehen 
dieſe Zünfte noch lange nicht, zweitens wollen die Meiſter keine wirklich unab⸗ 
hängigen Gehilfenausſchüſſe neben ſich dulden, und drittens wollen die Arbeiter 
keine Böcke zu Gärtnern einſetzen. 

E Die Freifinnigen konnten auch bei dieſem Anlaß die alten mancheſter⸗ 
lichen Eierſchalen nicht ganz abſtoßen, obwohl doch heute ſelbſt freiſinnige 
Arbeiter, wie die in den Hirſch'ſchen Gewerkvereinen, in Petitionen für eine 
geſetzliche Regelung der Arbeitszeit eintreten. Der Abg. Dr. Schneider fürchtete 
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als Konſequenz ein Sinken des Lohnes oder eine Zunahme der Frauenarbeit. 
Er war jedoch andererſeits ehrlich genug, als Vorbedingung des „freten“ Lohn⸗ 
kampfes auch das freieſte Koalitionsrecht und die geſetzliche Anerkennung der 
Berufsvereine zu verlangen. — Aehnlich lauteten die Ausführungen des wilden 
Abg. Röſicke; mehr mit einem Stich in das Staatsſozialiſtiſche ſprach der 
Abg. Hüpeden. 

Die ſüddeutſche Volkspartei vertrat hingegen durch den Abg. Galler 
den geſetzlichen Zehnſtundentag als Programmpunkt. Der Redner fügte ſogar 
hinzu, er perfönlich halte den achtſtündigen Arbeitstag für den Normalarbeitstag 
der Zukunft. 

Das Zentrum war bei der ganzen Verhandlung entſcheidend und ſeine 
Haltung war einmal ſchwächlich und ſelbſt in der ſchwächlichen Zurückhaltung 
noch zweideutig. Abg. Hitze billigte wenigſtens in der Theorie alle Gründe 
für die Einführung eines geſetzlichen Maximalarbeitstages: „Ich für meine 
Perſon bin überzeugt, daß wir heute ganz gut den zehnſtündigen Arbeitstag 
einführen könnten, ohne jede Schädigung der Induſtrie.“ Auch der Achtſtundentag 
wäre „kein Prinzip, keine ſozialdemokratiſche Forderung; er iſt eine Frage 
nüchterner, praktiſcher Erwägungen“. Dann rückte aber der neugewählte 
Freiherr v. Hertling ins Gefecht und verfocht die alte kirchlich-mancheſterliche 
Richtung: „Wenn es ſogar erwieſen wäre, daß eine ſolche Verkürzung der 
Arbeitszeit für die Arbeiter in den gewerblichen Betrieben überall die erwünſchten 
Folgen hätte, wenn es erwieſen wäre, daß alle induſtriellen Betriebe ſich dieſe 
Verküczung der Arbeitszeit ohne Schädigung gefallen laſſen könnten, fo würde 
für mich dennoch die große Frage übrig bleiben, ob für die allgemeine Staats⸗ 
geſetzgebung, die die Intereſſen aller Stände gleichmäßig zu berückſichtigen 
hat, ein Eingehen auf den ſozialdemokratiſchen Antrag zweckmäßig wäre“. 
Allerdings trat Herr v. Hertling wenigſtens für das freieſte Koalitionsrecht der 
Arbeiter ein und er hatte den erſten Antrag Hitze mitunterſchrieben, der unter 
Berufung auf die kaiſerlichen Februarerlaſſe dahin ging: 

die verbündeten Regierungen zu erſuchen, thunlichſt bald dem Reichstage einen 

Geſetzentwurf zum Zwecke der Beſchränkung der Arbeitszeit der Arbeiter 

(über 16 Jahre) in Fabriken auf hochſtens dreiundſechzig Stunden 

wöchentlich vorzulegen. 

Die Schwächlichkeit dieſes Antrages liegt auf der Hand, aber das Plaidoyer 
des Herrn v. Hertling lief viel mehr auf Ablehnung deſſelben und auf Unter⸗ 
ſtützung des zweiten Zentrums⸗Antrages hinaus: 

die verbündeten Regierungen zu erſuchen: 

1. Erhebungen — insbeſondere unter Befragung der Gewerbe⸗Aufſichts⸗ 
beamten, der Krankenkaſſen⸗Vorſtände und Aerzte, ſowie durch Vergleichung 
der Statiſtik der Krankenkaſſen und Invaliditäts⸗Anſtalten — darüber 
anzuſtellen, in welchen gewerblichen Betrieben durch übermäßige Dauer 
der täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der Arbeiter gefährdet wird; 

2. auf Grund dieſer Erhebungen überall dort, wo eine ſolche Geſundheits⸗ 
gefährdung vorliegt, in Ausführung des § 120 e, Abſatz 3, der Gewerbe⸗ 
ordnung durch entſprechende Verordnungen die Arbeitszeit zu regeln. 
Die Abſtimmung verlief auch dementſprechend. Der ſozialdemokratiſche 

Antrag war ausſichtslos; der erſte Zentrumsantrag fiel, für den zweiten konnte 
ſelbſt Herr v. Stumm ſich erheben, denn er enthält nichts, was nicht ſchon in 
der Gewerbeordnung ſteht und was der arbeitsſtatiſtiſchen Kommiſſion des 
Reiches nicht ſchon als Aufgabe zuertheilt wäre. 

Die Regierung hatte bezeichnender Weiſe während der ganzen dreitägigen 
Debatte geſchwiegen. Nur die Sozialdemokraten traten energiſch für eine der 
wichtigſten ſozialpolitiſchen Forderungen der Gegenwart ein. 
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Bemerkenswerth war die Stellung der Parteien auch bei Berathung unſeres 
Antrages auf Aufhebung der Majeſtätsbeleidigungsparagraphen. 

Vorher jedoch eine Bemerkung! 

Herr v. Stumm log am 24. Juni 1897 dem preußiſchen Herren⸗ 
hauſe vor, „die Bebel und Konſorten hätten die Frechheit gehabt, im 
Reichstage zu beantragen, daß die Beſtrafung von Majeſtätsbeleidigungen 
aufgehoben werden ſoll.“ Das ſei „eine Dreiſtigkeit, die jedes glaubliche 
Maß überſteigt.“ Ueber den Ton ſtreiten wir nicht, er mag dem Herrenhauſe, 
beſonders an dem berühmten „Lausbubentag“ durchaus angemeſſen geweſen 
fein. Für fo unwiſſend halten wir jedoch das Herrenhaus nicht, daß es die 
inhaltlichen Unwahrheiten des Scharfmachers für baare Münze hätte nehmen 
können. Herr v. Stumm war allerdings, als es zum Treffen kam, im Reichstage 
verduftet; das ſtrikte Gegentheil von einem homeriſchen Helden ſchimpft er 
nun, nachdem der Männerkampf vorbei iſt. Daß jedoch gar kein Anlaß zum 
Schimpfen vorlag, hätten ihm die Reichstagsreden der Nationalliberalen und 
des Zentrums und die — andächtigen Geſichter zeigen können, mit denen die 
Konſervativen dem Gange der Verhandlungen folgten und die auch nicht eine 
Spur von Entrüſtung verriethen, geſchweige denn, daß irgend ein Laut der 
Einpörung über ihre Lippen gekommen wäre. Schrieb doch nach der Vereins: 
geſetzdebatte, in welcher die Perſon des Monarchen eine viel größere Rolle 
ſpielte — „die Rede des Abg. Richter triefte von Majeſtätsbeleidigungen“, 
äußerte unſer Biedermann aus Saarabien, natürlich wiederum hinterher im 
Herrenhauſe, während er im Reichstage ſich abermals außer Schußweite 
hielt — das offizielle Organ des Bundes der Landwirthe: „Im Reichstage 
ſind auf freiſinniger Seite Klänge angeſchlagen worden, die wir gern aus 
anderm Munde vernommen hätten. Vieles von dem, was geſagt wurde, 
war der Ausdruck einer mächtig anſchwellenden Volksſtimmung, die weit 
über die Kreiſe der „böſen Nörgler“ und „Demagogen“ hinaus: 
greift.“ 

Doch um auf den ſozialdemokratiſchen Antrag zurückzukommen, ſo nimmt 
er den fürſtlichen Perſonen keineswegs jeden Schutz gegen Beleidigungen, ſondern 
er läßt ihnen denſelben Schutz, den jeder andere Staatsbürger auch in Anſpruch 
nehmen darf; die Handhabung der Strafgeſetze durch unſere Richter würde 
ſogar noch immer zu verhältnißmäßig ſchärferer Beurtheilung führen, wenn 
der Beleidigte ſich in höherer Stellung befindet. Wie hat man in Sachſen 
die Beleidigung eines Schützenkönigs und Stadtrathes ſchon büßen müſſen; 
wie leicht wird dagegen gewöhnlich die Ehre eines Arbeiters befunden! Doch 
würde es bei ferneren Klagen ſtets eines Antrages des Beleidigten bedürfen, 
während jetzt der Staatsanwalt auf jede Denunziation hin in Thätigkeit treten 
muß; die Wahrung berechtigter Intereſſen (S 193) würde ſpäter geltend 
gemacht werden können, während ſie jetzt bei Majeſtätsbeleidigungen ſtets 
wegfällt. Der ſozialdemokratiſche Antrag will alſo nur den unerhörten Zuſtand 
beſeitigen, daß ein Monarch fortgeſetzt durch Angriffe auf einzelne Perſonen, 
ganze Parteien und parlamentariſche Mehrheiten zu Gegenäußerungen geradezu 
herausfordert, aus denen dann ſtrebſame Staatsanwälte immer und immer 
wieder, auch bei mildeſter und vorſichtigſter Ausdrucksweiſe, den Strick zu 
einem Majeſtätsbeleidigungsprozeß zu drehen verſuchen. Unſer Redner äußerte 
hierzu mit Recht: 

„Im Jahre 1889 hieß es aus fürſtlichem Mund: 
Für mich iſt jeder Sozialdemokrat gleichbedeutend mit Reichs⸗ und 
Vaterlandsfeind. 
M. H., das iſt eine Auffaſſung, die weit verbreitet iſt, ſie wird uns 
alle Tage vorgeworfen; neuerdings freilich gehören auch noch andere Leute 
zu den Vaterlandsfeinden (ſehr richtig! und Heiterkeit links), oder zu den 
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vaterlandsloſen Geſellen, was ungefähr auf daſſelbe hinauskommt. Das iſt 
eine beleidigende Aeußerung, die wir alle Tage von unſeren Feinden hören. 
Aber wir wehren uns auch gegen dieſe Feinde, die uns das ſagen, und 
damit find wir zufrieden. Wir ſind die Letzten, die Jemandem die 
Freiheit, ſeine Meinung zu äußern, ſei ſie uns noch ſo un⸗ 
angenehm und unbequem, wehren wollen. M. H., daß wir unſere 
Feinde nicht fürchten, dafür ſind Sie die lebendigen Zeugen. Noch nie iſt eine 
Verhandlung in dieſem Hauſe geweſen, die ſich gegen uns richtete, wo nicht 
die Sozialdemokratie ihren Mann geſtellt hätte und allezeit ſtellen wird. Daß 
wir alſo unſeren Mann zu ſtellen im Stande ſind und uns nicht fürchten, 
auch da, wo die große Mehrheit gegen uns ift, haben wir bewieſen; aber 
wir verlangen dennoch, daß, wenn man uns attackirt und uns 
Beleidigungen ins Angeſicht ſchleudert, wir auch das einfachſte 
und natürlichſte Menſchenrecht haben, auf dieſe Beleidigungen 
die entſprechende Antwort zu geben. Das d einfach ſelbſtverſtändlich, 
aber heute nicht möglich. 

Dazu tritt heute die ſcheußliche Erſcheinung, daß elendeſte, niedrigfte 
Rachſucht irgend welche unüberlegte Aeußerung aufgreift, nur um eine verhaßte 
Perſon ins Unglück zu ſtürzen. Selbſt der preußiſche Juſtizminiſter hat dies 
als einen Krebsſchaden anerkannt, aber die Staatsanwälte dürfen theils 
ſolche Eingaben nicht ohne Folgen laſſen, theils treibt ſie ihre Geſinnung und 
ihre Abhängigkeit geradezu zu möglichſt ſchneidigem Vorgehen. Schließlich hat 
die Heranziehung des dolus eventualis — wie im Falle Liebknecht, aber auch 
gegenüber Verlegern und Druckern — dem Begriff der Majeſtätsbeleidigung 
eine Tragweite gegeben, die früher Niemand geahnt oder gar gewollt hätte. 

Es war charakteriſtiſch, daß die Redner aller Parteien die Unwürdigkeit 
und Unhaltbarkeit der jetzt beſtehenden Zuſtände anerkannten. Selbſt der 
Nationalliberale Dr. Friedberg geſtand ein, „daß über die Handhabung der 
betreffenden ſtrafrechtlichen Beſtimmungen durch die Staatsanwaltſchaft allerdings 
in unſerer Bevölkerung lebhafte Klagen beſtehen. Es kann dem aufmerkfamen 
Beobachter nicht entgehen, daß vielfach Majeſtätsbeleidigungen, die geradezu 
auf Quisquilien beruhen, vor das Forum der Gerichte gezogen werden, und 
ich glaube, daß eine eventuelle Reform nach dieſer Richtung hin ſehr zweck⸗ 
mäßig und wünſchenswerth für unſere geſammte Straſrechtspflege fein würde. 
Auch ich möchte mich dafür erklären, daß bei Einleitung der Majeſtäts⸗ 
beleidigungsprozeſſe die vorherige Genehmigung einer höheren Inſtanz als 
maßgebend erachtet wird.“ 

Nur die Konſervativen — die Freikonſervativen ſchwiegen — hielten 
die beſtehenden Zuſtände für erträglich, höchſtens die Nothwendigkeit vorheriger 
Genehmigung zur Erhebung von Anklagen wollten ſie zugeſtehen. Ja, die 
Duellpartei ging ſogar ſoweit zu behaupten, wenn ein Geſetz häufiger wie 
früher übertreten werde, müſſe man es verſchärfen. 

Der Abg. Richter kündigte an, daß bei fortgeſetzten Angriffen gegen 
den Reichstag zu unterſuchen ſein würde, „ob die bisherige parlamentariſche, 
Praxis, Aeußerungen der Krone, die nicht gedeckt werden durch den 
Miniſter, wenn ſie ſich auf die Rechte des Reichstags und den Reichstag ſelbſt 
beziehen, nicht zur Verhandlung zu ſtellen, unter den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen noch länger aufrecht erhalten werden kann. (Sehr richtig!) Ich bin 
der Meinung, daß, wenn der Reichstag dazu übergeht, eine ſolche Aeußerung 
zur Diskuſſion zu ſtellen, dann die alte gute Sitte unter den fürſtlichen Perſonen 
ausnahmslos alsbald wieder ſich einbürgern wird, in öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten, in Bezug auf andere geſetzgebende Körperſchaften keine Aeußerungen zu 
thun, als unter der Verantwortlichkeit von den betreffenden Miniſtern.“ 

Für die glatte Aufhebung der Majeſtätsbeleidigungsparagraphen erklärte 
ſich außer der Sozialdemokratie keine Partei. Der freiſinnige Antrag auf 
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Ueberweiſung an eine Kommiſſion fiel ebenfalls. Immerhin waren die Er⸗ 

örterungen für die Regierung eine ſehr verſtändliche Warnung, daß ſie ſich auf 

dem betretenen Wege ſehr bald in vollſtändiger Vereinſamung befinden werde. 
* * 


* 

Noch viel entſchiedener und wirkſamer klang dieſe Warnung aus den 
Verhandlungen über die Vereinsgeſetzgebung heraus. An dieſem Tage war 
die Niederlage der Regierung eine ſo vollſtändige und vernichtende, daß ſpäter 
— wie üblich: nach Schluß des Reichstages — ein Miniſterwechſel daraus 
entſtand. Freilich, eine Niederlage der Regierung iſt in Deutſchland noch kein 
Sieg des Willens der parlamentariſchen Mehrheit. 

Die Einbringung des reaktionären Vereinsgeſetzentwurfes im preußiſchen 
Landtag am 12. Mai veranlaßte die Vertreter der Sozialdemokratie, der ſüd⸗ 
deutſchen und der freiſinnigen Volkspartei, des Zentrums, der Polen und der 
Antiſemiten, ſofort das alte, im Vorjahre bereits in drei Leſungen angenommene 
Nothvereinsgeſetz zu wiederholen: 

Einziger Artikel. 
Inländiſche Vereine jeder Art dürfen mit einander in Verbindung 
treten. Entgegenſtehende landesgeſetzliche Beſtimmungen ſind aufgehoben. 

Die erſte und zweite Berathung erfolgten am 18., die dritte am 20. Mai. 
Die namentliche Abſtimmung ergab 207 Stimmen dafür und nur 53 dagegen, 
bei einer Stimmenthaltung. Auch die Nationalliberalen ſtimmten einmüthig 
mit der Majorität, obwohl ſie vorher die Unterſtützung des Antrages „aus 
taktiſchen Erwägungen“ abgelehnt hatten. 

Der Aerger bei den Parteien, die im Vorjahre der Zuſicherung des 
Reichskanzlers Glauben geſchenkt hatten, war ein um ſo allgemeinerer, als die 
Sozialdemokratie ſich darauf berufen konnte, zu rechter Zeit gewarnt zu haben, 
wie der Reichstag noch ſeine Trümpfe in den Händen hatte. Der Abg. Lieber, 
den das Hauptverſchulden an der unzeitgemäßen Nachgiebigkeit des Reichstages 
traf, äußerſte ſich ſehr unwirſch: 

Es blieb uns nichts anderes übrig, als unſeren nachdrücklichſten Wider⸗ 
ſpruch gegen dieſen Verſuch, ein hier im Reichstag gegebenes Verſprechen in 
Preußen einzulöſen, durch die einfache Wiederholung des damaligen Antrags 
zum unzweideutigſten Ausdrucke zu bringen. (Sehr richtig) Das iſt keine 
Demonſtration, ſondern das iſt — geſtatten Sie mir dieſen hartklingenden 
Ausdruck — die einfachſte Nothwehr . 

M. H., ich komme auf diejenigen Verhandlungen im Augenblicke nicht 
zurück, die zur Abgabe dieſes Verſprechens führten gelegentlich der Berathung 
der Anträge Ancker und Auer über den Erlaß eines Reichsvereinsgeſetzes. 
Dagegen habe ich meinerſeits mit allem Nachdrucke zu betonen dasjenige Ver⸗ 
ſprechen, welches uns gelegentlich der Berathung des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches am 27. Juni 1896 ſeitens des Herrn Reichskanzlers hier gegeben worden iſt. 

Wie war damals die Lage? Es handelte ſich um die Frage, ob eine 
ſolche Beſtimmung in das bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen, ob dadurch die 
verbündeten Regierungen vor die Frage geſtellt werden ſollten, entweder mit 
dem ganzen bürgerlichen Geſetzbuch auch dieſe Beſtimmung zu ſchlucken, oder 
aber um dieſer Beſtimmung willen das größte nationale Werk, welches jemals 
den Reichstag beſchäftigt hat, ſcheitern zu laſſen. (Unruhe rechts. Sehr richtig! 
in der Mitte und links.) In dieſer Lage wurde uns vom Herrn Reichskanzler 
das oft bezogene Verſprechen abgegeben 

Welchen Werth ſollen unter geraden ehrlichen Männern ſolche in 
feierlicher Stunde abgegebene Zuſagen noch haben, wenn ſie an ſolchen juriſtiſchen 
Spitzfindigkeiten zu Bruche gehen ſollen. (Lebhaftes Bravo! und ſehr richtig! 
in der Mitte und links.) Ich kann die redliche Verſicherung abgeben, daß 
meine politiſchen Freunde, dem Verſprechen des Herrn Reichskanzlers vertrauend, 
vertrauend trotz aller Warnungen von ſozialdemokratiſcher Seite 
(Zuſtimmung links), darauf verzichtet haben, entſprechende Beſtimmungen in das 
bürgerliche Geſetzbuch aufzunehmen, und daß wir in unſerem guten Rechte ſind, 
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die blanke Einlöſung des ſo von uns verſtandenen Verſprechens nunmehr zu 
ford ern. (Sehr wahr! in der Mitte und links.) Daß wir dieſe Forderung 
erheben in dem nämlichen Augenblick, Schlag auf Schlag und Zug um Zug, in 
welchem die Königlich preußiſche Regierung den Verſuch macht, der Einlöſung 
dieſes Verſprechens in ihrer Art mit „Perbeſſerungen“ im Sinne des Herrn 
Stgatsſelretäͤrs von Boetticher zu verbrämen, darüber ſollte man ſich billiger⸗ 
weiſe nicht wundern, und man ſollte auch unſerer Ueberzeugung nach nicht über 
„Demonſtrationen“ ſchreien.“ 

Herr v. Stumm erklärte das freilich im Herrenhauſe für „einfache 
Heuchelei“. * * 


* 

Einer der erſten vorjährigen Anträge der Reichstagsfraktion ging dahin: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

Die verbündeten Regierungen zu erſuchen, dem Reichstage bis zur 
nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf vorzulegen, wodurch ſämmtliche landes⸗ 
geſetzlichen Sonderbeſtimmungen über die Rechtsverhältniſſe der land⸗ 
und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter und des Geſindes zu ihren Arbeit: 
gebern beziehungsweiſe zu ihrer Dienſtherrſchaft aufgehoben werden und an 
deren Stelle die Beſtimmungen der Reichs⸗Gewerbeordnung treten. 

Die rechtliche Stellung unſeres Geſindes iſt bekannt. Einmal — führte 
unſer Redner aus — enthalten faſt alle Geſindeordnungen mehr oder weniger 
klar die Vorſchrift, daß das Geſinde ſklavenähnlich zur Befolgung aller Befehle, 
die die Herrſchaft ertheilt, verpflichtet Tei, Es iſt dann die beſondere Aus: 
nahmebeſtimmung in faſt allen Geſindeordnungen enthalten, daß man Schelt⸗ 
worte und Züchtigungen der Herrſchaft widerſpruchslos, ja, einige Geſinde⸗ 
ordnungen ſagen ſogar: mit Ehrerbietung und Beſcheidenheit, über ſich ergehen 
laſſen müſſe. Auch da, wo ſolches Züchtigungsrecht nicht ausdrücklich feſtgelegt 
iſt, wie in der Rheinprovinz, in Frankfurt a. M., Anhalt, Baden, Württemberg, 
Elſaß⸗Lothringen, Hamburg, Heſſen und auf dem platten Lande in Mecklenburg, 
iſt hier und da durch die Rechtſprechung ein Züchtigungsrecht eingeführt. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch beſeitigt das zwar von 1900 an, ändert aber nichts 
Weſentliches, weil das Geſinde trotz der Prügel den Dienſt nicht verlaſſen darf. 
Es iſt eine weitere ausnahmerechtliche Beſtimmung in den meiſten Geſinde⸗ 
ordnungen, daß Strafen gegenüber dem Geſinde deswegen erkannt werden 
können, weil es ſeine privatrechtlichen Verpflichtungen nicht erfüllt habe der 
Herrſchaft gegenüber. Umgekehrt beſteht ein Recht, die Herrſchaft deshalb zu 
beſtrafen, weil ſie ihre privatrechtlichen Verpflichtungen dem Geſinde gegenüber 
nicht erfüllt habe, nicht. Beſonders ausnahmerechllich iſt ferner, daß Geſinde⸗ 
dienſtbücher geführt werden müſſen, und daß da Führungsattefte allerlei Art 
hineinkommen dürfen. 

Weiter wäre zu erwähnen, daß die Kündigungspflichten nicht gleich ſind, 
daß die Kündigungsgründe mannigfaltig der Herrſchaft gegeben ſind, daß dem 
Geſinde aber in ganz ſeltenen Fällen das Recht gegeben iſt, ſeinen Dienſt vor 
der Zeit verlaſſen zu dürfen, daß der ländliche Arbeiter, wie man etwa ein 
entlaufenes Stück Vieh zurückbringt, zurückgebracht werden darf ſeitens der 
Polizei zur Herrſchaft. Am Weſentlichſten erſcheint aber, daß endlich auf⸗ 
gehoben werden die Beſtimmungen, welche die Koalition der ländlichen 
Arbeiter hindern. In dem größten Theile Deutſchlands, insbeſondere in dem 
Muſterpreußen, wird das Geſinde durch ſtrenge Strafandrohungen gehindert, 
ſeine Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, ſeine Lebenshaltung durch Zuſammenſchluß 
mit ſeinen Arbeitsgenoſſen, mit ſeinen Leidensgenoſſen zu verbeſſern. Nach der 
Richtung hin beſteht das bekannte preußiſche Geſetz von 1854, daß mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre droht, wenn mehrere ländliche Arbeiter ſich 
zuſammenthun, ſich vereinigen und öffentlich auffordern zur Niederlegung der 
Arbeit oder zum Zuſammenſchluß behufs Erlangung höherer, beſſerer Arbeits⸗ 
bedingungen. 
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Nun wird immer geltend gemacht, wir müßten ein beſonderes Geſinde⸗ 
recht haben. „Ja — frug unſer Redner — wo haben Sie denn die feſte 
Grenzlinie, wer zum Geſinde gehört, und wer nicht? Sehen Sie doch die 
großen Hotels, wo Dienſtboten beſchäftigt werden als Köchinnen, Stuben⸗ 
mädchen u. ſ. w., die doch in den Gewerbebetrieben beſchäſtigt ſind, die ſind 
heute der Geſindeordnung unterſtellt und würden auch der Reichsgeſindeordnung 
unterſtehen. Es laufen in vielen Fällen Hausdienſt und Gewerbedienſt ſo eng 
nebeneinander, daß eine Trennung undurchführbar iſt. Nun erſt bei den 
landwirthſchaftlichen Betrieben, die einen gewerblichen Nebenbetrieb haben, bei 
den Zuckerfabriken, Brennereien u. ſ. w., da finden wir, daß diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen, die für landwirthſchaftliche Arbeiter gelten, auch auf dieſe gewerb⸗ 
lichen Arbeiter Anwendung finden. Daraus geht zur Genüge hervor, daß 
gerade in dieſen Fällen ein dringendes Bedürfniß vorliegt, die bis jetzt 
beſtehenden Geſetze zu beſeitigen, einfach auch dieſen Arbeitern das Koalitions⸗ 
recht einzuräumen, zumal es gerade die Arbeitgeber ſind — ſpeziell in 
der Provinz Sachſen iſt es der Fall —, die, obwohl ſie wiſſen, daß es den 
Arbeitern verboten iſt, von dem Koalitionsrecht Gebrauch zu machen, gerade 
das Koalitionsrecht gegen die Arbeiter benutzen. Dort haben wir das 
ſonderbare Schauspiel, daß die Zuckerfabrikanten ſich zuſammenthun und 
Koalitionen gegen die Arbeiter gründen und eine durch das Geſetz gegebene 
Waffe benutzen, wofür die Arbeiter, wenn ſie ſich derſelben Waffe bedienen, 
ſich Gefängnißſtraſe bis zu einem Jahre zuziehen würden.“ d 

Die Freiſinnigen erkannten die Unhaltbarkeit des beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtandes an und brachten das in dem unten abgedruckten Antrag Lenzmann 
zum Ausdruck. Das Zentrum ſuchte etwas abzuwiegeln, betonte jedoch durch 
den Abg. Bachem auch die Reformbedürftigkeit der Geſindeordnungen. 

Ganz ablehnend verhielten ſich die Konſervativen. Ihr Redner, der 
Paſtor Schall, verſtieg ſich ſogar zu Behauptungen wie die folgenden: „Die⸗ 
jenigen, die heute eine dominirende, ja oft tyranniſirende Stellung einnehmen, 
ſind vielfach nicht die Herrſchaften, ſondern ſind vielfach die Dienſtboten 
(ſehr richtig! rechts und in der Mitte), ich kann auch ſagen: die Arbeiter 
gegen ihre Herren. Wer da Anderes behauptet, kennt die thatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe nicht. Ich könnte Ihnen aus meinen Erfahrungen und aus meinem 
Kreiſe eine Menge von Fällen nennen, wo nicht der Herr der Züchtigende 
geweſen iſt, ſondern wo es der Dienſtbote geweſen, der ſich an ſeinem Herrn 
vergriffen hat. (Heiterkeit links.) In einem Nachbarort meiner Gemeinde iſt 
es erſt kürzlich vorgekommen, daß ein Knecht ſeinen Bauer — ſoviel ich weiß, 
ohne alle Veranlaſſung — geſchlagen hat. Das hat den Mann veranlaßt, 
unmittelbar nachher ſein Gehöft zu verkaufen, weil er ſagt: unter ſolchen 
Umſtänden will ich nicht länger Beſitzer ſein.“ 

Unſer Antrag wurde ſchließlich abgelehnt, dagegen folgender Antrag 
Lenzmann angenommen: 

die verbündeten Regierungen zu erſuchen, dem Reichstage baldigſt einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, wodurch die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 
land- und forſtwirthſchaftlichen Arbeitern ſowie dem Geſinde einerſeits und 
deren Arbeitgebern anderſeits reichsgeſetzlich geregelt werden. 

Dieſer Beſchluß entſprach im Weſentlichen einer am 11. Dezember 1896 
bereits gebilligten Reſolution zum Bürgerlichen Geſetzbuch: 

es werde die Erwartung ausgeſprochen, daß .. 2. die Verträge, durch welche 
ſich Jemand 2 e einen Theil ſeiner geiſtigen oder körperlichen Arbeits⸗ 
kraft für die häusliche Gemeinſchaft, ein wirkhſchaftliches oder ein gewerbliches 
Unternehmen eines Anderen gegen einen vereinbarten Lohn zu verwenden 
für das Deutſche Reich baldthunlichſt einheitlich geregelt werden. 


H $ 
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Gegen die Bäckerei⸗Verordnung liefen die Konſervativen abermals 
Sturm. Ihren vorjährigen Antrag, die Verordnung „nicht in Wirkſamkeit 
treten zu laſſen“, hatten fie jetzt dahin „berichtigt“, die Vorſchriften „abzuändern“. 

Ihr Redner, der Graf Stolberg: Wernigerode, machte Do die Begründung 
ſehr leicht. Er bedauerte es „auf das Lebhafteſte, daß man gerade mit einem 
Handwerk begonnen hat, während es doch unſere Aufgabe iſt, gerade das 
Handwerk zu ſchonen; dann aber werden in dieſem Handwerk wiederum die 
mittleren Betriebe geſchädigt, und gerade dieſe wollen wir doch ſchützen und 
ſtärken .. Schließlich aber — und diefen Punkt halte ich für den wichtigſten — 
beſtand gerade in dem Bäckereigewerbe zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern 
ein patriarchaliſches Verhältniß, ſo wie es leider heutzutage nicht mehr in 
allen Gewerben vorhanden iſt, und durch dieſe Verordnung iſt gerade das 
patriarchaliſche Verhältniß geſtört worden, und das — ich leugne es nicht — 
iſt für mich der Hauptgrund geweſen, die Einführung der Verordnung zu 
bedauern.“ Was nun die Art der Abänderung anlange, ſo werde dieſelbe 
hauptſächlich in drei Punkten beſtehen müſſen. „Einmal haben wir den Wunſch, 
daß die Stundenzahl, die hier pro Tag angerechnet wird, pro Woche 
angerechnet werden möge. Zweitens haben wir den Wunſch, daß dieſe Bäckerei⸗ 
Verordnung beſchränkt werde auf die großen Städte .. Drittens endlich 
haben wir den Wunſch, daß auch in den großen Städten die Bäckerei⸗Verordnung 
beſchränkt werde auf die großen Betriebe, d. h. auf diejenigen Betriebe, 
die ſo groß ſind, daß ſie thatſächlich dieſen Anforderungen entſprechen können, 
ohne darunter zu leiden.“ Da bliebe nun freilich von der ganzen Verordnung 
nichts mehr übrig. 

Der eigentliche Wortführer gegen das bischen Sozialreform war jedoch 
auch hier König Stumm. Einmal verabſcheut der Heirathskonſensertheiler 
und Freund aller Ausnahmegeſetze gegen Arbeiter auch hier tiefinnerlich alle 
Polizeieingriffe. Das konnten wir ſchon beim Achtſtundentag feſtſtellen. Hier 
kam es gleich biedermänniſch zum Ausdruck: „M. H., ich bin doch der Anſicht, 
daß wir auf dem gefährlichen Boden nicht zu weit gehen dürfen, die Polizei 
in alle möglichen Dinge hineinreden zu laſſen (ſehr richtig! rechts), 
die eigentlich nicht zu ihrer Aufgabe gehören, und daß wir dadurch aus dem 
Rechtsſtaat, der früher von der liberalen und noch mehr von der radikalen 
Partei immer als Schiboleth aufgeſtellt wurde, einen Polizeiſtaat machen. 
(Sehr richtig! rechts.) Davor möchte ich warnen .. Ich bin darin doppelt 
ängſtlich beim Handwerk (ſehr richtig! rechts), und zwar nicht blos deshalb, 
weil es ſich beim Handwerk um verhältnißmäßig nothleidende Erwerbszweige 
handelt, denen geholfen werden muß, wie auch der Landwirthſchaft, ſondern 
noch mehr darum, weil es ſich hier um ein Eindringen in private, in 
Familienverhältniſſe handelt, welches zu ganz exorbitanten Verhältniſſen 
geführt hat. Bei einer Wittwe, die das Gewerbe mit einem Geſellen betreibt, 
kommt die Polizei Nachts ſpioniren; ſie wird aus dem Bette geholt u. ſ. w. 
Ja, was find das für Zustände!“ (Sehr richtig! rechts.) Das einzige Gute 
an der Polizei wäre nach Herrn Stumm noch, daß ſie die Geſetze mitunter nicht 
achtet und „öfter ein Auge zudrückt“. Uebrigens iſt ſelbſt die heutige Gewerbe⸗ 
inſpektion dem wackeren Freiheitskämpfer bereits verdächtig geworden. Ihr 
Urtheil iſt ebenſo getrübt wie etwa das der Kathederſozialiſten, „nach der ganzen 
Art und Weiſe, wie bisher auf die ſozialpolitiſche Stimmung dieſer Herren 
eingewirkt worden iſt (ſehr richtig! rechts) — nicht von dem Herrn Staats⸗ 
ſekretär —, muß ich annehmen, daß deren Auffaſſung über die Bäckerei⸗Ver⸗ 
ordnung doch einigermaßen, wenn ich auch nicht ſagen will ſozialpolitiſch 
getrübt, ſo doch jedenfalls beeinflußt erſcheint“ (ſehr richtig! rechts). 

Herr Stumm will die kleineren Pauſen zwiſchen der Arbeit nicht in die 
12 bis 13 ſtündige Schicht eingerechnet ſehen; er will wegen der zeitweiligen 
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kleineren Pauſen ſogar von der vorgeſchriebenen 8 ſtündigen Unterbrechung 
zwiſchen je zwei Arbeitsſchichten großmüthig Abſtand nehmen. Mit köſtlicher 
Naivetät fügte er hinzu: „Wenn Jemand 10 halbſtündige Pauſen hat, ſo wird 
doch nicht geleugnet werden können, daß das eine ſehr erhebliche Verminderung 
der Arbeitszeit iſt.“ (Sehr richtig! rechts.) 10 halbſtündige Pauſen innerhalb 
einer zwölfſtündigen Schicht! Der Bäckermeiſter, der ſeinen Betrieb derart 
organiſirt hätte, brauchte wirklich nicht auf die Bäckerei⸗Verordnung zu warten, 
um pleite zu gehen. 

Die jämmerliche Abhängigkeit der Antiſemiten vom beſchränkteſten, 
ſtörriſcheſten Spießbürgerthum ſpiegelte ſich beſonders in der Rede des 
Abg. Viel haben von der Partei der „deutſch⸗ſozialen Reform“ wieder: „Die 
konſervative Partei beantragt nur eine Abänderung. Das hilft aber bei 
dieſer Sache meines Erachtens durchaus nichts; es muß eine vollſtändige 
Aufhebung der Verordnung ſtattfinden. Eine ſolche muß auch ſtattfinden 
im Intereſſe der Geſellen, und ich hebe bei dieſer Gelegenheit hervor, daß die 
Geſellen faſt in allen () Verſammlungen erklärt haben: wenn doch an der 
Verordnung geändert werden ſolle, dann wäre es ihnen lieber, wenn ſie voll⸗ 
ſtändig aufgehoben würde.“ 

Obwohl damals ohne jede parlamentariſche Bedeutung, ſo iſt es doch 
heute von Intereſſe, daß der Abg. v. Podbielski perſönlich ebenfalls die 
Aufhebung, nicht die Abänderung der Bundesraths⸗Verfügung wünſchte. Dieſe 
diene nur der Sozialdemokratie, „um ſchließlich einem Gewerbe, was noch 
einigermaßen auf geſundem Boden ſteht, die Beine wegzureißen, damit es 
hinfällt und zu Grunde geht und dadurch Ihnen wieder Soldaten zuführt 
für Ihre große Armee.“ Hoffentlich fällt der Herr Generalpoſtmeiſter als 
Miniſter nicht ſo leicht aus dem Sattel, wie hier aus dem Bild. Und hoffentlich 
überträgt er feine Liebe zu den Bäckergeſellen nicht auf die Arbeiter feines 
Reſſorts. Sie könnten ſonſt böſe Tage zu gewärtigen haben. 

Der konſervative Antrag kam ſchließlich nicht zur Annahme, auch nicht 
in der Stumm'ſchen Formulirung, welche die Abänderung „in einer den 
berechtigten Intereſſen des Bäckergewerbes entſprechenden Weiſe“ verlangte und 
die von den Konſervativen in ihren Antrag aufgenommen wurde. Vielmehr 
beſchloß der Reichstag in namentlicher Abſtimmung mit 148 gegen 104 Stimmen 
gemäß einem Zentrumsantrag Pichler: 

in Erwägung, daß in den Sitzungen des Reichstages vom 22./23. April 
vor. Is. und vom 13. Januar Up. Is. durch Redner verſchiedener Parteien, 
welche die Mehrheit des Reichstages repräſentiren, das Bedürfniß einer 
Abänderung der vom Bundesrath unterm 4. März vor. Is. erlaſſenen 
Beſtimmungen, betreffend den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien, aus⸗ 
drücklich anerkannt worden iſt; 

in Erwägung, daß die vom Bundesrathe veranlaßten Erhebungen 
einer Prüfung noch nicht unterzogen werden konnten, dieſelben auch dem 
Reichstag nicht mitgetheilt ſind, ſich mithin noch nicht beurtheilen läßt, 
welche Aenderungen nach Verſchiedenheit der Verhältniſſe in den einzelnen 
Landestheilen nothwendig und zweckmäßig ſind, um den berechtigten Intereſſen 
der Bäckermeiſter und Geſellen zu entſprechen und dadurch eine dauernd 
befriedigende Regelung herbeizuführen, 

über den Antrag v. Kardorff und Genoſſen zur Tagesordnung 

überzugehen. 

Der Antrag entſprach der vermittelnden Haltung des Zentrums, das 
durch Hinausſchieben die Frage in größerer Ruhe zur Entſcheidung kommen 
laſſen will. Die Regierung ſcheint ebenfalls darauf zu hoffen, daß die 
Bäckermeiſter ſich mit der Zeit müde ſchreien werden; bei der Sonntagsruhe 
war der erſte große Lärm ja auch bald vorüber. Nach der Erklärung 
von Bötticher's haben ſich ſchon jetzt gegen die Aufhebung oder Abänderung 
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der Verordnung, zur Zeit wenigſtens, erklärt die Regierung von Preußen, mit 
der Beſchränkung, daß ſich dieſe ablehnende Haltung auf die grundſätzlichen 
Beſtimmungen bezieht, die Regierung vom Königreich Sachſen, die Regierung 
von Württemberg und die Regierung von Reuß jüngere Linie. „Für jetzt 
glaube ich nicht in Ausſicht ſtellen zu können, daß die verbündeten Regierungen 
ſich zu einer Aufhebung der Bäckereiverordnung entſchließen werden.“ 

Die Sozialdemokratie ſtimmte für den Uebergang zur Tagesordnung 
unter Ablehnung der Pichler'ſchen Motivirung. 

* 


* 

Verhältnißmäßig günſtig haben in der verfloſſenen Seſſion die Handlungs: 
gehilfen abgeſchnitten. 

In dem neuen Handelsgeſetzbuch iſt bekanntlich ein eigener Abſchnitt 
den „Handlungsgehilfen und Handlungslehrlingen“ gewidmet. Gegenüber dem 
alten Geſetzbuch, das hier nur wenige allgemeine Sätze aufſtellte und im 
Uebrigen auf den Ortsgebrauch verwies, war das bereits ein Fortſchritt. 
Von vornherein bewegten ſich aber auch faſt alle Vorſchläge der Regierung in der 
Richtung eines größeren Schutzes der Angeſtellten vor den Folgen einer 
ſchrankenloſen Vertragsfreiheit, bei der der Stärkere einfach die Bedingungen 
zu Ungunſten des Schwächeren feſtſetzt. So waren ſchon im Regierungsentwurf be⸗ 
ſtimmte, nicht zu überſchreitende Schranken gezogen für Vereinbarungen über die 
Kündigungsfriſten, ſowie für die immer tollere Formen annehmenden Verträge über 
den Ausſchluß jeder fpäteren Konkurrenz, alſo für die ſogenannten Konkurrenz⸗ 
klauſeln, durch die dem Gehilfen bisher oft jede Möglichkeit abgeſchnitten wurde, 
eine neue Stellung in derſelben Branche anzunehmen oder ſich in ſeinem Fache 
ſelbſtändig zu machen. In der Kommiſſion wie im Plenum gelang es, dieſe 
ſchüchternen Anläufe der Regierung noch weſentlich zu verſtärken. Ein großer 
Erfolg der ſozialdemokratiſchen Partei iſt es auch, daß der Abſchnitt über die 
Handlungsgehilfen bereits vom 1. Januar 1897 ab maßgebend iſt, während 
das Handelsgeſetzbuch als Ganzes erſt am 1. Januar 1900 in Kraft tritt. 
Insbeſondere eine Unmaſſe harter Konkurrenzklauſeln, die man bis 1900 noch 
hätte auferlegen können, werden ſo den jungen Kaufleuten erſpart bleiben. 

Auch die Vorſchriften über das Lehrlingsweſen ſind im Großen und 
Ganzen von einem durchaus liberalen Geiſt durchweht. 

Die unklare Stellung der Hausdiener, Markthelfer, Packer und ähnlicher 
Arbeiter in kaufmänniſchen Betrieben, veranlaßte die Fraklion zu dem Antrag, 
daß — von ganz vorübergehenden Dienſtleiſtungen abgeſehen — die im Handels⸗ 
gewerbe Beſchäftigten niemals zum Geſinde gerechnet werden dürfen. Der 
Antrag fiel, ebenſo wie in der Kommiſſion die Forderung des Achtuhr⸗Komptoir⸗ 
und Ladenſchluſſes, und des zehnſtündigen Maximalarbeitstages für Gehilfen, 
des Achtſtundentages für Lehrlinge unter 18 Jahren. 

Eine Reſolution für kaufmänniſche Schiedsgerichte nach Art der 
Gewerbegerichte war bereits in der Kommiſſion durchgegangen. Bei der dritten 
Leſung beantragte die Fraktion noch, folgende Reſolution anzunehmen: 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, baldthunlichſt die Vorlegung eines 
Geſetzentwurfes zu veranlaſſen, wodurch 
1. für Handlungsgehilfen und Lehrlinge die Arbeitszeit geregelt und eine 

Beſchäftigung derſelben in der Zelt von acht Uhr Abends bis ſechs Uhr 

Morgens im Allgemeinen ausgeſchloſſen wird, 

2. die Gewerbeinſpektion auf das Handelsgewerbe ausgedehnt und die 

Beaufſichtigung beſonderen Handelsinſpektoren übertragen wird. 

Das Zentrum verwäſſerte dieſe klaren und deſtimmten Forderungen, 
erweiterte ſie allerdings auch in mancher Beziehung, indem es die Regierungen 
aufforderte, 
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a) in Erwägung darüber einzutreten, inwieweit und mit welcher Maßgabe 
die Beſtimmungen der ES 1202 bis 1202 und 134a bis 139b der Gewerbe⸗ 
ordnung unter zweckentſprechender Anpaſſung an die beſonderen Bedürf⸗ 
niſſe auf das Handelsgewerbe auszudehnen ſind; 

b) thunlichſt bald dem Reichstage einen entſprechenden Geſetzentwurf vorzulegen. 

Dieſe Reſolution ſand dann faſt einſtimmige Annahme. Ein Theil der 
Konſervativen konnte ſich allerdings noch nicht einmal zu dieſer ziemlich nichts⸗ 
ſagenden Sympathiekundgebung für die Handelsgehilfen aufſchwingen. 

* * 


* 

Für die Arbeiter in der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion hatte man 
ſchon im Vorjahre, aus Anlaß des großen Streiks, allgemein beſtimmte Schutz⸗ 
vorſchriften verlangt. 

Eine kaiſerliche Verordnung vom 51. Mai 1897 hat nunmehr die 
weſentlichen Beſtimmungen der 88 135 bis 139 und des 8 139b der Gewerbe⸗ 
ordnung auf die Werkſtätten der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion ausgedehnt. 

Es dürfen alſo auch hier Kinder unter dreizehn Jahren nicht beſchäftigt 
werden. Kinder über dreizehn Jahre dürfen nur beſchäftigt werden, wenn ſie 
nicht mehr zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet ſind. Die Beſchäftigung 
von Kindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer von ſechs Stunden täglich 
nicht überſchreiten. 

Junge Leute zwiſchen vierzehn und ſechzehn Jahren dürfen nicht länger 
als zehn Stunden täglich beſchaftigt werden. 

Für die jugendlichen Arbeiter ſind ferner Beginn und Schluß der Arbeits⸗ 
ſtunden, Dauer und Art der Pauſen, Sonn- und Feſttagsruhe wie in den 
Fabriken geordnet. 

Ebenſo bei den Arbeiterinnen, die alſo auch den 11⸗ (bez. für 
Sonnabend den 105) ſtündigen Maximalarbeitstag zugebilligt erhalten. 

Weiter iſt die Anzeige des Betriebs an die Ortspolizei vorgeſchrieben, 
ebenſo das Aushängen der neuen Verordnung ſelber, ſowie des Verzeichniſſes 
der jugendlichen Arbeiter nebſt ihrer Arbeitszeit. 

Ueber die als Regel feſtgeſetzte Zeit dürfen Arbeiterinnen über ſechzehn 
Jahre an ſechzig Tagen im Jahre beſchäftigt werden. Dieſe Beſchäftigung 
darf dreizehn Stunden täglich nicht überſchreiten und nicht länger als bis 
zehn Uhr Abends dauern. Hierbei kommt jeder Tag in Anrechnung, an 
welchem auch nur eine Arbeiterin über die normale Dauer der Arbeitszeit 
hinaus beſchäftigt iſt. Durch ein Verzeichniß ſind die Tage der Ueberarbeit 
genau kontrollirbar zu machen, für die Ortspolizei ſowohl wie für den Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten. 

Beſondere Ausnahmen infolge von Naturereigniſſen und Unglücksfällen 
oder wegen der „Natur des Betriebs“ oder aus „Rückſichten auf die Arbeiter“ 
ſind ähnlich wie bei den Fabriken den Verwaltungsbehörden unter beſtimmter 
Begrenzung überlaſſen. 

Dieſe neuen Beſtimmungen, die mit dem 1. Juli 1897 in Kraft getreten 
ſind, finden jedoch keine Anwendung: 

1. auf Werkſtätten, in welchen der Arbeitgeber ausſchließlich zu ſeiner 
Familie gehörige Perſonen oder nur gelegentlich nicht zu ſeiner 
Familie gehörige Perſonen beſchäftigt, 

2. auf Werkſtätten, in welchen die Herſtellung oder Bearbeitung von Waaren 
der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion nur gelegentlich erfolgt. 
Weitergehende Befugniſſe hatte dann der Bundesrath in einem Geſetz⸗ 

entwurf betreffend die „Abänderung der Gewerbeordnung und 
des Krankenverſicherungsgeſetzes“ vom Reichstag eingeräumt verlangt, 
und zwar nicht nur für die Konfektion, ſondern für die Hausinduſtrie im 
Allgemeinen 

4 * 
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Der Entwurf kam am 24. Mai zur erſten Leſung, durch eine recht 
unglückliche Verkettung von Umſtänden blieb er jedoch unerledigt. 

Der Sozialdemokratie ging er nicht weit genug. Das Zentrum bekundete 
Neigung, ihn raſch im Plenum zu erledigen, wollte aber dem von den National⸗ 
liberalen geäußerten Wunſch auf Kommiſſionsberathung nicht widerſprechen, weil 
dies alte gegenfeitige Praxis unter den Parteien iſt. Die Kommiſſion konſtituirte 
ſich am 26. Mai, alſo gerade beim Beginn der Pfingſtſerien. Die vier Tage 
abermaligen Beiſammenſeins im Juni ſchienen der Kommiſſion nicht ausreichend 
zur Erledigung der Vorlage; die Kommiſſion unterließ daher die Berathung. 
Zuletzt nahmen dann die Sozialdemokraten die Regierungsvorlage mit einigen 
Erweiterungen als Antrag zur Gewerbeordnungsnovelle auf, die eben ihrem 
Abſchluß entgegenging. Die Fraktion zog ſich mit Abſicht auf gewiſſe Mindeſt⸗ 
forderungen zurück, weil dafür an ſich eine Mehrheit zu gewinnen möglich ſchien. 
Die Verbindung mit der Gewerbeordnung, die man wegen der Geſchäftslage im 
Hauſe nicht hatte umgehen können, verbot nun aber wieder dem innungs⸗ 
freundlichen Zentrum, Ja zu ſagen, weil die Handwerkerorganiſation, mit dieſem 
Zuſatz bepackt, kaum noch auf eine Mehrheit rechnen konnte. 

Dieſe ganze Entwickelung der Angelegenheit wäre ziemlich gleichgiltig, 
wenn man in Deutſchland mit feſten ſozialpolitiſchen Strebungen in der Regierung 
und in den Parteien rechnen könnte; ſie iſt auf das Lebhafteſte zu beklagten, 
weil im Herbſt der Bundesrath ſelber vielleicht muthig vor dem Ausbeuterlärm 
zurückweicht, der am Ende nicht ausbleibt. Hielt es doch der konſervative 
Redner in der erſten Leſung, der Abg. Merbach⸗Sachſen, bereits für ſeine 
Aufgabe, die Ausdehnung der Vorſchläge auf die Hausinduſtrie überhaupt zu 
bekämpfen: „Wenn die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik nachgewieſen hat, daß 
in der Konfektions⸗ und Wäſchebranche Mißſtände beſtehen, und der Geſetzgeber 
macht daraus: für beſtimmte Gewerbe kann der Bundesrath Lohnbücher 
oder Arbeitszettel vorſchreiben, — das geht uns doch zu weit. (Sehr richtig! 
rechts.) Für „beſtimmte“ Gewerbe ſind wir nicht zu haben; in dieſem Fall 
find wir zu haben für die Kleider- und Wäſchekonfektion, aber nicht für 
Weiteres. Dieſelben Bedenken gelten auch für das Mitnachhauſenehmen von 
Arbeit. Auch hier würden wir ſofort zuſtimmen, wenn im Geſetz ſtünde: 
AB 137 a. Für die Kleider⸗ und Wäſchebranche kann durch Beſchluß des 
Bundesraths angeordnet werden u. ſ. w.“ Dasſelbe gilt auch für die Aenderung 
des Krankenkaſſengeſetzes. Wir bedauern alſo, dem Entwurf dieſes Geſetzes 
in ſeiner jetzigen Form unſere Zuſtimmung nicht ertheilen zu können.“ 

Daß man ſich an die eigentliche Heimarbeit, — die ſchlimmſte Form 
der Ausbeutung auf dieſem Gebiet und für das Kapital zugleich der Ausweg, 
allen Einſchränkungen der Fabrik- und Werkſtättenausbeutung auszuweichen — 
nicht heranwagen würde, das war vollends vorauszuſehen. Umſomehr wachſen 
hier die Anſprüche an die Organiſationen der Arbeiter ſelbſt. 


Damit hätten wir die Ergebniſſe der letzten Tagung, ſoweit ſie von der 
Fraktion unmittelbar angeregt oder die Arbeiter direlt betraſen, wohl erſchöpft. 
Die Ausbeute des letzten Seſſionsabſchnittes für die Arbeiter iſt, wie man ſieht, 
eine weniger wie beſcheidene; und wenn man das preußiſche Vereinsgeſetz gegen 
die paar kleinen ſozialpolitiſchen Fortſchritte in die Wagſchale wirft, ſo könnte 
König Stumm eigentlich ſehr zufrieden ſein. Doch die Unzufriedenheit iſt nun 
einmal heute ein allgemein verbreitetes Laſter, beſonders unter Großinduſtriellen 
und Großgrundbeſitzern. 

Auch unter den Kleingewerbetreibenden! Um dieſen eine Tonne zum 
Spielen vorzuwerfen, während ihnen der Wettbewerb des Großkapitals ſeine 
tödtlichen Harpunen weiter in den Leib treibt, hatte man ihnen die allgemeine 
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Zwangsinnung zugedacht. Dieſes Gaukelbild der zünftleriſchen Phantafte ſchien 
durch die Berlepſch'ſche Handwerkervorlage wirklich erreichbar nahe gerückt. Nach 
dem Eingreifen der ſüd⸗ und mitteldeutſchen Regierungen iſt es wieder in weite 
Ferne entſchwunden. Allerdings, groß genug iſt die Abſchlagszahlung an die 
Hitze und Gamp noch immer; nur wenige verbiſſene Zünftler wie die Abg. 
Metzner und v. Viereck verwarfen ſie als Dangergeſchenk. 

0 Für unſere Parteigenoſſen ſind beſonders folgende Theile des Geſetzes 
wichtig: 

Die allgemeine Errichtung von Zwangsinnungen für alle Kleingewerbe, 
einfach durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörden, war bereits im 
Bundesrathe gefallen. Wollen die Handwerker irgend eines Bezirks in Zukunft 
für ſich eine Zunft, ſo haben ſie vorerſt den Nachweis zu führen, daß fie die 
Mehrheit der Meiſter in ihrem Fache hinter ſich haben. Erſt dann kann die 
Behörde „anordnen, daß innerhalb eines beſtimmten Bezirkes ſämmtliche Ge⸗ 
werbetreibende, welche das gleiche Handwerk oder verwandte Handwerke aus⸗ 
üben, einer neu zu errichtenden Innung (Zwangsinnung) als Mitglieder anzu⸗ 
gehören haben.“ Damit iſt es den Zunftgegnern bei einiger Rührigkeit 
vielfach ermöglicht, alle Anläufe zur Zwangsorganiſation ſcheitern 
zu machen. 

Die Innungsbildung muß nach der Novelle folgenden Verlauf nehmen. 
An die Behörden muß zunächſt ein „Antrag Betheiligter“ gelangen. Der 
Antrag kann geſtellt werden, entweder von einer für das betreffende Handwerk 
bereits beſtehenden freien Innung oder von einer Anzahl bisher unorganiſtrter 
Handwerker, die mit einem Male Luſt verſpüren, zu einer Innung zuſammen⸗ 
zutreten. Findet die Behörde, daß die Antragſteller „nur einen kleinen Bruch⸗ 
theil der betheiligten Handwerker bilden,“ oder daß „durch andere Einrich⸗ 
tungen als diejenige einer Innung für die Wahrnehmung der gemeinſamen 
gewerblichen Intereſſen der betheiligten Handwerke ausreichende Fürſorge getroffen 
ift,” fo braucht fie gar nicht einmal eine Abſtimmung erſt herbeizuführen; ſie 
kann den Antrag kurzweg in den Papierkorb wandern laſſen. Im anderen Falle 
kommt es zur Abſtimmung. Der hierbei maßgebende 8 100 a lautet nunmehr: 

Um feſtzuſtellen, ob die Mehrheit zuſtimmt, hat die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde die betheiligten Gewerbetreibenden durch ortsübliche Bekannt- 
machung oder beſondere Mittheilung zu einer Aeußerung für oder gegen die 
Einführung des Beitrittszwanges aufzufordern. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet die Mehrheit derjenigen, welche 
ſich an derſelben betheiligt haben. 

Die Situation iſt nunmehe für die Gegner der Zwangsinnung unſeres 
Erachtens gar nicht ſo ungünſtig, als man vielfach befürchtet hat. Der Erfolg 
wird, wie geſagt, weſentlich davon abhängen, welche Umſicht und Agitations⸗ 
kraft dieſelben entfalten. 

Einmal gilt es, ſich nicht überrumpeln zu laſſen. Die „ortsübliche Be⸗ 
kanntmachung,“ die zur Abſtimmung über die Einführung des Beitrittszwanges 
auffordert, verbürgt, beforders in manchen Großſtädten, noch keineswegs, daß 
die Betheiligten in größerer Zahl von der über ihnen ſchwebenden Entſcheidung 
erfahren und daraufhin zur Abſtimmung gehen. Die Liſtenführung, wer an 
einem Handwerk als „betheiligt“ gilt, wird auch außerordentlich viel zu wünſchen 
übrig laſſen, weil eine Anzahl Handwerker nicht nur eine Branche ausübt. alſo 
den verſchiedenſten Gewerben willkürlich zugeſchrieben werden kann, und weil 
ferner die Trennung von Handwerker und Fabrikant ebenfalls ſehr willkürlich 
erfolgen wird. Hier werden die Innungsgegner unter den ſelbſtändigen Hand⸗ 
werkern gut thun, beſtändig aufmerkſam zu ſein und Kontrolle zu üben. 

Dann heißt es aber weiter auch, die Indifferenten und Schwankenden 
zu einer entſchiedenen Stellungnahme bei der Abſtimmung zu bringen. Die 
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eigentlichen Zünftler ſind faſt in keinem Gewerbe und faft in keinem Bezirk 
beſonders zahlreich, jedoch ſie ſind organiſirt und wiſſen ſich oft vor den urtheils⸗ 
loſen Kleingewerbetreibenden als ihre befugten Repräſentanten, als die aus⸗ 
ſchließlichen Vertreter ihrer Intereſſen aufzuſpielen. Hier hätte unſere Agitation 
zur rechten Zeit einzuſetzen, um das Spiel der Gegner zu vereiteln. 

Iſt ein zünftleriſcher Antrag einmal bei einer Abſtimmung von der 
Mehrheit der Betheiligten abgelehnt, ſo wird er nach der Gewerbeordnungs⸗ 
novelle meiſtens auf drei Jahre hinaus als erledigt angeſehen werden können. 
Iſt der Zwangsbeitritt jedoch einmal durch Abſtimmung angenommen, ſo treten 
diejenigen Beſtimmungen in Kraft, die eine Aufhebung des Zunftzwanges ſpäter 
ſaſt unmöglich machen. 

Es gilt hier alſo, den Anfängen zu widerſtehen; dann kann der letzte 
parlamentariſche Sieg der Zünftler leicht mit einer recht ſchweren Enttäuſchung 
der Sieger enden. 

Das ſchließt jedoch nicht aus, daß das Geſetz ſelbſt dann noch immer 
eine ſchwere Schädigung und Vernachläffigung der Arbeiterrechte in ſich ſchließt. 

Nicht nur bei der gewerblichen Rechtſprechung, ſondern auch bei den 
Krankenkaſſen, beim Arbeitsnachweis kann eine ſchwere Schädigung der allge⸗ 
meinen Organiſation, beſonders aber auch der mühſam errungenen Stellung der 
Arbeiter durch beſondere Innungsſchöpfungen eintreten. Ueberall wird in dieſen 
beſonderen Innungsſchöpfungen die Arbeitervertretung zu größerer Bedeutungs⸗ 
loſigkeit und Abhängigkeit niedergedrückt ſein wie ſonſt. 


* * 
* 


Der Kampf gegen die Margarine wird nach der letzten Verſtändigung 
zwiſchen Regierung und Reichstag wohl auf einige Zeit zum Stillſtand 
gekommen ſein. Wir meinen allerdings, daß gerade hier der gläubigen 
bäuerlichen Gefolgſchaft unſerer Agrarier ſchließlich eine ſchwere Enttäuſchung 
bevorſteht. Das Kompromiß, mit dem ſich die Regierung durch Herrn 
v. Bötticher einverſtanden erklärte, lief darauf hinaus, für den Kleinhandel in 
Octen mit weniger wie 5000 Einwohnern keine getrennten Verkaufsräume zu 
verlangen — und den Zuſatz, an dem man Margarine und Margarinekäſe 
erkennen ſoll, der Bundesraths⸗Verordnung zu überlaſſen, und zwar mit der 
Einſchränkung, daß dadurch „Beſchaffenheit und Farbe“ der Margarine nicht 
geſchädigt werden dürfen. Mit dem Grundgedanken, einen betrügeriſchen 
Wettwerb zwiſchen Butter und Margarine auszuſchließen, haben wir uns von 
jeher einverſtanden erklärt. Doch einmal iſt für viele kleine Händler die 
Trennung der Verkaufsräume unmöglich, ſie werden ſich, oft mit beträchtlichem 
Schaden, zur Führung der einen oder der anderen Waare entſchließen müſſen. 
Bei dieſer Umbildung des Kleinverſchleißes werden wahrſcheinlich die großen, 
kapitalkräftigen Margarinefabriken zuletzt und darum am beſten lachen; ſie 
haben viel eher wie die Butterproduzenten das Geld, überall eigene Verkaufsſtellen 
zu gründen und Krämer und Fleiſcher mit fetten Prozenten für die alleinige 
Führung von Margarine zu gewinnen. Ob ſich dann unter dem Anſporn 
dieſer Konkurrenz das große Kapital auch der Organiſation des Butterabſatzes 
mehr wie bisher widmen wird, bleibe dahingeſtellt. Der kleine Milch- und 
Butterproduzent, ſelbſt wenn er an Molkereigenoſſenſchaften betheiligt iſt, 
würde auch dann vom Regen in die Traufe kommen. 


Nichts war für unſere allgemeinen politiſchen Zuſtände charakteriſtiſcher 
wie das ſchließliche Scheitern der Juſtizuovelle. 

Bekanntlich hatte man um ihretwillen im vorigen Juli das Parlament 
vertagt. War ſie doch ſchon einmal nach nicht weniger wie 38 Sitzungen 
unerledigt in der Kommiſſion ſtecken geblieben. Indeß, die Vertagung hat 
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wohl einige Abgeordnete vor dem raſcheren Abſchluß der gegen ſie ſchwebenden 
Prozeſſe bewahrt, der Juſtiznovelle hat fie nichts genützt. 

Die Schuld liegt einzig und allein an der Regierung. Seit dem Jahre 1883 
bereits hatte der Reichstag wiederholt in Anträgen und Beſchlüſſen die Ein⸗ 
führung der Berufung gegen die Strafkammerurtheile und ebenſo ſeit 1881 
die Entſchädigung unſchuldig Verurtheilter gefordert. Endlich kam 
die Regierung dieſem Drängen nach, aber da die Einſetzung einer neuen 
Gerichtsinſtanz natürlich Ausgaben verurſacht für Vermehrung der Richter und 
ſonſtige Koſten, ſo ſann man auf der anderen Seite auf Erſparniſſe, wo 
das Knauſern wahrhaftig am Schlechteſten angebracht war. Die Strafkammern 
wollte man in Zukunft nur mit drei Richtern beſetzen, das Vorverfahren wollte 
man beſeitigen, die Beweisaufnahme einſchränken; ſpäter ſollte das Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren erſchwert ſein. Ja, wenn es der Erfüllung von Kultur⸗ 
aufgaben gilt, da fehlt uns das Geld an allen Ecken und Enden! Dann 
ſollte auch der Staatsanwalt das Recht der Berufung erhalten, ſo daß der 
Angeklagte unter Umſtänden in der höheren Inſtanz auch ſchlechter abſchneiden 
konnte wie bei der erſten Entſcheidung. Bei politiſchen Prozeſſen hätte das 
zweifellos zu weſentlichen Verzögerungen und Verſchlechterungen geführt, weil 
die Staatsanwaltſchaft bei jedem liberaleren Urtheil die Umſtoßung vor dem 
höheren Gericht erſtrebt haben würde. 

Der Reichstag beſtand darauf, daß nach wie vor der Hauptnachdruck zu 
legen ſei auf die Sicherung möglichſt reifer und richtiger Entſcheidungen gleich 
im erſten Verfahren — iſt doch die Berufung ſchließlich auch vielfach eine 
Geldfrage. Er hielt hier demnach vor Allem an dem Fünfmännerkollegium 
feſt, von dem zu einer Verurtheilung auch ferner vier Mitglieder einig ſein 
ſollten, während beim Dreimännerkollegium der Regierung bereits zwei Drittel 
den Ausſchlag gegeben haben würden. Hieran ſcheiterte die Verſtändigung — 
vorläufig, denn nothwendige Forderungen, wie die Einführung der Berufung 
und der Entſchädigung, laſſen ſich auf die Dauer mit Finanzrückſichten kleinlichſter 
Art wahrhaftig nicht abweiſen. 

Der ganze Verlauf der Sache iſt nur kennzeichnend für die Regierung, 
die kurz vor Thorſchluß, ohne auch nur mit einer Wimper zu zucken, 44 Millionen 
als erſte Rate für die Neubewaffnung der Artillerie gefordert und auch 
erhalten hat. 

Dagegen find die Marinepläue diesmal im Reichstage noch abgewieſen 
worden. Schon der Etatsentwurf hatte in ſeinen Marineforderungen alle 
Fraktionen ſtutzig gemacht. Der Oentrumsredner Fritzen hatte „ganz bedeutende 
Abſtriche“ für nothwendig erklärt, wenn nicht mit unfehlbarer Gewißheit neue 
Steuern kommen ſollten; das Zentrum wolle nicht mit vollen Segeln in einen 
Ozean von Flottenplänen hineinſteuern, wo es ſchließlich keinen Halt und kein 
Ende mehr gebe. Der konſervative Etatsredner v. Leipziger fand die Zunahme 
des Marine⸗Etats „ganz bedenklich“. Der Nationalliberale Dr. Paaſche bezeichnete 
es als „undenkbar“, daß in dem Tempo weiter gearbeitet werde, das hier vor⸗ 
geſchlagen wird; die Nationalliberalen würden ebenfalls bereit ſein, ernſtlich 
abzuſtreichen. Anfang Februar fiel dann nach einem Eſſen bei dem unvermeidlichen 
Finanzminiſter Dr. v. Miquel aus hohem Munde die Aeußerung, daß das Geforderte 
nicht nur keine Kürzungen vertrage, ſondern noch entfernt nicht ausreiche, Deutſch⸗ 
land die ihm gebührende Macht zur See zu erhalten und zu verſchaffen. Anfang M 23 
ſchenkte die bekannte Denkſchrift der Budgetkommiſſionen reinen Wein ein. Der 
Reichskanzler geſtand zwar der „Niederſchrift“ lediglich informatoriſchen Werth 
zu, billigte jedoch die in ihr verkündeten Ziele. Nationalliberale und Konſervative 
beeilten ſich, ſofort einzuſchwenken, ſodaß man ſchon Wahlen zur Gewinnung 
einer Flottenkartellmehrheit herannahen ſah. Die Budgetkommiſſion ſtrich trotzdem 
12,4 Millionen vom Etatsentwurf, das Plenum hielt die Abſtriche aufrecht. 


Lat 
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Längere Zeit brodelte und gährte es gewaltig in den Kreiſen der Schiffsbauer, 
Rheder und Kolonialintereſſenten, der Weltpolitiker und ſonſtiger Abenteurer aller 
Art. Admiral Hollmann reichte ſeine Entlaſſung ein; aus den Kundgebungen 
der Regierungsſpitzen mußte man auf Kampf ſchließen. Doch die Logik hat für 
den Gang der deutſchen Politik keinerlet Bedeutung. Der Lärm der Flotten⸗ 
enthuſiaſten beruhigte ſich, die Regierung begnügte ſich mit ihrem Ekat. Der 
ganze Erfolg war, daß der Chef der Marineverwaltung und mit ihm ein gut 
Stück des Anſehens der „einheitlichen“ Regierung über Bord ging. Freilich, 
Hollmann geht und Tirpitz kommt. Man iſt dem Konflikt nur vorläufig aus: 
gewichen, auf ihn endgiltig verzichtet hat man, wie die letzten Ereigniſſe be⸗ 
weiſen, durchaus nicht. 

Welch ein rieſenhaftes Anſchwellen unſeres Marine⸗Etats würde es ſein, 
was die Durchführung der Denkſchrift mit ſich bringen müßte? Schon bisher 
legte das Anwachſen der Marine-Ausgaben den Schultern der Steuerzahler 
ſchwere Laſten auf, ſie hat die Steigerung unſerer Schuldenlaſt weſentlich mit 
befördert. Die Ausgaben für Marine betrugen nach den Rechnungsabſchlüſſen, 
bezw. für 1896/97 und 1897/98 nach den Voranſchlägen: 

Davon wurden 


Geſammt⸗ auf Anleihe 

Ausgabe verwieſen 
IS s HEI — 
r eee — 
e ER eee ul — 
119798, Sax .. 459 209 600 3 365 000 
1876/77 41 009 500 7 999 200 
1877/78 60 334 500 26 320 900 
SS 61 713 600 24 289 300 
HSS „„ 43 664 700 16 717 300 
e ee 11 226 500 
r Ee TE 8351 100 
BEE ae el) 8 538 300 
ASS %% 3939813600 10 307 200 
1884/85. 443 434 000 14 020 900 
188588 „52058 800 11556 200 
1886877) „150467600 12 199 100 
LSS S8 „„ ab2SHTN 11 085 700 
1E83/EI be ee „ 51.048999 11 632 100 
1889/90 „„ 54 901 800 10 763 800 
Bor 727600 26 306 200 
1891/02 ` 75 397 000 24 739 300 
EE AE er BEIER 19 317 700 
1898 0% 2 „ eee 12 126 700 
MIO ee ede 5.042 800 
189% 0% „385893 200 7 671 500 
1896/7 „386259 900 5 830 800 
E „ „ 116974300 28 708 700 


Es find insgeſammt ſeit 1872, alſo in 26 Jahren, im Ganzen 
1501½ Millionen Mark für die Marine verausgabt oder bewilligt worden 
davon weit über die Hälfte in den letzten zehn Jahren, alſo ſeit dem 
Regierungsantritt Wilhelm's II. In der Denlſchrift wurden weiter für die 
drei nächſten Etatsjahre 1898/99, 1899/1900, 1900/1901 neue Schiffsbauten 
angemeldet, welche einen Koſtenaufwand von 182 883 000 Mark erheiſchen, 
ſodaß zuzüglich der von der Regierung für 1897/98 geforderten Schiffsbauten 
und der aus den Vorjahren überkommenen Reſtforderungen ſich ein Aufwand 


ür Schiffs: te 
f hiffsneubauten von 328 371 000 Mark 
ergiebt. Was dann von 1901/2 ab kommen ſoll, blieb vorſichtig in Dunkel 
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gehüllt. Aber ein Blinder kann es mit dem Stocke fühlen, daß ſich auf dieſem 
Gebiete die gleiche Entwicklung zu vollziehen beginnt, wie ſie für die Land⸗ 
armee bereits zu ſo ungeheuerlichen Opfern geführt hat. Verhältnißmäßig zeigt 
die Marine ſogar ein raſcheres Wachſen ihres Aufwandes wie das Heer. Will 
der Steuerzahler in Zukunft nicht zwei Götzen an Stelle des einen Moloch 
opfern, ſo wird er bei den nächſten Wahlen alle Kräfte gegen die Regierungs- 
parteien anzuſpannen haben. d 

Zunächſt hat die leidlich feſte Haltung des Reichstages wenigſtens bewirkt, 
daß die Reichsfinanzen bei dem infolge des guten Geſchäftsganges fort⸗ 
dauernd hohen Ertrag der Verbrauchsſteuern und Poſteinnahmen ſich auch 
weiter noch günſtig geſtalten. Allerdings ſind die Beziehungen zwiſchen Reichs⸗ 
und Einzelſtaats⸗Finanzen durch die letzte vom Zentrum gebilligte Regelung 
noch verwickelter und unüberſichtlicher geworden wie je vorher. Auch das 
Etatsrecht des Reichstages iſt nicht ſo gut gefahren wie bei der erſten 
lex Lieber, von deren konſtitutioneller Wichtigkeit das Zentrum ſo viel 
Rühmens machte. 

Daß auch die Beſoldungsaufbeſſerung der 1890/91 leer ausgegangenen 
Beamten in letzter Stunde noch zur Annahme kam, dürfen wir in dieſem 
Zuſammenhange wohl mit erwähnen. 

Dagegen iſt die Reform der Unfall verſicherung nach der Kommiſſions⸗ 
berathung ſtecken geblieben. Die In validengeſetz⸗Novelle hat es zu einer 
Kommiſſionsberathung überhaupt nicht gebracht. Hier ſtehen für die nächſte 
Seſſion noch wichtige Auseinanderſetzungen bevor; die Arbeiter werden gut 
thun, beide Fragen nicht aus dem Auge zu verlieren. Die Wahlen rien 
immer näher heran, man kann die Wünſche der großen Wählermaſſen nicht 
ſo leicht bei Seite ſchieben. 

Das ſchließlich angenommene Auswanderungs geſetz entbehrt wenigſtens 
derjenigen Ausnahme⸗Beſtimmungen gegen die auswanderungsluftigen Land⸗ 
arbeiter, die man früher plante und die unſere Junker auch jetzt wieder ver⸗ 
traten. Das Geſetz war an ſich weniger bedeutſam, wie die beigefügten 
Motive, die in Phraſen von unſerer überſeeiſchen nationalen Miſſion und in 
Träumen von einer möglichen Ablenkung und Leitung der Auswanderung 
förmlich ſchwelgten. 

Die Erhöhung der Dampferſub vention für Oſtaſien blieb in der Schwebe. 


Die jährlich regelmäßig wiederkehrenden vielſeitigen Erörterungen beim 
Etat, die Debatten, die ſich an wichtige Tagesereigniſſe anknüpften, brauchen 
wir wohl nicht beſonders zu ſchildern, obwohl ſie vielfach einen ſenſationellen 
Verlauf nahmen. Wir erinnern nur an die Auseinanderſetzungen über die 
elſaß⸗lothringiſche Mißwirthſchaft, über den Schandfleck der politiſchen Polizei, 
über den Brüſewitzſkandal, das Duellunweſen und die Armeemißſtände, über die 
Bismarckenthüllungen, dann wiederum über die Gewerbeinſpektion, die Straf⸗ 
vollſtreckung, das Seemannsweſen — überall kämpfte die Fraktion in der 
vorderſten Linie des Angriffes. 

e é A 
* 

Die nächſte Seſſion wird die Kräfte der Fraktion noch mehr anſpannen. 
Stehen wir doch vor den Wahlen und alle Parteien ſowie die Regierungen werden 
durch alle möglichen parlamentariſchen und außerparlamentariſchen Manbver 
den Wahlaufmarſch zu ihren Gunſten zu beeinfluffen ſuchen. Auf allen Seiten 
wird man weiter damit rechnen, daß die Marineforderungen vorzeitig zum 
Ausbruche des Wahlkampfes führen können. 

Mögen die Parteigenoſſen im Lande ſich für die große Entſcheidung 
rüſten, von der nicht nur das Schickſal unſerer Marinepolitik, ſondern die 
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Richtung unſerer ganzen inneren Entwickelung in Deutſchland weſentlich ab⸗ 
hängen muß. Kein politiſches Grundrecht iſt in Deutſchland durch ein langes 
verfaſſungsmäßiges Leben bereits jo feſtgewurzelt, daß es allen reaktionären 
Stürmen gewachſen wäre. Was bei uns den verbrieften Rechten des Volkes 
noch an innerer Lebenskraft fehlt, das muß das Volk ſelber durch doppelte 
politiſche Energie und Rührigkeit erſetzen. Die deutſche Arbeiterklaſſe war hier 
von je vorbildlich. Mögen die nächſten Wahlen ſie auf der Höhe ihrer 
geſchichtlichen Bedeutung zeigen! 


Anhang. 


Der Reichs⸗Etat für 1897/98, alfo die Feſtſetzung der Ausgaben und 
die Schätzung der Einnahmen zeigt folgendes Bild, immer in 1000 Mark 
ausgedrückt: 

Ausgaben: 
Einmalig 


Fortdauernd im ordentl. Etat im außerordentl. Etat 
Buündes ral) — — — 
eie 658,2 — — 
Reichskanzlei 159,2 — — 
Auswärtiges Amt, Kolonial⸗ 
Verwaltung 19986 8.294,5 — 
Reichsamt des Innern. 36.712, 2.550, — 
Poſt u. Telegraphie, Reichs⸗ 


eee e bet use 8 — 8.392,8 — 
Reichsher . .. 486.409,0 39.462, 14.101, 
eee, eee e e eee 29.340, 28.708,7 
zz een is 1.981,0 — — 
Reichsſchatzamt. . 409.151,37) 75,3 = 
Reichseiſenbahnen 357,0 3.790,0 4.650,0 
Reichsſchud .. . 761918 — — 
Rechnungshof ve Ee „ „ 740,5 Ka Ke 
Allg. Penſionsfonds. . . 57.459, E — 
Reichsinvalidenfonds. . . 28.504, 5 — — 
—— — e 
Summa 1.168.210,5 91.905,6 47.459,9 
beggen 
1.,307.976,0 
Einnahmen. 


Ordentliche Einnahmen: 
Zölle und Verbrauchsſteuern . . . 653.131,5 
Reichsſtenpelab gaben 61.873, 
Ueberſchuß Poſt und Telegraphie, Reichsdruckerei 42.799, 
Ueberſchuß Eiſenbahn verwaltung. . 225.405, 


Bann ARE ee ee Al 3.501,6 
Verſchiedene Verwaltungseinnahmen `... » 17.378,5 
Heichsinvalibenfonds. . o » 2 a „ 28.683,0 
Veräußerung Feſtungsterrain s 411,1 
Matrikularbeiträge (vergl. untenſtehende Anmerkung)  414.824,7 


Summa 1.248.008, 


*) Hlerin ſtecken die 403 Millionen neberwetſungen an bie Vundesſtaaten, denen 
auf der anderen Seite der Elnnahmen die Matritularbeikräge entſprechen — beides Bolten 
von mehr rechneriſcher wie realer Bedeutung für die Steuerzahler. Sle würden alſo bei Be⸗ 
rechnung der wirklichen Ausgaben und Einnahmen abzuziehen fein. 


Reichs⸗Einnahmen und Ausgaben. 


Ordentliche Einnahmen (wiederholt) .. . 1.248.008,4 
Dazu außerordentliche Deckungsmittel: 


Anleihen ec 46.619,9 
Sonſtige außerordentliche Deckung.. 840,0 


Summa aller Einuahmen 1.295.468. 


Aus dem Zollgebiete: 


fee „ 800 
Tabakſtelenmnðd2Sð2msSms . de 11.293,0 
Zuckerſteueeitt . 81.000, 
Salzſt euer 45.669,0 
Branntweinſ teuer . 115.783,0 
Brau⸗ und Bierſteuer e 26.843,0 


Mit den 63,5 Millionen aus dem Zollausland 653.131,5 

Die Reichsſchulden betrugen nach der letzten Denkſchrift am 31. März 
1896 dem Nennwerth nach 2,245 ¼ Millionen, die bloße Verzinſung davon 
ſteht im Etat für das laufende Jahr 1897/98 mit faſt genau 76 Millionen. 


— u — 
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Die Zölle und Verbrauchsſteuereinnahmen gruppiren ſich in folgender 
Weiſe — immer wieder nach den Schätzungen, die in den letzten guten Geſchäfts⸗ 
jahren durch die wirklichen Einnahmen ſtets koloſſal übertroffen worden ſind: 


Anträge. 


Tagesordnung. 
1. Parteigenoſſen in Lübeck: „Die Beſprechung des Proportional⸗ 
Wahlſyſtems als 8. Punkt auf die Tagesordnung des Parteitages zu ſetzen“. 
2. Parteigenoſſen des 3. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: „Zu 
Punkt 5 der Tagesordnung „Die Betheiligung an den preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen“, iſt ein Korreferent zu beſtellen.“ 


Programm. 
3. Parteigenoſſen in Lahr: „Streichung des Satzes: „Erklärung der 
Religion zur Privatſache“. 


Drganiſakion. 
Parteitag. 

4. Parteigenoſſen in Hannover: „Den nächſten Parteitag in Hannover 
abzuhalten.“ 

5. Parteigenoſſen in Magdeburg: „Den nächſten Parteitag in Magdeburg 
abzuhalten.“ 

6. Parteigenoſſen des 11. badiſchen Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Den nächſten Parteitag in Mannheim abzuhalten.“ 

7. Parteigenoſſen in Lahr: „Den nächſten Parteitag in Süddeutſchland 
abzuhalten.“ 

8. Parteigenoſſen des Reichstags⸗-Wahlkreiſes Eſſen: „Den 
nächſten Parteitag in Dortmund abzuhalten.“ 

9. Parteigenoſſen des 1. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: „Den 
Parteitag künftig in der Pfingſt⸗ oder Weihnachtswoche ſtattfinden zu laſſen.“ 

10. Parteigenoſſen des Reichstags⸗Wahlkreiſes Eſſen: „Auf die 
Tagesordnung des nächſtjährigen deutſchen Parteitages die Anwendung der 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung in den deutſchen Bergwerken zu ſetzen.“ 

11. Parteigenoſſen in Mainz: „Auf die Tagesordnung des nächſten 
Parteitages zu ſetzen: 1. Die theoretiſchen Grundlagen des Parteiprogramms 
mit den Genoffen . Kautsky und Conrad Schmidt als Referenten. 2. Die 
Bedeutung der Konſumgenoſſenſchaften für die Arbeiterklaſſe.“ 

12. Parteigenoſſen des 1. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages zu ſetzen: Die Stellungnahme 
der Sozialdemokratie zur allgemeinen Handels: und Zollpolitik.“ 

13. Parteigenoſſen der Kreiſe Oberbar nim. Königsberg N. M und 
„Die Agrarfrage auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages zu ſetzen und 
zu den Vorarbeiten eine Kommiſſion einzuſetzen.“ 


Parkeibeamte. 
14. Parleigenoſſen des Reichstags⸗Wahlkreiſes Eſſen: „Das 
Höchſtgehalt der Partei⸗Angeſtellten auf 3000 Mark zu normiren.“ 
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Prganiſakion. 


Allgemeines. 

15. Parteigenoſſen in Münſter: „Der Parteivorſtand iſt verpflichtet, im 
Vorwärts ſtets den Aufenthalt reſp. Reiſeroute der Redner, welche auf Agitation 
geſchickt werden, bekannt zu geben. Die Parteiblätter haben dieſes ebenfalls 
zu veröffentlichen.“ 

16. Von denſelben: „Die Parteileitung hat nach Möglichkeit dafür Sorge 
zu tragen, daß hervorragend geiſtig gebildete, redegewandte Agitatoren reſp. 
Reichstagsabgeordnete den Provinzialſtadten erhalten bleiben und weniger wie 
bisher ſyſtematiſch nach Berlin gezogen werden.“ 

17. Parteigenoſſen in Burg: „Jeder Wahlkreis, der eine von dem 
Parteitag feſtzuſetzende Stimmenzahl bei der letzten Reichstagswahl abgegeben 
hat, wählt einen Delegirten zum Parteitag. Die Diäten für dieſen Delegierten 
trägt die Parteikaſſe. Diejenigen Wahlkreiſe, welche 2 oder 3 Delegirte ent⸗ 
ſenden, tragen die Koſten für den 2. und 3. Delegirten ſelbſt.“ 

18. Parteigenoſſen in Löbau i. S.: „Für diejenigen Wahlkreiſe, 
welche nicht in der Lage ſind, einen Delegirten zum Parteitage aus eigenen 
Mitteln ſenden zu können, tritt die Partei für die Delegationskoſten eines 
Delegirten ein.“ 

19. Parteigenoſſen des 1., 3. und 5. Berliner Reichstagswahl⸗ 
kreiſes: „Der Beſchluß des Erfurter Parteitages vom Jahre 1891, betreffs 
Errichtung der Berliner Preß⸗Kommiſſion möge folgende Faſſung erhalten: 
Als 8 17a iſt der Organiſation einzufügen: Zur fortlaufenden Kontrolle 
des Zentral⸗Organs in lokaler und finanzieller Beziehung wählen die Partei⸗ 
Genoſſen Berlins und der Vororte eine Preß⸗Kommiſſion, welche aus höchſtens 
2 Mitgliedern für jeden betheiligten Reichstagswahlkreis beſtehen darf. 

Dieſe Kommiſſton hat bei allen Dingen finanzieller Natur, ſowie bei allen 
Anſtellungen in Redaktion und Expedition mit zu entſcheiden.“ 


Preſſe. 

20. Parteigenoſſen des 10. badiſchen Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Die Parteileitung hat die Herausgabe eines täglich erſcheinenden Organs in 
Karlsruhe einer gründlichen Erwägung zu unterziehen und, wenn möglich, 
dieſelbe erfolgen zu laſſen.“ 

21. Genoſſe H. Knauf in Meerane: „Die Parteileitung wird beauf⸗ 
tragt, noch vor der nächſten Reichstagswahl eine landwirthſchaſtliche ſozial⸗ 
demokratiſche Zeitung erſcheinen zu laſſen, und zwar zu möglichſt billigem Preiſe.“ 

22. Parteigenoſſen des 5. ſächſiſchen Reichtags⸗Wahlkreiſes: 
„Der Parteitag möge dahin wirken, daß Polemiken zwiſchen Parteiblättern, 
welche einen perſönlichen und beleidigenden Charakter tragen, in Zukunft 
unmöglich gemacht werden.“ 

23. Parteigenoſſen des 5. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Die Redaktion des „Vorwärts“ hat den wiſſenſchaftlichen und amtlichen 
Kongreſſen eine größere Beachtung zu ſchenken und dafür zu ſorgen, daß in 
knapper Form bezw. als Reſums ein überſichtliches Bild der betreffenden 
Verhandlungen geboten wird. 

Die Berichterſtattung hat überhaupt ſchneller und gründlicher als bisher 
zu erfolgen, damit das Zentralorgan der größten politiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands auch als hervorragendſtes Blatt enlſprechenden Einfluß üben kann.“ 

24. Parteigenoſſen in Haſtedt: „Sämmtliche Arbeiterzeitungen, ſowie 
die Parteiliteratur haben vom 1. Januar bezw. 1. April 1898 in neuer 
Orthographie zu erſcheinen.“ 
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25. Parteigenoſſen des 12. und 13. ſächſiſchen Reichstags⸗Wahl⸗ 
kreiſes: 1. „Den Abonnenten der „Neuen Welt“ iſt Titel ſowie Inhalts⸗Verzeichniß 
als Gratisbeigabe reſp. als letzte Nummer des Jahrganges von jetzt ab zu 
liefern.“ 

26. 2. „Die Buchhandlung Vorwärts iſt zu beauftragen, die Roman⸗ 
wochenſchrift „In Freien Stunden“ in künſtleriſcher und techniſcher Hinſicht zu 
vervollkommnen.“ 

27. Parteigenoſſen des 6. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Die im Verlage der Buchhandlung Vorwärts erſcheinende Wochenſchrift „In 
Freien Stunden“ iſt zu erweitern und in Bezug auf Illuſtrationen zu verbeſſern.“ 

28. Parteigenoſſen in Haſtedt: „Die Buchhandlung Vorwärts ſowie 
ſolche Buchhandlungen, welche Material zur Maſſenverbreitung herſtellen, haben 
ſolches einem kleinen Ort, welcher nur ein kleines Quantum beſtellen kann, zu 
demſelben niedrigen Preis zu liefern, als einem großen Ort, welcher größere 
Poſten beſtellt, ſofern es gratis verbreitet werden ſoll.“ 


Parlamentariſches Handbuch. 
29. Parteigenoſſen in Danzig und Elberfeld: „Die Parteileitung 
zu beauftragen, ein politiſch parlamentariſches Handbuch zur beſonderen Be- 
nutzung bei der bevorſtehenden Reichstagswahl herauszugeben.“ 


Broſchüren. 

30. Parteigenoſſen in Breslau: „Zur beſſeren Information unſerer 
Wahlagitatoren wird wiederum ein kurzgefaßter Bericht über die Thätigkeit des 
Reichstags von 1893 —98 herausgegeben und zwar in der Art und von dem 
Verfaſſer des Berichts über die Thätigkeit des Reichstags von 188790.“ 

31. „Die Herausgabe einer Broſchüre, welche geeignet iſt, insbeſondere unſeren 
zur Agitation berufenen Genoſſen Belehrung über die mannigfachen Fragen der 
preußiſchen Landtagswahlen zu geben.“ 

32. Genoſſinnen von Dresden und Umgegend: „Die Parteileitung 
möge in aller nächſter Zeit eine unentgeltliche Broſchüre herausgeben, mit 
beſonderer Berückſichtigung der Geſindeordnung.“ 


Kalender. 
33. Parteigenoſſen des Reichstags⸗Wahlkreiſes Liegnitz⸗Gold⸗ 
berg⸗Haynau: „Es iſt auf Koſten der Partei wenigſtens für die öſtlichen 
Provinzen ein Agitations-Kalender herauszugeben.“ 


Allgemeines. 


34. Parteigenoffen in Harburg: „Die Buchhandlung Vorwärts hat 
ihre Kataloge an die Parteibuchhandlungen gratis abzugeben.“ 


Agitation. 

35. Parteigenoſſen in Breslau: „Die Parteileitung hat für die Agitation 
im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk größere Mittel aufzuwenden.“ 

36. Parteigenoſſen in Magdeburg: „Zu einer geeigneten Zeit hat im 
Jahre 1898 eine allgemeine einheitlich geregelte und umfaſſende Agitation für 
das ganze Deutſche Reich zu beginnen. Dieſelbe hat den Zweck zu erfüllen, 
folgenden Forderungen mehr Nachdruck zu verſchaffen: 1. Verkürzung der 
Arbeitszeit auf 8 Stunden; 2. geſetzliche Jeſtlegung dieſes Arbeitstages: 
3. Arbeitsruhe am 1. Mai. 

Die vorbereitenden Schritte zu dieſer Agitation ſind der Parteileitung 
zu überlaſſen.“ 

37. Parteigenoſſen in Calbe-Aſchersleben: „Der Parteitag möge 
den geſchaftsführenden Ausſchuß beauftragen, im Laufe des nächſten Jahres 
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eine gleichmäßige Agitation im ganzen Lande und beſonders unter den länd⸗ 
lichen Arbeitern für Abſchaffung der Geſindeordnungen und ſonſtigen Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen, welche die landwirthſchaftlichen Arbeiter bedrücden, ſowie 
für Gleichſtellung der ländlichen Arbeiter mit den gewerblichen in Bewegung 
zu ſetzen — ähnlich wie bei der Umſturzvorlage — und hiermit gleich die 
ſchärfere Betonung der Programmforderung; „Unentgeltlichkeit der ärztlichen 
Hilfeleiſtung einſchließlich der Geburtshilfe und der Heilmittel. Unentgeltlichkeit 
der Todtenbeſtattung“ zu verbinden. 

Gleichzeitig möge der Parteitag den Wunſch ausſprechen, daß die Preſſe 
den Geſindeordnungen ſowie der Handhabung derſelben, ſowie den aus dem 
heutigen Aerzte⸗ und Apothekenweſen auf dem Lande hervorgehenden Miß⸗ 
ſtänden mehr Beachtung widmet und bedeutend mehr Werth beilegt als bisher.“ 


Taktik. 

38. Parteigenoſſen des 6. Berliner Reichstags-Wahlkreiſes: 
„Der Parteitag möge die Stellung des „Vorwärts“ beim Hamburger Hafen⸗ 
arbeiter⸗Ausſtand und der Buchdrucker⸗Bewegung prüfen.“ 

39. Parteigenoſſen des Reichstags-Wahlkreiſes Lennep⸗Rem⸗ 
ſcheid⸗-Mettmann: „Der Parteitag beauftragt die Parteileitung, für den 
Kreis Solingen anſtatt des Reichstags-Abgeordneten Schumacher einen den 
Streitigkeiten fernſtehenden Kandldaten aufzustellen, und keinen anderen etwa 
gewählten Abgeordneten als Fraktionsmitglied anzuerkennen.“ 

40. Parteigenoſſen in Elberfeld: „Der Parteitag wolle die Partei: 
leitung beauftragen, den Solinger Genoſſen zur nächſten Reichstagswahl einen 
den Streitgkeiten fernſtehenden Kandidaten zu empfehlen. Dieſer Kandidat iſt 
von beiden Richtungen anzuerkennen.“ 

41. Genoſſe Berfus in Berlin: „In den Wahlkreiſen mit über⸗ 
wiegender polniſcher Bevölkerung find nur ſolche Genoſſen als Reichstags⸗ 
kandidaten aufzuſtellen, die der deutſchen und polniſchen Sprache mächtig ſind.“ 

42. Parteigenoſſen in Breslau: „Die Parteileitung ſtellt ein Verzeichniß 
der Adreſſen ſämmtlicher Vertrauensperſonen her und veröffentlicht daſſelbe 
im „Vorwärts.“ 

Preußiſche Landtagswahlen. 

43. Parteigenoſſen des 3. Berliner Reichstags-Wahkreiſes, desgl. 
in Magdeburg, Hannover, Liegnitz-Goldberg⸗Haynau und des 
10. badiſchen Reichstags⸗Wahlkreiſes: „Ueber die Stellungnahme zu 
den preußiſchen Landtagswahlen haben nur preußiſche Delegirte das Ab⸗ 
ſtimmungsrecht.“ 

44. Parteigenoſſen des 5. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Ueber die Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen beſchließt der 
Parteitag in Hamburg.“ 

45. Parteigenoſſen in Harburg, Barmen, Delitzſch-Bitterfeld, 
Aachen, Magdeburg, Calbe⸗Aſchersleben, Lennep⸗ Mettmann, 
Burg, Elberfeld, Hannover, Münſter, Bochum, im 10. badiſchen 
und 5. ſächſiſchen Reichstags⸗ Wahlkreis: „Der Beſchluß des Kölner 
Parteitages „die Nichtbetheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen“ be⸗ 
treffend, iſt aufzuheben.“ N 

46. Parteigenoſſen in Eilenburg, des 12. und 13 ſächſiſchen 
Reichstags⸗Wahlkreiſes und Delitzſch⸗Bitterfeld: „Der Beſchluß des 
Kölner Parteitages „die Nichtbetheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen“ 
iſt aufrecht zu erhalten.“ 

47. Parteigenoſſen in Harburg, Barmen, Münſter und des 
4. ſächſiſchen Reichstags-Wahlkreiſes: „Die Parteigenoſſen in Preußen 
haben ſich an den Landtagswahlen zu betheiligen.“ 


64 Vorlagen an den Parteitag. 


48. Parteigenoſſen in Magdeburg und Calbe-Aſchersleben: 
„Es iſt ein Zentral⸗Wahlkomitee für die preußiſchen Landtagswahlen ein⸗ 
zuſetzen, welches u. a, auch die einzelnen Theſen feſtzuſetzen hat, über welche 
hinaus die Genoſſen der einzelnen Wahlkreiſe für die Wahl bürgerlicher 
Kandidaten nicht eintreten dürfen. 

Die Entſcheidung über vorſtehenden Antrag iſt auf dem Parteitag Sache 
der preußiſchen Delegirten.“ 

49. Parteigenoſſen in Elberfeld: „Ob und in welcher Form eine 
Betheiligung an der Landtagswahl ſtattfindet, jedoch unter Ausſchluß jeden 
Kompromiſſes bei den Urwahlen, darüber entſcheiden die Genoſſen der einzelnen 
Wahlkreiſe, welche aber von ihrem diesbezüglichen Beſchluß dem zu ernennenden 
Zentral⸗Wahlkomitee umgehend Mittheilung zu machen haben.“ 

50. Parteigenoſſen in Bochum: „Die Theilnahme an den preußiſchen 
Landtagswahlen iſt den Genoſſen der einzelnen Wahlkreiſe anheim zu geben. 
Sie haben eigene Wahlmänner aufzuſtellen oder nur für die linksſtehenden 
Wahlmänner zu ſtimmen, wenn deren Kandidat ſich verpflichtet, für Einführung 
des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum preußiſchen 
Landtag einzutreten und das Verſprechen giebt, alle reaktionären Beſtrebungen 
in Bezug auf das Vereinsgeſetz und das Schulweſen zu bekämpfen.“ 

51. Genoſſe Hoch in Hanau: „Den Parteigenoſſen wird es zur 
Pflicht gemacht, überall, wo es irgend geht, eigene Kandidaten für die Wahl⸗ 
männerwahlen aufzuſtellen. Bei der Wahl der Abgeordneten ſtimmen unſere 
Wahlmänner für diejenigen Kandidaten, welche ſich verpflichten, ſofort nach 
Zuſammentritt des Landtags für den Antrag auf Einführung der allgemeinen, 
gleichen, geheimen und direkten Wahl für den Landtag einzutreten und, falls 
er angenommen wird, ſo lange alle anderen Anträge abzulehnen, bis die 
Aenderung des Wahlverfahrens zum Geſetz erhoben iſt. Wo es den Genoſſen 
unmöglich iſt, eigene Wahlmänner aufzuſtellen, haben ſie von Anfang an für 
die Kandidaten der Partei zu ſtimmen, welche obige Verpflichtung auf ſich 
genommen hat. Die Entſcheidung zwiſchen den anderen Kandidaten bleibt den 
Genoſſen der einzelnen Wahlkreiſe ſelbſt überlaſſen.“ 


Maifeier. 

52. Parteigenoſſen des 1. Hamburger Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Die Forderung der Arbeitsruhe am 1. Mai fallen zu laſſen.“ 

53. Parteigenoſſen in Barmen: „Zur nächſten Maifeier ein für ganz 
Deutſchland beſtimmtes Flugblatt herauszugeben.“ 

54. Parteigenoſſen in Danzig: „Behufs einheitlicher und billigerer 
Agitation zur Maifeier den geſchäftsführenden Ausſchuß zu beauftragen, ein für 
ganz Deutſchland beſtimmtes Flugblatt herauszugeben und zum Selbſtkoſtenpreis 
abzugeben; den Orten, die Geldmittel nicht zur Verfügung haben, ſind auf deren 
Antrag die Flugblätter gratis zu liefern.“ 


Parlamenkariſches. 

55. Parteigenoſſen des 12. und 13. ſächſiſchen Reichstags⸗Wahl⸗ 
kreiſes: „Die ſozialdemokratiſche Fraktion des deutſchen Reichstages wird be⸗ 
auftragt: gegen die ungleichmäßige und mißbräuchliche Anwendung des 153 
der Gewerbeordnung vor dem Reichstag Beſchwerde zu führen und insbeſondere 
darauf hinzuweiſen, daß das, was dem Arbeitnehmer auf Grund dieſes 
Paragraphen verboten wird, dem Unternehmer ungehindert geſtattet iſt.“ 

566. Parteigenoſſen in Lübeck: „Die Reichstagsfraktion zu beauftragen, 
eine Interpellation betr. die Handhabung des § 152 der Gewerbe-Ordnung 
durch Polizei und Juſtiz einzubringen.“ 
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57. Parteigenoſſen in Ronneburg: „Im Reichstag und den Landtagen, 
in denen Genoſſen ſitzen, ſind Anträge dahingehend zu ſtellen: Die Regierung 
aufzufordern, in den Etat eine Summe einzuſtellen aus der Perſonen, die in 
Folge hereinbrechender, unvorhergeſehener Naturereigniſſe geſchädigt werden, 
ſchadlos zu halten ſind.“ 

58. Parteigenoſſinnen in Dresden und Umgegend: „Der Parteitag 
wolle die Reichstagsfraktion beauftragen, dahin zu wirken, daß weibliche Fabrik⸗ 
inſpektoren angeſtellt und auch alle kleinen Betriebe revidirt werden.“ 


Keſolukivnen. 

59. Parteigenoſſen in Lübeck: „Die Genoſſen erklären zur Frage der 
Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen, ſich jeglicher Stellungnahme 
enthalten zu wollen, da ſie dieſelbe als prinzipielle nicht anſehen, vielmehr in 
derſelben eine rein taktiſche und dem freien Entſchluß der Genoſſen zu über: 
laſſende erblicken. Die ſozialdemokratiſche Partei Lübecks hat ſich in ganz 
analogem Falle an den Bürgerſchaftswahlen im Lübeckiſchen Staate betheiligt, 
bei denen ein Bürgerrechtszenſus und ein komplizirtes Wahlverfahren Erfolge 
der Partei nahezu ausſchließen. Sie hat es gethan, ohne ſich in irgend einer 
Weiſe etwas zu vergeben oder irgendwie ſich zu ſchädigen, ſie hat es auch aus⸗ 
geführt, ohne in der Geſammtpartei Deutſchlands auf irgend welchen Wider⸗ 
ſpruch zu ſtoßen. Hierauf fußend iſt ſie der Anſicht, daß die Löſung der Frage 
getroſt den preußiſchen Genoſſen anvertraut und mit Sicherheit erwartet werden 
kann, daß die Entſchließungen derſelben der Partei zum Vortheile gereichen werden.“ 

60. Parteigenoſſen in Mainz: „Die Parteigenoſſen der Stadt Mainz 
halten auf Grund der in Heſſen gemachten Erfahrungen den Eintritt ſozial⸗ 
demokratiſcher Abgeordneten in den preußiſchen Landtag für ſehr wünſchens⸗ 
werth im Intereſſe der Propaganda des Sozialismus, der Hebung der gegen⸗ 
wärtigen Lage der Arbeiterklaſſe und der Bekämpfung der Reaktion. Sie hält 
darum die Aufhebung des Kölner Beſchluſſes von 1893 für geboten und 
empfiehlt den preußiſchen Genoſſen den Eintritt in die Landtagswahl mit dem 
Zwecke der Gewinnung von Mandaten. Die Entſcheidung im Einzelnen hält 
ſie für Sache eines preußiſchen Parteitages.“ 

61. Parteigenoſſen des 1. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Dem Parteitage die Auſhebung des Kölner Beſchluſſes, welcher die Partei⸗ 
genoſſen zur Wahlenthaltung verpflichtet, zu empfehlen und die Parteigenoſſen 
zu verpflichten, bei Wahlen, an denen ſich die Sozialdemokratie nicht als 
Geſammtheit betheiligt, keinem bürgerlichen Wahlmann oder Abgeordneten die 
Stimme zu geben, der nicht die Gewähr dafür leiſtet, daß er mindeſtens eintritt 
für: Einführung des allgemeinen, gleichen, geheimen, direkten Wahlrechts für 
den Landtag und die Gemeinden, Beſeitigung aller partikularrechtlichen, die 
freie Ausübung des Vereins-, Verſammlungs⸗ und Koalitionsrechts beſchränken⸗ 
den Beſtimmungen, Aufhebung aller gegen die ländlichen Arbeiter und das 
Geſinde beſtehenden Ausnahmerechte. 

Während der Wahlbewegung iſt überall in eine wirkſame Proteſtbewegung 
gegen das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem einzutreten. 

Ueberall, wo durch die Betheiligung der Sozialdemokratie Einfluß auf 
die Geſtaltung der Wahl vorhanden iſt, ſind ſozialdemokratiſche Wahlmänner 
aufzuſtellen.“ 

62. Parteigenoſſen des 10. Badiſchen Reichstags-Wahlkreiſes: 
„Angeſichts der wirthſchaftlichen Bedeutung der Eiſenbahnreformfrage iſt es 
nothwendig, in Verſammlungen und in der Preſſe dieſer Frage mehr Beachtung 
zu ſchenken, event. daß die Partei bezw. deren Vertreler ſich in den Parlamenten 
mehr für die Frage zu intereſſiren.“ 
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63. Genoſſe Hahn in Offenbach: „Für den nächſten internationalen 
Kongreß die Frage anzuregen: Wie verhalten ſich die Sozialdemokraten aller 
Kulturländer im Falle einer Kriegserklärung?“ 

64. Parteigenoſſen in Solingen: „Die „Bergiſche Arbeiterſtimme“ und 
die „Solinger Freie Preſſe“ gehen am 1. November d. J. unter dem Namen 
„Bergiſche Arbeiterſtimme“ in den Beſitz der Geſammtpartei über. Nach der 
Verſchmelzuug der beiden Blätter tritt der bisherige Abg. Schuhmacher, der von 
der letzten Kreis⸗Partei⸗Verſammlung wiederum mit großer Majorität als 
Kandidat für die demnächſtige Legislaturperiode aufgeſtellt wurde, als Kandidat 
zurück, und einer ſpäter einzuberufenden Kreis⸗Partei⸗Verſammlung ſoll die Auf⸗ 
ſtellung eines Reichstagskandidaten vorbehalten bleiben.“ 

65. Parteigenoſſen in Bremen: „Dem Antrag, betr. die Seemanns⸗ 
ordnung, unter den im Reichstage von der ſozialdemokratiſchen Fraktion ein⸗ 
gebrachten Initiativanträgen den Vorrang zuzuweiſen.“ 

66. Parteigenoſſen in Bremen: „Der Parteitag möge den Partei⸗ 
vorſtand beauftragen, unverzüglich ein die Frage der uferloſen Flottenpolitik 
behandelndes, zur Maſſenverbreitung beſtimmtes und gratis an die Partei⸗ 
organiſationen abzugebendes Flugblatt herauszugeben.“ 

67. Parteigenoſſen in Bremen treten ein für die Aufhebung des 
vom Kölner Parteitage ausgeſprochenen Verbots der Betheiligung an den 
preußiſchen Landtagswahlen. Sie ſprechen ſich für die Betheiligung aus, 
überlaſſen es aber den Genoſſen der einzelnen Landtagswahlkreiſe zu entſcheiden, 
ob ſie durch Aufſtellung eigener Wahlmänner oder durch ſofortige Stimmabgabe 
für Wahlmänner der bürgerlichen Oppoſition den Wahlkampf führen wollen. Sie 
ſind einverſtanden, daß, unter ſtrengſter Wahrung der Grundſätze der Partei, 
von allen gebotenen Mitteln Gebrauch zu machen ſei, Kandidaten unſerer Partei 
in den preußiſchen Landtag zu bringen, und ſie halten es für nothwendig, für 
die Frage der Unterſtützung bürgerlicher Wahlmänner und Kandidaten eine Liſte 
der Mindeſtforderungen aufzuftellen, von deren Anerkennung die Zuwendung 
der ſozialdemokratiſchen Stimmen abhängig zu machen iſt. 

68. Parteigenoſſen des 4. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Der Parteitag findet in Zukunft zwiſchen Weihnachten und Neujahr ſtatt.“ 

69. Parteigenoſſen des 4. Berliner Reichstags-Wahlkreiſes: 
„Die Sozialdemokratie blickt mit Verachtung auf das preußiſche Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem.“ 

70. Parteigenoſſen des 4. Berliner Reichstags-Wahlkreiſes: 
„In der Erkenntniß, daß die Partei nicht aus eigener Kraft Abgeordnete in 
das Abgeordnetenhaus wählen kann, von jeder Betheiligung an den Landtags⸗ 
wahlen abzuſehen.“ 

71. Parteigenoſſen des 4. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes: 
„Der Reichstagsfraktion iſt zu empfehlen, die Wiedereinführung der dreijährigen 
Legislaturperiode zu beantragen.“ 

72. Parteigenoſſen des 4. Berliner Reichstags-Wahlkreiſes: 
„Zur fortlaufenden Kontrolle des Zentralorgans in lokaler und finanzieller Be⸗ 
ziehung wählen die Parteigenoſſen Berlins und der Vororte eine Preßkommiſſion, 
welche aus höchſtens zwei Mitgliedern für jeden der betheiligten Reichstags⸗ 
Wahlkreiſe beſtehen darf. 

Dieſe Preßkommiſſion hat bei allen Dingen finanzieller Natur, bei allen 
Anſtellungen in Redaktion und Expedition mit zu entſcheiden.“ 
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73. Parteigenoſſen in Braunſchweig: „Der Parteitag wählt den Chef⸗ 
redakteur des Zentralorgans, ſetzt die Höhe ſeines Gehaltes feſt und ertheilt 
dieſem das ausſchließliche Recht, die anderen Mitglieder der Redaktion, ſowie 
die Mitarbeiter anzuſtellen und die Höhe ihres Honorars zu beſtimmen. Kein 
Mitglied der Parteileitung darf Mitglied der Redaktion des Zentralorgans ſein.“ 


74. „Der Parteitag findet zwiſchen Weihnachten und Neujahr ſtatt.“ 


75. „Der Parteivorſtand hat nach jedesmaligem Abſchluß der Legislatur⸗ 
periode in Broſchürenform einen Bericht über die Verhandlungen des Reichstags 
analog denen von 1887—1890 und 1890-1893 herauszugeben.“ 


76. Genoſſe Bark in Eilbeck: „Zur Ausſtattung u Kalender 
dürfen patriotiſche Bilder Verwendung nicht finden.“ 


77. Parteigenoſſen in Barmbeck: „Die Kölner Reſolution vom 
Jahre 1893 iſt dahin umzuändern, daß nicht jede Betheiligung an den 
preußiſchen Landtagswahlen von vornherein ausgeſchloſſen ſondern ſo viel 
Spielraum gewährt wird, daß bei vorkommender günſtiger Gelegenheit es den 
Parteigenoſſen in Preußen unbenommen bleibt, ſich an der Landtagswahl zu 
betheiligen oder nicht, aber ohne einen Kompromiß mit den links⸗liberalen Parteien 
einzugehen.“ 


78. Genoſſen im Salemerthal: „Der Katalog der Vorwärts-Vuch⸗ 
handlung ſoll in größerer womöglich periodiſcher Art, auch als Agitations⸗ 
ſchrift zur Verbreitung kommen.“ 


79. Parteigenoſſe Schmelzmayer in Hamburg: „Der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Parteitag zu Hamburg wolle zu der Genoſſenſchaftsbewegung Stellung 
nehmen, und zwar: 1. derart, daß die Parteigenoſſen aufgefordert werden, ſich 
zu „Wohnungsgenoſſenſchaften“ und „Konſumgenoſſenſchaften“ in den Städten, 
und zu „Heimſtättengenoſſenſchaften“ und „Konſumgenoſſenſchaften“ auf den 
Landgebieten zuſammenzuſchließen, weiter: 2. derart, daß dieſe Wohnungs⸗, 
Heimſtätten⸗ und Konſumgenoſſenſchaften keine Dividenden vertheilen dürfen 
(damit den Genoſſenſchaften die Möglichkeit gegeben wird, die nachſtehend auf⸗ 
geführten Gelder zu erhalten, was für Spekulationszwecke nicht angängig wäre, 
und um etwaige Ueberſchüſſe, ſpeziell in den Konſumgenoſſenſchaften, zur Er⸗ 
weiterung derſelben benutzen zu können), ferner 3. derart, daß die Wohnungs⸗ 
und Heimſtättengenoſſenſchaften das Eigenthum an Grund und Boden untheilbar 
laſſen, alſo als Genoſſenſchafts⸗Eigenthum erwerben, die auf dieſem Eigenthum 
haftenden Hypotheken innerhalb 50 Jahre tilgen und dadurch freies Land 
herbeiführen; weiter: 4. derart, daß die ſeitens der Partei angeſammelten Fonds 
derartigen Konſumgenoſſenſchaften mit nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, die die 
Dividendenvertheilung ausſchließen, als Baar-Darlehen gegen 3 Prozent Zinſen 
pro Jahr, innerhalb 20 Jahre rückzahlbar, zur Verfügung geſtellt werden, und 
endlich 5. derart, daß die Parteigenoſſen aufgefordert werden, aus den freien 
Hülfskrankenkaſſen aus⸗ und in die Orts- rein. Gemeindekrankenkaſſen einzutreten, 
daß die Fonds dieſer freien Hülfskaſſen aber den Konſum- und Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften zugeführt werden. Eventuell iſt durch Eingabe an den Reichstag die 
Auflöſung der freien Hülfskaſſen zu erſtreben.“ 


80. Genoſſe Windhoff in Düſſeldorf: „In Erwägung, daß die Mai⸗ 
feier von eminent agitatoriſchem Werthe für unſere Partei iſt, haben unſere 
Parteigenoſſen mehr denn je für allgemeine Arbeitsruhe einzutreten.“ 


81. Genoſſe Windhoff in Düſſeldorſ: „Die Parteiſchriftſteller Find 
gehalten, bei Fremd- oder anderen Wörtern, welche in Schrift und Sprache 
verſchieden ſind, die deutſche Ausſprache in Parentheſe oder Fußnote beizuſetzen.“ 
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82. Genoſſe Windhoff in Düſſeldorf: „Der Parteitag möge den 
Ausſchuß oder die Fraktion beauftragen, ungeſäumt ein parlamentariſches Hand⸗ 
und Nachſchlagebuch für die in der Agitation thätigen Genoſſen zum Selbſt⸗ 
koſtenpreis herzuſtellen.“ 

83. Genoſſe Stolten, Molkenbuhr u. Gen.: Der Parteitag möge 
beſchließen: „Es iſt den Redaktionen der Parteiblätter unterſagt, den gemein⸗ 
ſchaftlichen Bezug von Berichten über Parteitags⸗ und Parlamentsverhandlungen 
zu verhindern.“ 

84. (Abänderungsantrag.) Genoſſe Kolb u. Gen.: „Die Parteileitung 
wird beauftragt, Schritte zu unternehmen, um den im Privatbeſitz des Genoſſen 
Adolf Geck dreimal die Woche in Offenburg erſcheinenden „Volksfreund“ in 
den Beſitz der Partei zu überführen und denſelben als täglich erſcheinendes 
Organ in Karlsruhe herauszugeben.“ 

85. Genoſſe Körſten, A. Hoffmann u. Gen.: „Beantrage, die Zuſammen⸗ 
ſtellung des Kataloges der Vorwärts⸗Buchhandlung der Berliner Preßkommiſſion, 
unter Mitwirkung des Leiters der Buchhandlung zu übertragen.“ 

86. Genoſſe Gerlach u. Gen.: „Der geſchäftsführende Ausſchuß wird 
beauftragt, das Material bezüglich der Behandlung des Geſindes ſeitens der 
Gutsbeſitzer und Pächter zu ſammeln, überſichtlich zu bearbeiten und in 
Broſchürenform herauszugeben.“ 

87. Genoſſe Hoch, Katzenſtein u. Gen.: „Die Parteileitung wird 
beauftragt, durch geeignete Genoſſen einen Entwurf eines Agrarprogramms 
und eingehender Erläuterungen dazu ausarbeiten zu laſſen, ihn möglichſt früh⸗ 
zeitig zu veröffentlichen und ſchließlich dem nächſten Parteitag vorzulegen.“ 

88. (Abänderungsantrag.) Genoſſe P. Hoffmann u. Gen.: „Die 
ſozialdemokratiſche Fraktion zu erſuchen, auf baldigſte Aenderung der Seemanns⸗ 
ordnung im Sinne der von der ſozialdemokratiſchen Fraktion als Initiativ⸗ 
antrag eingebrachten Seemannsordnung hinzuwirken.“ 

89. Genoſſe Cl. Hengsbach⸗Köln (für Duisburg): „Der Parteitag 
erklärt ſich im Prinzip gegen die Betheiligung an den preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen. Damit aber den Anhängern der Wahlbetheiligung die Möglichkeit 
gegeben ift, in einzelnen, ihnen dazu geeignet erſcheinenden Kreiſen einen Beweis 
ihres Könnens erbringen zu können, erklärt ſich der Parteitag für die Auf⸗ 
hebung des Kölner Beſchluſſes. Die an den Landtagswahlen ſich eventuell 
betheiligenden Kreiſe dürfen Wahlmänner wie Kandidaten nur den Reihen der 
Parteigenoſſen entnehmen. Kompromiſſe mit den bürgerlichen Parteien ſind 
unzuläffig. Die Berathung über die Landtagswahlen, | owie die Beſchlußfaſſung 
über die Aufhebung des Kölner Beſchluſſes unterliegt dem geſammten Partei⸗ 
tage, dagegen die Abſtimmung über die Wahlbetheiligung nur den auf dem 
Parteitage anweſenden preußiſchen Delegirten.“ 

90. Genoſſe H. Schade u. Gen: „Der Parteitag erklärt ſich gegen 
jede Doppel⸗Kandidatur bei den Reichstagswahlen. 

91. Genoſſe Eitzinger u. Franz Schmitt: „Der Parteitag hebt den 
Kölner Beſchluß bezüglich der preußiſchen Landtagswahlen auf und überläßt 
den preußiſchen Parteigenoſſen die ſelbſtſtändige Entſcheidung darüber, ob ſie 
ſich an den Landtagswahlen betheiligen wollen oder nicht. 

92. Genoſſe Hoch: 1. „Die Fraktion wird beauftragt, im Reichstag 
ſofort nach deſſen Zuſammentritt den Antrag einzubringen, daß die Ausſchließung 
des Gewerbegerichts durch Vereinbarung der Parteien für ungiltig erklärt werde.“ 

2. „Die Fraktion wird beauftragt, im Reichstag dahin zu wirken, daß 
es den Gewerbe⸗Inſpektoren als Pflicht auferlegt werde, bei jedem größeren 
Streik behufs Anbahnung eines Vergleiches mit beiden Parteien in Unterhandlung 
zu treten.“ 
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93. Genoſſe Haeniſch, Katzenſtein u. Gen.: „Die Parteileitung 
wird beauftragt, ein Verzeichniß geeigneter agitatoriſcher und wiſſenſchaftlicher 
wie Unterhaltungsliteratur als Führer für die Parteigenoſſen herauszugeben 
und zum Selbſtkoſtenpreis abzugeben. In dieſen Katalog ſind alle geeigneten 
Schriften ohne Rückſicht der Perſon des Verfaſſers oder des Verlags aufzunehmen.“ 

94. Genoſſe Eberhardt, Knüpfer, Werner u. Gen.: „Der Parteitag 
beſchließt: Sämmtliche Wahlkreiſe liefern mindeſtens 10 Prozent der Einnahme 
an die Zentralſtelle ab.“ 

95. Genoſſe Jean Hauck: „Der Parteitag möge beſchließen, daß die 
Maifeier als Demonſtration zu Gunſten des Achtſtundentages nur dort durch 
Arbeitsruhe gefeiert wird, wo dies nicht von nachtheiligen Folgen für die 
Arbeiter begleitet iſt. Im Uebrigen ſoll die ſeitherige Taktik in Bezug auf die 
Maifeier aufrecht erhalten bleiben.“ 

96. (Abänderungsantrag der Delegirten aus Berlin und Umgebung, 
ſowie der Genoſſen Auer, Bebel und Singer zu Anträgen 19 und 72): 
„Als 8 17a iſt der Organiſation einzufügen: Zur Kontrolle der prinzipiellen 
und taktiſchen Haltung des Zentralorgans, ſowie der Verwaltung deſſelben, 
wählen die Parteigenoſſen Berlins und der Vororte eine Preßkommiſſion, welche 
aus höchſtens zwei Mitgliedern für jeden betheiligten Reichstagswahlkreis be⸗ 
ftehen darf. Einwände der Preßkommiſſion ſind dem Parteivorſtande zur Er⸗ 
ledigung zu unterbreiten. Von Anſtellungen und Entlaſſungen im Perſonal der 
Redaktion und Expedition iſt der Preßkommiſſion vor der Entſcheidung Mit⸗ 
theilung zu machen und ihre Anſicht einzuholen.“ 

97. Genoſſe Sperka u. Gen: „Der Parteitag möge beſchließen, den 
nächſten Parteitag in Stuttgart abzuhalten.“ 


* * 
M 


Refolufionen. 


98. Reſolution Bebel, betreffend die Betheiligung an den 
preußiſchen Landtagswahlen. 
Der Parteitag beſchließt: 
Der Beſchluß des Kölner Parteitages, der den preußiſchen Parteigenoſſen 
die Betheiligung an den Landtagswahlen auf Grund des Dreiklaſſenwahlſyſtems 
unterſagt, wird aufgehoben. 
Dagegen wird beſchloſſen: 
1. Die Betheiligung an den nächſten preußiſchen Landtagswahlen iſt 
überall geboten, wo die Verhältniffe eine ſolche den Parteigenoſſen ermöglichen. 
2. Inwieweit eine Wahlbetheiligung in den einzelnen Wahlkreiſen möglich 
iſt, entſcheiden die Parteigenoſſen der einzelnen Wahlkreiſe nach Maßgabe der 
lokalen Verhältniſſe. 
3. Beſchließen die Parteigenoſſen eines Wahlkreiſes die Wahlbetheiligung, 
ſo kommen für dieſe folgende Geſichtspunkte in Betracht: 
a) iſt die Wahl eigener Wahlmänner möglich, ſo iſt dieſelbe mit aller 
Kraft zu betreiben; 

by iſt die Aufſtellung eigener Wahlmänner unmöglich und beſchließen 
die Parteigenoſſen, ſich dennoch an der Wahl zu betheiligen, ſo iſt 
die Wahl von Wahlmännern, die ausſchließlich einer bürgerlichen 
Oppoſitionspartei angehören, geſtattet. 

4. Abmachungen dieſer Art für die Landtagswahlen ſind nur unter der 
Bedingung zuläſſig, daß die betreffenden bürgerlichen Oppoſitionsparteien 
bereit ſind: ` 

oi ihre Kandidaten zu verpflichten, für den Fall ihrer Wahl in den 

Landtag, für die Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und 
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geheimen Wahlrechts, wie ſolches für die Wahlen zum Reichstag 
beſteht, auch für die Wahlen zum Landtag einzutreten und im Land⸗ 
tag alle Maßnahmen entſchieden zu bekämpfen, die geeignet ſind, 
die beſtehenden Volksrechte im Einzelſtaat weiter zu ſchmälern oder 
zu beſeitigen; 

b) eventuell auch einem ſozialdemokratiſchen Kandidaten ihre Stimme 

zu geben. 

5. Um eine genaue Durchführung der vorſtehenden Beſchlüſſe zu ermög⸗ 
lichen und die Intereſſen der Geſammtpartei nach allen Richtungen hin zu 
ſichern, betraut der Parteitag den Parteivorſtand mit dieſer Aufgabe. 

Die einzelnen Wahlkreiſe ſind verpflichtet, die Zuſtimmung des Partei⸗ 
vorſtandes für ihre Abmachungen mit anderen Parteien einzuholen. 


99. Amendements zur Reſolution Bebel. 
Zur Reſolution Bebel beantragen wir, in Ziffer 1 ſtatt der Schlußworte: 
„wo die Verhältniſſe eine ſolche den Parteigenoſſen ermöglichen“ 


zu ſetzen: 
„wo die Verhältniſſe eine ſolche den Parteigenoſſen rathſam erſcheinen 
laſſen.“ 
Ziffer 2 iſt in gleicher Weiſe zu ändern. Wilh. Gewehr. 


Hinter den Worten „Wahlen zum Landtag“ in Punkt Aa iſt einzuſchalten: 

„und den Gemeinden.“ 

Ferner als Punkt b iſt einzufügen: 

„für die Beſeitigung der Geſindeordnung und aller die Koalitionsfreiheit der 

Arbeiter und Staatsangeſtellten beſchränkenden Maßnahmen einzutreten.“ 
Der jetzige Punkt b wird dadurch Punkt o Johs. Heine. 
Beantrage, bei Punkt 2 der Bebel'ſchen Reſolution hinter dem Worte 

Verhältniſſe zu ſetzen: 

„Kompromiſſe mit anderen Parteien dürfen nicht abgeſchloſſen werden.“ 
Alles andere noch Folgende zu ſtreichen. Mittag. 
Unterzeichneter ſtellt folgenden Antrag zur Reſolution des Genoſſen 

Bebel: Wenn nicht der Beſchluß gefaßt wird, daß der Kölner Beſchluß beſtehen 
bleibt, folgende Abänderung der Reſolution hinter dem Schluſſe unter Nr. 2 
„nach Maßgabe der lokalen Verhältniſſe“ ausdrücklich betont wird, „ohne jeden 
Kompromiß und Vündniß mit gegneriſchen Parteien.“ Ad. Baker-Strelitz. 


100. Reſolution, betreffend die Stellung der Partei zu den 
Reichstagswahlen. 

Der Parteitag beſchließt: 

J. Es ift Pflicht aller Parteigenoſſen, ſoweit dies noch nicht geſchehen 
iſt, ſofort in die Vorbereitungen für die allgememen Reichstagswahlen einzu— 
treten und in allen Wahlkreiſen, in welchen organiſirte Parteigenoſſen vor⸗ 
handen ſind, ohne Rückſicht auf die Zahl der zu erwartenden Stimmen, einen 
Parteikandidaten aufzuſtellen. 

2. Im Falle einer engeren Wahl in einem Wahlkreis, bei welcher der 
Kandidat der Partei nicht in Frage kommt, ſind die Parteigenoſſen gehalten, 
demjenigen Kandidaten einer bürgerlichen Partei ihre Stimmen zu geben, der 
ſich verpflichtet, im Falle ſeiner Wahl für Folgendes im Reichstage einzutreten: 

a) Für Auſrechterhaltung des allgemeinen, gleichen, direkten und ge⸗ 

heimen Wahlrechts in ſeiner jetzigen Geſtalt, es ſei denn, daß es ſich 
um Anträge auf Erweiterung oder größere Sicherung deſſelben handelt. 

b) Für Auſrechterhaltung des unverkürzten Budgetrechts des Reichstages. 

(Kein Septennat, Quinquennat ze) 


Nachtr. eingegangene u. während der Verhandlungen geftellte Reſolutionen. 71 


c) Für Sicherung des vollen Vereins-, Verſammlungs⸗ und Koalitions⸗ 
rechtes durch ein Reichsgeſetz. 

d) Gegen die Einführung von Ausnahmegeſetzen irgend einer Art und 
gegen die Verſchärfung des beſtehenden Strafrechts, ſoweit es ſich 
dabei um politiſche Vergehen oder Verbrechen handelt. 

e) Gegen jede Verſchlechterung der beſtehenden Preßgeſetzgebung. 

1) Gegen die Einführung neuer oder die Erhohung beſtehender ins 
direkter Steuern und Zolle auf nothwendige Lebens⸗ oder Genuß⸗ 
mittel. (Bier, Tabak ze? 

3. Kommt kein Kandidat in Frage, der ſich auf dieſe Forderungen ver⸗ 

pflichtet, fo iſt ſirikte Stimmenthaltung zu proklamiren. 


101. Reſolution zu Punkt 10 der Tagesordnung. 

Der im Oktober 1897 in Hamburg tagende ſozialdemokratiſche Partei⸗ 
tag proteſtirt gegen die, anläßlich der Berichterſtattung über die parlamentariſche 
Thätigkeit der Fraktion, von dem Genoſſen Schippel ausgeſprochene Auf⸗ 
faſſung, daß ſozialdemokratiſche Abgeordnete im deutſchen Reichstage aus irgend 
welchen Gründen, entgegen aller bisher von der Fraktion befolgten Taktik für 
Bewilligung von Geldern zu militäriſchen Zwecken ihre Stimme abgeben dürften. 

In Anbetracht, daß die Regierung jede Mehrforderung ſtets und ſtändig 
mit dem Argument „des nothwendigſten Schutzes der nationalen Wehrkraft“ 
motivirt, legt der Parteitag entſchieden Verwahrung dagegen ein, daß ſich die 
Fraktion von der bedingungsloſen Ablehnung des Militäretats abdrängen 
laſſen könnte. 

Die Ehre der Partei erſordert es, daß der Parteitag klar und bündig ſein 
Veto einlegt gegen eine von dieſem bisher in Wort und Schrift durch die 
Geſammtpartei vertretenen prinzipiellen Standpunkt abweichende Auffaſſung des 
Genoſſen Schippel. 

Sindermann- Dresden. Reichelt⸗Dresden. F. Stelzner⸗ Dresden. 
P. Dreyer⸗Dresden⸗Löbtau. Ernſt Nitzſchke⸗Großenhain. H. Baerer. 
P. Wilm. K. Müller. L. Beſchning. Eitzinger. J. Heine. 

F. Abel. G. Krüger. H. Steinbach. Lohmann. Cohns. Gewehr. 
Wammes. Faerber. Lützner, A. Eichhorn. 

102. Reſolution zu Punkt der Tagesordnung: „Der Parteitag 
erklärt nach Entgegennahme des Berichts über die Verhandlungen des dies⸗ 
jährigen Arbeiterſchutz⸗Kongreſſes in Zürich fein Einverſtändniß mit den daſelbſt 
gefaßten Beſchlüſſen und erſucht die Parteigenoſſen, bei jeder paſſenden 
Gelegenheit für dieſe Beſchlüſſe zu wirken.“ 

103. Reſolution zu Punkt 8 der Tagesordnung: Der Parteitag 
wolle beſchließen: „die Reſolution des Gothaiſchen Parteitages betreffend die 
Maifeier für die folgenden Jahre als bindend zu betrachten.“ 


T 


Deoftckoll. 


Vorverſammlung 
am Sonntag, den 3. Oktober, Abends 7 Uhr, 
in Tütge's Etabliſſement, Valentinskamp in Hamburg. 


Im Tütge'ſchen Saale traten Abends um 7 Uhr die Delegirten 
zur Vorverſammlung zuſammen. Die Hamburger Genoſſen hatten für den 
feſtlichen Schmuck des prächtigen Saales trefflich geſorgt. Mit rothen 
Draperien waren die Säulen, die Rednertribüne und das Podium behangen, 
auf dem das Bureau Platz nehmen wird. Im Hintergrunde der Bühne ſtehen 
in einem Hain von Palmen und Lorbeerbäumen die Büſten von Marx, Engels 
und Laſſalle. Ueber dem Eingang zum Saale hängt das Porträt unſeres Geib. 

Den ſchönſten Schmuck reicher geſchichtlicher Erinnerungen des weiten 
Raumes bilden die ſiebenzig prächtigen Partei-, Gewerkſchafts- und Vereinsfahnen, 
die über der Bühne flattern, von den Galerien herabwehen und an den Wänden auf⸗ 
gerichtet ſind. Wenn an nichts Anderem, ſo kann man hieran erkennen, daß 
der Parteitag diesmal in einer unſerer Hochburgen zuſammengetreten ME At 
die ſturmerprobten rothen Banner der Partei von Hamburg und Altona 
ſchließen ſich die Fahnen aller Gewerkſchaften und Arbeiter⸗Geſangvereine dieſer 
beiden Städte. Unſer alter Schlachtruf: Proletarier aller Länder vereinigt 
Euch! ſteht auf breitem, weißem Bande, das hoch über dem Podium ausge⸗ 
ſpannt iſt. 

Der Andrang der Hamburger Genoſſen zu der heutigen Abend⸗Ver⸗ 
ſammlung iſt außerordentlich ſtark. Um 6 ½ Uhr find die zwölfhundert Plätze, 
die für die Zuhörer zur Verfügung ſtehen, beſetzt und Hunderte müſſen um⸗ 
kehren. Kurz nach 7 Uhr tragen die beiden Liedertafeln „Männer⸗Geſang⸗ 
verein Freiheit“ und „Quartett Barmbeck“ einen „Gruß an den Parteitag“, 
den der alte Jakob Audorf gedichtet hat, und „Bet' und arbeit! ruft die 
Welt“ von Georg Herwegh vor. 

Nachdem der Beifall verrauſcht iſt, den der treffliche Vortrag der 
Lieder verdient hatte, betritt Frohme die Rednertribüne und begrüßt die 
Erſchienenen mit folgenden Worten: 

Im Namen des Lokalkomitees, welches die Hamburg-Altonaer Partei⸗ 
genoſſenſchaft repräſentirt, habe ich mich der ehrenvollen Aufgabe zu entledigen, 
Sie herzlich willkommen zu heißen. Damit ſoll nicht lediglich der Rückſicht auf 
eine bloße äußerliche Anſtandspflicht genügt ſein. Der Willkommensgruß, den 
ich Ihnen entbiete, iſt ein freudiger Ausdruck des Gefühls ſchöner Solidarität, 
das die Tauſende der Genoſſen in dieſer Stadt und der Umgegend Ihnen ent: 
gegenbringen — ein Ausdruck des Vertrauens zu Ihrem Wirken im Dienſte 
der Partei — ein Ausdruck unwandelbarer Hingebung an die gemeinſame 
große Sache, zu deren Wahrung und Förderung Sie hierher geeilt ſind in die 
alte Hanſaſtadt am Elbeſtrand, aus allen Gauen des Reiches von Fern und 
Nah. Willkommen denn im Geiſte der hehren Prinzipien, die uns ver⸗ 
binden mit Millionen auf dem weiten Erdenrund! Willkommen auf einem 
Stück deutſchen Bodens, wo dieſer Geiſt guten Theiles heimathberechtigt iſt! 
Willkommen unter den leuchtenden Bannern und Panieren, die ihm geweiht — 
ſtumme und doch ſo ausdrucksvolle, gewaltig mahnende Zeugen von Kämpfen, 
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die er beſtanden, von Siegen, die er errungen! Dieſe Zeichen, umkränzt vom 
Grün der Treue und der Hoffnung, ſie künden Ihnen ein bedeutſames Stück 
der Geſchichte unſerer Partei. Hier in Hamburg, und ſpeziell in dieſem feft⸗ 
lich geſchmückten Saale, fand im Jahre 1863, als Ferdinand Laſſalle mit flam⸗ 
mendem Wort die Arbeiterklaſſe aufrief zum großen Emanzivationskampf, der 
demokratiſche Sozialismus eine feiner erſten und fruchtbarſten Pflanzſtätten, 
von wo aus er in kräftigem Wachsthum ſich ausbreiten konnte. Klein, winzig 
klein im Verhältniß zur Maſſe der Arbeiterſchaft war die Schaar der wackeren 
Männer, die damals hier auf dem Boden der Organiſation des von Laſſalle 
geſchaffenen Allgemeinen deutſchen Arbeiter⸗Vereins eintrat in den Rieſenkampf 
für der Arbeit unverjährbares Recht, für des Volkes Freiheit, Würde und 
Ehre gegen die unbeſieglich ſcheinende Macht der herrſchenden Intereſſen. 
Aber aus der kleinen Schaar, verachtet und verhöhnt von den Vertretern dieſer 
Intereſſen, erwuchſen Bataillone und aus den Bataillonen ward ein Heer, das 
Schlachten ſchlug und Siege feierte, die unvergeſſen bleiben werden, fo lange 
man die Geſchichte der Sozialdemokratie kennen wird. Das Lied, das ſo viele 
Hunderttauſende heute begeiſtert ſingen. „fo weit die deutſche Zunge klingt“, 
das Kampf⸗ und Sturmlied der deutſchen Sozialdemokratie, das da jubelnd 
ausklingt in die Worte: „Nicht zählen wir den Feind, nicht die Gefahren Al, 
die „deutſche Arbeiter⸗Marſeillaiſe“, in der das Herzblut unſeres Jakob 
Audorf rinnt — hier in dieſem Raume ertönte fie zum erſten Male — ein 
Appell an Alle, die „Recht und Wahrheit achten“, zum Kampfe gegen den tief 
gehaßten Feind, den „Unverſtand der Maſſen“. Er hat uns „umlagert ſchwarz 
und dicht“, dieſer Feind, aber des Sängers Hoffnung tft Wahrheit worden: 
des Geiſtes Schwert hat ihn durchbrochen, ſchöne Erlenntniß bringend den 
Mühfeligen und Beladenen, dem armen verachteten bedrückten Proletariat! 
Da drängt ſich mir in der Erinnerungen Fülle eine auf, der ich beſonderen 
Werth beimeſſe: Im Jahre 1865 nannte ein bürgerliches Blatt Hamburg 
ſpöttiſch die „ſozialdemokratiſche Aboſtelſchule“. Dieſen Spott hat die ernſte 
Wahrheit gerichtet. Ja, von hier ſind der Apoſtel des neuen Evangeliums, 
der erhabenen Erlöſungsidee des Sozialismus gar viele hinausgezogen in alle 
Welt, „anfeuernd, mahnend, ſtachelnd, fluchend — und dennoch einzig ſuchend 
— den Frieden, den Olwenzweig.“ Den Frieden in der Wahrheit, in der 
Gerechtigkeit, im echten Menſchthum, das keine Unterdrücker und Unterdrückte 
kennt. Um dieſes Friedens willen der Kampf, und in dieſem Kampf die 
Treue, die Opferfreudigkeit. der nimmer wankende Muth, die feſte Zuverſicht 
auf den Sieg. Das iſt's, was die Sozialdemokratie charakteriſirt. Mit 
welchem Erfolg dieſer Kampf hier geführt worden, Sie wiſſen es Alle. Ich 
glaube, ohne mich der Ueberhebung und Unbeſcheidenheit ſchuldig zu machen, 
ſagen zu dürfen, daß Hamburg eme Hochburg der Sozialdemokratie geworden 
iſt und bleiben wird. Mögen Sie, werthe Freunde und Genoſſen, Vertreter 
der Partei, erfüllt von dieſem Bewußtſein und in der Ueberzeugung, daß die 
Parteigenoſſenſchaft Hamburgs die Ehre, die ihr mit Abhaltung dieſes Partei⸗ 
tages erwieſen wird, zu würdigen weiß, an die Erfüllung Ihrer wichtigen und 
ernſten Aufgaben herantreten. Unſere Parteitage ſollen die Kampfes⸗ und 
Siegestüchtigkeit der Partei nach Möglichkeit ſtärken; ihre Prinzipien klären, 
ausgeſtalten und feſter begründen; ihre Taktik auf die Bewährung unterſuchen 
und für weiterhin beſtimmen; ihre Organiſation fördern und mißliche Zuſtände, 
die ſich in ihren eigenen Reihen etwa herausgebildet haben ſollten, beſeitigen. 
In allen dieſen Richtungen haben die vorangegangenen Parteitage Bedeutendes 
geleiſtet. Der jetzt beginnende wird an Bedeutung nicht hinter ihnen zurück⸗ 
ſtehen. Nicht zum Geringſten liegt dieſe Bedeutung in der Aufklärung, der 
immer mehr die Maſſen theilhaftig werden müſſen — die Maſſen, auf die 
allein unſere Bewegung ſich ſtützen kann. Groß iſt und immer größer wird 
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die Verantwortlichkeit unſerer Partei vor dem Volke, vor der Gegenwart und 
Zukunft. Wir haben im Volksintereſſe Pflichten übernommen; wir haben dem 
Volke thatkräftigſtes Wirken für feine Wohlfahrt feierlichſt zugeſichert — und 
das Volk hat uns durch feine Wahlſtimmen Vertrauen bekundet. Dem müffen 
wir genügen und zwar in immer höherem Maße. 

Ich bin überzeugt, daß Sie Alle mit mir in dieſem Punkte überein⸗ 
ſtimmen und daß Sie, Ihrer Verantwortlichkeit ſich bewußt, ihr auch genügen 
werden. Möge der Streit der Meinungen auch heftig entbrennen, wenn er 
beherrſcht wird von dem guten Willen, der Partei zu nützen, wird er gute 
Früchte bringen. Das alberne Gelarm unſerer Gegner über „zerſetzende 
Strömungen und Stimmungen“ innerhalb unſerer Partei kümmert uns nicht; 
das ſind wir ſeit dreißig Jahren gewohnt. Wir haben uns noch nie getäuſcht 
in der Ueberzeugung, daß das Wirken der lebendigen Kräfte in unſerer Partei, 
möge es gleich vorübergehend zu ſcharfen Divergenzen der Anſichten führen, 
uns nur nützen kann. Möge es altbewährter Leitung gelingen, die Verhand⸗ 
lungen des Parteitages in gewohnter Weiſe zu einem guten Ende zu bringen! 
Neue Waffen ſollen hier geſchmiedet, neue Poſitionen geſchaffen werden zum 
Kampfe gegen die entfeſſelten finfteren Mächte der Reaktion, die nicht nur 
unſere Partei, ſondern die ganze deutſche Nation mit der Vernichtung des 
Rechtes und der Freiheit bedrohen. Neue Kämpfe bereiten ſich vor, ſchwerere 
und entſcheidendere wohl, als wir ſie ſeither ſiegreich im Bunde mit der allge⸗ 
waltigen Macht der Thatſachen beſtanden haben. Sie ſollen uns ſtärker, 
opfer⸗ und ſiegesfreudiger finden als je zuvor, ein unbezwinglich Heer in 
Geiſteswaffen, die wahre, echte und rechte Partei des Volkes, die nicht mit 
Bangen in die Zukunft zu ſchauen braucht. Sie iſt unſer, die Zukunft, ſoſern 
wir unſere Pflicht in der Gegenwart erfüllen. Das wollen, das werden wir 
und dafür ſoll dieſer Parteitag eine neue, ſichere Bürgſchaft fein. (Lebhafter 
Beifall.) 

Molkeubuhr: Der geſchäftsführende Ausſchuß hat mich beauftragt, 
den heutigen Parteitag zu eröffnen. Ehe wir jedoch zur Bureauwahl gehen, 
kann ich nicht umhin, einige Worte über den gegenwärtigen Tag zu ſagen, da 
er ja ein Erinnerungstag im Kampfe der Sozialdemokratie iſt. Heute ſind zehn 
Jahre verfloſſen, ſeit in der Nähe von St. Gallen 80 Vertreter der deutſchen 
Sozialdemokratie zuſammentraten, um einen Parteitag im Auslande abzuhalten. 
Es iſt alſo ein Gedenktag der Sozialdemokratie, und wir können ſagen, ein 
Jahrzehnt der Siege iſt ſeitdem verfloſſen. Damals ſann Puttkamer darauf, 
mit welchen Mitteln endgiltig die Sozialdemokratie beſeitigt werden könne. 
Seine Verſchärfungen des Sozialiſtengeſetzes, die er damals plante, gaben der 
Reaktion noch die Hoffnung, daß es möglich ſei, dieſe Bewegung mit Gewalt⸗ 
mitteln zu unterdrücken, und wir ſehen, die Leute der Gewalt ſind gewichen, 
die Sozialdemokratie iſt die Siegerin auf dem Kampfplatz. Damals hatten wir 
eben eine Wahl hinter uns. Die Sozialdemokratie hat unter dem Sozialiften- 
geſetze bewieſen, daß ſie auch eine ſiegende Partei ſein konne. Seitdem haben 
wir zwei Wahlen gehabt, jede Wahl hat uns neuen Zuwachs gebracht, ja, 
eine Million Mitſtreiter ſind im erſten Jahrzehnt gewonnen worden. Jetzt 
follen wir berathen, wie wir uns zu den nächſten Reichstagswahlen ſtellen 
werden. Jetzt ſtehen wir vor einer Wahl, um wieder einmal Heerſchau zu 
halten. Die ganze Situation von heute und damals gleicht ſich ja inſofern, 
weil auch heute die Reaktionäre darauf ſinnen, ob nicht eine Möglichkeit vor⸗ 
handen iſt, mit Gewalt ſchließlich die Bewegung zu unterdrücken, und gerade 
deshalb werden die bevorſtehenden Wahlen von ſo unendlicher Bedeutung ſein; 
ja, wir können ſagen, der Schlachtplan ſoll hier entworfen werden, der Schlacht⸗ 
plan, unter dem das Proletariat einen Kampf im nächſten Jahre auskämpfen 
ſoll. Es iſt eigenthümlich: ſolange die ſozialdemokratiſche Partei beſteht, hat 
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ſie es als ihre wichtigſte Aufgabe mit betrachtet, gerade die Wahlagitation zu 
betreiben; aber ſeit 21 Jahren hat kein Parteitag ſich mit der Frage der 
bevorſtehenden Wahlen beſchäftigt, weil entweder die Wahlen unvermuthet 
kamen oder, wie es unter dem Sszialiſtengeſetz regelmäßig der Fall war, et 
längere Zeit nach einem Parteitage. Die bevorſtehenden Wahlen werden von 
beſonderer Bedeutung ſein; gerade bei dieſen Wahlen gilt es, den Gegnern 
einen Schlag zu verſetzen, und deshalb ſteht dem gegenwärtigen Parteitage, der 
jetzt an der Nordgrenze des Deutſchen Reiches tagt, eine beſonders wichtige 
Aufgabe bevor. Es gilt eine Grundlinie zu ſchaffen, eine Organiſation, unter 
der wir neue Siege an unſere Fahnen heften. Ohne Zweifel blickt nicht nur 
Deutſchland, ſondern die ganze zwiliſtrte Welt auf Delen Parteitag. Es gilt 
für uns, zu arbeiten im Intereſſe des geſammten Proletariats. (Bravo!) 

Es war bei uns bisher üblich, daß der Parteitag geleitet wird von zwei 
Präſidenten mit gleichem Recht. Dagegen erfolgt auch diesmal kein Wider⸗ 
ſpruch, ich bitte um Vorſchläge. 

Meiſt⸗Köln fchläg: Singer und Leſche-Altona vor. Ein anderer 
Vorſchlag wird nicht gemacht. 

Singer: Zugleich im Namen des Genoſſen Leſche ſage ich Ihnen 
herzlichen Dank für die Ehre, die Sie uns durch die Wahl zu Vorſttzenden 
erwieſen haben. Ich brauche, was mich anlangt, nicht erſt zu ſagen, von wie 
lebhaftem Dank ich erfüllt bin, daß der Parteitag mir wiederholt das Vertrauen 
erweiſt, mich mit der Leitung der Geſchäfte zu beauftragen. Ich glaube, ich 
kann meinen Dank nicht beſſer bethätigen, als wenn ich Ihnen auch heute 
verſpreche, in ſtrenger Objektivität Alles aufzubieten, um die Geſchäfte des 
Parteitages im Intereſſe der Partei zu fördern. (Lebhafter Beifall.) 

Die Vorredner haben in beredter und ſchöner Weiſe auf einen Gedenktag 
hingewieſen, den wir heute feiern. Ich nenne noch einen anderen Gedenktag, 
der beſonders für die Hamburger Genoſſen hier von Bedeutung iſt: Auch das 
Hamburger Parteiorgan hat in dieſen Tagen das Jubiläum des zehnjährigen 
Beſtehens gefeiert. Und ſo wie die Hamburger Preſſe, waren es auch die 
Hamburger Genoſſen, die ſtets voran in der Partei gekampft haben! Ich hege 
die feſte Zuverſicht, daß es auch in Zukunft jo bleiben wird. Beifall.) 

Der Parteitag in St. Gallen, der letzte, der unter dem Sozialiſtengeſetz 
abgehalten worden iſt, hat uns zu neuen Siegen geführt. Wir treten heute in 
die Geſchäfte dieſes Parteitages ein, in der Zuverſicht und in dem Bewußtſein, 
daß auch dieſer Parteitag keinem anderen nachſtehen wird in dem Beſtreben, 
für die Ehre, die Kraft und die Agitation der Partei weiter zu arbeiten, und 
ich weiß mich eins mit Ihnen Allen, wenn ich Sie bitte, dieſes Gelobniß aus⸗ 
auszuſprechen in unſerem alten Schlachtruf: Die deutſche Sozialdemokratie, 
heute mehr angegriffen wie je, heute aber auch kampfbereiter wie je, ſie lebe 
hoch, hoch, hoch! 

Die Delegirken und die Zuhörer erheben ſich von ihren Plätzen und 
ſtimmen begeiſtert in das Hoch mit ein. 

Auf Vorſchlag ron Geyer-Leipzig werden durch Akklamation zu Schrift⸗ 
führern folgende Genoſſen gewählt: Frl. Baader:Berlin, Sperka⸗Stuttgart, 
Hug⸗Bant, Feldmann⸗Langenbielau, Sindermann-Dresden, Ullenbaum⸗ 
Elberfeld, Knapp⸗Stettin, Stolten⸗Hamburg und Börner⸗Berlin. — 
Genoſſe Eitzinger⸗Nürnberg, der urſprünglich mitvorgeſchlagen war, hatte 
zu Gunſten von Borner⸗Berlin, den Zubeil vorgeſchlagen, auf eine Wahl 
verzichtet. 

In die Mandats⸗Kommiſſion werden durch Zuruf gewählt: Wein⸗ 
heber⸗Hamburg, Frau Jäger⸗Leipzig, Böhle⸗Straßburg, Arons-Berlin, 
Katzenſtein⸗Mainz, Sittig⸗Hannover und Michaelis⸗Waldenburg. 

Die proviſoriſche Geſchäftsordnung wird ohne Debatte genehmigt. 
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Singer: Bevor wir die Tagesordnung feſtſetzen, bitte ich, zwei Reſo⸗ 
lutionen, die hier eingelaufen find, — hoffentlich einmüthig — anzunehmen. 
Es ſind Sympathiekundgebungen für die um den Achtſtundentag ringenden 
engliſchen Metallarbeiter. (Lebhafter Beifall.) Die erſte Reſolution iſt vom 
Genoſſen Legien eingebracht und lautet: 

Der Parteitag der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands bietet den 
im Kampf um den Achtſtundentag befindlichen Maſchinenbauern Englands 
feine brüderlichen Grüße und wünſcht, daß dieſer für die Erringung des 
achtſtündigen Arbeitstages bedeutungsvolle Kampf zu Gunſten der Arbeiter 
entſchieden werde. Die Delegirten verpflichten ſich, in ihren Heimathsorten 
dafür zu ſorgen, daß der Zuzug von Metallarbeitern nach England fern 
gehalten und auch eventuelle Unterſtützung aufgebracht wird, damit die 
Metallarbeiter Englands nicht wegen Mangel an Geldmitteln den Kampf 
aufgeben müſſen. Wenn der Parteitag auch der Meinung iſt, daß die eng⸗ 
liſchen Gewerkſchaften finanziell ſo günſtig ſtehen, daß ſie noch lange dem 
Untemehmerthum Trotz zu bieten vermögen, fo hält er es doch für den 
beſten Ausdruck der Solidarität, wenn die deutſchen Arbeiter nach beſten 
Kräften den engliſchen Arbeitsgenoſſen mit materieller Hilfe zur Seite ſtehen. 
Der Einigkeit des Proletariats gegenüber wird das Unternehmerthum ſich 
als machtlos erweiſen. Der Sieg der Maſchinenbauer Englands wird neue 
Bahnen ſchaffen zum endlichen Siege des Proletariats aller Länder. 

Eine zweite Reſolution rührt von den Genoſſen Stücklen⸗Hof, Emmel⸗ 
Saarlouis, Thiele-Halle, Lienau⸗Neumünſter und Metzger⸗Hamburg: 

Der heutige Parteitag der Sozialdemokratie Deutſchlands entſendet 
den um den Achtſtundentag kämpfenden Maſchinenbauern Englands ſeinen 
brüderlichen Gruß. Er erklärt, daß die Sozialdemokratie Deutſchlands mit 
hohem Stolze auf die muſtergiltige gewerkſchaftliche Organiſation blickt, mit 
der die Arbeiter des Maſchinenfaches in England der ſtarken Koalition ihres 
Unternehmerthums entgegenzutreten wiſſen. Mit Genugthuung begrüßt er 
ferner die Thatfache, daß zum erſten Mal gewerkſchaftlich organiſirte Arbeiter 
eines ganzen Gewerbes im kapitaliſtiſchen Muſterſtaat England den Acht⸗ 
ſtundentag als Kampfparole ausgegeben haben. Der Parteitag der Sozial 
demokratie Deutſchlands verſichert deshalb die engliſchen Maſchinenbauer 
ſeiner beſonderen Sympathie und wünſcht ihnen baldigen und vollſtändigen 
Erfolg in ihrem bedeutſamen Kampfe. 

Bebel bittet, die erſte Reſolution zu Gunſten der zweiten zurückzuziehen. 
Sie ſcheint beſſer dem Geiſt zu entſprechen, in dem wir uns ausdrücken wollen. 
(Zuſtimmung.) 

Singer: Iſt Genoſſe Legien damit einverſtanden? 

Legien: Nein. 

Singer: Ich glaube, es iſt der Sache nicht dienlich, wenn wir uns in 
einen Wortkampf über die Faſſung der Reſolution einlaſſen. (Zuſtimmung.) 
Worauf es ankommt, wiſſen wir Alle. Wir wollen den engliſchen Maſchinen⸗ 
bauern unſere Sympathie, unſeren Glückwunſch und unſere Hoffnungen auf 
ihren Sieg ausſprechen. (Bravo!) Ich nehme an, daß der Parteitag damit 
einverſtanden tft, wenn das Bureau die Redaktion der beiden Reſolutionen zu 
einer vornimmt und ich konſtatire mit Genugthuung, daß der Parteitag ein⸗ 
ſtimmig die Sympathiekundgebung ſelber beſchloſſen hat. (Bravo!) 

Nunmehr wird zur Feſtſtellung der proviſoriſch vorgeſchlagenen Tages⸗ 
ordnung geſchritten. 

Punkt I: Geſchäftsbericht wird debattelos anerkannt. 

Singer: Wir werden den Geſchäftsbericht wieder gruppenweiſe dis⸗ 
kutiren und zwar in einer Gruppe: Allgemeine Agitation, in einer zweiten: die 
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Preſſe, und in einer dritten: die Kaſſenverhältniſſe. Dabei werden die Anträge, 
fo wie fie in dieſe Einthetlung fallen, mitverhandelt werden. Dieſe Praxis 
hat ſich in Gotha durchaus zweckmäßig erwieſen. 

Die Punkte der Tagesordnung II, III und IV bleiben, wie vor⸗ 
geſchlagen 1. 

Zu Punkt V: Die Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen 
beantragen die Parteigenoſſen des 3. Berliner Reichstags⸗Wahlkreiſes einen 
Korreferenten zu beſtellen. 

Wörner: Berlin: Die Genoſſen, die dieſen Vorſchlag machten, ſagten ſich: 
Wenn ein Korreferent beſtellt wird, wird die Diskuſſion weſentlich abgekürzt. 
Aus eben dieſem Grunde erſuche auch ich Sie, für den Antrag zu ſtimmen. 

Der Antrag wird angenommen. 

Für das Korreferat werden Liebknecht, v. Elm und Schönlank 
vorgeſchlagen. Schönlank verzichtet und Liebknecht wird mit großer Mehrheit 
zum Korreſerenten beſtimmt. 

Die übrigen Punkte der Tagesordnung bleiben, wie ſie proviſoriſch auf⸗ 
geſtellt waren, nachdem ein Antrag der Parteigenoſſen in Lübeck, als achten 
Punkt die Beſprechung des Proportional⸗Wahlſyſtems einzufügen, nicht die 
nöthige Unterſtützung gefunden hat, 

Als Arbeltszeit des Parteitages wird, wie es bisher immer üblich war, 
die Zeit von 9—1 und von 3—7 ſeſtgeſetzt. 

Damit iſt die heutige Tagesordnung erledigt. 

Singer dankt noch der Redaktion und dem Verlag der „Gärtnerzeitung“, 
die im Vereine mit dem Vorſtande des Gärtnerverbandes dem Kongreß einen 
prächtigen Strauß aus rothen Georginen und Gladiolen gewidmet hat, für die 
Gabe und ſchließt dann gegen ½¼9 die Vorverſammlung. 


Erſter Verhandlungstag. 
Montag, den 4. Oktober. — Vormittags⸗Sitzung. 

9 ½ Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 

Singer: Auch in dieſem Jahre haben wir das Vergnügen, die Vertreter 
ausländiſcher Bruderparteien bei uns zu begrüßen. Die belgiſche Sozial⸗ 
demokratie hat Genoſſen Furne mont hierher geſandt. Ich heiße ihn herzlich 
willkommen. Wir Alle wiſſen, mit welcher Tapferkeit, mit welcher Energie die 
belgiſchen Genoſſen das allgemeine Wahlrecht und mit dem Wahlrecht den Einzug 
ins Parlament erobert haben. Wir wiſſen, daß ſie auch in Zukunft ihre 
Schuldigkeit thun und Schulter an Schulter mit dem Proletariat aller Länder 
für die Befreiung der Arbeiterklaſſe kämpfen werden. Unſere öſterreichiſche 
Bruderpartei ſendet zwei Delegirte. Genoſſe Sklaret vertritt die Geſammt⸗ 
partei⸗Vertretung, Genoſſe Zeller den Verband ſozialdemolratiſcher öſterreichiſcher 
Reichsraths⸗Abgeordneten. Als wir vor einem Jahre in Gotha Genoſſen 
Schumeier hörten, da verſicherte er uns, und wir Alle glaubten es ihm, daß dle 
öſterreichiſche Partei mit aller Kraft in die Wahlbewegung eintreten und Mandate 
erobern würde. Heute weilt ein ſozialdemokratiſcher Reichsraths Abgeordneter 
unter uns, Genoſſe Zeller. Unſere öſterreichiſchen Freunde haben gleich im 
erſten Anſturm große Erfolge errungen, und wir haben die ſeſte Hoffnung, 
daß ſie auf dieſem Wege weiterſchreiten werden. Ich glaube es im Namen 
dieſes Parteitages ausſprechen zu können: die öſterreichiſche und die belgiſche 
Sozialdemokratie haben ſich verdient gemacht um die Sache des internationalen 
Proletariats. Ich heiße ihre Vertreter hier herzlich willkommen. (Beifall.) 
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Genoſſe Lehner in London hätte, wie er ſchreibt, gern an unſerem 
Parteitag theilgenommen, zumal er gerade jetzt das fünfzigjährige Jubiläum 
ſeiner Parteithätigkeit feiern kann. Leider iſt er durch Krankheit verhindert. 

Im Namen der ſpaniſchen Partei ſendet uns Igleſias, der Vielen von 
uns aus den internationalen Kongreſſen bekannt iſt, Grüße und Wünſche für 
den Erfolg unſerer Verhandlungen. 

Außerdem iſt eine Reihe weiterer Begrüßungsſchreiben und Telegramme 
eingelaufen. Soeben erfahre ich, daß auch die ſozialdemokratiſche Partei der 
Niederlande den Genoſſen Schaper, Mitglied des Gemeinderathes in Groningen, 
hierher geſandt hat. Auch die holländiſchen Genoſſen haben Mandate erobert 
und auch die Tribüne im Haag iſt eine Stätte der Sozialdemokratie geworden. 
Ich heiße den Genoſſen herzlich willkommen. (Beifall.) 

Fournemont: Ich danke Ihnen für den freundlichen Empfang, den Sie 
mir zu Theil werden laſſen. Es freut mich, daß man anerkannt hat, daß das 
lleine Belgien auch ein Recht hat, hier zu ſein und daß es ebenſo herzlich 
begrüßt iſt wie die Vertreter der großen Nationen. Belgien iſt ja nur ein 
kleines Land, welches gewiſſermaßen wie ein Satellit unter den andern Ländern 
um das große Deutſchland herumkreiſt. Mit Stolz blicken wir Alle empor zu 
der beſtorganiſirten und größten ſozialiſtiſchen Partei, deren Vertreter wir hier 
verſammelt ſehen. Auch in Belgien, ſo klein es iſt, hat der Sozialismus tiefe 
Wurzeln gefaßt, dreißig Deputirte ſitzen in der Kammer, Hunderte von Ver⸗ 
tretern befinden ſich in den Gemeinderäthen, und die Angehörigen der Partei 
zählen nach Hunderttauſenden, ſodaß man die Zeit vorausſehen kann, wo die 
Mehrheit der Bevölkerung dort ſozialiſtiſch ſein wird. Nochmals Dank für 
den freundlichen Empfang. (Lebhafter Beifall.) 

Sklaret⸗Wien: Ich brauche wohl nicht beſonders hervorzuheben, wie 
innig unſere Beziehungen zu Euch ſind, ich brauche nicht zu betonen, wie eng 
geknüpft das Band iſt, das uns mit Euch verbindet. Es iſt allerdings ein 
natürlicheres Bündniß als das, welches unſere Diplomaten ſchließen, es iſt ein 
Bündniß zum Zwecke der Befreiung der Arbeiterklaſſe. Noch im Vorjahre 
haben wir Euch die Verſicherung gegeben, daß wir Oeſterreicher unabläſſig 
bemüht ſein werden, das Wahlrecht, das uns bisher vorenthalten wurde, zu 
erringen, und trotz lebhaften Widerſpruches haben wir es durchgeſetzt, daß das 
Miniſterium dem Arbeiter ſein Wahlrecht geben mußte, allerdings ein Wahl⸗ 
recht, das man eher als ein Unrecht bezeichnen kann. Aber wir haben es 
verſtanden, dieſes Mittel, dieſe mageren Knochen, die uns hingeworfen wurden, 
zu benutzen im Kampfe um die Beſeitigung der Privilegien. Ich ſühle mich 
verpflichtet, den deutſchen Genoſſen den Dank für die thatkräftige Unterſtützung 
im Wahlkampfe abzuſtatten. Das, was uns zu gemeinſamem Kampfe beſeelt, 
läßt ſich nicht trennen durch die Grenzpfähle, die die Bourgeoiſie aufgeſtellt 
hat, um ihre egoiſtiſchen Beſtrebungen beſſer in ihren Lokalſchranken beſchränken 
zu können. Das, was uns verbindet, hat eine weit tiefere und feſtere Grund: 
lage, und ich bin überzeugt, daß ſich dieſe Beziehungen immer mehr befeſtigen 
und ausbauen werden. Mit dem größten Intereſſe verfolgt die öſterreichiſche 
Partei Ihre Berathungen. Indem ich Ihnen nochmals beſten Erfolg wünſche, 
ſchließe ich mit einem dreifachen Hoch auf die internationale Sozialdemokratie. 
(Die Verſammlung ſtimmt begeiſtert in den Ruf ein.) 

Zeller⸗Teplitz: Im Auftrage der Sozialdemokraten im öſterreichiſchen 
Abgeordnetenhauſe ſpreche ich Ihnen den wärmſten Dank aus für die thate 
kräftige materielle Unterſtützung, die Sie uns in unſerem Wahlkampfe geleiſtet 
haben. Noch mehr danken wir Ihnen aber für Ihre geiſtige Hilfe in dem 
Kampfe. Wir wiſſen Ihre Kämpfe und Ihre Erfolge wohl zu würdigen. Aber 
auch wir haben zu der Zeit Ihres Sozialiſtengeſetzes zu kämpfen und zu leiden 
gehabt: Auch wir haben Erfolge errungen, wenn wir auch eine arme Partei 
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find. Gegenwärtig wird Ihnen viel erzählt von der Bedrückung des deutſchen 
Volkes in Oeſterreich. In der That, das deutſche Volk bei uns iſt in einer 
erbärmlichen Lage, es wird bedrückt. Aber welches deutſche Volk! Die deutſchen 
Arbeiter. Und wer iſt der Feind? Nicht die polniſchen und czechiſchen Arbeiter; 
nein, neben dem polniſchen Adel, dem czechiſchen Adel und Buürgerthum auch 
das deutſche Bürgerthum. Wenn die deutſchen Arbeiter ihre Lage verbeſſern 
wollen, dann wird nach den Gendarmen gerufen; das ſind dieſelben großen 
Führer der deutſch⸗nationalen Bewegung, die dann in das Reich hinausgehen 
und um Hilfe rufen für das bedrückte deutſche Volk. Auch wir gehen hinaus, 
um unſere Gemeinſamkeit mit Ihnen zu bekunden und uns für den Kampf zu 
ſtärken. Wir wünſchen Ihnen weitere Erfolge; denn dieſe machen ſich auch bei 
uns bemerkbar und wir heimſen einen Theil von ihnen ein. Die deutſche Sozial⸗ 
demokratie hat uns den Weg gezeigt, wir folgen ihrer Führung. Möge ſie 
auch in Zukunft uns vorbildlich fein und von Sieg zu Sieg ſchreiten. 

Schaper⸗Groningen: Ich überbringe die Grüße der niederländiſchen 
ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei und auch unſeren herzlichen Dank für die 
finanzielle Unterſtützung. Unſere Partei iſt leider noch klein, aber zwei Genoſſen 
haben wir ſchon ins Parlament gebracht, wir hoffen es weiter zu bringen. 

Die Genoſſen Guesde und Lafargue überſenden die Grüße der franzö⸗ 
ſiſchen Arbeiterpartei. 

Singer theilt mit, daß am Donnerſtag die Nachmittags⸗Sitzung aus⸗ 
fällt. Der Kongreß wird an dieſem Tage der Einladung des Lokaltomitees 
zu einer Hafenfahrt folgen. 

Nunmehr wird in die Tagesordnung eingetreten. 

Punkt 1: Bericht des geſchäftsführenden Ausſchuſſes. 

Pfannkuch: Der Bericht des Ausſchuſſes liegt gedruckt vor, und nur 
Weniges iſt diesmal mündlich hinzuzufügen. In den Begrüßungsreden wurde 
bereits auf die Erfolge der Sozialdemokratie in außerdeutſchen Ländern hin⸗ 
gewieſen. Gedenken wir auch der kleineren Erfolge, die die Partei im eigenen 
Lande errungen hat. Als wir im vorigen Jahre nach Gotha gingen, konnten 
uns die Gothaiſchen Genoſſen mittheilen, daß ſie acht Mandate erobert hätten. 
Das war der ſchönſte Willkommensgruß, der uns werden konnte. Genoſſe 
Baudert iſt inzwiſchen wieder in den Landtag für Sachſen⸗Weimar gewahlt 
worden. Bei den Meininger Landtagswahlen haben wir vier Mandate erobert; 
in einem fünften Kreiſe ſtehen wir in Stichwahl. 

Die Agitation war wie immer die vornehmlichſte Aufgabe der Partei. 
Daß die Parteileitung in dieſer Hinſicht ihre Pflicht gethan hat, dafür ſpricht 
wohl der Umſtand, daß dieſem Parteitage in Bezug auf Agitation viel weniger 
Anträge aus den Reihen der Genoſſen vorliegen als je zuvor. Nur drei 
Anträge liegen auf dieſem Gebiete vor. Der erſte (Parteigenoſſen in Breslau, 35) 
fordert die Aufwendung größerer Mittel für die Agitation im oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirk. Noch ein anderer Antrag (41), der Antrag Berfus, bewegt 
ſich auf demſelben Gebiete. So verſchiedenartig wie die Materie der beiden 
Anträge auf den erſten Blick auch ſcheint, ſo ſtehen ſie doch im engen Zuſammen⸗ 
hang. In der Sache ſelbſt ſteht die Parteileitung auf einem andern Stand⸗ 
punkt als wie die Antragſteller. 

Es erſcheint nothwendig, den zentraliſtiſchen Charakter unſerer Partei 
mehr als bisher in den Vordergrund zu ſtellen. Der geſchaftsführende Ausſchuß 
bat verſucht, in dieſer Beziehung das Pflichtbewußtſein der Genoſſen im Lande 
zu wecken. Auf dem vorigen Parteitage wurde bereits Klage darüber geführt, 
daß die Vertrauensleute im Lande es an erſchöpfender Berichterſtattung an die 
Zentrale fehlen ließen. Die Anregung, die in Gotha gegeben wurde, und die 
Mahnung des Partei⸗Ausſchuſſes, das Verſäumte nachzuholen, hat gute Früchte 
getragen. Das Material, das auf dieſe Weiſe zur Kenntniß der Parteileitung ge⸗ 
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langt iſt, wird dem Parteitag unterbreitet und auch fernerhin weiter bearbeitet werden. 

Was die allgemeine Agitation betrifft, ſo liegt die Anregung der Magde⸗ 
burger Genoſſen vor, im ganzen Reiche eine umfaſſende Agitation für den 
Achtſtundentag zu entfalten und die geſetzliche Einführung im Parlament zu 
fordern. Nebenbei wird die Forderung der Arbeitsruhe am erſten Mai erhoben. 
Aehnliche Forderungen ſind auch im Laufe des Geſchäftsjahres von einem 
Theil der Parteipreſſe mit allem Nachdruck erhoben worden. Die Parteileitung 
ſollte dazu gedrängt werden, mehr als bisher in dieſer Hinſicht zu thun. Der 
Anregung konnte außer bei der Maifeier Folge nicht gegeben werden. Der 
Hamburger Antrag, der Feier des erſten Mai eine andere Richtung zu geben, 
hat zu lebhaften Debatten in der Parteipreſſe geführt. Man wunderte ſich, 
daß gerade von Hamburg dieſe Anregung kam. Zwiſchen den beiden Anträgen 
hat die Parteileitung wohl die richtige Mitte gehalten. Der Parteitag wird 
den Hamburger Antrag wohl ablehnen; er iſt, wie die Dinge liegen, aus einer 
gewiſſen örtlichen Verſtimmung zu erklären daraus, daß die Hamburger 
Genoſſen das letzte Mal den erſten Mai nicht ſo haben ſeiern können, wie ſie 
es gewünſcht hatten. Der Parteitag kann aber einer örtlichen Verſtimmung, einem 
Antrag aus verärgerten Gemüthern, nicht Rechnung tragen. Im Allgemeinen 
hat die Ausführung des Gedankens der Arbeitsruhe am 1. Mai eine erfreuliche 
Zunahme gezeigt; wir haben keinen Anlaß, hier hemmend einzugreifen. Bezüglich 
des Antrags von Calbe⸗Aſchersleben wegen Aufhebung der Geſinde-Ordnung 
iſt das Gleiche zu ſagen, wie im vorigen Jahre. Auch in dieſem Geſchäfts⸗ 
jahre wird es noch nicht möglich ſein, die Agitation auf dieſen Punkt beſonders 
zu konzentriren. Auch des Bremer Antrags bezüglich der uferloſen Flotten⸗ 
pläne hätte es wohl nicht bedurft; die kommenden Reichstagswahlen werden 
Jedem, der gegen die uferloſen Flottenpläne etwas auf dem Herzen hat, reichlich 
Gelegenheit bringen, ſein Herz zu erleichtern. 

Die Schwierigkeiten, die der Ausführung der Agitation entgegenſtehen, 
ſind mit dem Wachſen der Partei immer größer geworden. Ueberall wird bittere 
Klage darüber geführt, daß die zur Verfügung ſtehenden Lokale immer geringer 
an Zahl werden. So iſt es zu erklären, daß dort, wo die Genoſſen über 
größere Lokale verfügen, oder wo ſie nach längerer Pauſe wieder in die münd⸗ 
liche Agitation treten lönnen, immer und immer wieder den Ruf erheben, es 
möge ein Reichstags⸗Abgeordneter hingeſchickt werden. Wäre die Saalabtreibung 
nicht fo im Flor, wie es der Fall ut. fo könnten die Agitationstouxen auch 
von ſolchen Genoſſen ausgeführt werden, die dieſelben Fähigkeiten und dieſelbe 
Routine haben wie die Genoſſen, die immer wieder verlangt werden. Aber 
weil dieſe Uebelſtände beſtehen, ſind jene Forderungen begreiflich; die Genoſſen 
wollen Jemand haben, der durch die Zugkraft ſeines Namens den Saal zu 
füllen im Stande iſt. Wenn nicht alle Wünſche erfüllt werden konnten, ſo muß 
man ſich damit beſcheiden, daß unter Umſtänden andere wichtigere Aufgaben 
der Partei von den begehrten Genoſſen zu erledigen ſind. Die Genoſſen denken 
oft, wenn eine Abſage erfolgt, ſei es böſer Wille; nein, es ſind höhere Partei⸗ 
Intereſſen dafür ausſchlaggebend, wenn irgend ein Verlangen abgelehnt wird. 

Wenn wir die mündliche Agitation nicht in dem früheren Maße betreiben 
können, ſo tritt die Flugblatt-Vertheilung naturgemäß an ihre Stelle, deren 
Hintertreibung eine Hauptaufgabe der Polizei-Organe iſt. Alle möglichen Ver⸗ 
ordnungen, ja ſelbſt veraltete Sabbathordnungen müſſen in Verbindung mit 
dem „Groben Unfugparagraphen“ dazu herhalten, die Vertheilung zu erſchweren. 
Die richterliche Auslegung dieſes Paragraphen geht ſogar ſo weit, daß es 
als grober Unfug angeſehen wird, wenn einem politiſch Andersdenkenden ein 
ſozialdemokratiſches Flugblatt überreicht wird, ganz beſonders, wenn es vor 
dem Kirchgange geſchieht, weil hierdurch der anders politiſch Denkende in (em 
religibſen Gefühl beeinträchtigt werde. Das hat dazu geführt, daß unſere 
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Genoſſen nicht in dem Maße, wie fie es gern thun würden, den einzig freien 
Tag, den Sonntag, zur Agitation verwenden können. Klagen darüber anzuſtellen, 
wäre müſſig, wir müffen uns mit dieſem Zuſtande abfinden und unſere Genoſſen 
werden ſich damit abzufinden wiſſen. 

Im vorausgegangenen Geſchäftsſahr waren wir an 19 Reichstagswahlen 
als Partei betheiligt. Unſere Hoffnungen ſind dabei nicht ganz erfüllt worden. 
Mainz haben wir nicht behaupten können, immerhin bürgen die erreichte Stimmen: 
zahl und die Erfolge bei den Landtagswahlen dafür, daß wir den Mainzer 
Reichstagsſiz das nächſte Mal wiedergewinnen werden. Einen beſonderen 
Mahnruf an die Genoſſen möchte ich bei Erwähnung der Wiesbadener Wahl 
richten. Bei den Nachwahlen glaubten die Genoſſen vielſach, der Erfolg werde 
durch ausreichende Geldmittel verbürgt. Das iſt ein Irrthum; unſer Frank⸗ 
furter Organ ſprach es nach der Wahl ſehr richtig aus: vor Allem iſt erforderlich 
eine ſtraffe, geſchloſſene politiſche Organiſation. Auch in manchen anderen 
Kreiſen iſt da noch viel nachzuholen, und dieſe Mahnung kann nicht oft 
genug wiederholt werden. In den Berichten der Vertrauensmänner 
wird vielfach Klage darüber geführt, daß durch Bestrebungen, die auf 
anderen Gebieten liegen, die Kräfte abgelenkt und zerſplittert werden. 

Mit ein paar Worten will ich der Wirkung der Agitation gedenken, 
über die die Militärverwaltung in Harniſch gerathen iſt. Niemand mehr wie 
die Sozialdemokratie, ermahnt ihre Parteiangehörigen, Alles und Jedes zu unter⸗ 
laſſen, was ſie mit dem Militärſtrafgeſetzbuch in Konflikt bringen kann. Aber 
daran iſt nun einmal nichts zu ändern, daß eine Partei, die nahezu zwei 
Millionen Wähler repräſentirt und ſich mit der Hoffnung trägt, bei den Tom: 
menden Wahlen die zwei Millionen zu überſchreiten, ganz von ſelbſt entſprechend 
im Heere vertreten iſt. Mag die bürgerliche Preſſe unſerer Anſicht, daß ſich 
in den ſtetig wiederkehrenden Erlaſſen der Militärverwaltungen der Partikular⸗ 
ſtaaten ſich eine bange Sorge dokumentirt, noch jo entrüftet entgegentreten; 
wir wollen darüber nicht ſtreiten. Wir werden uns in unſerer bisherigen 
Taktik nicht beirren, uns nicht zu einer anderen verleiten laſſen. Wir wiſſen, 
daß mit jeder weiteren Ausbreitung der Partei auch das ſozialiſtiſche Gift 
nothwendig denjenigen Körper durchdringen muß, den man als das letzte und 
feſteſte Fundament der bürgerlichen Geſellſchaft anſieht. 

Ich gedenke noch mit ein paar Worten der Preſſe. An der Hand des 
Geſchäftsberichts könnte man ja dieſes ſo weſentliche Mittel der Organiſation 
als im Rückgang begriffen annehmen. Allerdings ſind einige Kopfblätter ein⸗ 
gegangen, die gegen die Mahnungen der Parteileitung in einzelnen Orten, wo 
die Genoſſen durchaus ein eigenes Blatt haben wollten, gegründet worden waren. 
Ihre Gründung beruhte auf unrichtiger Vorausſetzung und ihr Geſchick mußte 
ſich erfüllen. (Lebhafter Beifall.) 

Den Kaſſenbericht erſtattet Geriſch: Bisher wurde nur jährlich die 
Zahl der vorhandenen Blätter im Parteitagsbericht angegeben; in dieſem Jahre 
haben wir die Parteipreſſe um nähere Angaben über ihren Stand erſucht, aber trotz 
aller Bitten und Mahnungen ſind noch mehrere Blätter mit ihren Angaben im Rück⸗ 
ſtande (hört! hört!). Nach den erhaltenen Mittheilungen und den von mir für die 
fehlenden Blätter vorgenommenen, übrigens ſehr niedrigen Schätzungen, haben 
die täglich erſcheinenden Blätter einen Abonnentenſtand von mindeſtens 256 524. 
Davon haben 6 Blätter eine Geſammtabnahme von 1440 Abonnenten, 23 Blätter 
eine Zunahme von 16847, jo daß ſich nach Abzug des Verluſtes für die täglich 
erſcheinenden Blätter ein Gewinn von 15 407 Abonnenten ergiebt. Hierbei 
ſind allerdings die Veränderungen in der Erſcheinungsweiſe der „Rheiniſch⸗ 
wejtjälifchen Arbeiterzeitung“, ſowie unſerer Partei-Organe in München und 
Augsburg, nicht berückſichtigt. Wenn wir dieſe Verſchiebungen hoch anſchlagen, 
ſo beträgt die Differenz 5000, ſo daß bei den täglich erſcheinenden Blättern 
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immer noch ein Gewinn von 10000 Abonnenten zu verzeichnen iſt. Die Geſammt⸗ 
einnahme der täglich erſcheinenden Blätter beträgt ziffernmäßig 2577891 Mk.; dazu 
kommen noch die ſchätzungsweiſe ſehr niedrig eingeſtellten Einnahmen von 3 Blättern, 
die keine Angaben gemacht haben, ſo daß ſich insgeſammt eine Einnahme von 
2701891 Mk. ergeben dürfte. Von dieſer Summe kommen auf Einnahmen aus 
Abonnementsbeträge rund 1804000 M., aus Inſeraten 897 000 Mk. — Die dreimal 
wöchentlich erſcheinenden Blätter haben eine Abonnentenzahl von 36 683; ein⸗ 
ſchließlich eines Blattes, von dem keine Angaben vorliegen und deſſen Abonnenten⸗ 
ſtand ich ſehr niedrig eingeſchätzt habe, beträgt die Geſammt⸗Abonnentenzahl 
41 083, Drei Blätter haben eine Abnahme von 190, ſechs Blätter eine Zus 
nahme von 1547 Abonnenten; im Ganzen ergiebt ſich alſo ein Gewinn von 
1357 Abonnenten. Die Geſammteinnahmen betragen 246877 Mk., wovon 
auf Abonnementsbeträge 169 337, auf Inſerate 77 540 Mk. kommen. — Bei 
den zweimal wöchentlich erſcheinenden Blättern beträgt der Abonnentenſtand 
16 065; ein Blatt hat 100 Abonnenten verloren, drei Blätter haben 800 
Abonnenten gewonnen, der Gewinn beträgt alſo 700. Die Geſammteinnahme 
beziffert ſich auf 64 435 Mk., und zwar 54 204 Mk. aus Abonnementsbeträgen 
und 10 230 Mk. aus Juſeraten. — Die einmal wöchentlich erſcheinenden 
Blätter haben insgeſammt 9587 Abonnenten, ein Blatt hat 300 verloren, ein 
anderes 300 gewonnen; Gewinn und Verluſt gleichen ſich alſo aus. Die 
Geſammteinnahmen betrugen 19 880 Mk., aus Abonnementsgeldern 17 537, 
aus Inſeraten 2342 Mk. Die Parteipreſſe hat alſo insgeſammt 323 259 
Abonnenten; gewonnen ſind insgeſammt 12027. Die Einnahme der geſammten 
Parteipreſſe beträgt 3 032 192 Mk., wovon 2 045 079 Mk. aus Abonnements⸗ 
beträgen, 987 113 Mk. aus Inſeraten ſtammen. 

An Prozeßkoſten wurden gezahlt für die täglich erscheinenden Blätter 
34 974 Mk. Obenan ſtehen Breslau, Erfurt und Halle a. S. mit zuſammen 
14 817 Mk. Für die dreimal, zweimal und einmal wöchentlich erſcheinenden 
Blätter wurden an Prozeßkoſten 5053 Mk., insgeſammt alſo 40 027 Mk. 
verausgabt. 

Ueber die Frage der Rentabilität möchte ich auf Grund des vorliegenden 
Materials noch kein Urtheil fällen, dieſe Seite der Preß-⸗Angelegenheiten läßt 
ſich auch beſſer in einem kleineren Kreiſe, vielleicht in einer ſpäter wieder ſtatt⸗ 
findenden Preßkonferenz, beſprechen. Wichtig iſt nur, daß auch bei ſpäteren 
Anfragen die Parteiblätter ſorgfältige Angaben machen, damit unſere ſtatiſtiſchen 
Erhebungen fortgeſetzt werden können. Nur ſo wird die Parteileitung im 
Stande ſein, ein richtiges Urtheil zu fällen. Zweifellos hat ſich im letzten 
Jahre eine Zunahme an Abonnenten gezeigt. Aufgabe der Parteigenoſſen wird 
es ſein, weiter für unſere Preſſe zu agitiren. Möge kein Redner eine Volks⸗ 
verſammlung vorübergehen laſſen, ohne auf die Wichtigkeit der Preſſe auf⸗ 
merkſam zu machen! (Sehr richtig!) 

Bevor ich auf die eigentliche Berichterſtattung über die Kaſſenverhältniſſe 
übergehe, muß ich es aufs Schärfſte tadeln, daß, trotzdem wir den Genoſſen 
ſechs Wochen Zeit zur Berichterſtattung gegeben und trotzdem wir ihnen Alles 
fo bequem und mundgerecht wie möglich gemacht haben, doch erſt 45 pCt. der 
Vertrauensleute es für nöthig gehalten haben, einen Bericht einzuſenden. (Hört, 
hört!) Leider herrſcht noch vielfach die Unſitte, daß die einzelnen Partei⸗Orte 
möglichſt hohe Beträge für ſich behalten und die Parteileitung nicht in der 
Weiſe unterſtützen, wie es wünſchenswerth und nöthig iſt. Die Ausführungen 
des Genoſſen Auer in Bezug auf dieſen Punkt, die er auf dem letzten Partei⸗ 
tage gemacht hat, werden ja noch in friſcher Erinnerung ſein; daß ſie genutzt 
haben, wage ich nicht zu behaupten; aus den Berichten geht gerade das Gegen⸗ 
theil hervor. Ich habe aus den vorliegenden Berichten 25 Partei⸗Orte aus⸗ 
gewählt, deren Verhalten geradezu typiſch für die Maſſe der Partei⸗Orte iſt. 
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Dieſe 25 Orte hatten eine Geſammteinnahme von 149 180 Mk.; daß es beſſere 
und beſte Orte ſind, ergiebt ſich daraus, daß die durchſchnittliche Jahres⸗ 
einnahme 6000 Mk. beträgt. Von dieſen 149 180 Mk. ſind an die Partei⸗ 
leitung nur 10 025 Mk. abgeführt, das Uebrige iſt am Ort geblieben. Noch 
ſchlimmer wird das Bild, wenn wir von den 25 Orten drei abziehen. Die dann 
übrig bleibenden 22 Orte haben insgeſammt eine Einnahme von 122 023 Mk.; 
es kommt alſo auf jeden Ort durchſchnittlich eine Jahreseinnahme von 5550 Mk. 
Wenn die Parteigenoſſen nach dem Modus die Partei⸗Einnahmen vertheilt 
hätten, daß ſie die Hunderte der Parteikaſſe überwieſen hätten, ſo wäre das 
ja allerdings ſchon ſehr zu tadeln geweſen; aber die Parteikaſſe würde dann 
doch immer noch 12 100 Mk. erhalten haben. Statt deſſen aber wurden die 
550 Mk. nochmals getheilt, die Parteikaſſe bekam 224 Mk., während die 
Wahlkreiſe 326 Mk. behielten. Danach blieben alſo im Beſitz jedes einzelnen 
Wahlkreiſes 5326 Mk., und insgeſammt behielten die 22 Wahlkreiſe 117098 Mk. 
und lieferten nur 4925 Mk. ab. Es ſind darunter auch noch wieder Partei⸗ 
Orte mit Jahreseinnahmen von 13 000 Mk. und einem Kaſſenbeſtand von 
8000 Mk., denen ſelbſt dieſe 224 Mk. noch als ein zu großes Opfer erſchienen 
und die garnichts ablieferten. (Rufe: Namen nennen!) Ich komme noch darauf. 

Dagegen kann das Verhalten einer ganzen Anzahl anderer Orte nicht 
genug gelobt werden, ich nenne nur Berlin, Barmen, Elberfeld, Görlitz, Gera, 
Greiz, Hannover, Stettin und eine Reihe weiterer Parteiorte. Selbſt die armen 
Weber im Eulengebirge und unſere Genoſſen in Memel, die doch ihr Geld 
gewiß brauchen konnen, find von dem Gedanken durchdrungen, daß auch ſie 
einen Theil an die Parteikaſſe abzuführen haben. So kann es nicht weiter 
gehen. Es iſt nicht zu verantworten, daß Orte mit hohen Einnahmen, die 
ſehr große Summen für ſich behalten, ſich die Diäten für ihre Reichstags⸗ 
Abgeordneten von den armen Webern im Eulengebirge zahlen laſſen. Namen 
zu nennen, werde ich mich wohlweislich hüten, denn wenn ich das thue, ſo 
fürchte ich ſehr, daß wir dieſe Auskunft einmal erhalten und nicht wieder. 
(Heiterkeit.) Manche Vertrauensleute find ſo klug, daß ſie an den Stellen, 
wo die Auskunft über ihre Einnahmen und Ausgaben gegeben werden ſoll, 
einen Strich hinmachen. Sie wollen damit ſagen: Was wir einnehmen und 
ausgeben iſt unſere Sache, danach habt Ihr nicht zu fragen. (Heiterkeit.) 
Auch hier muß Remedur eintreten. Vielleicht empfiehlt es ſich, in Zukunft 
dieſe internen Dinge in einer geheimen Sitzung der Delegirten gründlich 
durchzugehen, 

Grundverkehrt iſt es, daß neben der Zentralkaſſe die Vertrauensleute 
auch noch für ſich ſo viel übrig behalten, da ja dann unſer Bericht kein an⸗ 
näherndes Bild mehr von der Thätigkeit der Partei giebt. Die Vertrauens⸗ 
leute haben nach den eingegangenen Berichten 74 900 Mk. für ſich behalten; 
außerdem haben ſie lediglich für lokale Agitation 115 571 Mk., für Unter⸗ 
ſtützungen — darunter allerdings große Summen für den Hamburger Streik — 
38 093 Mk., für Prozeſſe 12 077 Mk., für die Preſſe 10 728 Mk. verausgabt, 
ſo daß nach dem vorliegenden Material die Ausgaben der Vertrauensleute 
176 469 Mk. betragen. Und dabei wird Niemand behaupten können, daß die 
Parteileitung jemals einen Antrag auf Bewilligung von Geldern zu agitatoriſchen 
Zwecken abgelehnt hat. Bei den nächſten Wahlen werden ganz gewaltige 
Anforderungen an die Parteikaſſe geſtellt werden; dort wo wir den Wahlkampf 
bisher mit Hunderten geführt haben, ſind jetzt Tauſende nöthig; die Gegner 
machen größere Anftrengungen, und wenn unſere Genoſſen erſt einmal im 
Wahlkampf ſtehen, ſo kann es wieder vorkommen, daß uns für das Miethen 
eines Hofraumes zu Verſammlungszwecken 50 Mk. in Rechnung geſetzt werden. 

Unter allen Umſtänden hat jeder Parteiort die Pflicht, alles nur irgendwie 
verfügbare Geld der Zentralkaſſe zu überſenden. Dort wird die Vertheilung 
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vorgenommen werden und kein Anlaß zu Klagen wird vorkommen. Wir Alle 
wiſſen, was auf dem Spiele ſteht bei den nächſten Wahlen. Sorgen Sie dafür, 
daß der Parteikaſſirer nicht blos um Geld antelegraphirt und Nachts um 2 Uhr 
aus dem Bette geholt und um Geld angegangen wird (Heiterkeit), ſondern 
fenden Sie Geld nach der Zentralkaſſe, damit von dort aus der befruchtende 
Goldregen ins Land geht und die Agitation kräftig gefördert wird. Dann 
werden wir Alle mit dem Reſultat der nächſten Reichstagswahlen zufrieden 
fein. (Bravo!) 

Meifter = Hannover erſtattek im Anſchluß daran den Bericht der 
Kontrolleure. Bezüglich der Raffenführung der Parteileitung liegt kein Anlaß 
zu einem Monitum vor. Auch die Geſchäſtsführung der Buchhandlung Vorwärts 
war ſtets prompt und exakt; wir können den dort angeſtellten Parteigenoſſen nur 
unferen Dank und unſere Anerkennung ausſprechen. Ich beantrage, der ge 
ſammten Parteileitung Decharge zu ertheilen. 

Die Diskuſſion über die beiden erſten Punkte der Tagesordnung wird 
eröffnet; fie erſtreckt ſich zunächſt auf die Gruppe: Allgemeines, Agitation und 
Wahlen. Hierauf beziehen ſich die Anträge 29, 35, 36, 37, 42, 62, 66, 75, 
82, 86; nicht genügend unterſtützt werden die Anträge 48, 62, 66, 78 und 87. 

Jahn⸗ Sternberg: Der Punkt Agitation wird bei den bevorſtehenden 
Reichstagswahlen für uns von ganz beſonderer Bedeutung ſein. Das wird vor⸗ 
nehmlich auch in den ländlichen Bezirken der Fall ſein. Deshalb bitte ich den Partei⸗ 
tag, dem Antrag 37 der Genoſſen von Calbe⸗Aſchersleben Beachtung zu ſchenken, 
da die Erörterung der Agrarſrage in letzter Zeit etwas ins Stocken gerathen iſt. 
Die Agitation in den ländlichen Kreiſen iſt etwas ſchwerfällig. Es wird viel⸗ 
fach Klage geführt über die Auswahl der Redner, die aus Berlin in die länd⸗ 
lichen Kreiſe geſchickt werden, die mit den ländlichen Verhältniſſen nicht vertraut 
ſind und mit dem Landmann nicht zu reden verſtehen. Eine gute Ausleſe iſt 
hier durchaus nöthig. Ich bitte Sie, die bezüglichen Anträge anzunehmen 
Wir haben beſonders darauf zu achten, ob wir es mit einer ländlichen ode 
halbinduſtriellen Bevölkerung zu thun haben. 

Greiner⸗Aſchersleben: Unſer Antrag auf Aufnahme der Abſchafſung 
der Geſinde⸗Ordnung in die Agitation iſt für unſeren zum größten Theil länd⸗ 
lichen Wahlkreis Bedürfniß; wir dürfen dieſen Punkt von der Tagesordnung 
nicht verſchwinden laſſen. Wir haben unſeren Kreis bei der vorletzten Wahl 
erkämpft und unſer Kandidat hat damals Verſprechungen gemacht, an die er 
jetzt von ſeinen Wählern erinnert wird. Wenn auch Genoſſe Pfannkuch uns 
wenig Hoffnung gegeben hat, ſo iſt es doch nothwendig, die Frage ſortgeſetzt 
lebendig zu halten, nicht nur in der mündlichen Agitation, ſondern auch in der 
Preſſe. Die abſcheulichen Zuſtände unter der Geſinde-Ordnung müſſen durch 
Mittheilung einzelner Fälle mehr als bisher in der Oeffentlichkeit gekennzeichnet 
werden. Bei dieſer Gelegenheit möchte ich bitten, in Zukunft nicht, wie es 
diesmal geſchehen iſt, in dem Bericht der Parteileitung bei der Abrechnung 
über die für beſtimmte Zwecke geleiſteten Beiträge einzelne Orte beſonders 
hervorzuheben, andere dagegen, die ihren Kräften entſprechend ebenfalls bei⸗ 
geſteuert haben, garnicht zu neunen. So iſt zum Beiſpiel in der Halberſtädter 
Sonntags⸗Zeitung unter den Beiträgen für den Hamburger Streik Halberſtadt 
fett gedruckt, Aſchersleben dagegen garnicht erwähnt. Sie wiſſen ja, wie die 
Gegner bei den Indifferenten mit Verdächtigungen bei der Hand ſind, wo wohl 
das Geld geblieben iſt. Alſo entweder Alle nennen oder gar keinen. 

Meyer⸗Magdeburg: Der Antrag 36 iſt veranlaßt durch den Gedanken, 
daß eine einheitlichere Agitation für die Arbeitsruhe am 1. Mai und für den 
Achtſtundentag entfaltet werden muß. 

Kolb⸗Karlsruhe: Obwohl die ſozialdemokratiſche Partei an Agilationsſtoff 
keinen Mangel hat, haben wir uns doch erlaubt, die Erörterung der Eiſenbahn⸗ 
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reform anzuregen. Die Kontrolle der Verwendung der Ueberſchüſſe, die der 
Eifenbahnftskus macht, durch die Volksvertretung reicht nicht aus. Ferner muß 
die Verbilligung und Vereinheitlichung des Perſonentarifes gefordert werden. 
Redner ſieht in der Eiſenbahnreform ein Agitationsmittel von ungeheurer 
Bedeutung. 

Auer: Ueber die Anträge will ich kein Wort verlieren. Der Beweis, 
ob ſie, wenn ſie angenommen werden, auch ausgeführt werden können, wird 
beim nächſten Parteitag erſt zu lieſern ſein. Faſt alle dieſe Anträge ſind alte 
Bekannte. Da wir eine Agikationspartei ſind, fo wird immer nach der einen 
oder anderen Richtung agitirt werden. Die bevorſtehenden Reichstags⸗ und 
Landtagswahlen geben uns ein ergiebiges Agitationsfeld. Bemerken will ich 
nur noch, daß es mir bedenklich erſcheint, wenn wir uns auf das Gebiet der 
Eiſenbahnreform begeben wollten, zumal doch von einer genügenden Fachkenntniß 
bei den Allerwenigſten von uns die Rede ſein kann. (Heiterkeit und Zuſtimmung.) 
Womit nicht geſagt ſein ſoll, daß dieſe Frage für die Arbeiter nicht von großer 
Bedeutung ſei. Zum Wort habe ich mich nur wegen des Antrags 42 aus 
Breslau gemeldet, der die periodiſche Veröffentlichung des Verzeichniſſes der 
Adreſſen ſämmtlicher Vertrauensleute im „Vorwärts“ verlangt. Ich möchte 
Sie dringend bitten, von der Annahme dieſes Antrages abzuſehen. (Sehr 
richtig!) Ich will nicht davon reden, daß wir mit einer ſolchen Lifte thats 
ſächlich ein Proſkriptionsverzeichniß (Sehr richtig!) unſerer Vertrauensleute 
ſchaffen würden — auch praktiſche Gründe ſprechen gegen den Antrag. Er 
würde ſeinen Zweck garnicht erreichen. Es hapert mit der Richtigkeit der Ver⸗ 
trauensmänner⸗Adreſſen. Vielleicht Hilft die Straſpredigt, die wir heute gehört 
haben, hier und da, aber eine ſichere Liſte läßt ſich garnicht aufſtellen, da unter 
den Vertrauensleuten ein beſtändiger Wechſel ſtattfindet. Wenn die Site in die 
Hand der Intereſſenten käme, wäre ſie ſchon lange nicht mehr richtig. 68 
giebt aber ein jehr billiges Auskunftsmittel. Wenn die Parteigenoſſen die 
Adreſſe des Vertrauensmannes an irgend einem Orte erfahren wollen, ſo brauchen 
ſie ſich nur bei der geſchäftsführenden Stelle der Partei nach der Adreſſe zu 
erkundigen. Dann wird dem Bedürfniß abgeholfen. Wenn unſere Genoſſen 
auch manchmal nicht die Adreſſen der Vertrauensmänner der Nachbarſchaſt 
kennen, ſo werden ſie doch wohl die Adreſſe des Parteivorſtandes wiſſen. 
(Heiterkeit.) 

Hoffmann⸗Berlin. Den Antrag 37 empfehle auch ich dringend. Ganz 
haarſträubende Dinge werden in der Preſſe mitgetheilt, trotzdem heißt es in 
dem Vericht der Parteileitung: Ein beſonderer Anlaß, eine gegen die Geſinde⸗ 
Ordnungen gerichtete Agitation zu entfalten, lag nicht vor. Ich meine, ſo 
lange Sozialdemokratie und Geſinde-Ordnung exiſtirte, lag jedesmal ein Anlaß 
vor. Dann betreffs der Buchhandlung Vorwärts. Es wird immer geklagt, 
daß fie nicht fo geht, wie es gehen müßte. Diesmal iſt in dem Bericht auch 
von einer Privat⸗Spekulation literariſcher Freibeuter die Rede, die in ſogenannter 
Parteiliteratur nach dem Grundſatze: Billig und ſchlecht arbeite. Mir iſt davon 
nichts bekannt. In letzter Zeit iſt es Sitte geworden, bei Erſcheinen eines 
neuen Katalogs der Buchhandlung Vorwärts zu ſagen, daß das dle Richt⸗ 
ſchnur ſein ſoll für das, was die Genoſſen ſür ihre Fortbildung leſen ſollen. 
Leider wird aber nicht genügend für Diejenigen geſorgt, die erſt Genoſſen 
werden ſollen; man muß den Trieb in Arbeiterkreiſen, eigene Gedanken zu 
Papier zu bringen, unterſtützen, ſtatt ihnen ein für alle mal jede Luſt dazu 
zu verleiden. Ich werde beim Punkt Preſſe darauf noch kommen. Aber eins 
iſt nothwendig: So lange in dem Katalog auch Schriften aus einem anderen 
Verlage aufgenommen werden, muß irgend eine Kommiſſion oder der Partei⸗ 
vorſtand die Entſcheidung darüber haben, was in den Katalog hineinkommt 


und was nicht; es darf aber nicht eine einzelne Perſon über Zulaſſung oder 
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Abweiſung entſcheiden, ſonſt käme man zur Zenſur. Ich könnte Fälle anführen, 
wo eine Schrift in dem Katalog aufgenommen war mit dem Vermerk: „beſtens 
empſohlen für die Landagitation“, die dann nach kurzer Zeit aus dem Katalog 
verſchwand. Ferner konnte ich auf Zeitungen verweiſen, die von Schund⸗ 
literatur ſchreiben und anderſeits dieſelbe „Schundliteratur“ ohne Namens⸗ 
nennung des Verfaſſers in ihrem Blatte nachdruckten, ja ohne den Verfaſſer 
um Erlaubniß zu fragen, ſie in fremde Sprachen überſetzten und herausgaben. 
Da muß doch eine Inſtanz ſein; ſonſt haben wir eine Zenſurbehörde, die den 
Genoſſen diktirt, was ſie zu leſen haben und was nicht. 

Hoch⸗Hanau: In dem Geſchäftsbericht vermiſſe ich, was die Partei⸗ 
leitung gethan hat, um dem Auftrag des Breslauer Parteitages in Sachen der 
Agrarfrage — Sammlung agrarpolitiſcher Schriſten der ſozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands — auszuführen. Auf die lange Bank darf die Sache 
unter keinen Umſtänden geſchoben werden. Hat es ſich herausgeſtellt, daß es 
auf dem Wege, den der Breslauer Parteitag beſchloſſen hat, nicht weiter geht, 
werden wir einen anderen Weg aufſuchen müſſen. Wird keine befriedigende 
Auskunft ertheilt, ſo werde ich beantragen, die Parteileitung zu beauftragen, 
durch geeignete Genoſſen einen agrariſchen Programm⸗Entwurf ausarbeiten und 
und mit Erläuterungen verſehen zu laſſen, dieſen bald zu veröffentlichen und 
auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages zu ſetzen. Etwas muß jeden⸗ 
falls geſchehen. Der Antrag 42 iſt unausführbar. 

Vruhus⸗Breslau: Von den Gründen, die Auer gegen unſeren Antrag 
bezüglich der Veröffentlichung der Adreſſen der Vertrauensperſonen vorgebracht 
hat, könnte ich höchſteus den einen als ſtichhaltig anſehen, den er aus dem 
ſchnellen Wechſel der Perſonen hergeleitet hat. Eine Proſkriptionsliſte braucht 
aus der Veröffentlichung der Adreſſen nicht zu werden. Es muß der Unſug 
beſeitigt werden, daß zweifelhafte Elemente, die auf irgend welche Art, ſogar 
durch Diebſtahl, ſich in den Beſitz von Legitimationspapieren geſetzt haben, ſich 
an Vertrauensperſonen herandrängen. Erſt Auskunft von der Parteileitung 
in Hamburg zu holen, würde nichts nützen, da ſie zu ſpät kommen würde, um 
die Parteigenoſſen in den einzelnen Orten vor Schaden zu bewahren. Unſeren 
Antrag, der die Aufwendung größerer Mittel für die Agitation im oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirk verlangk, bitte ich ebenfalls anzunehmen. Für Oberſchleſien 
kann man ſchon eine Ausnahme machen, weil es dan ganz abnorme Verhältniſſe 
ſind. Wir denken ja nicht daran, daß Tauſende zur Verfügung geſtellt werden, 
aber es muß dafür geforgt werden, die ſchwierige Perſonenfrage zu löſen. Wir 
müſſen Genoſſen für die Agitation haben, die deutſch und polniſch ſprechen. 

Morawski⸗Berlin: Noch viel mehr als für die Agitation auf dem 
Lande iſt es für die Agitation in den polniſchen Bezirken nothwendig, daß 
geeignete Kräfte ausgeſucht werden. Die Art, wie die Regierung Germaniſirungs⸗ 
politik treibt, agitirt für uns in guter Weiſe; wir benutzen das und haben 
ſchon gute Erfolge erzielt. Da iſt es aber nothwendig, daß die Redner, die 
die Agitation dort führen, beide Sprachen vollſtändig beherrſchen. Ich hoffe, 
daß Sie den Antrag 41 annehmen. Es hat verbittert, daß man Kandidaten 
aufgeſtellt hat, die die Sprache der Bevölkerung nicht verſtehen. Das Zentrum 
geht darin anders vor. 

Beſching⸗Bremen empfiehlt den Antrag 66. Die Genoſſen find nicht 
im Stande, die doch ſo außerordentlich wichtige Flottenfrage in der Agitation 
ſachverſtändig zu behandeln und die Arbeiter auf dem Lande aufzuklären. Aus 
dieſem Grunde ift die Herausgabe eines beſonderen Flugblattes wünſchenswerth. 

Buerer⸗Harburg: Es muß viel mehr als bisher von den Parade⸗ 
pferden der Partei: Liebknecht, Bebel, Auer, agitirt werden. Früher, als 
die Partei noch klein war, hat unſer verſtorbener Haſenelever ganz anders 
agitirt; jetzt wollen fie aber nicht in die kleinen Städte gehen Auch ich möchie 
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die Parkeileitung erſuchen, in ihrem Bericht über die Streilbeiträge etwas objek⸗ 
tiver zu verfahren. Harburg und Umgebung hat 17000 für den Hamburger 
Streik gegeben, Wilhelmsburg allein 5000, trotzdem iſt es in der Aufzählung der 
Orte vollſtändig übergangen. 

Baudert-Apolda: Eine planmäßige Agitation für Abſchaffung der 
Geſinde⸗Ordnungen iſt gerade jetzt ein dringendes Bedürfniß. Dieſe Frage 
wird die Parlamente in der nächſten Zeit zweifellos beſchäftigen; es werden 
vielleicht Vorlagen ſogar auf Verſchärfung der Geſinde⸗Ordnung kommen, und 
wir könnten dieſelben Erfahrungen machen, wie mit der Vereinsvorlage. 

Windhoff⸗Düſſeldorſ empfiehlt den Antrag 82, der den Gedanken des 
Antrages 29 wiederholt und nur hinzufügt, daß das parlamentariſche Nach⸗ 
ſchlagebuch zum Selbſtkoſtenpreis abgegeben werden ſoll. Die Vorwärts⸗Buch⸗ 
handlung verdient nämlich ein ungeheures Geld an den Broſchüren. (Heiterkeit.) 
Die Preiſe der Broſchüren müſſen fo billig geſtellt ſein, daß auch die ſchlecht 
geſtellten Wahlkreiſe ſie kaufen und verbreiten können. Redner wendet ſich 
gegen den Antrag auf Veröffentlichung der Vertrauensmänner⸗Adreſſen. 

Baker ⸗Barmbeck begrüßt den Antrag 37. Gerade in Mecklenburg iſt 
die Geſinde⸗Ordnung außerordentlich rückſtändig. Ohne gerichtliches Verfahren 
werden dem Dienſtboten dort Geld- und Haftſtrafen auferlegt. Der Antrag 42 
muß abgelehnt werden; für Mecklenburg wäre ſeine Annahme geradezu ver⸗ 
hängnißvoll. Nach Mecklenburgiſchem Recht darf kein politiſcher Verein gegründet 
werden; aus der Liſte der Vertrauensleute würde ſofort die Exiſtenz eines 
ſolchen Vereins gefolgert werden. 

Zubeil: Wenn wir in eine Agitation gegen die Geſinde⸗Ordnungen 
eintreten wollen, muͤſſen wir fie zunächſt kennen. Ich ſtelle deshalb das Er⸗ 
ſuchen an den Parteivorſtand, daß er eine Zuſammenſtellung der Gefinde⸗ 
Ordnungen Deutſchlands herausgiebt und unſeren Agitatoren zur Verfügung 
ſtellt. Redner bekämpft auch den Antrag 42. Vor unlauteren Elementen kann 
ſofort im „Vorwärts“ gewarnt werden. Das parlamentariſche Handbuch, das 
der Antrag 82 fordert, iſt nothwendig. Eine große Partei, wie die unſere, 
kann ſehr wohl alle zwei Jahre ein eigenes Handbuch herausgeben. 

Winter Königshütte: Nach den Ausführungen des Genoſſen 
Morawski könnte es den Anſchein haben, als ob in Oberſchleſien ein heller 
Streit zwiſchen polniſchen und deutſchen Sozialdemokraten entfacht iſt. Das 
iſt nicht der Fall, der ganze Streit datirt ſeit Pfingſten; damals erſchien Dua 
vor dem Parteitage der polniſchen Sozialdemokraten in der „Sächſiſchen Arb.⸗Z1g.“ 
ein Artikel von mir über die polniſch⸗ſozialdemokratiſchen Partei. Deſſen Inhalt 
wurde von Morawski total falſch verſtanden und in ſechs aufeinander folgenden 
Nummern der „Gazeta Robotnieza“ wurden die deutſchen Genoſſen verdächtigt, ich 
ſelbſt wurde als Spion und Spitzel hingeſtellt. (Hört! Hört!) Ich habe nichts gegen 
dieſe Verdächtigungen gethan, einmal, weil die „Gazeta Robotnieza“ ein un⸗ 
bedeutendes Blatt iſt und ſodann, weil ich eine öffentliche Auseinanderſetzung 
mit Morawski nicht wünſchte, der ſich auf literariſche Diskuſſionen nicht ver⸗ 
ſteht. Ich habe an den Parteivorſtand die Bitte gerichtet, die Sache bei⸗ 
zulegen. Das iſt auch geſchehen, aber Morawski hat ſich nicht daran 
gekehrt. Daß die Agitation in Oberſchleſien nur von Polen betrieben wird, 
iſt nicht richtig, ſelbſtverſtändlich brauchen wir auch polniſche Agitatoren, aber 
alle hervorragenden Parteigenoſſen ſind dort faſt ausnahmslos Deutſche oder 
Polen, die unter Deutſchen den Sozialismus kennen gelernt haben. Morawskt 
und ſein Anhang ſind nicht polniſche Sozialiſten, ſondern ein wenig 
ſozialiſtiſch angehauchte Polen. 

Schade⸗Halle: Das ſozialpolitiſche Handbuch von Dr. Lux iſt ver⸗ 
griffen. Es empfiehlt ſich daher Annahme des Antrages 29. Ueber der Land⸗ 
agitation darf die Agitation in den Städten, in den Induſtriebezirken nicht ver⸗ 
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nchläſſigt werden. Wir find in den Städten zu vertrauensſelig geworden 
Sehr richtig!), und die Städte geben bei den Wahlen doch den Ausſchlag. Antrag 
76 ſollte angenommen werden. Klarheit über die uferloſen Flottenpläne beſteht 
noch nicht. Bis zu den Wahlen dürfen wir nicht warten. 

Kohns⸗Eſſen: Antrag 42 iſt vollkommen unannehmbar. Das wäre ein 
Futter für unſere Gegner. Unſere Vertrauensmänner würden ſofort gemaß⸗ 
regelt und aus ihren Wohnungen getrieben werden im Königreich Krupp. — 
Redner beklagt ſich, daß Bebel und Auer nicht nach Eſſen gekommen ſeien, um 
dort Verſammlungen abzuhalten. 

Frau Eichhorn⸗Dresden: Die Redner, die auf's Land gehen, müſſen 
wiſſen, mit welchen Verhältniſſen ſie zu rechnen haben. Ganz beſonders gilt 
das auch von der Geſinde-Ordnung. Daher erſuche ich um Zuſtimmung zu 
dem bezüglichen Antrage. d 

Meiſt⸗Köln: Ein großer Theil der Genoſſen iſt durch Berufsgeſchäfte 
verhindert, ſich ſtets auf dem Laufenden über die parlamentariſchen Begeben— 
heiten der ganzen Legislaturperiode zu halten. Darum rechne ich auf Annahme 
des Antrages auf Herausgabe eines parlamentariſchen Handbuchs. In einem 
Anhang müßten die Geſetzesanträge unſerer Partei, die Aufnahme, die ſie bei 
den anderen Parteien gefunden, und die weſentlichſten Ergebniſſe der Diskuſſion 
darüber beſonders beigefügt werden. So würde es einen großen praktiſchen 
Werth haben. 

Hiermit ſchließt die Vormiktags⸗Sitzung um 1 Uhr. 


VK * 
EZ 


Die geſtern eingebrachte Sympathie-Kundgebung für die engliſchen 
Maſchinenbauer iſt im Laufe des Vormittags in ſolgender Form vom Bureau 
telegraphiſch übermittelt worden: 

„Der in Hamburg verſammelte Parteitag der Sozialdemokratie Deutſch⸗ 
lands entfendet den um den Achtſtundentag kämpfenden Maſchinenbauern 
Englands ſeinen brüderlichen Gruß. 

Die Sozialdemokratie Deutſchlands blickt mit Stolz auf die muſter⸗ 
giltige gewerkſchaftliche Organiſation, mit der die Arbeiter des Maſchinen⸗ 
faches in England der ſtarken Koalition ihres Unternehmerthums entgegen: 
zutreten wiſſen. Mit Genugthuung begrüßt der Parteitag die Thatſache, 
daß zum erſten Male gewerkſchaftlich organiſirte Arbeiter eines ganzen 
Gewerbes im kapitaliſtiſchen Muſterſtaate England den Achtſtundentag als 
Kampfparole ausgegeben haben. 

Der Parteitag der Sozialdemokratie Deutſchlands verſichert deshalb 
die engliſchen Mafchinenbau-Arbeiter feiner wärmſten Sympathie. Er be: 
trachtet es als eine Pflicht der internationalen Sozialdemokratie, die engliſchen 
Maſchinenbauer, als Vorkämpfer des Achtſtundentages, mit aller Kraft nicht 
nur moraliſch, ſondern auch materiell zu unterſtützen, und vor Allem dafür 
zu wirken, daß vom Feſtlande Europas, und namentlich von Deutſchland, 
während der Dauer des Streiks keine Metallarbeiter ſich nach England 
begeben. 

Der Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie wünſcht den Maſchinen⸗ 
bauern Englands baldigen und vollſtändigen Erfolg in ihrem für die Arbeiter 
aller Länder bedeutſamen Kampfe.“ 
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Nachmittags⸗Sitzung. 

31/, Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 

Eingegangen iſt ein Begrüßungs⸗Telegramm der Hafenarbeiter und See⸗ 
leute Hamburgs, Die gleichzeitig den Dank ausſprechen für die Solidarität und 
Unterſtützung der Genoſſen während des Streiks 1896/97. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung erſtattet 

Arons den Bericht der Mandats⸗Prüfungs⸗Kommiſſton. Es ſind 
213 Mandate von 183 Delegirten eingereicht. Hiervon konnten ohne Weiteres 
204 Mandate von 175 Delegirten als vollkommen richtig ausgeſtellt betrachtet 
werden. 

Dieſe von der Kommiſſion nicht beanſtandeten Mandate werden debattelos 
für giltig erklärt. 

Arous: Das Mandat von Schmalfeldt iſt wahrſcheinlich vom 
geſchäftsführenden Ausſchuß vernichtet. Da Genoſſe Pfannluch beſtätigt, 
daß es richtig ausgeſtellt war, ſo beantragt die Kommiſſion die Giltigkeits⸗ 
erllärung. 

Der Antrag wird ebenfalls ohne Debatte angenommen. 

Arous: Genoſſe Gerlach-Halberſtadt für Wanzleben und Frau 
Greifenberg für Berlin haben ihre Mandate nicht mitgebracht. Die Kom⸗ 
mifiton beantragt, daß dieſe Mandate, bis ſie eingeliefert ſind, nicht ausgeübt 
werden dürfen. 

Singer: Es giebt noch einen anderen Ausweg. Wir können doch an⸗ 
fragen, ob einer der Delegirten bejlätigen lann, daß Gerlach als Delegirter 
gewählt iſt. i 

Nachdem Bartels⸗Lübeck beſtätigt hat, daß Gerlach ordnungsmäßig 
gewäht iſt und nachdem Singer dieſelbe Erklärung für Frau Greifenberg 
abgegeben hat, werden beide Mandate für giltig erklärt. 

Aronus: Das Mandat von Kempkens (Mühlheim a. Rh.) iſt mit dem 
Stempel des Vertrauensmanns verſehen, trägt aber keine Unlerſchrift. Genoſſe 
Gilsbach aus Köln beſtätigt, daß Kemplens rechtmäßig gewählt iſt. Die 
Kommiſſion beantragt, auch dies Mandat für ungiltig zu erklären und den 
Genoſſen zu beauftragen, ſich ein giltiges Mandat zu verſchaffen. Wir ſind zu 
dieſem Entihluß gekommen, weil wir wolien, daß bei der Ausſtellung der 
Mandate ordnungsmäßiger verfahren wird. Ich überlaſſe es aber dem Vor⸗ 
figenden, einen Antrag zu ſtellen. (Heiterkeit. ) 

Singer: Dazu habe ich leine Veranlaſſung. Ich ſtelle den Antrag der 
Kommiſſion zur Debatte, 

Gilsbach Köln bittet, das Mandat für giltig zu erklären, da Kempkens 
ordnungsmäßig gewählt ſei, was Pfannkuch beſtätigt. Morgen werde eine 
Beſcheinigung, die telegraphiſch nachgeſucht ſei, vorliegen. 

Das Mandat wird für giltig erklärt. 

Arons: Genoſſe Thiele hat neben einem einwandsfreien Mandat füt 
den 10. württembergiſchen Kreis auch ein ſolches vom Vorſtand des Sozial⸗ 
demokratiſchen Vereins in Kannſtadt. Mit Ruͤckſicht auf den Breslauer Be⸗ 
ſchluß, in Zukunft die Delegirten nicht mehr in Vereinsverſammlungen zu 
wählen, beantragt die Kommiſſion, dies Mandat für ungiltig zu erllären. 

Der Parteitag ſchließt ſich dem Antrag an. 

Arous: Weiler find zwei Proteſte eingelaufen. Der eine, von Langen⸗ 
berg aus Solingen, iſt, um die Einigkeit nicht zu ſtoͤren, zurückgezogen. (Bravo) 
Der zweite Proteſt bezieht ſich auf die Wahl von Grönewold (Münſter), der 
in einer ziemlich ſtürmiſchen Verſammlung mit 35 Stimmen gegen 32 gewählt 
iſt. Sein Gegenkandidat hat vier Tage ſpäter dagegen Proleſt erhoben und 
erklärt, es ſeien 78 Zettel abgegeben, von denen 11 unbeſchrieben waren, 
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während in der Verſammlung nur 69 Perſonen anweſend waren. Der Ver⸗ 
trauensmann des Kreiſes erklärt, es fer möglich, daß einige weiße Zettel vom 
Tiſch genommen ſind; es ſeien aber nicht mehr Zettel abgegeben, als Perſonen 
da waren. Uebrigens hätte der Einſender des Proteſtes ſofort Proteſt erheben 
müſſen, da er ja ſelbſt mitgewählt habe. Da es jetzt nicht mehr möglich iſt, 
zu konſtatiren, wer Recht gehabt hat, beantragt die Kommiſſion, über den 
Proteſt zur Tagesordnung überzugehen. 

Grönewold⸗Münſter: Ich ſchließe mich dem Antrage an. (Heiterkeit.) 

Der Antrag wird angenommen. 

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten und in der Debatte über 
Punkt I und II fortgefahren. 

Bartels⸗Lübeck: Antrag 37 iſt ein alter Bekannter des Parteitages. 
So ſchrecklich die Zuſtände ſind, die die brutalen Geſinde⸗Ordnungen beſonders 
auf dem platten Lande mit ſich bringen, ſo halte ich es doch für unrichtig, in 
der Zeit vor den nächſten Reichstagswahlen den Parteivorſtand mit einer 
ſolchen Arbeit zu belaſten. Die Zeit kann er zu beſſeren Dingen verwenden. 
Aber in der Landagitation muß der Kampf gegen die Geſinde-Ordnungen die 
Hauptrolle ſpielen. Bei der Landagitation werden von unſeren Genoſſen 
manche Fehler begangen. Ein Fehler war es, daß die mecklenburgiſchen Genoſſen 
ihren trefflichen Kalender für die Landbevölkerung gerade am 12. September 
verbreitet haben, einem Tage, wo die ganze ländliche Bevölkerung auf dem 
Felde und nicht im Heim war. Der praktiſche Landagitator muß ſich ſagen: 
es genügt nicht, die Schriften nur niederzulegen, ich muß mit dem ländlichen 
Arbeiter in Berührung kommen. Das geſprochene Wort wirkt am meiſten. 
Deshalb iſt beſonders der Winter für die Landagitation geeignet. Den Antrag 
42 halte ich für gänzlich verfehlt. 

Millarg⸗Arnswalde: Auch ich erſuche um Ablehnung des Antrags auf 
Veröffentlichung der Namen der Vertrauensperſonen. Ebenſo halte ich den 
Antrag bezüglich der Geſinde-Ordnung für verfehlt. Es fehlt meiner Anficht 
vorläufig noch an geeigneten Kräften in der Partei für die Agitation auf 
dieſem Gebiete. Das Gleiche gilt von der Materie der Verſicherungs⸗Geſetz⸗ 
gebung. Es muß da mehr Aufklärung geſchaffen werden. Die Parteileitung 
kann nicht Alles machen. 

Gerlach⸗Wanzleben: Daß der Antrag, betreffend die Abſchaffung der 
Geſinde-Ordnung, immer wieder und wieder eingebracht wird, beweiſt, wie 
nothwendig feine Annahme iſt. Wir ſollten ihn nicht wie bisher der Partei- 
leitung zur Berückſichtigung überweiſen, ſondern ihr einen direkten Auftrag 
geben. Eine Zuſammenfaſſung der durch die Preſſe bekannt gewordenen kraſſen 
Fälle aus dem Gebiete der Geſinde-Ordnung in einer Broſchüre würde fehr 
wirkſam ſein; daher empfehle ich auch den Antrag 86. Nur möchte ich gleich⸗ 
zeitig die Genoſſen erſuchen, das ihnen bekannt werdende Material dem 
Parteivorſtand mitzutheilen. Einen guten Eindruck auf die Landarbeiter würde 
eine fcharfe Betonung der Programmforderung von der Unentgeltlichkeit der 
ärztlichen Hilfeleiſtung und der Heilmittel machen. 

Thiele⸗Halle empfiehlt Antrag 86 und räth den Redakteuren der 
Provinzpreſſe, alle Gerichtsverhandlungen, die das ländliche und ſtädtiſche 
Geſinde betreffen und die in den kleinen Blättern enthalten find, auszuſchneiden 
und zu ſammeln. Dann kann dem Vorſtand ſehr reichliches Material geliefert 
werden. 

Groth ⸗Schwerin: Wir haben uns ſehr genau überlegt, an welchem Tage 
wir unſere Landkalender verbreiten ſollten. Es giebt keinen Sonntag im Jahre, 
wo man alle Landarbeiter zu Haus antreffen kann. Wir haben den Sonntag im 
September gewählt, weil wir mit der Verbreitung des Kalenders eine Sammlung 
von Abonnenten für unſer Partei⸗Organ verbinden wollten. Deshalb mußte ein 
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Sonntag vor dem neuen Quartal gewählt werden und zwar im Monat September, 
denn für das Winterhalbjahr werden hauptsächlich Zeitungen auf dem Lande 
abonnirt. Wir haben ſehr guten Erfolg gehabt. Mehrere Hundert neue 
Abonnenten haben wir in Dörfern bekommen, wo wir vorher keinen einzigen 
hatten. (Bravo!) Zu Antrag 86 ſtelle ich das Amendement, „die Behandlung der 
ländlichen Arbeiter“ hinzuzufügen. Ein großer Theil der ländlichen Arbelter ſteht 
nicht unter dem Gefinderecht, wird aber über denſelben Löffel barbirt wie das 
Gefinde. In Mecklenburg haben wir eine Verordnung über die Beſtrafung 
des Dienſtgeſindes, die als eine ſchwere Geißel empfunden wird. Es heißt 
darin: Wenn das Geſinde oder der Tagelöhner einen Befehl nicht erfüllt, ſo 
kann über ſie eine Geld- oder Haftſtrafe verhängt werden, ohne daß hiergegen 
eine Berufung an das Gericht zuläſſig iſt. Wir haben alſo noch den polizei⸗ 
lichen Patriarchalismus von früher! Alſo auch Material über die Behandlung 
des ländlichen Arbeiters muß geſammelt werden. 

Damit ſchließt die Diskuſſion über die erſte Gruppe. Das Schlußwort hat 

Pfaunkuch: Der Hamburger Hafenarbeiter⸗Streik hat der gegneriſchen 
Preſſe Anlaß zu der Vermuthung gegeben, es beſtehe über die Unterſtützung 
deſſelben eine große Meinungsverſchiedenheit in der Partei und es werde auf 
dem Parteitage deshalb zu einer ſtürmiſchen Debatte kommen. Wir haben das 
ignorirt und die heutige Debatte hat bewieſen, daß eine volle Einigkeit unter 
den Genoſſen in ganz Deutſchland beſteht. Eine Nennung ſämmtlicher Einzel⸗ 
ziffern war aus geſchäftlichen Gründen nicht angängig. Zum Antrag 42 will 
ich nur den Einwurf, den Bruhns zu Gunſten des Antrages machte, zurück⸗ 
weiſen. Wenn die Vertrauensmänner die Geſchäftsführung in den einzelnen 
Orten ſo handhaben wie es ſich gehört, iſt eine Herandrängung zweifelhafter 
Elemente und eine Ausplünderung der Partei ganz unmöglich. Es wird aber 
vielfach mit der Gewährung von Unterſtützungen und Verabfolgung von 
Empfehlungsſchreiben ein Unfug getriebeg. Die Parteigenoſſen, die ein Recht 
auf Unterftügung durch die Partei haben, wiſſen, wohin ſie ſich zu wenden 
haben, und von Seiten der Parteileitung wird die Unterſtützung ihnen auch 
ſtets in fo ausreichendem Maße gegeben, daß ſie die Vertrauensmänner an 
den einzelnen Orten nicht anzugehen brauchen. Damit muß ein Ende gemacht 
werden, daß Leute, die nicht zu uns gehören, für ihre anderen privaten Zwecke, 
Freigeiſterei, Naturheilkunde und dergl. unſere Organiſation benutzen und 
Geld herausſchlagen; dazu ſind wir nicht da. 

Was Genoſſe Hoch bezüglich der Agrarfrage wünſcht, iſt in der Aus⸗ 
führung begriffen. Der Beſchluß des Breslauer Parteitages, geeignete Genoſſen 
mit der Verarbeitung des Materials zu betrauen, iſt in die Wege geleitet. Die 
betreffenden Genoſſen ſind bei der Arbeit; daß ſie noch nicht zum Abſchluß 
gekommen iſt, liegt in der Behandlung der Materie ſelbſt; das läßt ſich nicht 
übers Knie brechen. Je gründlicher die Studien gemacht werden, um ſo 
weniger Enttäuſchungen haben wir in der Zukunft zu erleben. 

Was den Antrag 37 betrifft, jo hat die Brandenburger Agitations⸗ 
Kommiſſion das betreffende Material zu Agitationszwecken geſammelt und in 
einer Broſchürchen herausgegeben, von dem Exemplare zur Verfügung ſtehen. 
Ferner hat Genoſſe Stadthagen eine ſolche Agttationsſchrift in Arbeit; das 
Werk wird demnächſt erſcheinen, es iſt alſo kaum nöthig, daß Sie dieſen Antrag 
annehmen. Mit der Herſtellung eines parlamentariſchen Handbuchs hat die 
Parteileitung bereits einen Genoſſen betraut, das Buch wird aber nicht un⸗ 
mittelbar im Anſchluß an den Parteitag erſcheinen lönnen. Deshalb wird es 
Zeit gut fein, wenn zunächſt gewiſſermaßen als Vorläufer dazu die Bebel 'ſche 
Broſchüre neu herausgegeben wird. Der Antrag betr. Aufwendung von Mitteln 
für die Agitation in Oberſchleſien ſollte zurückgezogen werden. Geſchieht vies 
nicht, dann bitte ich, den Antrag abzulehnen. Wir haben allerdings zuerſt der 
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Auffaſſung gehuldigt, die Agitation unter den Polen ſei am zweckentſprechendſten 
durch Polen zu betreiben. Wir haben aber die Erfahrung gemacht, daß der 
polniſche Standpunkt dabei in den Vordergrund geſtellt und der ſozialdemo⸗ 
kratiſche hintenangeſetzt wurde. Wir haben deshalb die Betreibung der Agita⸗ 
tion auch durch deutſche Genoſſen unterſtützt. Letztere wurden von den polni⸗ 
ſchen mit Mißtrauen behandelt, dem die Leitung der polniſchen Organiſation 
nicht entgegentrat. Genoſſe Winter hat darüber ja recht bewegliche Klage 
geführt. Das von den polniſchen Genoſſen den deutſchen Brüdern entgegen⸗ 
gebrachte Mißtrauen nahm einen Grad an, der dazu drängte, Abhilfe zu 
ſchaffen. In einer herbeigeführten Ausſprache wurde unter den Betheiligten 
eine Einigung erzielt, dergeſtalt, bei den bevorſtehenden Reichstagswahlen eine 
praktiſche Probe auf das einmüthige, ſich gegenſeitig ſtützende Zuſammen⸗ 
arbeiten der polniſchen und deutſchen Genoſſen in dem oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
bezirk zu machen. Die Probe ſollte darin beſtehen, daß in dem Kreis Kattowitz⸗ 
Zabrze ein deutſcher — und zwar ein Bergmann — und in dem Kreis 
Beuthen⸗Tarnowitz ein polniſcher Kandidat aufgeſtellt werde. Für die Durch⸗ 
führung der getroffenen Abmachungen hat die Leitung der polniſchen Organiſation 
bis zur Stunde nicht nur nichts gethan, ſondern denſelben noch entgegenarbeitet. 
Dieſer Haltung verdankt auch der Antrag Berfus (41) ſeine Einbringung. 
Der Parteitag wird im Intereſſe der Wahrung des einheitlichen Charakters 
der deutſchen Sozialdemokratie den Antrag ablehnen müſſen. Wir kennen 
innerhalb unferer Organiſation nur eine deutſche Sozialdemokratie, in der 
unſere polniſchen Brüder gleichberechtigte Genoſſen ſind; ihnen eine Sonder⸗ 
ſtellung einzuräumen, dazu liegt eine Veranlaſſung nicht vor. Wir ſind froh, daß 
wir unter der Sprachenverwirrung, mit der die Genoſſen in Oeſterreich ſich 
abfinden müſſen, nicht zu leiden haben. Dieſen Erwägungen können und dürfen 
ſich die polniſchen Genoſſen nicht verſchließen. 

Gegen den Antrag 66 iſt folgendes zu ſagen: Das Flugblatt auszuarbeiten 
iſt das Wenigſte, aber das Material muß doch erſt vorliegen. Das Marine⸗ 
Kabinet iſt doch nicht ſo gefällig, uns vor allen anderen Sterblichen ſeine 
Pläne zur Kenntniß zu bringen. Liegen die Pläne vor, ſo wird bei unſerer 
Wahlagitation genug davon die Rede ſein. Nur der Antrag 86 verdient Be⸗ 
achtung. Freilich, wenn hier beſchloſſen wird, das Material einzuſenden, ſo 
haben wir noch keine Sicherheit, daß es geſchieht, wenn der Vorſtand nicht 
ſelber etwas dafür thut. Für die Provinz Hannover iſt genügend für Agitation 
geſorgt worden. Der Tadel Baerer's war daher nicht berechtigt. (Beifall.) 

Nunmehr wird über die zu dieſem Theil geſtellten Anträge abgeſtimmt. 

Es wird hierauf über den Antrag der erſten Gruppe (Allgemeines, 
Agitation und Wahlen) abgeſtimmt. 

Die Anträge 29 und 82 werden für erledigt erklärt, da der Parteitag 
von der Mittheilung der Parteileitung Kenntniß nimmt, daß ein parlamentariſches 
Handbuch für unſere Partei ausgearbeitet wird. 

Ausgeſetzt bis nach der Distufjion über die Maifeier wird die Abſtimmung 
über den Antrag 36. 

Antrag 37 wird in folgender Faſſung angenommen: 

Der Parteitag möge den geſchäftsführenden Ausſchuß beauftragen, 
im Laufe des nächſten Jahres eine planmäßige Agitation im ganzen Lande 
und beſonders unter den ländlichen Arbeitern für Abſchaffung der Geſinde⸗ 
Ordnungen und ſonſtiger Ausnahmebeſtimmungen, welche die landwirthſchaft⸗ 
lichen Arbeiter bedrücken, ſowie für Gleichſtellung der ländlichen Arbeiter mit 
den gewerblichen in Bewegung zu ſetzen — ähnlich wie bei der Umſturz⸗ 
vorlage — und hiermit gleich die ſchärfere Betonung der Programmforderung: 
„Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung einſchließlich der Geburtshilfe 
und der Heilmittel. Unentgeltlichkeit der Todtenbeſtattung“ zu verbinden. 
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Gleichzeitig möge der Parteitag den Wunſch ausſprechen, daß die 
Preſſe den Geſinde⸗Ordnungen ſowie der Handhabung derſelben, ſowie den 
aus dem heutigen Aerzte⸗ und Apothekenweſen auf dem Lande hervorgehenden 
Mißſtänden mehr Veachtung widmet und bedeutend mehr Werth beilegt als bisher. 

Angenommen werden ferner die Anträge 75 und 86. 

Abgelehnt werden die Anträge 35, 42, 62 und 66. 

Hierauf wird zu den die Preſſe betreffenden Anträgen übergegangen. 
Zur Diskuſſion ſtehen die Anträge 20, 25, 26, 27, 28, 32, 33, 34, 64, 76, 81, 
83, 84, 85 und 93. 

Dem Antrage 26 haben ſich nachträglich noch die Genoſſen des Wahl⸗ 
kreiſes Teltow⸗Beeskow⸗Storkow angeſchloſſen. 

Der Antrag 20 wird zu Gunſten des Antrages 84 zurückgezogen. Nach⸗ 
dem einige weitere Anträge die geſchäftsordnungsmäßige Unterſtützung gefunden 
haben, wird in die Diskuſſion eingetreten. 

Kolb : Karlsruhe: Wir haben unferen Antrag auf Aenderung der Preß⸗ 
zuſtände in Karlsruhe wieder eingebracht, obwohl derſelbe früher abgelehnt 
wurde. Es handelt ſich doch nicht um eine Neugründung, ſondern um eine 
Verbeſſerung. Sobald das Blatt in den Beſitz der Partei übergeht, wird es 
auch floriren. Dazu kommt, daß die Verſandverhältniſſe jetzt noch ſchlechter 
ſind als früher. Wir dürfen nicht mehr alle Zeitungen in einem gemeinſamen 
Packet verſenden, weil die Poſt dies als eine Uebertretung der Poſtvorſchriften 
anſieht und die Gerichte gegen uns entſchieden haben. Der Prozeß koſtete uns 
außer den Prozeßgebühren über 6000 Mk. Jetzt geht der Verſand viel ſchwerer 
vor ſich. An Orten, wo 2000 Stimmen für uns abgegeben ſind, haben wir 
nur zwei Abonnenten! So kann es nicht weiter gehen! Wir kommen ſeit 
einigen Jahren nicht mehr aus den Wahlen heraus und dabei ſollen wir mit 
einem dreimal wöchentlich erſcheinenden Blatte auskommen, das ſich über ein 
ſo weites Gebiet erſtreckt. Tragen Sie endlich den Wünſchen der badiſchen 
Genoſſen in Bezug auf ihre Preßverhältniſſe Rechnung und nehmen Sie unſeren 
Antrag an! 

Hoffmann ⸗Berlin IV: Die Kritik in unſeren Blättern kann ſcharf aber 
trotzdem ſachlich ſein, ſie darf nicht perſönlich werden. Leider iſt es in den 
letzten Jahren nicht immer ſo gehalten worden, es ſtehen auch in den Broſchüren, 
die von der Partei herausgegeben ſind, manche Sachen, die eine ſcharfe Kritik 
wohl verdienen würden. Was Antrag 26 und 27 betrifft, ſo iſt die Mißſtimmung 
gegen die „Freien Stunden“ in weiten Kreiſen verbreitet. Es heißt vielfach, 
ſie ſeien miſerabel; es ſei beſſer, ſie würden eingehen, da ja doch nichts daraus 
werde; dieſer Anſicht trete ich nicht bei, ich will das Kind nicht mit dem Bade 
ausſchütten; ich erwähne es nur, um zu zeigen, daß Dinge, die von maßgebender 
Stelle ausgehen, auch ſcharf getadelt werden. Der Antrag 76 betrifft den 
Neuen Weltkalender. Alle die, die mit den Käufern des Kalenders direkt in 
Verbindung ſtehen, wiſſen, welche Aeußerungen man zu hören bekommt. Nach⸗ 
dem wir, wie man zu ſagen pflegt, ſatt gefüttert ſind mit Zentenarfeiern, haben 
wir nicht nöthig, daß ſolche Dinge in unſere Schriften kommen. Vergeblich 
ſind die Entſchuldigungen, daß hierbei nur Fragen der Kunſt in Betracht 
gekommen ſeien. Im Einverſtändniß mit den Antragſtellern erkläre ich, daß 
wir Antrag 86 fo faſſen, daß nicht die Preßkommiſſion, ſondern eine Kommiſſion 
ſchlechtweg mit dieſer Aufgabe betraut wird. In dieſe Kommiſſton gehören 
nicht blos Genoſſen hinein, die in wiſſenſchaftlichen Dingen beſchlagen ſind, 
ſondern auch ſolche, die wiſſen, was für Literatur für indifferente Kreiſe noth⸗ 
wendig iſt, bei denen wiſſenſchaftliche Broſchüren keine Wirtung himterlaſſen. 
Wir bitten Sie, der Einſetzung einer Kommiſſion zuzuſtimmen, die gemein⸗ 
ſchaftlich mit den Leitern der Buchhandlung Vorwärts darüber zu entſcheiden 
hat, welche Broſchüren im Vorwärts⸗Katalog ſtehen ſollen. 
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Zum Antrag 84 iſt ein Amendement Knappe eingegangen: 

Die Koſten der Ueberſiedelung des „Volksfreund“ von Offenbach nach 
Karlsruhe übernimmt ber gefchäftsführende Ausſchuß. Jedoch wird die 
Vergrößerung vorläufig abgelehnt. 

Der Antrag wird mit zur Diskuſſion geſtellt. 

Katzenſtein⸗Mainz. Ich ſchließe mich auch dem Antrag 33 an, bitte 
aber den Ton, in den Genoſſe Pfannkuch den Polen gegenüber verfallen iſt, 
zu vermeiden. Wir haben nichts mit Germaniſirungsverſuchen zu thun. Wir 
kennen nicht deutſche und polniſche Genoſſen, ſondern nur Genoſſen. Ferner 
möchte ich die rheiniſche Preſſe beſonderer Berückſichtigung empfehlen, damit 
auch in den Bezirken der Moſel und der Eifel künftig ſozialdemokratiſche 
Kandidaturen möglich ſind. Das Defizit der „Neuen Welt“ hat ſich ſeit dem 
Vorjahr allerdings verringert. Wir ſollten aber den Inhalt verbeſſern und 
dafür ſorgen, daß das Blatt für die große Maſſe und namentlich auch für 
die Frauen mehr Intereſſe hat. Das dafür aufgewandte Geld iſt gut angelegt. 
Wir würden noch über weit größere Summen verfügen, wenn der Verdienſt, 
den der Drucker des „Vorwärts“ hat, künftig der Partei zukommen würde. 
Nach dem Bericht des Parteivorſtandes beträgt die Druckerrechnung 345 313 Mk., 
worin nach meiner Berechnung ein Aufſchlag von 70 — 90 000 Mk. liegt. 
Auch in Leipzig hat man gegen den Willen der Parteileitung ein eigenes 
Geſchäft gegründet und die beſten Erfahrungen damit gemacht. Es handelt 
ſich ja auch nicht nur um den Druck des „Vorwärts“, ſondern auch um den 
einer ganzen Reihe von Broſchüren ꝛe. Der Parteivorſtand ſollte ſich die 
Frage der Gründung einer eigenen Druckerei ſorgfältig überlegen. Wir haben 
umſoweniger Veranlaſſung, jedes Jahr eine ungeheure Summe einem Privat⸗ 
mann in die Hände fallen zu laſſen, als der Drucker des „Vorwärts“ ſozia⸗ 
liſtiſche Preßunternehmungen genau ſo unkulant behandelt, wie vielleicht früher 
ſeine antiſemitiſche. 

Stolten⸗Hamburg: Der Antrag 83 wird wohl Kopfſchütteln erregt 
haben. (Jawohl!) Der Sachverhalt iſt folgender: Wir am „Hamburger Echo“ 
haben in früheren Jahren denſelben Bericht über den Parteitag bezogen wie 
der „Vorwärts“. Im vorigen Jahre zerſchlug es ſich wegen der ſchlechten 
Bahnverbindung. Wir haben damals nachträglich den Vorwärtsbericht ab⸗ 
gedruckt. Ich habe mich in dieſem Jahre wieder um den Bericht bemüht, und 
da wurde mir vom Genoſſen Baake mitgetheilt, daß die Redaktion des 
„Vorwärts“ es abgelehnt habe, den Bericht an uns abzugeben (hört! hört!). 
Es ſei dabei geäußert worden: „Das ganze Jahr wird auf uns herumgehackt 
und wir werden als ein ſchlechtes Blatt bezeichnet; wenn mir aber einmal 
etwas Gutes haben, wollen es die Andern auch haben!“ (Heiterkeit!) Ihre 
Heiterkeit ſagt genug. Was ſoll die ganze Sache aber? Wird der Bericht 
im „Vorwärts“ dadurch ſchlechter, weil er auch im „Echo“ ſteht? Wir ſind 
doch prinzipielle Gegner der Kräfte vergeudenden Konkurrenz. Wir haben uns 
auf anderem Wege einen brauchbaren Bericht beſorgt; es iſt aber doch etwas 
anderes, wenn zwei Berichte von zuſammen ſechs Perſonen oder nur einer 
von drei hergeſtellt wird, die wir als die beſten Kräfte von den ſechs aus⸗ 
wählen können. Im vorigen Jahre hat die Preßkonferenz beſchloſſen, einen 
gemeinſamen Parlamentsbericht herauszugeben. Da könnten wir ja Gefahr laufen, 
daß uns damit eines Tages daſſelbe paſſirt, wie jetzt mit dem Parteitags⸗Bericht. 

Von den Anträgen bitte ich die Nummern 81 und 84 abzulehnen. Es 
iſt doch eine Thorheit, den Parteiſchriftſtellern vorzuſchreiben, was ſie thun 
ſollen. Man ſoll Fremdwörter möglichſt vermeiden, aber nicht ſie ſchreiben 
und hinterher ſie verdeutſchen. Die Verſtaatlichung des „Offenburger Volks⸗ 
freund“ wäre ein gewagtes Experiment. Hat ein Blatt an einem Orte ſeſten 
Boden gefaßt, ſoll man es nicht herausreißen. 


H 
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Patzer⸗Oldenburg III: Die Kopf⸗ Blätter ſind nicht zu entbehren. 
Es hat nicht jeder Kreis für ein eigenes Blatt eine genügende Abonnentenzahl. 
Außerdem iſt in bäuerlichen Kreiſen ein lokaler Theil in der Zeitung, den die 
großen auswärtigen Zeitungen aus induſtriellen Kreiſen nicht bringen, noth⸗ 
wendig. Sonſt leſen ſie die Bauern nicht. Für uns würde es ein ſchwerer 
Schlag in Bezug auf unſere Agitation ſein, wenn unſer Kopfblatt nicht mehr 
exiſtenzfähig ſein würde. 

Auer: Der Wunſch in Antrag 25, daß den Abonnenten der „Neuen 
Welt“ Titel und Inhaltsverzeichniß am Schluß geliefert werden ſoll, wird 
aller Vorausſicht nach ſeine Erfüllung finden. Aber derartige Wünſche haben 
auch ihre finanzielle Seite. Wird doch durch dieſen Antrag das Budget der 
„Neuen Welt“ mit 4000 Mk. weiter belaſtet werden. (Hört! hört!) Dem 
Genoſſen Hoffmann kann ich die Verſicherung geben, daß auch in den Kreiſen 
des Parteivorſtandes und vor Allem bei der Buchhandlung Vorwärts durchaus 
kein Zweifel darüber beſteht, daß die „Freien Stunden“ beſſer werden können, 
als ſie ſind. Wahrſcheinlich wird auch das Heft „Freie Stunden“ von 
1 auf 1½ Bogen vergrößert werden. Unterſtützen Sie aber dieſes Beſtreben, 
indem Sie für möglichſt weite Verbreitung dieſer Zeitſchrift ſorgen. Im 
Uebrigen iſt bekanntlich tadeln leichter als beſſer machen. Das weiß vielleicht 
auch Genoſſe Hoffmann, der ja ſelbſi Schriftſteller und Buchhändler iſt. Die 
Erkenntniß davon veranlaßte wohl auch den gereizten Ton in ſeiner Rede. 
(Heiterkeit. ) 

Den Wunſch, daß die unleidlichen Verhältniſſe in Solingen endlich be⸗ 
ſeitigt werden, brauche ich nicht nochmals zu betonen. Ich erwarte aber, daß 
wenn es gelingt, die Konkurrenz des Solinger Parteiblattes zu beſeitigen, die 
Solinger Genoſſen in den Opfermuth, mit dem ſie bisher zwei Blätter erhalten 
haben, nicht erlahmen werden, damit die „Verſtaatlichung“ der Partei nicht zu 
theuer zu ſtehen kommt. 

Die Forderung im Antrag 81 iſt abſolut unannehmbar. Wir können 
beſtenfalls den Wunſch ausſprechen, die Parteiſchriftſteller ſollen auf den all⸗ 
gemeinen Bildungsgang ihrer Leſer Rückſicht nehmen. Das werden ſie ſchon 
in ihrem eigenen Intereſſe thun. Der Antrag ſpricht aber doch nicht nur von 


ſozialdemokratiſchen Zeitungen, ſondern von Parteiſchriftſtellern überhaupt. 


Wie weit ſoll im Uebrigen der Begriff Fremdwort gehen? 

Dann ſind wieder die Anträge da, die Alles umſonſt von der Partei 
haben wollen, ſo beſonders die Anträge 28, 32, 38. Es geſchieht ja außer⸗ 
ordentlich viel, aber es kann nur ſoviel geſchehen, als der Parteileitung Mittel 
zur Verfügung geſtellt werden. Sie haben ja unſeren Finanzminiſter Geriſch gehört. 

Nun zum Hamburger Antrag. So wie Stolten den Grund für den 
Antrag dargeſtellt hat, mag es ja wirklich ſcheinen, als ſei da ein Unrecht 
geſchehen. Aber ſchon in der Angabe der Gründe für den Beſchluß iſt Stolten 
ſchlecht unterrichtet geweſen und ebenſo in der Sache ſelber. In dem Antrag 
iſt von Redaktionen der Parteiblätter zu leſen. In der Begründung ſprach 
er aber blos von der Redaktion des „Vorwärts“. Ich kann hier erklären, 
daß die Redaktion des „Vorwärts“ mit dieſem ganzen Arrangement garnichts 
zu thun gehabt hat, daß ſie alſo vollſtändig außerhalb feiner Schußweite Debt. 
Mich hat vorher noch einer der Redakteure gefragt, wie die Sache ſich verhält; 
er wußte garnichts davon (Heiterkeit). Der Parteivorſtand har dafür zu ſorgen, 
daß wir einen guten Bericht für das Zentral⸗Organ bekommen und zugleich, 
daß das Material für das offizielle Protokoll ordnungsgemäß hergeſtellt wird. 
Wir haben dazu ein beſonderes Bureau beſtellt und haben, um obige Zwecke 
zu erreichen und eine Verzettelung zu verhüten, den mit dieſer Arbeit Be⸗ 
auftragten geſagt: Wenn dieſe Arbeit in auskömmlicher Weiſe bezahlt wird, 
dann können wir von Euch auch verlangen, daß Ihr über den Parteitag nur 
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dem „Vorwärts“ berichtet und das Protokoll macht und zwar nur dieſes. 
Das war der Grund für das Arrangement. Ich meine, auch Sie müſſen den 
Standpunkt des Parteivorſtandes als richtig anerkennen. (Widerſpruch.) Die 
Herren erklären: Nein! Wir erklären: Ja! (Große Heiterkeit.) Da wir die 
Verantwortung für das Protokoll zu tragen haben, ſo ſind wir auch dazu be⸗ 
rufen, die Geſchichte ſo zu machen, wie wir es für richtig halten. Ladet man 
uns die Verantwortung auf, dann müffen wir auch die Entſcheidung treffen 
können, ſonſt bedanken wir uns ſchön für Arbeit und Verantwortung. Einen 
Bericht bekommen ja die betreffenden Parteiblätter auch anderswie. Es kann 
ſich für ſie nur darum handeln, billiger fortzukommen. Die betreffenden 
Blätter, die ſich beklagen, ſind aber ſo gut ſituirt, daß ſie es tragen können. 
Nun hat Stolten eine Aeußerung als vom Parteivorſtand herrührend, vor⸗ 
gebracht: „Das ganze Jahr ſchimpft man auf den „Vorwärts“; wenn derſelbe 
aber etwas Gutes hat, dann wollen die Anderen es auch!“ Dieſe Aeußerung 
iſt eine rein private Aeußerung eines Mitgliedes des Vorſtandes geweſen, 
wobei ſich der Betreffende garnichts gedacht hat. Ich halte es für höchſt 
überflüſſig, eine folche rein private Aeußerung, die ſo aus dem Handgelenk 
gethan wird, an die große Glocke zu hängen. Das iſt freilich Geſchmackſache. 
(Beifall.) Ich habe die Aeußerung nicht gethan. Wenn ich aber alle 
Aeußerunge n, die mir gegenüber gemacht find, weitertragen wollte, wohin 
käme da ſo Mancher. Ich meine, das iſt alter Weiberklatſch. Das ſollen wir 
nicht machen (lebhafte Heiterkeit und Beifall). 

Zu dem badiſchen Antrag hat Stolten bereits ſich zutreffend geäußert. 
Der Wunſch Hoffmann's wird in Erfüllung gehen und damit iſt ſein Antrag 
überflüſſig. Es iſt nämlich beſchloſſen, daß in den Katalog der Buchhandlung 
Vorwärts nur eigene Verlagsartikel aufgenommen werden. Was die Forderung 
der unentgeltlichen Lieferung des Katalogs anlangt, ſo iſt aus einzelnen Orten 
gefordert worden, ihnen den Katalog in hunderten und tauſenden von Exemplaren 
zu liefern. Das geht nicht. 

Die von Katzenſtein angeregte Verbeſſerung der „Neuen Welt“ würde 
ebenfalls zu viel Koſten verurſachen; ſchon blos ein Bild mehr in jeder Nummer 
würde 4000 Mk. im Jahr koſten. Ich fürchte ſehr, daß fein Rechenexempel 
für den Fall der Uebernahme der Privatdruckerei in Parteiregie ſich nicht ver⸗ 
wirklichen würde. Aber ganz abgeſehen davon, mache ich ihn auf eins auf⸗ 
merkſam. Heute iſt ſchon die Parteileitung in einer Weiſe mit Berwaltungs: 
arbeiten überlaſtet, daß ſie thatſächlich einen großen Theil ihrer Zeit und 
Kräfte darauf verwenden muß, die wirthſchaftlichen Angelegenheiten der Partei 
zu regeln, wodurch ihre eigentliche Aufgabe, die Partei⸗Agitation zu leiten, 
eingeſchränkt wird. Soll auch noch zu der Zeitung die Druckerei des „Vorwärts“ 
hinzukommen, fo würde fie ihren Aufgaben wahrſcheinlich nicht mehr gerecht 
werden können. Im Uebrigen hat die Partei aus dem „Vorwärts“ Summen 
bezogen, die beinahe ſo hoch ſind, wie von dem Geſchäft in Hamburg. 
Hamburg würde, wenn Katzenſtein recht hätte, mindeſtens 100 000 Mk. bringen 
müſſen. (Lebhafter Beifall.) 

Schaal⸗Solingen: Ich bitte zunächſt, von dem Antrag 64 nur den 
erſten Theil jetzt zu behandeln, den zweiten Theil aber bei dem Punkt Reichstags⸗ 
„ericht. Und wenn dies geſchehen, Io bitte ich, den erſten Theil abzulehnen, 
denn die Einleitung zur Ordnung iſt ja durch die Parteileitung bereits getroffen, 
der Antrag iſt alſo überflüſſig. Die „Neue Welt“ hat auf jedem Parteitage 
Spießruthen laufen müſſen. Es iſt immer über ihren Inhalt geklagt worden, 
aber eine Verbeſſerung iſt nicht erzielt worden; dem Arbeiter bietet dieſes Blatt 
nichts, die kleinbürgerlichen Kreiſe können wir damit nicht für uns gewinnen. 
Den Inhalt und Titel gratis zu geben, halte ich nicht für durchführbar, wohl 
aber könnte man Denen, die es verlangen, das Inhaltsverzeichniß liefern. 
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Zur Geſchäftsordnung führt Hoffmann aus: Nachdem Auer erklärt 
hat, daß in Zukunft die Buchhandlung Vorwärts nur die im eigenen Verlage 
erſchienenen Schriften in ihrem Katalog verzeichnen wird, ziehe ich den 
Antrag 85 zurück. 

Windhoff⸗Düſſeldorf: Im Inkereſſe der indifferenten Maſſen, die, wenn 
ihnen etwas nicht verſtändlich iſt, leicht leſefaul werden und unſere Literatur 
überhaupt nicht mehr verfolgen, bitte ich um Annahme des Antrages 81. Der 
Genoſſe Geriſch hat einige Orte aufgezählt, die viel gezahlt haben, und von 
anderen geſprochen, die nichts eingezahlt haben. Ich glaube, daß auch Düſſeldorf 
gemeint war. Wir haben einige Zeit nichts ſchicken können, weil es uns 
unmöglich war. Jetzt haben wir wieder 100 Mk. geſchickt und ich hoffe, daß 
es auch in Zukunft möglich ſein wird. 

Singer: Wir diskuttren jetzt nur über den Punkt Preſſe, der Kaſſen⸗ 
bericht ſteht erſt ſpäter zur Debatte. 

Windhoff: Dann komme ich ſpäter darauf zurück. Ich will noch 
bemerken, daß wir in Düſſeldorf keine Aufſorderung bekommen haben, über die 
Preſſe Bericht zu erſtatten, und daß auch mir als Vertrauensmann keine Auf⸗ 
forderung zugeſandt iſt, über die Bewegung im Kreiſe Düſſeldorf zu berichten. 

Helbig ⸗BVerlin: Ich hatte gewünſcht, daß der Antrag 38, der die 
Stellung des „Vorwärts“ beim Hamburger Hafenarbeiter⸗Streik und der 
Buchdrucker ⸗Bewegung geprüft wiſſen will, mit zur Verhandlung geſtellt würde. 

Singer: Das geht nicht an. Der Antrag befaßt ſich mit der Taltik 
des „Vorwärts“ in zwei beſtimmten Fällen und wird bei anderer Gelegenheit 
verhandelt werden. 

Helbig weiſt kurz darauf hin, daß die „Freien Stunden“ in ihren 
Illuſtrationen und in ihrem Texte zu Beſchwerden Anlaß gegeben hätten. 

Häniſch⸗Leipzig tritt für die beiden Leipziger Anträge 25 und 26 ein. 
Bürgerliche Blätter liefern Titel und Inhaltsverzeichniß ihrer Sonntags⸗ 
beilagen gratis. Das muß auch die „Neue Welt“ konnen. Auer rechnet 
Mehrkoſten von 4000 Mk. heraus, die verſchwinden; ja es werden bedeutende 
Erſparniſſe gemacht, wenn an Stelle der letzten Nummer Titel und Verzeichniß 
geliefert wird. Der Kritik an den „Freien Stunden“ ſchließe ich mich an, 
foweit die Illuſtrationen in Frage kommen. Mit der Auswahl des Textes 
war ich durchaus einverſtanden. Aber die Illuſtrationen erheben ſich nur 
wenig über das Niveau deſſen, was in der ſogenannten Schundliteratur 
enthalten iſt. Ueber die geſchäftlichen Ergebniſſe der Buchhandlung Vorwärts 
iſt diesmal ſehr wenig geſagt. Dem Antrag 33 ſtimme ich zu; vielleicht kann 
der ausgezeichnete Landkalender des „Märkiſchen Volksboten“ auch für den 
Oſten verwandt werden, wenn etwa ein halber Bogen als ſpezieller Anhang 
für den Oſten beigegeben würde. Durch einen ſolchen Kalender würden Flug⸗ 
blätter u. ſ. w. geſpart werden. 

Imger⸗Solingen: Die Aachener Genoſſen wünſchen die Zugabe von 
Titel und Inhaltsangabe für die „Neue Welt“, aber nur in foviel Exemplaren, 
als die Kolporteure verlangen. Der Antrag auf Verſtaatlichung der „Bergiſchen 
Arbeiterſtimme“ iſt ſchon wegen der kurzen Friſtſtellung unausführbar. Zuviel 
Dinge müſſen vorher geregelt werden. 

Hug ⸗Bant: Die „Freien Stunden“ find für die große Maſſe der 
Indifferenten berechnet, um die Schundliteratur zu verdrängen. Deshalb muß 
ihr Inhalt ſo eingerichtet werden, daß ſie der Maſſe gefallen. Namentlich 
ſollten die Bilder verſtändlicher ſein. Es würde auch nicht ſchaden, wenn 
außer bei hiſtoriſchen Romanen die Bilder ganz fortfallen. Ferner müſſen die 
Kolporteure mehr für die Verlagsartikel des „Vorwärts“ intereſſirt werden. 
Wir müſſen alle Mittel der Konkurrenz, ſoweit ſie anſtändig ſind, heranziehen. 
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Bebel: Ich kann in der Hauptſache alledem zuſtimmen, was Genoſſe 
Auer für oder gegen die einzelnen Anträge angeführt hat, und ich könnte 
deshalb auf das Wort verzichten, wenn nicht einige ſeiner Ausführungen 
Widerſpruch erfahren hätten. Genoſſe Häniſch wundert ſich, daß der dies⸗ 
malige Gejchäftsbericht keine genaue Ueberſicht über die Partei-Buchhandlung 
enthält. Nun, wir haben ſeit länger als einem Jahre keine Partei-Buchhandlung 
mehr, und deshalb kann auch nichts davon im Bericht ſtehen. Wenn ich noch 
nicht deutlich genug geweſen bin, To will ich darauf hinweiſen, daß die Umſturz⸗ 
vorlage uns bewogen hat, ſowohl die Partei-Buchhandlung als auch eine 
Reihe anderer Unternehmungen, die bisher Partei-Eigenthum waren, in Privat⸗ 
unternehmungen umzuwandeln. Das iſt zugleich ein Fingerzeig, wie es werden 
müßte, wenn wir auch eine eigene Druckerei in Berlin gründeten. Wer 
Katzenſtein hört, für dem war es zweifellos, daß Bading 7080 000 Mk. 
per Jahr verdient, das iſt einfach Unſinn. Bading ſtellt uns die Sachen 
erheblich billiger her, wie jeder andere Drucker. Daß er ein Geſchäft macht, 
iſt ſelbſtverſtändlich, denn ohne Profit raucht lein Schornſtein. Mit einem 
Schlage aber würde ſich die Sache ändern, wenn wir ein Partei-Unternehmen 
hätten. Welche Anforderungen dann an die Partei geſtellt werden, das haben 
wir in Hamburg zur Genüge erfahren. Das Hamburger Geſchäft, das 
mindeſtens ſo groß iſt wie das Bading'ſche (Ruf: Doppelt ſo groß!) wirft 
einſchließlich des „Echo“ keinen größeren Gewinn ab, als der „Vorwärts“ 
allein. Aus dem Hamburger Geſchäft würde jeder Privatunternehmer mindeſtens 
das Doppelte herausſchaffen. Das Hamburger Geſchäft repräſentirt gegenwärtig 
in ſeinen Maſchinen, abgeſehen von den Häuſern, einen Werth von 400000 Mk. 
Wir hätten in ein Berliner Parteigeſchäft, das den an es geſtellten An: 
forderungen entſpricht, mindeſtens 250 000 Mk. hineinzuſtecken. Man ſagt, 
das wirthſchaftet man heraus. Jawohl, aber es fragt ſich, ob man Zeit hat, 
das herauszuwirthſchaften. (Sehr richtigl) Ich wundere mich nur, daß die 
Leute, die den Anſpruch erheben, Politiker zu ſein, in ſolchen Dingen nicht 
weiter ſehen, als ihre Naſe reicht. Können wir denn in Deutſchland ſagen, 
ſo wird's bleiben? Ich habe vor Jahren geſagt: Nehmen wir uns in Acht, 
wir ſind noch nicht über den Berg, wir ſtehen erſt vor dem Berg, heute ſage 
ich, wir kommen jeden Tag dem Berge näher, aber was ſchließlich eines 
Tages kommen wird, wiſſen wir nicht. Iſt es denn ein Geheimniß, 
daß es ſehr einflußreiche Perſonen im Reiche giebt, die jeden Tag gegen 
die Sozialdemokratie losſchlagen möchten? Oder iſt es ein Geheinmiß, 
daß die Junkerpartei jeden Augenblick bereit iſt, gegen uns ein Ausnahme⸗ 
geſetz zu ſchaffen? Sit es ferner ein Geheimniß, daß die deutſche Bourgeoiſie 
jeden Moment bereit iſt, auf's Neue gegen uns loszugehen? Haben wir 
das nicht ſchon einmal gehabt. Die große Mehrheit der heutigen Genoſſen 
kennt das nur vom Hörenſagen, wir älteren aber haben es durchgemacht. 
Wir haben damals die Liquidation der Paxteiunternehmungen durchführen 
müſſen, ich ſelbſt mußte bei der Liquidation des größten Parleigeſchäfts, des 
Leipziger, Todtengräberdienſte leiſten und habe nicht den Wunſch, eine ſolche 
Thätigkeit ein zweites Mal entfalten zu müſſen. Was iſt denn damals über⸗ 
haupt aus den Parteigeſchäften geworden? Sie ſind alle mit Ausnahme des 
Hamburger Geſchäfts, das ein glücklicher Umſtand gerettet hat, zu Grunde 
gegangen. Darüber ſind wir doch Alle einig, kommen einmal neue Stürme 
gegen die Sozialdemokratie, dann find fie noch ganz anders als das Sozialiſten⸗ 
geſetz ſie uns brachte. Daß man ſich alle die Erfahrungen und öffentlichen 
Erörterungen, die wir ja als demokratiſche Partei zu machen gezwungen ſind, 
ad notam nimmt und bei gelegener Zeit benutzt und daß man dann die 
Geſetze ſo formulirt, daß alle Privatverträge nichts nützen, iſt für mich ſicher. 
Das hat man ſchon beim Sczialiſtengeſetz erfahren! Da war in Breslau ein 
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reines genoſſenſchaftliches Unternehmen, kein Parteigeſchäft, eine Buchdruckerei 
mit der Firma Zimmer und Komp. Die Thatſache, daß eine Parteizeitung 
bis zu ihrer Unterdrückung dort gedruckt wurde, hat Veranlaſſung gegeben, 
das Geſchäft zu konfisziren und alle Einſprüche haben daran nichts ändern 
können. Das Geſchäft iſt verloren gegangen. Wir haben in Berlin die große 
Aſſoziations⸗Buchdruckerei gehabt. Als 1878 der große Belagerungszuſtand 
verhängt wurde, mußte ſie ſofort in Liquidation treten und die ſauer ver⸗ 
dienten Arbeitergroſchen, mit denen fie gegründet war, find bis auf den letzten 
Pfennig darauf gegangen. Aehnlich iſt es Leipzig, Dresden, Chemnitz, Bremen, 
Hof, Augsburg, München, Elberfeld und einer Reihe anderer Städte gegangen. 
Und daraus follten wird keine Lehre ziehen? Sollen wir etwa das geſammte 
Parteivermögen ſo anlegen, daß eines ſchönen Tages die Reaktion nur die 
Hände auszuſtrecken braucht? Und wie nothwendig haben wir damals die 
Tauſende gehabt, die heute vor der Polizei ſicher ſind. Denn ſie bekommt ſie 
nicht und wenn ſie ſich auf den Kopf ſtellt. (Heiterkeit und Beifall.) Wenn 
wir nur eine Geſchäftspartei ſein wollen, ſo begreife ich es, daß wir Unter⸗ 
nehmungen der verſchiedenſten Art ins Leben rufen. Aber beachten Sie wohl, 
in dem Augenblick, wo wir in Berlin eine Druckerei gründen, muͤſſen wir auch 
ein Geſchäftshaus kaufen. Dann wird es weiter heißen, da legen wir den 
Parteivorſtand, das Archiv und noch vieles Andere hinein. Ja, warum errichten 
wir nicht ein Parteihotel, in dem die Abgeordneten logiren können? (Heiter⸗ 
keit.) Und wenn es überhaupt auf das Geſchäftemachen ankommt, dann werfen 
wir uns doch auch gleich auf das Konſumvereinsweſen. Was Herr v. Pod⸗ 
bielski als Direktor des deutſchen Offizier⸗ und Beamtenvereins konnte, das 
kann die deutſche Sozialdemokratie allemal. Wir würden Millionen einheimſen 
können, aber dann gehen wir natürlich auf in Geſchäftspraktiken und Geſchäfts⸗ 
ſtreitigkeiten des Tages unter und unſere eigentlichen Aufgaben würden darunter 
leiden. Ich bitte alſo recht dringend: Ueberlegen Sie ſich die Sache, beachten 
Sie vor allen Dingen, daß wir eine politiſche Kampfpartei ſind und daß es 
unſere vornehmſte Aufgabe iſt, den politiſchen Kampf zu führen. Ueberlaſſen 
wir ſolche Geſchäfte Denen, die ſie unter gegebenen Verhältniſſen am beſten zu 
führen im Stande ſind, und ſorgen wir dafür, daß, wenn wir einem Privat⸗ 
unternehmer in die Hände fallen müſſen, der uns nicht allzufehr rupft. (Leb⸗ 
hafter Beifall.) 

Singer theilt mit, daß der Antrag 83 zu Gunſten folgenden Antrages 
zurückgezogen iſt. 

„Die Parteileitung wird verpflichtet, die ofjiziell hergeſtellten Berichte 
über den Parteitag allen Parteiblättern, die ihn zu haben wünſchen, zun 
gleichzeitigen Abdruck zu überlaſſen.“ 

Gewehr⸗Elberfeld: Ich verſtehe, daß der Vorſtand keine Sehnſucht 
nach der Verſtaatlichung der „Vorwärts“ ⸗Druckerei hat und bin ganz mit ihm 
einverſtanden, nur gegen den Grund will ich mich wenden, den Auer dafür 
angeführt hat: Er ſagt, der Vorſtand iſt mit Arbeiten überhäuft, während 
Pfannkuch die ſtärkere Durchführung des zentraliſtiſchen Prinzips gefordert 
hat. Das eine paßt nicht zum andern. Wir werden dazu übergehen müſſen, 
uns eine andere Organiſation zu geben und die Zahl der Genoſſen im Vor⸗ 
ſtande zu vermehren. Was den Stolten'ſchen Antrag anlangt, ſo mag es 
dahingeſtellt ſein, wie die Sache ſteht. Eins iſt mir nur an der Auer ſchen 
Rede aufgefallen. Er meinte, mögen Sie Nein fagen, wir ſagen Ja! Das 
klingt gerade ſo, als ſollte dieſe nebenſächliche Frage zu einer Kabinetsfrage 
gemacht werden. Es wäre angemeſſen, wenn der Genoſſe Auer einen anderen 
Ton anſchlagen möchte. Der Antrag auf einen Gratiskalender iſt ſchon vor 
Juhren abgelehnt worden. Ein einheitlicher Agitationskalender iſt unmöglich. 
Die Redaktion des „Neuen Welt⸗Kalenders“ bedarf in mancher Beziehung der 
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Regelung. Aber daß ein ſozialdemokratiſcher Parteitag erſt einen Antrag an⸗ 
nehmen ſoll, in den Parteikalender gehören keine „patrioliſchen“ Bilder, iſt 
unmöglich. Hoffentlich ziehen die Antragſteller den Antrag ſelbſt zurück. Der 
Antrag Windhoff führt zu lächerlichen Konſequenzen. Ich bitte, lehnen Sie 
ihn ab. (Beifall.) 

Slomke Bielefeld: Ich möchte anregen, daß die Preßkonferenz, die ſich 
ja bewährt hat, künftig vor dem Parteitag zuſammentritt, damit ihre Veſchlüſſe 
nicht mehr in der Luft hängen bleiben. Dem Anlvag Stollen können wir, 
glaube ich, in ſeiner jetzigen Faſſung zuſtimmen; es iſt nicht nöthig, den 
Blättern doppelte Koſten aufzuhalſen, die viel beſſer für Agikationszwecke vers 
wendet werden können. Auf der nächſten Preßkonferenz kann ja eine Einigung 
darüber erzielt werden, daß der Kongreßbericht von den beſten Kräften gemacht 
und in Zukunft den Parteiblättern gratis eingeſchickt wird. 

Schumacher⸗Solingen: Ich will Ihnen nicht die Geſchichte des Kreiſes 
Solingen erzählen. Wenn die Verſchmelzung der beiden Parteiblätter ermög⸗ 
licht wird — darum allein handelt es ſich —, wird auch ein friedlicher Zu⸗ 
ſtand damit angebahnt werden. Es wird dann nicht vorkommen, daß ſich die 
Genoſſen des Kreifes bei den Wahlen in ihrer Preſſe gegenfeitig bekämpfen. 
Der Fremdwörter⸗Antrag iſt undurchführbar. 

Nunmehr wird um 7 UÜhr die Diskuſſion abgebrochen. 

Vorſitzender Dinger: Es iſt mir ein Brlef vom Genoſſen Parvus zuge⸗ 
gangen, worin er mich auf Nr. 229 der „Sächſiſchen Arbeiter-Zeitung“ auf 
merkſam macht. In dieſer Nummer befinden ſich als das Reſumee einer in 
dieſer und in früheren Nummern enthaltenen Betrachtung über die „Aufgaben 
der Sozialdemokratie“ eine Anzahl Anträge, die, wie er wünſcht, hier auf 
dem Parteitag als von ihm eingebracht behandelt werden ſollen. Ich bin nun 
nach dem Organiſationsſtatut nicht in der Lage, Anträge von einzelnen Per⸗ 
ſonen, die nicht von dem Vertrauensmann ihres Kreiſes unterzeichnet find, zu 
akzeptiren. Auf eine Umfrage iſt mir weiter mitgetheilt worden, daß von den 
Delegirten von Dresden und Umgegend ſich keiner veranlaßt ſieht, die ganzen 
Anträge oder einen von ihnen zu dem ſeinigen zu machen. Um nun der Preſſe 
ihr Recht in keiner Weiſe zu verkümmern, mache ich die Delegirten auf dieſe 
Anträge aufmkſam. Ich werde abwarten, ob einer der Delegirten einen 
dieſer Anträge zu dem ſeinigen machen wird. Ich habe die Sache vorgebracht, 
um von vornherein jedem etwaigen Mißverſtänduiß aus dem Wege zu gehen. 
Nach unſerem Organiſationsſtatut und unferer Geſchäftsordnung iſt eine andere 
Behandlung nicht möglich. — Der Parteitag erklärt ſich damit einverſtanden. — 
Ich ſchlleße die Sitzung. 


Zweiter Verhandlungstag. 
Dienſtag, den 5. Oktober. — Vormittags-Sitzung. 

9 ⅛ Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 

Die Debatte über den Geſchäſtsbericht wird ſorkgeſetzt. 

Dein Antrag 81 iſt vom Antragſteller folgende Faſſung gegeban worden: 

Der Parteitag ſpricht den Wunſch aus, den einzelnen Partei⸗Organen 
immer dann, wenn dieſelben Fremdwörter enthalten, eine Erklärung derſelben 
beizufügen, ähnlich wie in dem vormaligen „Sozialdemokrat“. 

Baerer⸗ Harburg: Die Anregung bezüglich einer Aenderung der 
„Neuen Welt“ bitte ich abzulehnen wegen der von Auer ſchon hervorgehobenen 
Mehrkoſten, die dadurch verurfacht werden würden. Ich habe gefunden, daß 
dem vom vorigen Parteitag ausgeſprochenen Wunſch auf Verbeſſerung des 
Inhalts der „Neuen Welt“ entſprochen iſt; ich habe auch nirgends Klagen 
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darüber gehört. Abzulehnen bitte ich auch den Antrag der Karlsruher Genoſſen 
auf Verſtaatlichung des „Volksfreundes“. 

Geck Offenburg: Als Verleger des „Volksfreunds“ ſtehe ich dem 
Antrag auf Verſtaatlichung mit einer gewiſſen Wurſtigkeit gegenüber. Aber 
der Antrag Karlsruhe beruht auf dem ausgeſprochenen Wunſch aller badiſchen 
Genoſſen. Die Mannheimer „Volksſtimme“ macht nicht den Anſpruch über 
Mannheim und ſeine pfälziſche Umgebung hinaus den Parteigenoſſen zur 
Verfügung zu ſtehen. Die Antragſteller wollen nicht heute ſchon eine Feſt⸗ 
legung auf große finanzielle Konſequenzen, ſie wollen nur, daß der Parteitag 
heute die Sache endlich praktiſch behandelt und nicht in der üblichen Art die 
Sache mit theoretiſchen Erwägungen abmacht. Der „Volksfreund“ iſt aller⸗ 
dings finanziell ſicher geſtellt; er hat 4300 Abonnenten und bei einem genügenden 
Druck auf die Pforzheimer Genoſſen wäre es ſehr leicht möglich, das Blatt 
ſchon jetzt bei dreimaligem Erſcheinen in der Woche mit 6000 Abonnenten, 
alſo in durchaus guten Verhältniſſen, in das Eigenthum der Partei über: 
zuführen. In der Reſidenzſtadt würde ſich die Sache natürlich viel günſtiger 
noch geſtalten, weil da ein viel beſſerer Boden für Inſerate iſt und eine große 
Poſtportoerſparniß eintreten wird. Was fie dann bei täglichem Erſcheinen 
will, iſt Sache der Parteileitung und der Sachverſtändigen. Ich perſönlich 
wünſche von der verantwortlichen und meine Zeit vollkommen in Anſpruch 
nehmenden Thätigkeit der Herausgabe des „Volksfreundes“ befreit zu werden. 
In Baden ſehlt es an geſchulten Kräften für die Agitation, hierfür kann ich 
meine Zeit viel beſſer verwenden. Ich habe auch weiter noch ein perſönliches 
Intereſſe auf Grund meiner Erfahrungen aus meinem Poſtprozeß, wo die 
Parteileitung mich im Stich ließ und mich die Koſten meiner Verurtheilung 
allein tragen ließ; da verliert man am Ende die Luſt, noch weiter die Laſten 
für die Partei zu tragen. Ich habe den Eindruck von der Auer'ſchen Rede 
gewonnen, daß diesmal doch etwas mehr Luft da iſt, den badiſchen Genoſſen 
entgegenzukommen als früher, und als ob Auer jetzt volksfreundlicher geworden 
ift (Heiterkeit) oder, wie wir Badenſer ſagen, der antikollektiviſtiſche Auerſchädel 
wird etwas kollektiviſtiſcher für uns (Heiterkeit). Alſo ich erſuche um Annahme 
des Karlsruher Antrages. Durchaus unannehmbar iſt der Fremdwörter⸗ 
Antrag. Es giebt ja Fremdwörter, wo die Beifügung einer Verdeutſchung 
ganz unmöglich iſt. 

Vorſitzender Singer: Eine mir zugegangene Mittheilung ſtellt feſt, 
daß wir einſchließlich der vier Delegirten der Bruderparteien 218 Theilnehmer 
am Parteitage find, wovon 184 Delegirte; die übrigen ſind kraft ihrer Stellung 
in der Partei an der Theilnahme am Parteitage berechtigt. 

Sodann möchte ich, um die Diskuſſion abzukürzen, mittheilen, daß die 
Redaktion der „Vorwärts“ ſchon ſeit längerer Zeit am Ende des Jahres 
ein Inhaltsverzeichniß anfertigt und Denen giebt, die den Wunſch danach 
ausſprechen. Dann erledigt ſich ja die Angelegenheit dadurch, daß für Die, 
die es haben wollen, mehr Abzüge gemacht werden. 

Knapp - Stettin: Hoffentlich wird der Antrag 28 angenommen, da 
die kleinen Orte nicht in der Lage ſind, Geld für die Landagitation aus⸗ 
zugeben. Auch der Antrag 83 iſt der Annahme werth. Gerade aus dem 
Oſten kommen die Lohndrücker. Auf dieſe Maſſen wirkt ein Landkalender 
viel mehr als Flugblätter, die weggelegt werden. Auch die Geldkoſten ſind 
nicht ſo bedeutend, weil der Kalender ja an Stelle der ſonſt verbreiteten 
Gratisbroſchüren tritt. Den Antrag 64 bitte ich abzulehnen, da es gefährlich 
iſt, das Parteivermögen derart feſtzulegen. Den Solingern kann eine Summe 
zweifellos vorgeſchoſſen werden, wenn finanzielle Schwierigkeiten der Zuſammen⸗ 
legung der Blätter entgegenſtehen. Was den Antrag 83 anlangt, ſo hat ſich 
herausgeſtellt, daß es ſich nicht um eine üble Meinung gegen das Hamburger 
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Organ handelt. Damit iſt die Sachlage verändert. Zu dem Antrag 84 habe 
ich einen Abänderungsantrag eingebracht. Ich beantrage, daß der Partei⸗ 
Ausſchuß die Ueberſiedelung des Offenburger Blattes nach Karlsruhe bezahlen 
ſoll. Durch die Ueberfiedelung des Blattes werden die Portokoſten vermindert 
und das Blatt ſelber in den Mittelpunkt des Landes gebracht. Aber das 
Privateigenthum des Verlages wollen wir unberührt laſſen. Auch wenn das 
Blatt in Parteieigenthum genommen wird, würde die Laſt der Geſchäfte doch 
wieder auf Geck fallen. Sachlich würde Alles beim Alten bleiben. Lehnen 
Sie alſo den Antrag 84 ab und nehmen Sie meinen Antrag an. Damit 
wird den badiſchen Genoſſen die gewünſchte Hilfe zu Theil. 

Singer: Es wird der Wunſch ausgeſprochen, daß der Antrag 64 erſt 
nach Erledigung der Anträge 39 und 40 zur Abſtimmung gebracht wird. 
39 und 40 beziehen ſich auf die Taktik und werden bei Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung erörtert werden. Ich nehme an, daß ſich dieſer Wunſch nur auf den 
zweiten Theil des Antrages 64 bezieht, der ſich mit der Solinger Kandidatur 
befaßt. Der zweite Theil wird alſo bei Punkt 4 erledigt werden. Damit iſt 
der Parteitag einverſtanden. 

Fiſcher⸗Berlin: Eine mehr perſönliche Angelegenheit iſt durch den 
Antrag Stolten (83) in die Debatte gezogen. Um den Antrag zu verſtehen, 
muß man feine Geſchichte kennen. Eines Tages ſagte mir Genoſſe Baale, 
der von der Buchhandlung Vorwärts mit für die Herſtellung des Vorwärts⸗ 
Berichtes und des Protokolls engagirt war, das „Echo“ wolle nicht den Bericht 
feines Bureaus, ſondern den Driginalbericht des „Vorwaͤrts“ haben. Ich 
erwiderte, die Redaktion des „Echo“ möge ſich direkt an den Verlag des 
„Vorwärts“ oder an die Parteileitung wenden. Acht Tage ſpäter fragte mich 
der Kompagnon Baake, wie die Sache ſtände. Ich ſagte, das Verlangen ſei 
abgelehnt, und daran knüpfte ſich eine private Unterhaltung, in der die 
Redewendung fiel: „Das ganze Jahr ſchimpft man auf den „Vorwärts“ und 
wenn er nun bei ſolchen Anläſſen beſonders gute Berichte liefert, dann ſoll er 
ſie an dieſelben Leute abgeben.“ Und da begreife ich nicht, warum Schoenlant 
geſtern ſo ganz beſonders in Entzücken gerieth, als dieſe Stelle verleſen wurde, 
denn er gehört zu Denen, die inuner in der moquanteſten Form, fo von oben 
herunter gegen den „Vorwärts“ polemiſiren und dann bei Anläſſen wie die 
Parteitage u. dergl. die Solidarität und das Entgegenkommen des „Vorwärts“ 
beanſpruchen. Zu der Ablehnung haben auch die Erfahrungen früherer Jahre 
Anlaß gegeben. Heute noch iſt der auf eine Zeitung entfallende Antheil des 
letzten Parteitagsberichts nicht an uns bezahlt. Die „Leipziger Volkszeitung“ 
hatte im vorigen Jahre auch auf unſeren Bericht reflektirt, ihn aber nur den 
einen Tag benutzt, an dem Schoenlank's und Steiger's Lob geſungen 
wurde. Die Konſequenz des Antrages Stolten iſt einfach die, daß dem „Vor⸗ 
wärts“ unterſagt wird, Originalberichte über beſondere politiſche Vorgänge zu 
bringen, jedem anderen Parteiblatt dies aber freigeſtellt wird. (Widerſpruch.) 
Im Uebrigen meine ich, war es ſicher nicht nöthig, eine Angelegenheit, die ſich 
durch perſönliche Rückſprache in fünf Minuten hätte erledigen laſſen, öffentlich 
vor den Parteitag zu bringen. (Sehr wahr!) 

Nun zu Genoſſe Hoffmann. Er hat geſtern behauptet, daß der Katalog 
der Buchhandlung Vorwärts in tendenziöfer Weiſe ausgearbeitet wird und hat 
ſich darüber beſchwert, daß die unſterblichen Werke des Schriftſtellers Hoff⸗ 
mann (Heiterkeit) nicht darin enthalten find. Als höflicher Mann gehe ich 
über die Beweggründe hierfür hinweg. (Seiterfeit,) Der Verlagsbuchhändler 
Hoffmann glaubt in dem Bericht über die Thätigkeit der Buchhandlung Vor⸗ 
wärts eine Stelle zu finden, die eine Erklärung für dies ſonderbare Verhalten 
der Geſchäftsleitung abgiebt; er ſtellt den Paſſus von der „Privatſpekulation 
literariſcher Freibeuter“ fo hin, als ſchließe der Katalog aus Konkurrenzneid 
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die Erſcheinungen anderer Verlagsbuchhandlungen aus. Hoffmann weiß aber 
nichts von ſolch' literariſcher Freibeuterei; er hat keine Ahnung davon, daß 
3. B. von gewiſſen Verlegern vorhandene bürgerliche Werke wie Weltgeſchichte, 
Buch der Erfindungen, Gottfried Keller's Romeo und Julia, Tennyſon's Enoch 
Arden u. dergl. dem nächſten beſten Studenten übergeben werden, er ſolle das 
abſchreiben und ein paar ſozialdemokratiſch klingende Redensarten darüber 
gießen; er weiß nichts davon, daß dann dieſe abgeſchriebenen und verballhornten 
Werke als populär⸗wiſſenſchaftliche, angeblich arbeiterfreundliche, Lieferungswerke 
den Arbeitern aufgeſchmiert werden! Soll für ſolchen Schund die Vorwärts⸗ 
Buchhandlung Reklame machen? Von den 80 Seiten unſeres Katalogs iſt kaum 
der fünfte Theil Verlagsartikel des „Vorwärts“; es iſt Alles vielmehr darin ver⸗ 
zeichnet, was bei Dietz, Wörlein, Ernſt in München, Slomke in Bielefeld u. ſ. w. 
und in anderen Parteigeſchäften erfchienen iſt. Die Artikel von Adolf Hoff: 
mann ſind freilich nicht aufgenommen, denn unſer Katalog iſt nicht wie der 
eines anderen Geſchäftes. Unſere Genoſſen betrachten den Katalog als ein 
Verzeichniß empfehlenswerther Schriften, und da haben wir eine moraliſche 
Verantwortung. Irrthümer ſind freilich nicht ausgeſchloſſen, aber jede Rekla⸗ 
mation an mich oder an die Parteileitung wird gewiſſenhaft geprüft. Wenn 
man freilich an Agitationsſchriften den Maßſtab legt, daß wiſſenſchaftliche Be⸗ 
fähigung, literariſches Wiſſen und die Kenntniß der deutſchen Sprache unfähig 
zur Abfaſſung ſolcher Schriften machen, dann allerdings wird unſere Aufgabe 
eine ganz andere. Einſtweilen aber ſtehen wir auf dem Standpunkt, dem auch 
Genoſſe Frohme in ſeiner Eröffnungsrede Ausdruck gegeben hat: Der Feind, 
den wir am meiſten haſſen, das iſt der Unverſtand der Maſſen. (Sehr gut!) 
Wir dürfen nicht zur Unbildung hinunterſteigen, um großen Abſatz zu erzielen, 
wir müſſen dieſe ungebildeten Elemente allmälig heranziehen, und deshalb, meine 
ich, ſind die beſten Krafte der Partei allein im Stande, Agitationsſchriften für die 
Maſſen zu ſchreiben, aber nicht Jeder, der einmal eine gute Rede gehalten 
oder einen guten oder ſchlechten Witz zum Beſten gegeben hat, iſt dazu be⸗ 
fähigt. Wenn blos die Verbreitung einer Schrift und ihre Ueberſetzung in 
fremde Sprachen maßgebend ſein fol — ja, der Roman „Scharfrichter Krauts“ 
iſt auch in fremde Sprachen überſetzt und hat eine noch höhere Auflage als 
die „Zehn Gebote“. (Heiterkeit), Aber er wird trotzdem nicht in unſeren 
Katalog und auch nicht in Kürſchner's Bibliothek der Nationalliteratur auf⸗ 
genommen. Wir verlegen und empfehlen nur Broſchüren, die wir vom Stand» 
punkte der Partei aus verantworten können. 

Genoſſe Auer iſt in Bezug auf den Katalog im Irrthum. Die Buch⸗ 
handlung hat garnicht die Abſicht, dieſen Katalog eingehen zu laſſen, ſie will 
nur neben dieſem noch einen zweiten herausgeben, der nur die Verlagsartikel 
des Vorwärts enthält. Wir können doch nicht die ſtarken Kataloge, die uns 
viel Geld koſten, in beliebiger Anzahl hinauswerfen, noch dazu an Geſchäfte, 
die nicht einmal von uns beziehen. Gratis werden dieſe Kataloge auch heute 
ſchon, ſowohl an Geſchäfte wie an Private abgegeben. Davon, daß eine 
Kommiſſion beſtimmt, was in den Katalog aufgenommen werden ſoll, kann 
gar keine Rede ſein. Genoſſe Hoffmann war freilich ſo vorſichtig zu ver⸗ 
langen, daß nur Derjenige Mitglied der Kommiſſion werden könne, der den Be⸗ 
fähigungsnachweis für die wiſſenſchaftliche und literariſche Unfähigkeit er⸗ 
bracht hat (Heiterkeit), aber wer gute Broſchüren geſchrieben hat, der ſoll nicht 
mitſprechen. Es wundert mich nur, daß Berliner Delegirte den Antrag mit 
unterſchrieben haben, welcher die Preßkommiſſion ſo tief einſchätzt. 

Der Schriftſteller Hoffmann hat dann auch als Literarhiſtoriker 
ſein Urtheil abgegeben über „In Freien Stunden“. Ich bin für jeden Tadel 
und Hinweis zur Beſſerung dankbar, aber Vorausſetzung iſt, daß die Kritik 
unter dem Geſichtspunkte erfolgt, daß fie dem Intereſſe und dem Unfehen der 


104 Zweiter Verhandlungstag. — Vormittags⸗Sitzung. 


Partei entſpricht; wenn man aber Kritik blos um der ſchnoddrigen Herunter⸗ 
reißerei Willen ohne jede materielle Grundlage betreibt, ſo darf man es mir 
nicht übel nehmen, wenn ich ſolche Kritik nicht beſonders hoch einſchätze. 
Genoſſe Hoffmann ſagt, „In Freien Stunden“ ſei ein Unternehmen, ſo 
miſerabel, daß man ſie lieber eingehen laſſen ſollte, da ja doch nichts mehr 
daraus werden könne, aber er hat ſich wohl gehütet zu ſagen, weswegen. 
Iſt es die Ausſtattung, iſt es der Inhalt? Das Unternehmen begann mit 
dem meiſterhaften Roman 1793 von Victor Hugo. Ja, Parteigenoſſen, Sie 
verlangen doch immer Tendenz romane, die nicht blos gedankenloſe Unter⸗ 
haltung, ſondern auch Belehrung bringen. Hier haben Sie einen ſolchen, 
tiefe Gedanken in herrlicher Sprache. Ich erinnere nur an die geradezu groß⸗ 
artige Schilderung des Convents, an die ſcharfe, kurze Charakteriſtik der 
treibenden Kräfte und Perſonen jenes welthiſtoriſchen Tribunals, ferner an die 
wundervolle Kerkerſzene, in der Gauvain und Eimourdain über die tiefſten 
Probleme der Menſchheit ihre Gedanken austauſchen, über die Entwickelung 
der bürgerlichen zur idealen, zur ſozialen Republik, über die Befreiung des 
Weibes aus geiſtiger und wirthſchaftlicher Knechtſchaft! Man kann über dieſen 
ſowie den jetzigen Roman, der in vornehmer Sprache und feiner pfychologiſchen 
Charakteriſirung uns den Niedergang des polniſchen Adels, das Aufſtreben und Auf⸗ 
kommen des politiſch rechtloſen, aber wirthſchaftlich bereits mächtigen Juden⸗ 
thums ſchildert, urtheilen wie man will, man kann ſagen, er ſtellt zu große 
Anforderungen an die Genoſſen, er iſt zu hoch. Eine ſolche Kritik gebe ich 
zu. Gewiß, wenn man die „Zehn Gebole“ lieſt, braucht man ſeinen Kopf 
nicht anzuſtrengen. Aber wenn man ſolche literariſche Werke ſchlankweg als 
Schund bezeichnet, dann blamirt man geradezu die Partei vor der ganzen 
gebildeten Welt und erweiſt ſich einfach als unwiſſenden, anmaßenden Literatur⸗ 
Troddel! 

Der Antrag, der auf eine künſtleriſche und techniſche Verbeſſerung dieſer 
Zeitſchrift hinausläuft, iſt berechtigt, denn das iſt ja ſelbſtverſtändlich auch 
unſer Beſtreben. Aber Sie dürfen nicht vergeſſen, daß die Buchhandlung 
Vorwärls nicht Hunderte und Tauſende in ein einziges Unternehmen hinein⸗ 
ſtecken und damit alle übrigen Aufgaben der Partei vernachläſſigen darf. 
Man darf doch unſere Zeitſchrift nicht mit den Schundromanen vergleichen, das 
iſt ein Unterſchied wie Tag und Nacht. Ich habe hier eine ganze Serie ſolcher 
Schundromane zum Vergleich — urtheilen Sie ſelber! Wenn der Wunſch 
ausgeſprochen iſt, daß der Inhalt vermehrt wird, ſo iſt das ja gerade ein 
Beweis dafür, daß der Roman geleſen wird, denn wenn man nicht genug 
davon bekommen kann, ſo iſt das doch ein Zeichen, daß er Beifall findet. 
(Widerſpruch.) Wenn gejagt wird, wir ſollten unſeren Kolporteuren mehr 
geben, ſo iſt demgegenüber zu betonen, daß wir den Kolporteuren genau ſo 
viel geben wie die Gegner, nur in anderer Form. Jene Schund⸗Verlags⸗ 
artikel werden auf billigem Papier hergeſtellt, in ſchlechter Ausſtattung, in 
billig produzirenden Druckereien und in Buchbindereien, die ausſchließlich mit 
Kindern und Frauen arbeiten. Wir müſſen Alles viel theurer bezahlen; man 
verlangt, daß das was die Buchhandlung Vorwärts herausgiebt, ſchön aus⸗ 
geſtattet wird, aber wie das möglich iſt, ohne daß ein entſprechender Preis 
dafür angeſetzt wird, das Räthſel ſoll erſt noch gelöſt werden. Wir werden 
vom 1. Januar ab den Inhalt um die Hälfte vermehren, ohne den Preis zu 
erhöhen, wir werden uns auch beſtreben, nach einer gewiſſen Richtung hin den 
Kolporteuren mehr zu geben, aber Ste dürfen nicht vergeſſen, eimnal, daß 
jene Schundromane 60, 80, 100 und 200 Hefte lang ſind, alſo viel theurer 
werden, dann auch, daß wir von Ihnen, vom Parteitag, den Auftrag haben, 
dieſe Erſcheinungen den Genoſſen zum billigſten Preiſe zu liefern. Ich 
erinnere nur an den „Neuen Welt-Kalender“, damals hat ja gerade der 
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Parteitag den Preis für die Genoſſen erniedrigt und damit den Gewinn 
der Kolporteure verringert. Dann ſagt man, die Illuſtrationen taugen nichts, 
ſie müſſen beſſer werden. Die Zeichnungen ſind von einem der beſten 
Zeichner Berlins hergeſtellt, ſie werden vervielfältigt in der beſten An⸗ 
ſtalt, die auf dieſem Gebiete vorhanden iſt; was den Genoſſen fremd iſt 
und ihr Auge verletzt, iſt nicht die Zeichnung, nicht der Druck, ſondern das 
Reproduktionsverfahren, an das ſie nicht gewohnt ſind. Das Auge unſerer 
Genoſſen iſt an dieſe Tuſchzeichnung, die mit ſcharſen Kontraſten zwiſchen 
Licht und Schatten arbeitet, nicht gewöhnt, es ſucht noch die ſanften, weichen 
Uebergänge des Holzſchnitts. Ich werde auch dieſen Beſchwerden Rechnung 
tragen und bei dem nächſten Roman ein anderes Verfahren anwenden. Solchen 
Unternehmungen muß Zeit zur Entwickelung gegeben werden — ich erinnere nur 
an den „Wahren Jakob“: wie einfach präſentirte er ſich vor 12 Jahren und 
wie reich ausgeſtattet heute? — fie dürfen aber micht von vornherein die 
unberechtigſten und ſchädigendſten Kritiken erfahren. 

Nun zu Katzenſtein. Ich habe garnicht gewußt, daß ich ein ſo un⸗ 
fähiger Tropf bin, wie Katzenſtein mich hinſtellt, und beſonders wehe that 
es mir, weil ich annahm, Katzenſtein gehöre zu den Genoſſen, die alles das 
verſtehen, worüber ſie ſprechen; aber als ich von ihm die Vorwärts⸗Rechnung 
aufſtellen hörte, habe ich mir geſagt, daß der Tropfen ſemitiſchen Blutes, der 
nach Auer auch in Parteigeſchäften vorhanden fein muß, ihm fehlt. (Heiterkeit.) 
Statt allgemeiner Redensarten kann ich verlangen, daß er beſtimmte That⸗ 
ſachen anführt, die beweiſen, daß die Buchhandlung Vorwärts ihrer Aufgabe 
nicht gewachſen iſt. Er meinte, der Buchhandlung ſehle der buchhändleriſche 
Charakter. Ja wohl, daß iſt ja ganz unſere Abſicht und das iſt nothwendig, 
denn wir ſetzen nicht an Buchhändler ab, ſondern an Parteigenoſſen, und wir 
mëtten uns den Anforderungen, Bedürfniſſen und Geſchäftsgewohnheiten der 
Genoſſen anſchließen. Deshalb dürfen wir gegen unſere Abnehmer auch nicht 
fo rigoros vorgehen. Auch daß wir verhältnißmäßig ſchwer in den bürgerlichen 
Buchhandel eindringen, hat neben den Parteigegenſatzen ſeinen Grund, denn 
wir haben meiſt billige Broſchüren, für die ſich die Buchhändler nicht beſonders 
intereſſiren, weil ſie nicht viel daran verdienen. Auch die Kolporteure ſühren 
unſere Artikel lieber nicht, dieſe Leute, die Jahr aus Jahr ein geradezu von 
der Gnade der Polizei leben und einen ſortwährenden Kampf um ihre Exiſtenz 
führen, ſagen ſich: Was ſollen wir uns mit der Polizei ganz und gar ver⸗ 
feinden, wenn wir noch ſozialdemokratiſche Schriften vertreiben? Daß unſere 
Lileratur in die Maſſe hineinkommt, iſt nicht Sache der Buchhandlung, das iſt 
Sache der Agitation, denn mit unſerer Literatur können wir uns immer nur 
an einen Bruchtheil der Bevölkerung wenden. Deshalb hat auch die Buch⸗ 
handlung darauf verzichten müſſen, ihr Geſchäft rein buchhändleriſch einzurichten. 

Ob man kleineren Orten, die“ wenig abſetzen, auch dieſelben Preiſe 
gewähren kann, wie größeren, das iſt ein Thema, über das man ſich ſehr 
wohl verſtändigen kann, zumal es bei den meiſten Agitationsſchriften heute 
ſchon geſchieht. Ich bitte Sie alſo, die Anträge in dem Sinne anzunehmen, 
wie ich es ausgeführt habe, aber in Zukunft auch gegen die Parteiangeſtellten 
gerecht zu ſein. (Beifall.) 

Kolb⸗Karlsruhe: Gewehr hat ſich geſtern über den Ton beſchwert, 
den Auer angeſchlagen hat. Nun, ich meine, Auer war geſtern viel liebens⸗ 
würdiger als ſonſt; auch unſeren badiſchen Wünſchen gegenüber iſt er nicht 
mehr ſo ablehnend. Wer ſich gegen unſeren Antrag erklärt, kennt die Ver⸗ 
häliniſſe des badiſchen Landes nicht. 

Brard⸗Hamburg: Ich hätte geglaubt, daß wir diesmal mit einer 
Debatte über die „Neue Welt“ verſchont bleiben würden. Das iſt nicht 
geſchehen. Der Antrag 25 ſteht im Widerſpruch zu dem Beſchluß des vorigen 
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Parteitags, die Koſten des Blattes zu vermindern. Nur wenige Leſer laſſen 
ſich die „Neue Welt“ einbinden; es wäre alſo weggeworfenes Geld. Der Zweck 
des Antrages 25 wird dadurch erreicht, daß der Verlag des „Vorwärts“ ein 
Inhaltsverzeichniß herausgiebt. Die Bilder ſind durch Katzenſtein bemängelt 
worden; eine Verbeſſerung reſp. Vermehrung würde das Defizit wieder anſchwellen 
laſſen. Das Blatt ſoll kein Kunſtblatt ſein, ſondern leichte Unkerhaltungslektüre 
für die Frauen. Ueber die Verſtaatlichungsidee Katzenſtein's hat Bebel 
geſtern bereits in politiſcher Beziehung das Nöthige geſagt. Ich will nur 
hinzufügen, daß ein Privatdrucker in der That billiger produziren kann als 
die Partei. Merkwürdig, daß dieſelben Genoſſen, die Wünſche für die Ver⸗ 
ſtaatlichung haben, über die hohen Preiſe der Parteidruckereien klagen. Um 
ein Geſchäft wie die „Vorwärts“⸗ Druckerei zu leiten, dazu gehören tüchtige 
Kräfte, die wir nicht ſo leicht finden. Weshalb nicht? Der Privatdrucker 
kann die Leiter des Geſchäfts bezahlen wie er will. Wenn wir aber dem Leiter, 
wie es in bürgerlichen Gefchäften üblich iſt, 5—6000 ME, zahlen wollten, dann 
erhebt ſich ein großes Geſchrei, wir wollten Millionäre zuchten. Kommiſſionen 
werden eingeſetzt, in denen ſich zwar tüchtige und ehrenwerthe Genoſſen befinden, 
die aber keine Fachkenntniſſe beſitzen. Sie ſollen nun den Leiter der Druckerei 
überwachen, reden überall hinein und verbittern dem Leiter das Leben. Eine 
Quelle ewigen Aergers iſt geſchaffen. Schon deshalb möchte ich den Genoſſen 
von der Verſtaatlichung der „Vorwärts“ -Druckerei abrathen. 

Ich muß hier Klage darüber führen, daß der Redakteur der „Neuen 
Welt“, der kontraktlich verpflichtet iſt, auch den Neuen Weltkalender fertig zu 
ſtellen, uns in dieſenr Jahre mit der Manuſkriptlieferung im Stich gelaſſen 
hat. Obgleich er mir in Gotha Zelt verſprochen hat, das Manuſkript Ende 
Dezember vorigen oder Anfang Januar d. J. zu liefern, da wir den Kalender 
Anfang Juli erſcheinen laſſen müſſen, wenn wir Geſchäfte damit machen wollen, 
hat er ſein Verſprechen nicht gehalten. Von Woche zu Woche ſchob er die 
Lieferung hinaus, ſo daß das Erſcheinen des Kalenders in Frage geſtellt wurde. 
Ich mußte mich deshalb an die Inhaber der hieſigen Firma wenden, und ſo 
war die Zuſammenſtellung des Kalenders gewiſſermaßen eine Kollektivarbeit von 
Hamburg und Berlin. Immerhin kann ſich der diesjährige Kalender würdig 
feinen Vorgängern an die Seite ſtellen. Die Kritik an den patriotiſchen 
Bildern bezieht ſich offenbar auf die Abbildung des Kaiſer Wilhelm⸗Denkmals. 
Zunächſt iſt das Denkmal ein Kunſtprodukt und ſeine Enthüllung unzweifelhaft 
auch ein hiſtoriſches Ereigniß. Von den größeren Bauten hat der Kalender 
immer Notiz genommen, ſo vom Reichstagsgebäude und vom Leipziger Reichs⸗ 
gerichtsgebäude. Als wir in Köln waren, haben wir uns auch den Dom an⸗ 
geſehen, wir ſind hineingegangen, nicht um Gebete zu verrichten, ſondern um 
dem mächtigen Geiſte und der Arbeitskraft zu huldigen, die in dieſem Wunder⸗ 
bau verkörpert ſind. In dem Kalenderartikel iſt das Denkmal durchaus richtig 
kritiſirt und auch ſeine Mangel hervorgehoben worden. Um dieſe Kritik zu 
verſtehen, mußte den Leſern ein Bild des Denkmals ſelbſt vorgeführt werden. 
Ich bitte Sie, den bezüglichen Antrag abzulehnen. 

Schuell⸗ Königsberg: Der Antrag 33 ift von koloſſaler Bedeutung für 
die öſtlichen Provinzen. Man hat im Weſten keine Ahnung von den ſchwierigen 
Verhältniſſen, unter denen wir dort agitiren müſſen. Säle ſtehen uns in Oſt⸗ 
und Weſtpreußen ſo gut wie garnicht zur Verfügung, unſere Preſſe iſt für die 
Agitationszwecke dort abſolut unzureichend. Die Herausgabe eines Agitations⸗ 
kalenders halten wir für das wirkſamſte Mittel und durchaus nothwendig. 

Molkenbuhr: Die Badenfer haben uns wiederholt verſichert, daß fie 
mit ihrem Antrag ſchon vier Jahre hinter einander kommen, und es ſcheint ja 
faſt, als zeige der Parteitag den Badenſern gegenüber eine beſondere Hart⸗ 
herzigkeit. Wenn ein ſolches Bedürfniß für die Gründung eines Blattes bei 
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den Genoſſen eines ganzen Großherzogthums vorhanden wäre, dann müßte es 
ihnen möglich fein, im Zeitraum von 4 Jahren ſelbſt 20 000 Mk. dafür aufs 
zubringen. Wenn das aber nicht möglich iſt, dann iſt die Exiſtenzfähigkeit 
eines ſolchen Blattes überaus zweifelhaft und es könnten in jedem der nächſten 
vier Jahre weitere 20 000 Mk. von der Partei gefordert werden; das würde 
zu koſtſpielig werden. 

Den Antrag betreffend den gemeinſchaftlichen Bezug von Berichten über 
Parteitag und Parlamentsverhandlungen habe ich mit unterſchrieben. Fiſcher 
fagt, die Sache hätte man nicht hier zur Sprache bringen ſollen; es iſt 
aber geſchehen, um zu verhindern, daß ähnliche Sachen in Zukunft wieder 
paſſiren. Alle Genoſſen haben ohne Zweifel ein Intereſſe daran, die Preſſe 
ſo gut wie möglich auszugeſtalten, vor Allem auch in der Berichterſtattung. 
Ein Originalbericht des „Vorwärts“ würde der Bericht doch nicht aufhören zu 
ſein, wenn er zu gleicher Zeit auch von einem anderen Blatte gedruckt wird. 
Der Abſatz der Protokolle würde darunter auch nicht leiden. Das „Hamburger 
Echo“ hat ja in früheren Jahren ſtets den „Vorwärts“-Bericht bezogen, und 
trotzdem ſind von der Geſammtauflage des Protokolls ein Viertel bis ein 
Drittel in Hamburg und Umgegend abgeſetzt worden. Auer ſagte, das „Echo“ 
kann ſich einen eigenen Bericht leiſten; das geht aber doch nicht aus einer 
Privattaſche, ſondern fällt zu Laſten der Parteikaſſe. Nicht aus perfönlichen 
Gründen, ſondern im Intereſſe einer Vervollkommnung unſerer Preſſe und 
um unliebſame Erſcheinungen in der Zukunft zu verhüten, haben wir den 
Antrag geſtellt. 

Ein Schlußantrag wird abgelehnt. 

Hoffmann⸗Verlin: Genoſſe Auer iſt geſtern in viel ruhigerer und 
netterer Weiſe gegen mich zu Felde gezogen als heute Fiſcher. Da iſt es 
nothwendig, daß ich Ihnen mittheile, wie die ſog. Schundliteratur entſteht. 
Wenn Fiſcher geſagt hat, wir ſollten Kritik üben und nicht ſchnoddrige Reden 
führen, ſo pflichte ich ihm vollkommen bei. Möge das nur bedacht werden, 
wenn im „Vorwärts“ Kritik geübt wird. Auf den Parteitagen wurde immer 
der Wunſch ausgeſprochen, eine Literatur für unſere Kinder zu ſchafſen. Auch 
ich war nun ein ſolcher Frevler, der ein Bilderbuch für die Proletarierjugend 
herausgab. Dabei weiſe ich den Ausdruck „Schriftſteller“ auf mich angewendet 
zurück. Ich habe mich nie dafür gehalten. Ich habe nur ein Pantinen⸗ 
gymnaſium zu ſehen bekommen und zwar nur 3½ Jahre lang. Was ich mir 
nachdem erworben habe, das iſt mein Stolz. Wenn der „Vorwärts“ in ſeiner Kritik 
des Bilderbuches geſagt hätte: das und das iſt falſch, dann hätte er recht gehandelt. 
So aber ſchreibt der Schriftſteller Schönhoff darüber: „Es war eine übertriebene, 
ſchlechte und geſchmackloſe Nachahmung des Dietz'ſchen Bilderbuches“. Ich hatte aber, 
als ich mein Bilderbuch herausgab, keine Ahnung davon, daß der Dietz'ſche Verlag 
ſich mit derſelben Abſicht trug. Ich ſchrieb an den Parteivorſtand, und Auer 
erwiderte mir, es ſei in der That nicht wahr, was der „Vorwärts“ geſchrieben 
habe. Aber dabei blieb es. Mit der „Vorwärts“⸗Kritik aber war das Buch 
abgethan. Dann aber ſind es doch gerade Parteigenoſſen geweſen, die das 
Buch verbreitet haben. Ich habe weiter die „Zehn Gebote“ -Broſchüre und 
die Broſchüre „Die Sozialdemokraten kommen“ herausgegeben. Die erſte 
Broſchüre iſt in 70 000, die zweite in 170 000 Exemplaren verbreitet worden. 
Fiſcher ſagt nun in ſehr geſchmackvoller Weiſe: Ja vom „Scharfrichter Krauts“ 
ſind noch viel mehr Exemplare verbreitet. Ja, Genoſſen, wer verbreitet den 
„Scharfrichter Krauts“ und wer meine Broſchüren? Meine Schriften ver⸗ 
breiten ausſchließlich Parteigenoſſen. Sind die nun alle urtheilsunfähig? Die 
Schriften find von vielen Parteiblättern gelobt worden. Für vorgeſchrittene 
Parteigenoſſen kann ich nicht ſchreiben; dazu reichen meine Kenntniſſe nicht 
aus. Aber die indifferente Maſſe zu gewinnen dazu glaube ich reichen ſie aus. 
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Von den 70 000 Exemplaren der „Zehn Gebote“ hat die Vorwarts⸗ 
Buchhandlung ſelber ca. 10 000 abgeſetzt. Die Broſchüre iſt früher immer 
empfohlen worden, auch auf dem Umſchlag der Berliner Arbeiterbibliothek; 
ſie hat jahrelang im Katalog der Vorwärts⸗Buchhandlung geſtanden. Ich habe 
Kritiken von Dr. Adler, Kronawetter und Prof. Gyzicki bekommen, die die 
Broſchüre loben und anerkennen, Kronawetter hat geſchrieben, er wünſche nur 
eine ſolche Literatur, die an die Maſſen herankommt, und auch in Oeſterreich 
möglich wär. Die Broſchüre: „Die Sozialdemokraten kommen!“ hat eine 
andere Vorgeſchichte. Dr. Adler hat die Broſchüre in 100, in 1000 Exemplaren 
in Böhmen verbreitet. Der Text ift zunächſt als Arkikelſerie im „Zeitzer 
Volksboten“, den ich redigirt habe, erſchienen. Wenn ich als eine ſo anmaßende 
und unwiſſende Perſon hingeſtellt werde, ſo war es nicht hübſch vom Vorſtand, 
daß er mich drei Jahre lang auf dem Poſten eines Redakteurs ließ, ja mich 
aufgefordert hat, dazubleiben, als ich fort wollte. Die Artikelſerie wurde von 
der geſammten Parteipreſſe mit Ausnahme des „Vorwärts“ nachgedruckt. Die 
Artikel müſſen alſo doch wohl gefallen haben. Ich ſchickte ſie dann dem 
Vorſtande zu, damit ſie mit anderem Material über das „Bauernlegen“ als 
Landagitations⸗Broſchüre verkrieben würden. Nach 6 Wochen ſchrieb mir 
Fiſcher, die Arbeiten ſeien als gelegentliche Artikel ſehr gut, als Broſchüre 
aber nicht geeignet. Auf beſtändige Aufforderung von Seiten der Genoſſen 
gab ich ſie ſchließlich ſelber als Broſchüre heraus. Auf dem Berliner Parteitag 
ſagte ein Genoſſe: „Ja, ſolche Agitationsbroſchüren brauchen wir, um die 
Maſſen anzuregen.“ Ja, Genoſſen: Nicht zur Dummheit ſollen wir hinab⸗ 
ſteigen, aber in der ſechſten Klaſſe müſſen wir eben mit der ABE-Fibel 
anfangen! (Beifall.) Und auf dem Berliner Parteitag kam Auer zu mir 
heran und ſagte: Warum ſchicken Sie uns nicht ſolche Broſchüren? (Heiterkeit.) 
Ich erwiderte ihm: Wenn Sie künftighin Manufkripte eingeſchickt bekommen, 
dann leſen Sie ſie wenigſtens! (Heiterkeit) Auer war ſehr erſtaunt, daß 
die Broſchüre dem Vorſtand vorgelegen habe. Von dieſer Broſchüre ſind in 
Schleswig⸗Holſtein ꝛc. ganze Auflagen gratis vertheilt worden. Zirka 90 000 
habe ich faſt ohne Verdienſt abgegeben, welche zur Agitation verwandt ſind. 
Auch dieſe Broſchüre hat jahrelang im Katalog geſtanden mit dem Bemerken: 
Zur Landagitation ſehr zu empfehlen. Da Genoſſe Fiſcher erklärte: die 
Vorwärts- Buchhandlung beabſichtigt neben dem Verlagskatalog noch 
einen anderen herauszugeben, nehme ich unſeren Antrag wieder auf. Wir 
verlangen, daß nicht eine Perſon darüber zu entſcheiden hat, welche Broſchüren 
im Katalog genannt werden. Sonſt müſſen wir zugeben, daß Fiſcher ein 
Univerſalgenie fei. (Sehr richtig! und Widerſpruch.) Aber die Angriffe gegen 
meine Broſchüren ſind nicht neu. 

Eines Tages wurde im Magdeburger Arbeiter - Bildungsverein von 
Dr. Lux geſagt: Die Schriften des Hoffm ann'ſchen Verlages ſind Schund⸗ 
literatur. Ich habe dazu keine Silbe geſagt. Das iſt ſeine perſönliche Anſicht 
und damit gut. Später leſe ich, daß ein Beiblatt der „Volksſtimme“ in 
3 Mal 5000 Exemplaren auf dem Lande durch die Magdeburger Genoſſen 
verbreitet worden iſt. Da ich ſelbſt in einem Landkreis zu agitiren hatte, ſah 
ich mir das Blatt an, und was finde ich? Einen Abdruck der Broſchüre: 
„Die Sozialdemokraten kommen“. Nur den Verfaſſer hatte der Dr. Lux 
nicht genannt. Vielleicht hat er ihn nicht gekannt. (Heiterkeit.) Das nehme 
ich ihm weiter nicht übel, aber übel nehme ich ihm, daß er das, was er mit 
den Worten Schundliteratur bezeichnet, ſelber verbreitet. Große Heiterkeit.) 
Da muß Wandel geſchaffen werden. Wenn ich auf die Fehler in den 
Broſchüren aufmerkſam gemacht worden wäre, hätte ich das Fehlerhafte in den 
folgenden Auflagen abändern können. Legen wir einen ſcharfen Maßſtab an, aber 
bleiben wir anſtändig in unſerer Kritik, wie es ſich für Parteigenoſſen gehört. 
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Ziſcher klagt, daß die Buchhandlung nicht den Erfolg hat, Den fie eigentlich 
haben ſollte. Dabei iſt ihm bei der Frage der Kolporkeure ein Widerſpruch 
untergelaufen. Als der Neue Welt⸗Kalender um 10 Pf. billiger wurde, hieß 
es: Der Kolporteur braucht nicht ſoviel zu verdienen. Hinterher ſagte Fiſcher: 
es iſt unſere Pflicht, dafür zu ſorgen, daß der Kolporteur, der mit der Polizei 
ſoviel Scheerereien hat, auch als Menſch exiſtiren kann; wenn der Verdienſt 
nicht ſo gering iſt, könnten die Kolporteure ihren Verpflichtungen nachkommen 
und brauchten nicht ſoviel Bären bei der Buchhandlung anzubinden, darin gebe 
ich Fiſcher recht. Wohl haben wir Gelegenheit, durch Genoſſen unſere Literatur 
an Genoſſen zu verbreiten. Geben wir aber den Kolporteuren einen anſtändigen 
Verdienſt, dann bringen fie unſere Literatur in die Reihen, wo wir ſonſt nie 
hindringen. Der polniſche Partei⸗Vorſtand hat meine Broſchüre: „Die 
Sozialdemokraten kommen“, ohne mein Wiſſen ins Polniſche überſetzen laſſen 
und verbreitet. Mein Name als Verfaſſer iſt nicht darauf genannt. Darüber 
habe ich mich geärgert. Nicht weil ich mich für einen unſterblichen Schriftſteller 
halte, das bin ich ebenſo wenig, wie Fiſcher ein unſterblicher Buchhändler 
iſt (Heiterkeit), ſondern weil es heißen kann: ach, der Hoffmann hat ſich die 
Broſchüre vom Polniſchen ins Deutſche überſetzen laſſen und ſie dann als ſeine 
herausgegeben. (Heiterkeit.) Wenn aber fo polemiſirt wird, wie es Fiſcher 
heute gethan hat, dann treibt er es dahin, daß ſchließlich blos noch die 
Akademiker ſchreiben dürfen. (Sehr richtig.) Dann hören wir auf eine 
Proletarierpartei zu fein und werden nur von Akademikern geführt, und für 
die Arbeiter dürfen die nicht mehr ſchreiben, die ihre Sprache und ihre Leiden 
verſtehen. Wenn ich die Bänke der Univerſität gedrückt hätte, dann ſpräche 
ich ein korrekteres Deutſch und wäre nicht halb fo dumm wie Mancher, der 
die Univerſitätsbänke gedrückt hat. (Große Heiterkeit und Beifall.) 

Ein neu eingebrachter Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird abgelehnt. 

Langenberg ⸗Solingen: Nehmen Sie unſeren Antrag an. Das wird 
zweifellos zur Beſeitigung der bisherigen unleidlichen Zuſtände bei uns bei⸗ 
tragen; eine Radikalkur iſt nicht nöthig. 

Stolten⸗Hamburg: Ganz entſchieden lege ich Verwahrung dagegen ein, 
daß man meinen Antrag und was ich zur Begründung deſſelben geſagt habe, 
als Mätzchenmacherei bezeichnet. Wir waren gezwungen, einen ſolchen Antrag 
einzubringen, und was gegen ihn geſagt iſt, beweiſt nur ſeine Nothwendigkeit. 
Wenn man keine anderen Gründe hat, als zu ſagen: wir wollen das nicht, ſo 
muß es ein Mittel geben, den Willen zu brechen. Deshalb mußten wir uns 
an den Parteitag wenden. Mein Vorwurf gegen die Redaktion des „Vorwärts“ 
iſt ja hinfällig geworden. Wer die Stelle iſt, von der die Sache ausgegangen 
iſt, iſt noch nicht ganz klar geſtellt. Die Mittheilungen gingen aus vom Genoſſen 
Fiſcher. Wenn das Altweiberklatſch iſt, dann hat ihn der geliefert, der dieſe 
ſogenannten Gründe zum Ausdruck gebracht hat. Es muß abſolut unzuläſſig 
ſein, einen Bericht der Parkeipreſſe zu verweigern, wenn ſie ihn brauchen kann. 
Wir wollen ja nicht unentgeltliche Hergabe des Berichts; die Parteiblätter 
ſollen entſprechend ihrer Leiſtungsfähigkeit bezahlen. 

Rosbitzki⸗Wandsbeck: Mätzchenmacherei hat uns bei der Stellung unſeres 
Antrages betreffend den „Vorwärts“⸗Bericht ferngelegen. Als mir der Fall 
mitgetheilt wurde, habe ich ihn nicht glauben wollen. Derartiges darf nicht 
wieder vorkommen. Das Geld, das der doppelte Bericht mehr koſtet, geht der 
Agitation verloren. 

Frau Steinbach⸗Hamburg: Es wird ſo viel über den Inhalt der „Neuen 
Welt“ getlagt, daß er zu hoch ſei für viele Genoſſen und Genoſſinnen. Ich 
würde als Redakteur der „Neuen Welt“ eine ſolche Kritik als Schmeichelei auffaſſen. 
Das hat Fiſcher gut geſagt, daß wir nicht zur Unbildung herabſteigen, ſondern 
die Ungebildeten zu uns heraufziehen ſollen. Es iſt nicht möglich, allen geiſtigen 
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Qualitäten in einer Literaturbeilage Rechnung zu tragen; aber wo es ſich um 
eine ſo große Anzahl armer Lohnſklaven auch auf geiſtigem Gebiet handelt, 
deren Leſebedürfniß durch lange und eifrige Beſchäftigung mit unſerer Partei⸗ 
literatur dieſelben auf ein höheres Niveau gehoben hat, die aber zu arm find, 
daſſelbe durch Abonnements in Leihbibliotheken zu befriedigen, da plaidire ich 
für dieſe. Böſes Blut hat das Bild im Neuen Weltkalender gemacht. Ich 
halte es durchaus für berechtigt, eine Darſtellung nebſt Beſchreibung eines 
ſolchen Kaiſerdenkmals zu bringen, wenn die Kritik nur richtig iſt. Ich habe 
das Denkmal in Berlin ſelbſt geſehen, und da hat mir, nebenbei geſagt, eins 
ganz gut gefallen: zu den Füßen des Kaiſers, halb herunterhängend von den 
Stufen des Denkmals, da liegt die Krone und das Hermelin; das kann uns 
ſchon gefallen, die Idee iſt garnicht ſo übel. (Heiterkeit.) Ich wiederhole: 
Hauen Sie nicht ſo arg auf der Redaktion der „Neuen Well“ herum, die hat 
es wirklich nicht verdient. Ein Redakteur, der ein Blatt ſchreiben ſoll für eine 
Million von Leſern, um Allen zu gefallen, der müßte ein Gott ſein, und an 
dieſe Möglichkeit glauben wir doch nicht. (Heiterkeit und Beifall.) 

Inzwiſchen iſt der Antrag 93 eingegangen, aber die Unterſtützung für 
dieſen Antrag reicht nicht aus. 

Katzenſtein⸗Mainz: Man ſollte ohne Rückſicht auf den Verlag und vor 
Allem ohne Rückſicht auf die Verfaſſer bei der Aufnahme von Parteiliteratur 
in den Katalog der Buchhandlung Vorwärts verfahren; ich erinnere an das 
Schickſal von Kampffmeyer und Bruno Wille. Auf den Ton, den Fiſcher 
beliebt hat, will ich nicht eingehen. Ich habe nicht in ſo allgemeiner Weiſe 
mich über das „Vorwärts“⸗Geſchäft ausgelaſſen, wie er es dargeſtellt hat. 
Wenn die Zeitung eine geeignete Kraft für das Sortimentgeſchäft hat, wird 
ſich ſehr wohl eine Parteibuchhandlung in Berlin nach buchhaͤndleriſchen Grund: 
ſätzen gegenüber der Konkurrenz halten können. Das bureaukratiſche Verfahren 
des Verlags Vorwärts hat nicht blos die Kolporteure, ſondern auch Partei⸗ 
buchhandlungen abgeſchreckt. Ich glaube, der „Sozialdemokrat“ iſt nicht zum 
geringſten Theil deshalb eingegangen, weil der Verlag Vorwärts nicht genug 
gethan hat, um das Publikum für ihn zu intereſſiren. Hinſichtlich der Frage 
der Uebernahme der Vorwärtsdruckerei in eigene Regie habe ich nicht gemeint, 
daß an den Arbeitsverhältniſſen bei Bading viel zu ändern wäre; das kann 
nicht viel billiger gemacht werden, aber darauf kommt es auch nicht an gegen⸗ 
über den anderen Vortheilen. Nicht durch Lohndrückerei, ſondern durch günſtigere 
Arbeitsverhältniſſe in techniſcher Beziehung kann man günſtigere Reſultate 
erzielen und in geſchäftlicher Beziehung, durch Aceidenzarbeiten für Vereine, 
Kaſſen u. ſ. w., die ſich nicht um den Parteiſtandpunkt der Druckerei kümmern. 
Es ſollte mich garnicht wundern, wenn unſere Gegner die Ausführungen Auer's 
gegen uns benutzen; es war unverblümtes Mancheſterthum; eine ſchärfere Kritik 
der ſozialiſtiſchen Beſtrebungen in Bezug auf die Rentabilität des geſchäftlichen 
Betriebes iſt mir noch nicht vorgekommen. Bebel hat das rothe oder blaue 
Geſpenſt aufleben laſſen. Hätte man die Parteigeſchäfte vernichten können, ſo hätte 
man ſchon längſt die Gelegenheit wahrgenommen. Erfahrungen ſtehen Ihnen für 
Ihre Skepſis nicht zur Seite. Ich aber berufe mich auf Genoſſen Kleemann, der 
durchaus meine Auffaſſung theilt und der in Leipzig die beſten Erfolge erzielt hat. 

Baker ⸗Strelitz: Im Intereſſe meiner Berufskollegen — denn ich bin 
auch ſo ein kleiner Buchhändler und Kolporteur — möchte ich Fiſcher er⸗ 
widern. Er irrt ſich, wenn er meint, daß die Parteiliteratur ebenſo viel 
Prozente abwerfe wie die ſogenannte Schundliteratur. Den Parteigenoſſen 
unter den Kollegen wenigſtens ſollte man die Exiſtenz erleichtern. Auf Koſten 
der Kolporteure hat man bei der „Neuen Zeit“ in der letzten Zeit ein Geſchäft 
gemacht, indem man ihnen die Gratislieferung des Heftes 27 entzogen hat. 
Die Anſichten über die Schundliteratur ſind verſchieden. Daß ſo viele Partei⸗ 
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genoſſen, die früher ausſchließlich Parteiliteratur vertrieben haben, das jetzt 
aufgegeben haben, liegt daran, weil ſie ſich davon nicht ernähren können; es 
wird ihnen hierfür nicht ſo viel Rabatt gewährt, wie es für die gegneriſche 
Literatur geſchieht. Sorgen Sie dafür, daß es hierin anders wird. Bebel 
hat ſeine ganze Rede nur auf Hamburg zugeſpitzt. (Bebel: Nein!) Er hat 
ſchwarz in grau und grau in ſchwarz gemalt. 

Frau Zetkin ⸗Stuttgart: Ich will mich nur kurz gegen den Genoſſen 
Hoffmann wenden. Seine Ausführungen waren — er möge den Ausdruck 
entſchuldigen, ich bin überzeugt, daß es nicht beabſichtigt war — aber ſeine 
Ausführungen waren im höchſten Grade demagogiſch gehalten. (Sehr richtig!) 
Sie waren darauf zugeſpitzt, einen Gegenſatz zu konſtruiren zwiſchen der 
ſchwieligen Fauſt und dem Proletarier der Kopfarbeit und zwar wurde der 
Anſchein erweckt, als werde hinſichtlich der Veröffentlichung von Parteiliteratur 
der Handarbeiter zurückgeſetzt hinter dem Akademiker. Es iſt meine Ueber⸗ 
zeugung, daß Niemand in unſerer Partei nach dem Beruf und der Stellung 
des Verfaſſers fragt, ſondern nach dem Grade feines politiſchen und ſozialen 
Geſchultſeins. Das iſt der Maßſtab, nach dem wir unſere Parteiliteratur, 
unſere Preſſe zu beurtheilen haben und es drängt mich, hier auszuſprechen: 
Wenn wir die Literatur, die Hoffmann vertheidigt hat, nach ihrem Inhalt 
beurtheilen, ſo müſſen wir ſagen: gewogen und zu leicht befunden! Der Erfolg 
jener Broſchüren, auf den er ſich beruft, iſt noch kein Beweis für ihre Güte, 
ſondern nur dafür, wie gering die Anſprüche ihrer Leſer ſind; er beweiſt, daß 
man ſich in den Kreiſen der Genoſſen noch vielfach beſtechen läßt durch die 
populäre leichte Form, durch das Witzwort, durch Schlager, kurz durch alle 
die Eigenſchaften, die den Genoſſen Hoffmann als Schriftſteller und Redner 
auszeichnen und die ihm auch vorhin hier ſeinen Erfolg verſchafft haben. 
Aber wenn wir bezüglich des Inhalts fragen: Was laſſen dieſe Broſchüren als 
ſozialiſtiſchen Kern zurück, was leiſten ſie für Ausbreitung unſerer Grundſätze, 
für Aufklärung in Betreff unſerer Ziele? — dann kommen wir zu der Ueber⸗ 
zeugung, daß es beſſer wäre, jener billige Erfolg wäre nicht erreicht worden. 
Nichts ſcheint mir geſährlicher, als daß man hingeht und unſere Ideen in 
oberflächlicher und ſchiefer Weiſe vertritt. Nicht den Proletarier mundtodt 
machen, heißt es, wenn man an den Inhalt große Anſprüche ſtellt, im (egen: 
theil: der Proletarier, der für ſeine Fortbildung ein großes Maß von Energie, 
von Hingebung, von Begabung auſwendet, verdient alle Hochachtung, alle 
Anerkennung und vor Allem ale Unterſtützung und Förderung. Aber unſere 
Broſchüren find nicht ein Experimentirfeld für ſtrebſame Genoſſen, die ſich 
bilden wollen. Die Gelegenheit zur Weiterentwickelung liegt in anderer Rich⸗ 
tung. Was hinausgeht, das muß ſchon möglichſt vollendet ſein. Gerade für 
die noch unaufgeklärten Maſſen des Proletariats iſt das Allerbeſte gerade gut 
genug. (Beifall.) Deshalb möchte ich entſchieden Verwahrung dagegen ein⸗ 
legen, daß der Standpunkt des Genoſſen Hoſſmann bezüglich der Beurtheilung 
unſerer Parteiliteratur maßgebend wird. Wenn heute die Broſchüren, die ſein 
Entzücken hervorrufen, eine herbe Kritik erſahren haben, ſo iſt das kein An⸗ 
zeichen, daß einzelne Parteigenoſſen mißgünſtig ſind, einzelne Parteigenoſſen 
anderen Hinderniſſe in den Weg legen wollen, ſondern es iſt ein erfreuliches 
Anzeichen, daß die Parteigenoſſen auf ein höheres geiſtiges Niveau aufgeruckt 
find, daß fie höhere Anſprüche ſtellen und mit der ſogenannten populären 
ſeichten Literatur ſich nicht mehr begnügen. Und wenn wir weiter in dieſer 
Richtung ſtreben wollen, dann wäre nichts thörichter, als ſich auf den Stand⸗ 
punkt des Genoſſen Hoffmann zu ſtellen. Nicht herunterſchrauben ſollen wir 
unſere Anſprüche, ſondern nungekehrt, wir müſſen fie immer höher und höher 
hinaufſteigern. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Damit ſchließt die Debalte. 
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Der Antrag 93 hat inzwiſchen die genügende Unterſtützung wieder 
gefunden. 

Perſönlich bemerkt 

Fiſcher: Genoſſe Hoffmann hat einen Widerſpruch in meinen Aus⸗ 
führungen bezüglich der Kolporteure zu finden geglaubt, indem er ſagte, ich 
hätte erklärt, wir, die Buchhandlung Vorwärts, ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß die Kolporteure nicht ſo viel verdienen ſollen. Im Gegentheil, ich habe 
ausdrücklich geſagt, daß der Parteitag ſeinerzeit beim „Neue Wandkalender“ 
dieſe Stellung eingenommen hat, alſo nicht wir als Buchhandlung, ſondern 
Sie als Delegirte. Daun hat Stolten in der bekannten Angelegenheit mich als 
ſchwarzen Peter hingeſtellt, der Alles das gemacht hat. Ich hatte in der Sache 
nur das zu mitzuthun und mitzumachen, was ich als Vertreter der Buchhand⸗ 
lung zu ſagen hatte. Was die Aeußerung betrifft, daß man das ganze Jahr 
auf den „Vorwärts“ ſchimpfe u. ſ. w., ſo kann ich, da es von anderer Seite 
nicht mitgetheilt wurde, ſagen, daß ſie in einer Beſprechung der in Berlin an⸗ 
weſenden Mitglieder der Parteileitung von Singer gethan wurde. — Katzen⸗ 
ſtein erklärte, er hätte nicht gehaltloſe Vorwürfe gegen die Buchhandlung 
erhoben, ſondern fie ſpeziftzirt, und er führte wieder die angebliche nicht ge- 
ſchäftsmäßige Behandlung im Sortiment und die Inkoulanz gegen die Kunden 
beim Bezug des „Sozialdemokrat“ an. Aber die Buchhandlung Vorwärts hat 
weder mit der Expedition des „Vorwärts“ noch mit dem „Sozialdemokrat“ 
etwas zu ſchaffen gehabt. Dann hat auch Katzenſtein ſich über den Ton 
beklagt, mit dem ich feine Angriffe zurückgewieſen. Es it ja immer das alte 
Lied: Gegen Parteibeamte darf man ſagen: Ihr ſeid Eſel, unfähig und Eurer 
Aufgabe nicht gewachſen; wenn aber Jemand entgegnet, kehrt vor Eurer eigenen 
Thür — dann iſt das eine Beleidigung der Genoſſen. 

Hoffmann ⸗Berlin: Frau Zetkin hat mir etwas untergelegt, was ich 
nicht geſagt habe. Ich ſelbſt begrüße ihre Ausführungen mit Freuden; es iſt 
ein Fortſchritt, wenn die Broſchüren, die früher gefallen haben, heute nicht 
mehr gefallen, aber ich habe ausdrücklich von Broſchüren gesprochen, die nicht 
für Parteigenoſſen beſtimmt ſind, ſondern für ſolche, die erſt angeworben werden 
ſollen und wenn Frau Zetkin mehr zum Volke herunterſteigt und ſelbſt aufs 
Land geht, dann wird ſie auch dieſelben Erfahrungen machen. 

Bevor zur Abſtimmung geſchritten wird, erhält das Schlußwork 

Geriſch: Den Antrag 84 bitte ich abzulehnen. Durch ſeine Annahme 
würden wir wohl den Wünſchen der Karlsruher Genoſſen nachkommen, nicht 
aber den Wünſchen der Genoſſen des badiſchen Oberlandes, denen mit einem 
täglich in Karlsruhe erſcheinenden Blatte nicht gedient iſt. Dazu kommt die 
Schwierigkeit der Ablöſung des Verlagsrechts. Vis jetzt iſt mir nicht bekannt, 
welche Summe Genoſſe Geck fordert, klein wird ſie aber gewiß nicht ſein. Die 
ganze Angelegenheit iſt eine ſpeziell badiſche. Auf ihrem letzen Parteitag zu 
Oſtern d. J. haben die badiſchen Genoſſen ihren Landesvorſtand mit der 
Regelung der Sache betraut. Erſt wenn die badiſchen Genoſſen nicht ins 
Reine kommen können, hat ſich der deutſche Parteitag damit zu befaſſen. 
Warten wir es alſo ab. Der Genoſſe Geck hat hier zwar erklärt, daß er die 
Laſt bald los ſein wolle, ſoviel ich aber weiß, hat er auf eine Anfrage des 
badiſchen Landesvorſtandes, wie er (Geck) ſich zu der Uebergabe des „Volks⸗ 
freundes“ an die Partei ſtelle, erſt nach Monaten geantwortet. So lange ſich 
übrigens die badiſchen Genoſſen die Sache ſo leicht machen, daß ſie eine Er⸗ 
höhung der Beiträge um 5 Pf. pro Monat und Mitglied ablehnen, haben 
wir keinen Anlaß, die Mittel der Geſammtpartkei anzugreifen. 

Ich komme zu Antrag 64, deſſen Zurückſtellung ich beantrage, bis die 
Anträge 39 und 40 erledigt find. Vorher darüber zu beſchließen, iſt ganz 
unmöglich. Der von den Freunden des Genoſſen Schumacher geſtellte Antrag 
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will erſt die Ueberführung der „Bergiſchen Arbeiterſtimme“ in Parteibeſitz und 
dann die Kandidatenfrage regeln. Die Gegner Schumacher's ſtehen auf dem 
entgegengeſetzten Standpunkt. Urtheilen Sie deshalb nicht nach den Friedens⸗ 
ſchalmeien, die jetzt aus Solingen ertönen, Sie könnten ſonſt hinterher 
ſchwer enttäuſcht werden. Die Sachen liegen viel ernſter und ſchwieriger, 
als Sie denken. Der Mißtrauensbazillus hat ſolche Verheerungen in der 
Denkweiſe der Solinger Genoſſen angerichtet, daß ſie einander nicht über 
den Weg trauen. Deshalb verlangen die Gegner des Genofjen Schu⸗ 
macher erſt die Regelung der Mandatsfrage, bevor die „Bergiſche Arbeiter⸗ 
ſtimme“ in den Beſitz der Geſammtpartei übergeht. Sie (die Gegner Schu⸗ 
machers) ſagen — ich referire im Folgenden nur und ſpreche kein Urtheil 
aus —, erſt muß der Beſchluß über einen anderen Kandidaten in Solingen 
feſtgelegt ſein, damit Schumacher nicht durch eine Hinterthür wieder hinein⸗ 
kommt, dann wollen wir über die Uebernahme des Blattes in die Parteiregie 
reden, wohlgemerkt reden; zu welchem Beſchluß wir kommen, ſteht noch dahın. 
Ich referire weiter die Anſichten der ſogenannten Oppoſition: Schumacher 
hat der „Bergiſchen Arbeiterſtimme“ das Leben von jeher ſauer gemacht. Er 
hat ſeine Anhänger veranlaßt, aus der Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerer in Solingen 
auszutreten und dem Unternehmen damit große geſchäftliche Schwierigkeiten 
gemacht. Als es ihm hiermit nicht gelang, hat er öffentlich die Parole aus⸗ 
gegeben: Nieder mit der „Bergiſchen Arbeiterſtimme“! Als er hiermit keinen Erfolg 
hatte, hat er ein Konkurrenzblatt, die „Freie Preſſe“, gegründet. Als ihm 
auch das nicht gelungen iſt, verſucht er auf dem Wege, der in Ankrag 64 vor⸗ 
liegt, ſich der „Bergiſchen Arbeiterſtimme“ zu entledigen. 

Wenn wir mit dieſen Thatſachen rechnen, gewinnt der Antrag 64 ein 
anderes Geſicht. Die Nichtwiederannahme einer Kandidatur ſeitens Schu⸗ 
machers einerſeits und die Verſtaatlichung der „Arbeiterſtimme“ andererſeits 
find als Kompenſation gedacht, aber wenn die eine Seite die Verzichtleiſtung 
Schumacher's nicht als Kompenſation auffaßt, dann iſt es, meme ich, auch 
überflüffig, daß die „Bergiſche Arbeiterſtimme“ in Parteiregie genommen wird, 
Außerdem iſt es nicht unbekannt, daß bei Uebernahme der „Freien Preſſe“ auch 
noch einige Verbindlichfeiten zu erfüllen ſind, und die Gegner Schumacher! 
meinen, die Partei brauche nicht die Schulden eines Konkurrenz⸗Unternehmens 
zu übernehmen, das gegen ein Parteiorgan gegründet iſt. (Sehr richtig!) 
Vorläufig ſehe ich dieſe Friedenszeit noch nicht gekommen und bitte deshalb, 
den Antrag 64 zurückzuſtellen. — Was den Antrag 32, die Herausgabe einer 
Broſchüre über die Geſinde-Ordnung betrifft, fo wird die Parteileitung ver⸗ 
ſuchen, der Forderung gerecht zu werden; ob es gelingen wird, iſt allerdings 
fraglich. Dem Antrag 33 hätte ich lieber eine andere Form gegeben; ſtatt die 
Parteileitung mit der Herausgabe eines ſolchen Agitationskalenders zu beauf⸗ 
tragen, ſollten die Genoſſen der betreffenden Wahlkreiſe ſelbſt einen Verſuch 
machen. Die Parteileitung wird fie darin unterſtützen; die Mecklenburger 
Genoſſen werden beſtätigen, daß ſich die Parteileitung ihnen gegenüber bei der 
Herausgabe ihres Kalenders ſehr entgegenkommend gezeigt hat. Der Antrag 93 
iſt ſchwerlich ernſthaft zu nehmen, ich bitte, ihn deshalb abzulehnen. Zu der 
Befürchtung unſerer Delmenhorſter Genoſſen iſt kein Anlaß vorhanden. Die 
Parteileitung denkt durchaus nicht daran, ſämmtliche Kopfblätter zu beſeitigen. 
Im Gegentheil! Unter Umſtänden kann die Herausgabe von Kopfblättern ſehr 
zweckentſprechend ſein. So ſind wir beiſpielsweiſe der Meinung, daß Mainz 
ſehr gut ohne ein eigenes Parkeiblatt auskommen konnte. 

Der Delegirte von Düſſeldorf hat beſtritten, daß unſer dortiges Blatt 
eine Aufforderung zur Berichterſtattung erhalten hat. Ich will demgegenüber 
nur konſtatiren, daß ich die Aufforderung auch an das Düſſeldorfer Blatt und 
zwar in geſchloſſenem Kouvert geſandt habe. Aber vielleicht iſt der Brief ver⸗ 
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loren gegangen, und ich bin vollſtändig zufrieden, wenn in Düſſeldorf kein 
böſer Wille vorgelegen hat und die Berichterſtattung noch nachträglich erfolgt. 
Von den übrigen noch ausſtehenden Berichten ſind inzwiſchen mehrere eingegangen, 
ſodaß es vorausſichtlich möglich iſt, in kurzer Zeit eine genaue Zuſammen⸗ 
ſtellung fertigzuſtellen. 

Perſönlich bemerkt 

Schumacher: Während wir jeden perſönlichen Angriff vermieden 
haben, hat Geriſch in ſeinem Schlußwort, auf das keine Erwiderung mehr 
möglich iſt, einen rein perſönlichen Ton in die Debatte gebracht. Wir haben 
uns auf beiden Seiten abſolute Zurückhaltung auferlegt, weil uns Geriſch ver⸗ 
ſprochen hat, für die Verſchmelzung unſerer beiden Blätter einzutreten. Er 
wirft mir die Schulden meines Blattes vor; das ſind ganze 1000 Mk., die auf 
Tauſende von Parteigenoſſen fallen. Mit diplomatiſchen Kunſtgriffen — 

Vorſitzender Singer: Ihre Furcht, daß Ihnen eine Entgegnung auf Geriſch 
unmöglich gemacht ſei, iſt unbegründet, da der Antrag 64 ja zurückgeſtellt iſt. 

Geriſch: Ich habe blos referirt und die Anſichten der einen Richtung 
mitgetheilt, ich habe kein Wort geſagt, daß wir dieſe Auffaſſung theilen. 

Geck: Geriſch ſagte mit Unrecht, ich hätte wochenlang nicht geantwortet. 
Ich habe dem Landesvorſtand einen ausführlichen Bericht bei meiner Anweſenheit 
in Hamburg verſprochen, wo ich Rückſprache mit der Parteileitung nehmen wollte. 

Vorſitzender Singer: Wir werden wohl dazu kommen, alle Anträge, 
die Solingen betreffen, einer Kommiſſion zu überweiſen. 

Die Abſtimmung über den Antrag 64 wird hierauf ausgeſetzt. 

Der Antrag 25 iſt durch die vom Verlage der „Neuen Welt“ abgegebene 
Erklärung erledigt. Die Anträge 26 und 27 werden angenommen, ebenſo die 
Anträge 93 und 83, letzterer in folgender Faſſung: 

„Die Parteileitung iſt verpflichtet, den offiziell hergeſtellten Bericht 
über den Parteitag den Parteiblättern, die ihn haben wollen, zum gleichzeitigen 
Abdruck zu überlaſſen.“ 

Abgelehnt werden die Anträge 28, 32, 33, 34, 76, 84 und der Antrag 85, 
der zurückgezogen war, aber wieder aufgenommen wurde. 

Vor der Abſtimmung über den Antrag 81, betreffend die Verdeutſchung 
der Fremdwörter in Parentheſe, bemerkt 

Millarg⸗ Arnswalde: Ich gebe dem Antragſteller anheim, hinter das 
Wort „Parentheſe“ zu ſetzen: „Klammern“. (Stürmiſche Heiterkeit.) 

Der Antrag wird hierauf abgelehnt. 

Nunmehr wird die Diskuſſion über den Kaſſenbericht eröffnet. Anträge 
liegen hierzu nicht vor. 

Weinheber-Hamburg: Die außerordentlichen Opfer, die uns dies Jahr 
auferlegt hat, werden es erklärlich erſcheinen laſſen, daß Hamburg diesmal kein 
Geld an die Parteileitung abführen konnte. Wir haben hier koloſſale Summen 
für den Hafenarbeiterſtreik aufgebracht, ein Beweis. daß das Proletariat weiß, 
was es zu thun hat. Wir hoffen im nächſten Jahre wieder Gelder abzuliefern. 
Unſer Parteigeſchäft hat 67 000 Mk. Ueberſchuß, abgeſehen von 35 000 Mk., 
die es uns für den Streik geborgt hat. Wir werden die Ueberſchüſſe, die wir 
machen, nicht aufſtapeln, ſondern der Parteileitung zur Agitation zur Verfügung 
ſtellen. Im Uebrigen habe ich nur noch Namens der Hamburger Hafenarbeiter 
den Genoſſen für ihre thatkräftige Unterſtützung zu danken und zu verſichern, 
daß wir gegebenen Falles daſſelbe Solidaritätsgefühl beweiſen werden. (Beifall.) 

Freiwald = Niederbarnim: Ich halte es für ganz richtig, wenn die 
Wahlkreiſe ſich Gelder reſerviren, um für alle Fälle gerüſtet zu fein. Wenn 
fie ihr Geld bis auf den letzten Pfennig abführen, müſſen ſie ſich nachher bei 
jeder Gelegenheit an den Parteivorſtand wenden. 

Hiermit ſchließt die Debatte. 
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Im Schlußwort erklärt 

Geriſch, daß er den Hamburger Genoſſen keinen Vorwurf daraus gemacht 
habe, daß ſie in dieſem Jahre keine Gelder abgeführt haben. Daß die Wahlkreiſe 
ihr Geld bis auf den letzten Pfennig der Parteileitung überweiſen ſollen, habe 
er nicht verlangt. 

Hierauf wird der Antrag der Kontrolleure auf Entlaſtung des Kaſſirers 
angenommen. 

Um 1 Uhr tritt die Mittagspauſe ein. 


Nachmittags-Sitzung. 

Um 3½ Uhr eröffnet Leſche die Sitzung. 

Der Allgemeine Hamburger Arbeiterverein, ein Ueberbleibſel des All⸗ 
gemeinen Deutſchen Arbeitervereins, der hier unter dem Allen bekannten Namen 
„Bräuer'ſcher Verein“ noch ein Scheindaſein friſtet, hat einen Brief mit einem 
Antrag an den Parteitag geſchickt. Der Vorſitzende macht davon Mittheilung. 

Punkt 3 der Tagesordnung iſt der Bericht über die parlamentariſche 
Thätigkeit, den Schippel erſtattet: Der Bericht liegt gedruckt vor (ebe 
Protokoll S. 36), Sie werden ihn ja Alle geleſen haben. Der größte Theil 
unſerer Anträge iſt, wie nicht anders zu erwarten war, ergebnißlos geblieben. 
Zunächſt der auf Aufhebung des Majeſtätsbeleidigungs⸗Paragraphen. Daß er 
einen wunden Punkt in unſeren öffentlichen Verhältniſſen berührt, weiß ja Jeder, 
Jeder weiß aber auch, daß er in dem gegenwärtigen Reichstag abſolut ausſichtslos 
war. Es war aber agitatoriſch von großem Werth für unſere Partei, daß wir 
die wunde Stelle berührten, daß wir fortwährend attakirt und herausgefordert 
werden können — anderen Parteien geht es ja jetzt gerade ſo —, ohne das 
Recht zu haben, darauf zu erwidern, weil dann ſofort der Staatsanwalt mit 
einer Anklage wegen Majeſtätsbeleidigung kommt. Wir haben ja nicht verlangt, 
wie unſere Gegner behaupteten, daß die Monarchen etwa beliebig beleidigt 
werden können. Wir haben nur verlangt, daß Majeſtäten ebenſo behandelt 
werden wie jeder andere gewöhnliche Sterbliche; weiter ſoll der Schutz des § 105 
gewährt werden und der Staatsanwalt ſoll nicht verpflichtet ſein, auf jede 
Denunziation allerniedrigſter Art die häßlichen Prozeſſe einzuleiten. Aber das 
Aeußerſte, was uns von anderen Parteien konzedirt wurde, It, daß, wenn die 
bisherigen Verhältniſſe fortdauern, eventuell der Reichstag von ſeiner Gepflogen⸗ 
heit, den Monarchen nicht in die Diskuſſton zu ziehen, abgehen würde; und weiter, 
daß der Strafverfolgung die Stellung eines Antrages vorausgehen ſolle. 

Unſere Interpellation wegen Bekämpfung der Konſumvereine iſt bekanntlich 
ergebnißlos geblieben. Sie wiſſen ja, wie nicht nur in Sachſen der kleine 
Mittelſtand der Konſumvereins⸗Bewegung feindlich geſinnt iſt und wie man 
gegen dieſe Vereine mittels einer Umſatzſteuer vorgehen will. Beſtimmte An⸗ 
träge konnten ſich natürlich an die Interpellation nicht anſchließen. Immerhin 
hat ſich die ſächſiſche Regierung damals etwas zurückgehalten, bis ſie dann 
endlich nach Schluß des Reichs tages doch einzelne der Steuern genehmigt hat. 
Es wird ſich ja im nächſten Reichstage wieder Gelegenheit bieten, den Kampf 
gegen eine der friedlichſten und ſelbſt im Sinne des Bürgerthums geſetzlichſten 
Beſtrebungen der Arbeiter von Neuem aufzunehmen. Ergebnißlos blieb auch 
unſer Antrag, einzelne Beſtimmungen der Gewerbeordnung und der Kranken⸗ 
verſicherung auf die Hausinduſtrie auszudehnen und zu erweitern. Unſer 
Antrag, betr. Aufhebung aller landesgeſetzlichen Sonderbeſtimmungen über die 
Rechtsverhältniſſe der land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter und des Ge⸗ 
findes zu ihren Arbeitgebern beziehungsweiſe ihrer Herrſchaft, iſt nicht zur 
Annahme gelangt, aber die Majorität des Reichstages erkannte das Bedurfniß 
an, und es iſt ein vermittelnder Antrag Lenzmann angenommen, der die Reichs⸗ 
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regierung auffordert, reichsgeſetzlich die Beziehungen zwiſchen Geſinde, Land 
arbeitern und Herrſchaft zu regeln. Unſer Achtſtundentag hat zu einer zwei⸗ 
tägigen Debatte Anlaß gegeben, wobei ſchließlich ein ganz verwiſchter Antrag 
des Zentrums herauskam. Zuerſt wollte ein Theil des Zentrums unter Führung 
des Abg. Hitze wenigſtens für Fabrikarbeiter wöchentlich die Arbeitszeit auf 
63 Stunden feſtſetzen. Auch das wäre immerhin ein Fortſchritt geweſen, wenn 
auch ein geringer, denn an den thatſächlichen Verhältniſſen wäre im großen 
Ganzen nichts geändert worden. Aber ſelbſt dieſer Antrag ging der Majorität 
zu weit, und fo hat man ſich denn einfach dahin geeinigt, die Regierung auf: 
zufordern, ſie ſolle Erhebungen darüber anſtellen, in welchen Gewerben die 
Arbeitszeit ſo lang iſt, daß dadurch die Geſundheit der Arbeiter ruinirt wird. 
Thatſächlich iſt das nur ein Scheinbeſchluß geweſen, da ja das Altes ſchon der 
arbeitsſtatiſtiſchen Kommiſſion obliegt. 

Dagegen haben diesmal die Handlungsgehilfen zweifellos einen großen 
Fortſchritt zu verzeichnen, wie man ja überhaupt nicht ſagen kann, daß die 
Sozialreform ſo abſolut ſtill ſteht. Die Verhältniſſe drängen weiter, und trotz 
des Widerſtandes der Gegner werden einzelne Schritte gethan. Die Hand⸗ 
lungsgehilfen haben bei der Neuregelung des Handels-Geſetzbuches ſehr liberale 
Beſtimmungen für ihr Arbeitsverhältniß, die Kündigungsfriſt und die Kon: 
kurrenzklauſel erhalten. Dieſe Klauſel, die den Gehilfen oft die ganze Zukunft 
abſchnitt, iſt zwar nicht verboten, aber doch weſentlich eingeſchräntt worden. 
Auch mit der Anrechnung der Unfalls- und Krankengelder auf das Gehalt, mit 
der Kündigung und dem Lehrlingsweſen haben die Handlungsgehilfen gut ab- 
geſchnitten. Das iſt einer der wenigen Lichtpunkte der letzten Seſſion in Bezug 
auf die ſoziale Geſetzgebung. Unſere weitergehenden Anträge ſind abgelehnt, 
aber es ſind von uns geſtellte oder angeregte Reſolutionen angenommen, daß 
die Gewerbegerichte auf das Gebiet des Handelsgewerbes übertragen werden 
und daß die Beſtimmungen der Gewerbeordnung, die noch nicht im Handels⸗ 
Geſetzbuch enthalten ſind, nach Möglichkeit auf die Handlungsgehilfen aus⸗ 
gedehnt werden ſollen. 

Die Bäckerei⸗Verordnung hat diesmal zu keinem neuen Zwiſchenfall 
geführt; der Anſturm der Gegner iſt geſcheitert, wenigſtens ſchnitt alſo die 
Seſſion in dieſer Beziehung ohne Schaden für die Arbeiter ab. 

Von Anträgen, die nicht mehr zur Verhandlung kamen, erwähne ich den 
von Neuem vorgelegten Entwurf einer Seemannsordnung und den Antrag auf 
Ausdehnung der Fabrikinſpektion. Ferner iſt unter Anderem liegen geblieben 
ein Antrag betreffend die Demokratiſirung des Landtags-Wahlrechts, wozu uns 
gerade die Vorgänge in Sachſen veranlaßt hatten. Zweifellos wird ſich in der 
nächſten Seſſion von Neuem Gelegenheit finden, dafür zu agitiren, daß in allen 
Einzellandtagen das gleiche allgemeine und geheime Wahlrecht eingeführt wird. 
Andere Anträge, die regelmäßig wiederkehren, zum Beiſpiel der Antrag auf Ge⸗ 
währung größerer Freiheiten in Elſaß⸗Lothringen, erwähne ich hier nicht. Sie 
ſehen, daß die Thätigkeit der Fraktion auf ſozialiſtiſchem Gebiete eine ſehr rege 
war und ganz den Wünſchen der Parteigenoſſen entſprochen hat. Auch die hier 
auf dem Parteitage geſtellten Anträge entſprechen ja durchaus dem, was die 
Fraltion ſeit Jahr und Tag angeſtrebt hat, und ich hoffe, daß das Ergebniß 
der Diskuſſion daſſelbe Bild der Harmonie zwiſchen Partei und Fraktion zeigen 
wird wie in den letzten Jahren. (Beifall.) 

Vorſitzender Leſche: Wir kommen nun zu den hierzu geſtellten Anträgen. 
Es ſind die Nummern 55, 56, 57, 58, 71, 88, 92. 

Die Unterſtützung reicht für ſämmtliche Anträge aus; die Debatte wird 
eröffnet. 

Sindermaun⸗Dresden: Die letzte Reiehstagsſeſſion war, darin ſind wir 
wohl Alle einverſtanden, für uns fruchtreich und die Fraktion hat ihre Schuldigkeit 
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gethan. Vermißt habe ich nur, daß die Fraktion nicht zum deutſch⸗amerikaniſchen 
Handelsvertrag Stellung genommen hat. Der in Musficht genommene Redner 
Schippel war erkrankt. Künftig muß dafür geſorgt werden, daß ein zweiter 
Redner bereit geſtellt wird. 

Hoffmann⸗ Hamburg: Der Antrag 65 iſt überflüſſig und deshalb der 
Antrag 88 geſtellt worden. Die Regierung hat die Aenderung der Seemanns⸗ 
ordnung bereits in Angriff genommen; eine techniſche Kommiſſton it eingeſetzt 
und beſchäftigt ſich auch mit unſern Vorſchlägen. Empfehlenswerth wäre es 
aber, wenn die Fraktion gelegentlich eine Interpellation an die Regierung 
richtete, um den Gang der Dinge, der bekanntlich ſehr langſam iſt, zu be⸗ 
ſchleunigen. Wie verbeſſerungsbedürftig die jetzige Seemannsordnung Üt, dafür 
einige Beiſpiele. In Malaga wird ein Seemann von dem erſten Maſchiniſten 
ſo in den Leib getreten, daß die Uhr eingedrückt wird. Trotz einer Anzeige 
iſt keine Strafverfolgung eingetreten. Der Staatsanwalt lehnte ein Einſchreiten 
ab. Erſt auf dem Zivilprozeßwege kam der Beſchädigte zu ſeinem Rechte. Der 
Verletzte mußte aber erſt nachweiſen, daß die That auch nach den Geſetzen des 
Landes, wo ſie geſchehen, ſtrafbar ſei. Nachdem ein Jahr über der Anwendung 
aller dieſer Rechtsmittel verſtrichen war, kam ein Vergleich zu ſtande. Der 
Maſchiniſt ſprach ſein Vedauern über die That aus, zahlte ihm 30 Mk. für die 
beſchädigte Uhr und trug ſämmtliche Koſten, auch die des gegneriſchen Rechts⸗ 
anwalts. Solche Fälle ließen ſich hundertfach anführen. 

Durch die Seemannsordnung läuft wie ein rother Faden die freie Ver⸗ 
einbarung. Nach S 48 der Seemannsordnung haben die Rheder die Kosten der 
Heilung eines erkrankten Seemanns während dreizehn Wochen zu tragen. Als 
nun ein Seemann erkrankte, ging er zunächſt auf Koſten ſeiner Krankenkaſſe ins 
Krankenhaus. Als er entlaſſen wurde, verlangte er von der Rhederei die Ve⸗ 
zahlung der Krankenhausrechnung. Die Rhederei weigerte ſich. Es kam zum 
Zivilprozeß und der Seemann wurde abgewieſen, weil der Heuerbaas beſchwor, 
daß er nur deshalb angemuſtert worden ſei, weil er Mitglied einer Krankenkaſſe 
war. Das Amtsgericht und das Landgericht erklärten, daß die Rheder von der 
Verpflichtung des 8 48 der Seemannsordnung frei ſein wollten. Durch die 
freie Vereinbarung wird der 8 48 alſo illuſoriſch gemacht. Wie ſchädlich wirkt 
dieſe Beſtimmung, zumal manche Krankheiten erſt zum Vorſchein kommen, wenn 
der Seemann abgemuſtert iſt. Wie wir die vorſintfluthliche Geſinde⸗Ordnung be⸗ 
kämpfen, müſſen wir auch die Aenderung der Seemannsordnung in unſerem 
Sinne erſtreben. Und zwar muß dieſe Aenderung baldigſt erfolgen. Hierzu ſoll 
die Fraktion durch ihre Interpellation beitragen. Die Verhältniſſe muſſen beſſer 
werden. Die Vorſchläge der techniſchen Kommiſſion ſtellen nur ein Minimum 
von Verbeſſerungen vor. Im Großen und Ganzen bleiben die Uebelſtände beſtehen. 

Häuiſch⸗Leipzig ſpricht für den Antrag 55. Eine ausführliche Be⸗ 
gründung diefes Antrages, der ſich mit der mißbräuchlichen Anwendung des 
8 153 der Gewerbe⸗Ordnung befaßt, erübrigt ſich wohl. Die Handhabung dieſes 
Paragraphen bei der Rechtſprechung der letzten Zeit iſt gerade zum Skandal 
geworden. Seit das Wort gefallen iſt, die ſchwerſten Strafen ſollen Denjenigen 
treffen, der einen anderen an freiwilliger Arbeit verhindert, iſt die Rechtſprechung 
da und dort eine ungeheuerliche geworden. Allein in den 4—5 Wochen während des 
Leipziger Maurerſtreiks ſind nach einer flüchtigen Aufſtellung, die durchaus keinen 
Anſpruch auf Vollſtändigkeit macht, nicht weniger als 4 Jahre 4 Monate 
27 Tage Gefängniß verfügt worden. Dazu kommen noch zum Theil ſehr hohe 
Geldſtrafen. 

Frau Eichhorn⸗Dresden. Die Parteigenoſſinnen, die den Antrag 58 
eingebracht haben, ſind wohl noch nicht lange in unſerer Bewegung, ſonſt würden 
ſie wiſſen, daß ſchon ſeit langer Zeit dieſe Forderungen von uns in den 
Parlamenten erhoben werden. Gegen den Antrag in einer Verſammlung in 
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Dresden zu ſprechen, war mir nicht möglich, da nach dem ſächſiſchen Vereins⸗ 
geſetz die Verſammlung ſofort aufgelöſt worden W 

Hug⸗Bant: Am 23. oder 24. März d. hat Genoſſe Metzger im 
Reichstage Klage geführt über die Entlaſſung von n auf der kaiſer⸗ 
lichen Werft in Wilhelmshaven. Von den Rednern der Partei des Königs Stumm, 
den Antiſemiten und anderen Parteien wurden dieſe Entlaſſungen für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, weil man Sozialdemokraten auf der Werft nicht zu dulden 
brauche. Der Marineminiſter Hollmann verſprach ſchließlich, nachdem auch 
Genoſſe Auer ihm energiſch auf den Leib gerückt war, die Sache unterſuchen 
zu wollen. In der 199. Sitzung vom 27. März gab Hollmann nun die kurze 
und bündige Erklärung ab, den entlaſſenen Arbeitern Tei kein Unrecht geſchehen 
und die Sozialdemokraten hätten wieder einmal Anklagen erhoben, die ſie nicht 
beweiſen konnten. Eine Zurückweiſung dieſes Vorwurfes war wohl aus 
geſchäftsordnungsmäßigen Gründen nicht möglich. Ich halte mich aber, nach⸗ 
dem vor ganz Deutſchland der Vorwurf der Unwahrheit gegen Diejenigen 
geſchleudert worden iſt, welche das Material beigebracht haben, für verpflichtet, 
ihn zurückzuweiſen und zu erklären, daß Hollmann von der Ober-Werftdireltion 
objektiv falſch, der Wahrheit nicht entſprechend, informirt worden iſt. Von den 
14 Entlaſſenen konnte nur einem Einzigen die Betheiligung an angeblich ſozial⸗ 
demokratiſcher Agitation nachgewieſen werden. Auch entläßt man nicht bei 
Arbeitsmangel die tüchtigſten Arbeiter und ſolche, die bis 17 Jahre im Betrieb 
gearbeitet haben, ohne ihnen zu ſagen warum? Es hat den Anſchein, als ob 
beauftragte Delatoren das Beweismaterial geliefert. Der wirkliche Grund der 
Entlaſſungen dürfte fein, das Erſtaunen über die große Summe, die von Vant⸗ 
Wilhelmshaven für die ſtreikenden Hafenarbeiter nach Hamburg geſandt worden 
iſt. Ich erwarte von unſeren Vertretern im Reichstag, daß ſie in der nächſten 
Seſſion auf die Sache zurückkommen. 

Hoch⸗ Hanau: Mein erſter Antrag zu Nummer 92 iſt veranlaßt worden 
durch Vorgänge in Leipzig, wo ein Fabrikant in ſeine Arbeitsordnung einen 
Paſſus aufnahm, der die Kompetenz des Gewerbegerichts bei Streitigkeiten mit 
ſeinen Arbeitern ausſchloß. Das Gewerbegericht erklärte ſich für unzuſtändig, 
und in der That enthält das Geſetz eine Lücke, die beſeitigt werden muß. 
Den zweiten Antrag habe ich eingebracht, weil unſer Gewerbe-Inſpektor während 
des langdauernden Streiks der Diamantarbeiter in Hanau ſich in keiner Weiſe 
um die Sache bekümmert und auch nicht den geringſten Verſuch gemacht hat, 
mit den Arbeitern in Verbindung zu treten. In Preußen hat die vermittelnde 
Thäligkeit der Fabrikinſpektoren bei Streiks in vielen Fällen ſegensreich 
gewirkt, darum erſuche ich unſere Vertreter im Reichstage, dieſe Angelegenheit 
zur Sprache zu bringen und darauf zu dringen, daß unſerm Gewerbe-Inſpektor 
eine entſprechende Inſtruktion ertheilt wird. 

Vartels⸗Lübeck: Die Anträge 55 und 56 decken ſich. Wir Lübecker 
Genoſſen find beſonders gewahr geworden, daß das Koalitionsrecht der Arbeiter 
nur auf dem Papier ſteht. Wir hatten in einem 26wöchigen Streik der 
Arbeiter der Thiel'ſchen Emaillirwerke 22 Jahre Gefängniß zu verzeichnen. 
Das Wort „Pfannkuchen“ koſtete einem Arbeiter, der es einem Streikbrecher 
zurief, 14 Tage Gefängniß. Auch Streikpoſten⸗Stehen wurde mit 35 Tagen 
Haft beſtraft. Wir haben alles Material der Fraktion geſchickt. Bei Zu⸗ 
ſammentritt des Reichstages muß die Fraktion interpelliren. Die Zuſtände 
find unhaltbar. Wir muſſen hören, was wir in Sachen des Koalitionsrechts 
zu erwarten haben. 

Baudert⸗Apolda: Ich bitte um Ablehnung des Antrages der Dresdener 
Genoſſinnen. Durch die bürgerlichen Zeitungen und einen Theil unſerer Partei⸗ 
preſſe iſt die falſche Mittheilung gegangen, daß unſerem Fabrikinſpeltor eine 
Aſſiſtentin beigegeben ſei. Es war aber nicht eine Affiftentin, gewählt von den 
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Arbeiterinnen, ſondern eine Dame, von deren Aſſiſtenteneigenſchaft, wenn ſie 
in Begleitung des Fabrikinſpektors reiſte, die Arbeiterinnen keine Ahnung 
hatten. So alſo, wie der Dresdener Antrag geſtellt iſt, hat er keinen Erfolg. 
Es müßte ausdrücklich betont werden, daß die Aſſiſtentin von den Arbeiterinnen 
gewählt worden ſoll. 

Wengels⸗Berlin: Ich halte es für ſelbſtverſtändlich, daß der Parteitag 
den Antrag 41 annimmt. 

Frau Zietz⸗Hamburg: Das reiche Material, daß für den Antrag 55 an⸗ 
geführt iſt, beweiſt, wie nothwendig es iſt, ihn anzunehmen. Nicht aus dem Grunde, 
weil ich mir viel davon verſpreche, ſondern aus agitatoriſchen Gründen muß unſere 
Fraktion im Reichstage es zur Sprache bringen, daß die Unternehmer ungeſtraſt 
daſſelbe thun können, was bei den Arbeitern mit ſchweren Strafen belegt wird. 
Sie wiſſen ja, daß es nur dem vielgenannten Schweineglück der Sozialdemokratie 
zu danken iſt, daß die Anträge auf Verſchärfung des § 153 ſeiner Zeit nicht 
angenommen wurden. Es fiel uns damals das Material in die Hände, 
das unter dem Namen „Ein Komplott gegen die Arbeiterſchaft“ herausgegeben 
wurde. In unſerer Preſſe wird ja täglich darauf hingewieſen, wie mit zweierlei 
Maß gemeſſen wird; aber es iſt weit wirkungsvoller, wenn von der Tribüne des 
Reichstages herab ein ſolches Verfahren gebrandmarkt wird. (Beifall.) 

Leid⸗Berlin VI: Wir ſollten uns mehr darauf beſchränken, der Fraktion 
Anregungen zu geben. Wenn wir uns mit jedem einzelnen Wunſch hier 
befchäftigen, dann wird der Parteitag auf ein Niveau herabgedrückt, das feiner 
nicht würdig iſt. Findet ſich eine Gelegenheit, ſo wird die Fraktion ſchon die 
Wünſche unſerer ſaͤchſiſchen Genoſſen berückſichtigen. Es genügt, die Anträge 
der Fraktion zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Käppler⸗Altenburg: Ich bin von Seiten verſchiedener deutſcher Mühlen⸗ 
arbeiter aufgefordert worden, der Fraktion den Dank für ihr enetgiſches Auf⸗ 
treten zu Gunſten der Mühlenarbeiter auszuſprechen. Ich bitte, daß die Fraktion 
durch eine Interpellation anfragt, weshalb die Beſtimmungen über die Sonntags⸗ 
ruhe für die Müller ſo verſchieden gehandhabt werden. So wird die Saale 
in ihrem Oberlaufe für ein beſtändiges Waſſer erklärt und die Sonntagsruhe 
gilt für die kleinen Bockmühlen. Für die große Böblinger Mühle, die hundert 
Arbeiter beſchäftigt, wird die Sonntagsarbeit aber zugelaſſen, weil die Saale 
ein unregelmäßiges Gewäſſer ſei. Die Böblinger Mühle aber liegt weiter unten 
an der Saale. (Heiterkeit.) 

Auer: Durch die Ausführungen des Genoſſen Hug veranlaßt, gehe ich 
auf einen Vorgang ein, der die Aufmerkſamkeit der Genoſſen im hohen Maße 
verdient. Hug hat den Verdacht ausgeſprochen, daß ſich unter den Werft⸗ 
arbeitern Wilhelmshaven's Delatoren befinden, die Arbeiter, die ſich im Dienſt 
der Partei bemerklich machen, denunzirt haben. Ich glaube nun eine Thatſache 
mittheilen zu können, welche dieſen Verdacht faſt zur Gewißheit macht. Es 
iſt mir von irgend einer beſtimmten Stelle vor einigen Monaten die Mittheilung 
gemacht worden, daß Angehörige der Berliner Polizei nach ſüddeutſchen 
Orten gegangen ſind, um dort in Fabriken als Arbeiter einzutreten. Es wurde 
mir auch eine Fabrik beſtimmt genannt, und zwar die eines ſüddeutſchen Groß⸗ 
induftriellen, der ſowohl im politiſchen als auch im ſozialpolitiſchen 
Leben eine hervorragende Rolle ſpielt. Die Perſon, die in die Fabrik eingetreten 
ſein ſoll, wurde mir ſo gekennzeichnet, daß es möglich war, ſie, wenn ſie wirklich 
exiſtirte, feſtzuſtellen. Nachdem ich mit meinen näheren Kollegen im Parteivorſtande 
über die Sache Rückſprache genommen hatte, habe ich mich an den Genoſſen 
Dreesbach in Mannheim gewandt, ihm Mittheilung davon gemacht und ihn 
erſucht, er möge, wenn es irgend angeht, feſtſtellen laſſen, ob in die betreffende 
Fabrik in letzter Zeit eine ſolche Perſon in Arbeit getreten ſei, um, wenn das 
der Fall wäre, die Arbeiter der Fabrik vor dieſem eigenthümlichen Mitarbeiter 


120 Zweiter Verhandlungstag. — Nachmittags⸗Sitzung. 


zu warnen. Ich betone ausdrücklich, da ich den Namen Dreesbach genannt 
habe, daß es ſich hier nicht um eine Mannheimer, überhaupt um keine badiſche 
Fabrik handelt. Damit will ich nicht ſagen, daß dort ſolche Fälle nicht vor⸗ 
kommen, aber was ich nicht beweiſen kann, wage ich auch nicht zu behaupten. 
Dreesbach hat die von mir gewünſchten Unterſuchungen angeſtellt, und es hat 
ſich wirklich ergeben, daß in die betreffende Fabrik zu der mir mitgetheilten 
Zeit die betreffende Perſon mit allen mir mitgetheilten Merkmalen eingetreten 
iſt. Die Angabe hat fi alſo bewahrheitet. (Pfui!) Sie ſehen daraus, 
mit welchen Mitteln gegen uns gearbeitet wird. Es iſt angebracht, daß von dieſer 
Mittheilung den Arbeitern weitgehendſte Kenntniß gegeben wird, damit ſie 
Gelegenheit nehmen, vorſichtig zu ſein. (Beifall.) 

Kaudt⸗Roſtock: Da das Koalitionsrecht der Arbeiter ſo gut wie illuſoriſch 
iſt, halte ich es für nöthig, die Anträge 55 und 56 anzunehmen. Unſere Fraktion 
muß im Reichstage ſolche eklatante Fälle zur Sprache bringen. Ich erinnere 
nur an den Tiſchlerſtreik in Roſtock, wo die Streikenden die Zureiſenden bewegen 
wollten, mit ihnen gemeinſame Sache zu machen. Geſetzlich iſt das erlaubt, 
aber die Polizei ſtellte neben jeden Streikpoſten einen Poliziſten und verhinderte 
ſo die Streikenden an ihrem Vorhaben. Das Fixiren der Zureiſenden durch 
die Streikenden wurde als grober Unfug erklärt. (Heiterkeit.) Und bei der Art 
der Auslegung des Begriffs grober Unfug ſollte es mich nicht wundern, daß man 
es ſchließlich noch als groben Unfug erklärt, wenn man den Arbeitswilligen den 
Hintern zudreht, (Heiterkeit.) Ich bin überzeugt, daß unſere Fraktion die hier 
vorgebrachten Wünſche berückſichtigt und energiſch für die Anträge eintritt. (Beifall.) 

Gewehr Elberfeld: Den ſozialpolitiſchen Drang des Genoſſen Hoch 
bekämpfe ich durchaus nicht. Ich halte es aber für verfehlt, bei jedem Streik 
den Gewerbe-Inſpektor einzuladen. Im Weſten Deutſchlands würden die 
Arbeiter bei der Rückſichtnahme der Fabrik⸗Inſpektoren gegenüber den 
dortigen Fabrikanten den Kürzeren ziehen. Eine Anfrage möchte ich an den 
Referenten richten: Nach einem Bericht der „Freiſinnigen Zeitung“ hat Eugen 
Richter in einer Rede in Remſcheid behauptet, die Sozialdemokraten im Reichstag 
hätten ſich mit der letzten Militärforderung von 170 Millionen ſtillſchweigend 
einverſtanden erklärt, ſie hätten ſich unter der Hand mit den anderen Parteien 
geeinigt, daß die neuen Kanonen in Arbeit gegeben werden ſollten. Ich habe 
die Ueberzeugung, daß Richter, wie ſo oft, ganz gewaltig geflunkert hat. Ich 
erwarte von Schippel, daß er in ſeinem Schlußwort dieſe Flunkerei zerſtört. 

Inger⸗Solingen: Bei der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung im Reichstag 
müſſen unſere Genoſſen ſcharf aufpaſſen, daß die humanen Abſichten der 
Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung nicht illuſoriſch gemacht werden. Das Vertrauen der 
Arbeiter in die Fabrikinſpektoren iſt ja im Allgemeinen kein ſehr großes, aber 
rühmliche Ausnahmen giebt es doch; ſo war es früher bei uns in Solingen. 
Unſer Fabrikinſpektor nahm die Wünſche der Arbeiter entgegen, er nahm ſich 
ihrer an. Die Folge war ein Rüffel von der Regierung, denn die Fabrikanten 
wandten ſich gegen ſeine Thätigkeit. Unſere Vertreter müſſen dieſe Sache in 
geeigneter Weiſe im Reichstag verfolgen. 

Kuſipfer⸗Berlin: Ganz beſonders lege ich Werth auf Antrag 56; ſeit das 
Wort von den ſchwerſten Strafen für die Hinderung Arbeitswilliger gefallen iſt, 
wird ſogar die rohe Gewalt gegenüber ſtreikenden Arbeitern angewandt. In Biele⸗ 
feld wurden Arbeiter verhaftet, die nichts weiter gethan haben, als am Bahnhof 
angekommene Arbeiter darauf aufmerkſam zu machen, daß ein Streik im Gange 
ſei. Ein Arbeiter wurde von 2 Polizeibeamten feſtgehalten und ein Unternehmer 
hat ihn derartig geſchlagen, daß er in ärztliche Behandlung gehen mußte. Die 
Annahme des Antrages empfiehlt ſich deshalb, damit von der Tribüne des 
Reichstags unter Anführung ſolcher Thatſachen die Nothwendigkeit der Sicherung 
des Koalitionsrechtes klargelegt wird. 
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Albvecht⸗Halle: Ich hätte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn nicht 
beantragt wäre, alle Anträge der Fraktion zur Erwägung zu überweiſen. Das 
geht nicht bei ſo wichtigen Anträgen, wie ſie vorliegen. Wir müſſen feſte 
Direktiven geben. Eine Interpellation über das Koalitionsrecht iſt abſolut 
nothwendig. Die Anträge 55 und 56 müſſen ſofort angenommen werden. 

Bebel: Die Stellung der Fraktion zu den Anträgen wird Schippel 
nachher darlegen. Mich hat auf die Tribüne die Aeußerung des Genoſſen 
Gewehr geführt hinſichtlich des Verhaltens der Fraktion gegenüber der 
Forderung von neuen Kanonen — übrigens nur einer Rate von ungefähr 
44 Millionen. — Seine Darſtellung auf Grund des Berichts der „Freiſinnigen 
Zeitung“ iſt abſolut unrichtig. Wie ſich die Fraktion zu dieſer Frage geſtellt 
hat, geht aus der Erklärung hervor, die ich im Namen der Fraktion bei der 
damaligen Berathung im Plenum abgab, wonach wir uns gegen die Forderung 
erklärten. Die Aeußerung der „Freiſinnigen Zeitung“ bezieht ſich offenbar auf 
Vorgänge in der Budget-⸗Kommiſſion. Dort verlangte der Kriegsminiſter, daß, 
bevor er auf eine ausführliche Begründung der Forderung eingehe, die Kom⸗ 
miſſtons⸗Mitglieder ſämmtlich ſich verpflichten müßten, von den Verhandlungen 
kein Wort an die Oeffentlichkeit zu bringen. Es war alſo eine Ehrenſache für 
uns, die wir der Kommiſſion angehörten, dieſe Erklärung abzugeben, denn ſonſt 
hätten wir den Saal verlaſſen müſſen, während wir naturgemäß ein Intereſſe 
daran hatten, zu bleiben. Eine derartige Verpflichtung wird auch bei ſonſtigen 
Gelegenheiten, wenn es ſich z. B. um wichtige Staatsgeheimniſſe handelt, über⸗ 
nommen. Wir haben in der Kommiſſion nachher ebenſo gegen die Forderung 
geſtimmt wie ſpäter im Plenum. 

Wurm: In letzter Zeit weigern ſich die Fabrikinſpektoren, mit Gewerkſ chafts⸗ 
Kartellen in Verbindung zu treten. Es ſind nun ſchon von Legien und mir in 
dem „Korreſpondenzblatt der Gewerkſchaften“ und im „Vorwärts“ die Gewerk⸗ 
ſchaften aufgefordert, und ich richte dieſe Forderung auch hier an die Genoſſen, 
an allen Orten an den Fabrikinſpektor ausdrücklich die Frage zu richten, ob er 
bereit iſt, ſich mit ihnen in Verbindung zu ſetzen. Keine Antwort wäre in 
dieſem Falle auch eine Antwort. Wie die Dinge heute liegen, iſt ja garnicht 
daran zu denken, daß wir in nächſter Zeit erreichen, daß die Fabrikinſpektionen 
durch Arbeiter verſtärkt werden. Ich muß lobend hervorheben, daß in Süd⸗ 
deutſchland einige Gewerbeinſpektoren zu der Einſicht gekommen ſind, daß ſie, 
ohne die Arbeiter zu befragen, ihre Aufgabe garnicht erfüllen können. Und 
auch in Preußen hat es an einigen Orten ſolche Beamte gegeben. Im letzten 
BVerichtsjahre find fie aber verſchwunden: Es ſcheint abgewinkt worden zu ſein. 
Sorgen Sie alſo für Material, auf Grund deſſen wir nachweiſen können, ob es 
ſich bei der Gewerbeinſpektion nur umlein Schaugericht für die Arbeiter handelt. 

Damit ſchließt die Diskuſſion. 

Das Schlußwort erhält Schippel: Ich will mit ein paar Worten 
Bebel's Erwiderung auf Gewehr's Anfrage ergänzen. Die „Barmer 
Zeitung“ hat Richter's Worte ſo wiedergegeben, daß ſie dem Sinne nach mit 
Bebel's Aeußerung übereinſtimmen: Der Kriegsminiſter hätte im Dezember 
in der Budget⸗Kommiſſion vertraulich erklärt, daß eine neue Artillerie⸗Aus⸗ 
rüſtung im Werke ſei und daß Deutſchland dadurch einen Vorſprung erhalten 
werde; dieſe Mittheilungen ſeien durchaus vertraulicher Art geweſen. Richter 
hat dann weiter geſagt, die Sozialdemokraten hätten verſprochen, von der 
Sache kein Weſen zu machen. Das heißt doch nichts anderes, als daß wir 
vertrauliche Mittheilungen nicht in die Oeffentlichkeit bringen wollten. Das 
iſt ein Gebot der Ehrenhaftigkeit, wogegen kein Genoſſe Widerſpruch erheben 
wird. Und wenn wir auch in der Oeffentlichkeit kein Weſen von der Sache 
gemacht haben, nun, Genoſſen, ſo müſſen wir uns klar darüber ſein, daß wir 
uns hier in einer Zwickmühle befinden. Wir haben die Soldaten nicht bewilligt, 
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aber ſie ſind einmal da. Für Milizanträge und Abſchafſung aller ſtehenden 
Heere iſt keine Mehrheit vorhanden und in abſehbarer Zeit auch nicht zu 
ſchaffen. Das iſt eine Thatſache, die uns ſicherlich unangenehm iſt, mit der 
wir aber rechnen müſſen. Sollten wir nun, weil die bürgerlichen Parteien uns 
in dieſer Beziehung nicht unſeren Willen thun, die deutſchen Arbeiter, gleichſam 
zur Strafe, vor die Gefahr ſtellen, daß fie mit ihrem Blut den Unverſtand der 
Gegner einmal zu büßen haben? Das wäre widerſinnig und gegen die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiterklaſſe gehandelt. Den Kampf gegen den Militarismus führen 
wir bei anderen Gelegenheiten beſſer. Wir führen ihn bei allen guten Gelegen⸗ 
heiten, aber hier wäre es der denkbar ſchlechteſt gewählte Moment geweſen. 
Dann eine Erwiderung an Genoſſen Sindermann, der ſagte, ich wäre 
im Reichstage bei der Debatte über die Zollkämpfe zum Referenten beſtimmt 
geweſen und hätte das Referat aus Geſundheitsrückſichten nicht gehalten. 
Nein, das iſt nicht richtig. Die Fraktion konnte nicht wiſſen, daß die Inter⸗ 
pellation ſo raſch kommt; man nahm allgemein an, daß ſie unterbleiben würde; 
ein Referent war daher nicht beſtellt. Ich hätte aber das Referat jedenfalls 
abgelehnt, denn ich habe es ſtets abgelehnt, bei Zollkämpfen zu ſprechen, bei 
denen ich mir ſagte, daß nicht nur das Intereſſe der deutſchen Induſtrie, 
ſondern das der deutſchen Induſtrie⸗Arbeiter auf dem Spiel ſteht. So einfach 
liegen die Dinge nicht. Ich bin doch nicht gewählt in erſter Linie als inter⸗ 
nationaler Freihändler, ſondern als Vertreter der Intereſſen der deutſchen 
Induſtrie⸗Arbeiter. Ich bin auch international fo gut wie einer, aber die 
Internationalität beruht doch auf Gegenſeitigkeit. Und wenn ich ein Ausland 
habe, das fortibährend gegen uns ungerecht iſt, fo beſteht doch die Inter⸗ 
nationalität nicht darin, daß ich fortwährend den auswärtigen Bourgeois lobe 
und über den deutſchen herfalle. Gerade Amerika gegenüber ſind wir Deutſche 
doch immer noch der beſſere Theil. Dort iſt die Steigerung der Induſtrie⸗ 
ſchutzzölle Syſtem. Wir haben die Getreidezölle herabgeſetzt, haben den Ameri⸗ 
lanern durch die Gewährung der Meiſtbegünſtigung alle Vortheile eingeräumt, 
die andere Staaten mit Gegenleiſtungen bezahlen mußten, während die Ber- 
einigten Staaten unſeren Export fortwährend durch neue Zölle beſchränkt 
haben. Da bin ich doch international genug, um zu ſagen, in ſolchem Moment 
ſchlage ich nicht auf die Deutſchen los, ſondern auf den, der die größere Unge⸗ 
rechtigkeit verübt hat, und das iſt nach meiner Meinung nicht Deutſchland 
geweſen. Aus dieſen Gründen würde ich es abgelehnt haben, ein Referat zu 
übernehmen, und das war auch weiter kein Unglück. Im Augenblicke zoll⸗ 
politiſcher Verhandlungen die Stellung der deutſchen Unterhändler ſchwächen, 
heißt nur das hochſchutzzöllneriſche Amerika im Widerſtande gegen Konzeſſionen 
ſtärken und die Erfolge für den deutſchen Induſtrieexport abſchwächen, mit 
deſſen Intereſſen vielfach die Intereſſen der deutſchen Arbeiterklaſſe zuſammen⸗ 
fallen. Von den vorliegenden Anträgen iſt der Antrag wegen der weiblichen 
Fabrikiuſpektoren zurückgezogen. Den Antrag Baudert würde ich empfehlen, 
der Fraktion zur Berückſichtigung zu überweiſen. Eine Meinungsdifferenz be⸗ 
ſteht ja hier nicht. Den Antrag 57, der ſich nicht verwirklichen läßt, bitte ich 
zurückzuziehen. Naturereigniſſe können wir eben nicht vorausſehen. Wir würden 
durch die Einſtellung von Mitteln in den Etat der Regierung nur Geld zur 
Verfügung ſtellen. Man weiß ja, daß vieles davon ſpäter für Zwecke gebraucht 
wird, die wir nicht billigen. Der Begriff „unvorhergeſehene Ereigniſſe“ würde 
dann ſehr weit ausgedehnt. Vielleicht iſt die Ankunft eines Prinzen ein unvor⸗ 
hergeſehenes Naturereigniß (Heiterkeit), wofür die Gelder dann verbraucht werden 
dürfen. Dann bitte ich auch abzulehnen den Antrag 92, zum Mindeſten den 
zweiten Theil, wonach der Gewerbe-Inſpektor immer verpflichtet ſein ſoll, Aus⸗ 
gleichsverhandlundlungen herbeizuführen. Dem Grundgedanken kann man ja 
zuſtimmen, aber durch den Antrag würden wir nur das Anſehen auch der 
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Fabrikinſpektoren erhöhen, die auf Seiten der Arbeitgeber ſtehen. Wenn Sie 
den Antrag 71 der Fraltion zur Berückſichtigung überweiſen wollen, fo thun 
Sie es; nützen wird es aber nichts, denn wir werden uns in nächſter Zeit 
mit wichtigeren Fragen, als mit der Dauer der Legislaturperioden zu beſchäfligen 
haben. In Bezug auf den Antrag 88, der die Seemanns⸗Ordnung betrifft, iſt 
die Fraktion und auch die Parteileitung mit dem Antragſteller einer Meinung. 
Ich bin ermächtigt, zu erklären, daß auch der nächſtens tagende Seemannstag 
von drei Vertretern der Parteileitung beſucht werden wird. Auch über die 
Anträge 55 und 56 beſteht keine Meinungsverſchiedenheit. Die Fraktion hat 
ja die Handhabung des § 153 fortwährend zur Sprache gebracht, bei der 
Vereinsgeſetz⸗Debatte, beim Hafenarbeiterſtreik und bei anderen Gelegenheiten. 
Sie hat alſo nicht verſäumt, ihre Pflicht zu thun. 

Ich bitte Sie, die Anträge, mit denen ich mich einverſtanden erklärt 
habe, der Fraktion nicht als Aufgabe zu überweiſen, ſondern zur Berückſichti⸗ 
gung je nach den parlamentariſchen Verhältniſſen. 

Perſönlich erklärt Gewehr, er habe mit ſeiner Aeußerung betr. die 
Kanonenbewilligung nur verhüten wollen, daß im Lande die Meinung ver⸗ 
breitet wird, als ſeien unſere Vertreter im Reichstage ſtillſchweigend darüber 
hinweggegangen. Auf die Taktik Schippel's in Betreff der Militärpolitik, die 
er bedauere, werde er ſpäter eingehen. (Zuſtimmung.) 

Die Abſtimmung ergiebt, daß die Anträge 55, 56, 57, 58, 71, 88 und 
92 der Fraktion zur Berückſichtigung überwieſen werden. 

Den nächſten Punkt der Tagesordnung bilden: Die bevorſtehenden 
Reichstagswahlen. 

Als Berichterſtatter erhält das Wort 

Bebel: Parteigenoſſen! Genoſſe Molkenbuhr hat bereits in ſeiner 
Eröffnungsrede auf die große Wichtigkeit der kommenden Reichstagswahlen 
hingewieſen. Sie werden wichtig ſein nicht nur für uns, ſondern für die 
Entwickelung der Dinge in ganz Deutſchland. Reichstagswahlen ſind für uns 
als Kampfpartei immer das wichtigſte Ereigniß geweſen, weil ſie uns Gelegen⸗ 
heit geben, für unſere Ideen und Forderungen mit allem Nachdruck einzutreten, 
weil wir an dem Wahlergebniß konſtatiren können, wie die Entwickelung 
unſerer Partei in dem abgelaufenen Zeitraum geweſen iſt; ſie waren und ſind 
uns der Gradmeſſer, wie weit die Partei auf ihrem Vormarſch zum Siege vor⸗ 
gedrungen iſt. Von dieſem Geſichtspunkte aus haben wir ſchon im Jahre 1867 
die Wahlen als beſte Gelegenheit betrachtet, unſere Kraft zu meſſen. Immer 
iſt unſere Wahlparole geweſen, allüberall da, wo die Möglichkeit beſteht, Kan⸗ 
didaten aufzuſtellen. Zweiſellos wird auch dieſer Parteitag in gleichem Sinne 
beſchließen. Es liegt nicht in meiner Abſicht, eine große politiſche Rede über 
die gegenwärtige Situation zu halten. Nur einige Geſichtspunkte will ich für 
die ganz beſondere Bedeutung der nächſten Reichstagswahlen anführen. Gewiß 
war auch ſonſt Anlaß für die Partei gegeben, mit äußerſter Kraftanſtrengung 
in den Wahlkampf einzutreten. Namentlich dann, wenn beſtimmte Forde⸗ 
rungen Urſache zur Auflöſung des Reichstags gaben. Erinnern wir uns z. B. 
an die 1878 erfolgte Auflöſung des Reichstages mit dem ausgeſprochenen 
Zwecke, ein Ausnahmegeſetz gegen uns zu erlaſſen und einen gefügigen Reichs⸗ 
tag zu ſchaffen, der auch den übrigen reaktionären Maßnahmen der Regierung 
zuſtimmen würde. Es gelang bekanntlich, nicht nur das Sozialiſtengeſetz, 
ſondern auch die reaktionären Zoll- und Steuergeſetze durchzuſetzen, Geſetze, 
unter denen wir heute noch ſchwer ſeufzen. Denken wir ferner an die unter 
ſchwerem äußeren und inneren Druck vollzogenen Wahlen von 1887, die uns 
den Kartell⸗Reichstag brachten. Ebenſo ſtand es 1893 bei der Auflöſung, zu 
der auch wieder eine Militärvorlage Veranlaſſung gab. Diesmal iſt der 
Reichstag zum erſten Male ſeit der reaktionären Verlängerung der Legislatur⸗ 
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perioden fünf Jahre zuſammengeblieben. Nach Ablauf der Winterſeſſion werden 
die allgemeinen Wahlen vorgenommen werden. (Ruf: Abwarten!) Gewiß 
kann ich das nicht beſchwören, es iſt ja auch für uns ganz gleich. Wir treffen 
ja heute die letzten Vorbereitungen für die Wahlen! (Bravo!) In dem 
Moment, wo aufgelöſt würde, ſtänden wir auch kampfgerüſtet da. (Bravo!) 
Ich habe ja auch nur eine Vermuthung ausgeſprochen und habe meine Gründe 
daftir. Ich glaube nicht, daß die Regierung jetzt nach einem Konfliktsſtoff 
lüſtern iſt, der nur den Oppoſitionsparteien angenehm ſein könnte. Ich kann 
mich ja in der Weisheit der regierenden Männer täuſchen (Heiterkeit), nun, dann 
iſt es ihr Schade und unſer Vortheil. 

Zweifellos war die Verlängerung der Legislaturperioden ein Angſtprodukt, 
ein Produkt der Angſt vor der Sozialdemokratie, denn das allgemeine gleiche 
Wahlrecht iſt der weitaus größten Zahl der bürgerlichen Parteien im tiefſten 
Innern verhaßt. Wäre es ihnen möglich, das Wahlrecht zu beſeitigen, ohne 
ſelbſt ihr politiſches Anſehen zu untergraben, ſie thäten es. Es kann ferner 
keinem Zweifel unterliegen, daß in den maßgebenden Kreiſen von der höchſten 
Perſon bis tief herunter die Ueberzeugung beſteht, daß auf die Dauer das 
Deutſche Reich nicht beſtehen kann mit dem allgemeinen gleichen Wahlrecht, 
daß es nothwendig ſei, die erſte Gelegenheit zu ergreifen, um es zu beſeitigen. 
Daß dieſe Auffaſſung vorhanden iſt, iſt nicht blos meine Meinung! Heute hat 
ein Redner gemeint, es hätte mir beliebt, grau in grau zu malen. Wenn der 
verehrte Genoſſe Gelegenheit haben wird, in den Wahlkampf mit einzugretfen, 
wird er genöthigt ſein, noch weit mehr grau in grau zu malen, und er wird 
nicht übertreiben, ſondern blos der Wahrheit die Ehre geben. 

Allmälig iſt es im Deutſchen Reiche dahin gekommen, daß ſelbſt unſeren 
Gegnern vor der Zukunft bange zu werden anfängt. Bei unſeren inneren 
politiſchen Zuſtänden hat ſich ein ſolches Maß von Unzufriedenheit, Unſicherheit 
und Hoffnungsloſigkeit nicht bei uns, ſondern bei den Gegnern angeſammelt, 
daß die Ueberzeugung allgemein herrſcht, ſo kann es nicht weitergehen. Kein 
Zweifel, die nächſten Wahlen werden von um ſo ausſchlaggebenderer Bedeutung 
ſei, als nicht nur eine einzelne Frage das deutſche Volk an die Wahlurne rufen 
wird, ſondern eine ganze Reihe von Fragen tieſernſter und hochpolitiſcher 
Natur. Der nächſte Wahlkampf wird fo intenſiv werden wie keiner vorher. 
Alle Parteien werden die größten Anſtrengungen machen, ſich zu behaupten, 
bez. neue Eroberungen zu machen. Auch die wirthſchaftspolitiſchen Fragen 
werden ihre Rolle ſpielen. In der nächſten Legislaturperiode muß der Abſchluß 
der Handelsverträge wieder beſchloſſen werden. Unſere Edelſten, die Junker, 
ſtellen bereits mit der maßloſen Unverſchämtheit, die wir an ihnen kennen, ihre 
Forderungen. Es wird ſich alſo auch um die Frage des Brodes und der Arbeit 
für die Arbeiter handeln. Dazu treten eine große Reihe politiſcher Fragen in den 
Vordergrund; wir hören ſeit geraumer Zeit mit einer Ungenirtheit, einem Cynismus, 
wie er noch nicht da war, die Frage erörtern, ob nicht der deutſche Kaiſer, wenn der 
Reichstag Forderungen ablehnt, deren Bewilligung er für die Lebensfähigkeit des 
Reiches für nothwendig erachtet, auf eigene Fauſt vorgehen ſoll. Das hieße alſo, 
daß er das Recht habe, die Revolution von oben ins Werk zu ſetzen, den Staats⸗ 
ſtreich auszuführen, um diejenigen Maßnahmen nunmehr aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit und eigenem Willen, ſozuſagen von Gottes Gnaden durch⸗ 
zuſetzen, die man mit dem Willen der Volksvertretung nicht durchzuſetzen im 
Stande iſt. Jetzt, wo die Wahlen vor der Thür ſtehen, halten z. B. die 
Agrarier mit dieſem Gedanken zurück und verſichern ihre Verfaſſungstreue. 
Wir wiſſen, was dieſe nichtsſagenden Verſicherungen zu bedeuten haben, wenn 
es gelingt, die Wähler einzulullen. 

Wir haben nach jeder Reichstagswahl erlebt, daß das ſtelige und raſche 
Wachsthum unſerer Partei einen tiefen Schrecken unter unſeren Gegnern bis 
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weit in die Reihen der Oppoſition hinein erregte: und wenn wir bei den 
nüchſten Wahlen, was ja Jeder von uns hofft, wenn nicht mehr, ſo mindeſtens 
zwei Millionen Stimmen und die entſprechende Zahl von Abgeordneten erhalten 
werden, was meinen Sie wohl, was das für einen Eindruck auf unſere Gegner, 
auf die geſchworenen Feinde des allgemeinen Stimmrechts machen wird! Und 
kann man ſich darüber wundern? Gerade dieſe unſere ruhige, geſetzmäßige 
Thätigkeit iſt es, die bei unſeren Gegnern Grauen erregt. (Sehr wahr!) Wir 
könnten ihnen leinen größeren Gefallen thun, als auf dem Wege der Gewalt 
vorzugehen. Geht es aber ſo weiter wie bisher, ſo können wir mit mathe⸗ 
matiſcher Sicherheit berechnen, wann das bisherige Syſtem aufhört. Glauben 
Sie, daß Diejenigen, die ein von Gott geheiligtes Recht auf den Beſitz der 
Macht und auf die damit verbundenen Genüſſe zu haben glauben, es nicht darauf 
werden ankommen laſſen, uns zu provoziren? Das iſt für mich wenigſtens nur 
eine Frage der Zeit, vielleicht ſogar der nächſten Zeit. (Sehr wahr!) Alſo 
die Frage des allgemeinen Wahlrechts und die Fragen der bürgerlichen Freiheit 
überhaupt werden in der nächſten Legislaturperiode von der allergrößten 
Bedeutung ſein. Die Entwickelung vollzieht ſich raſcher, als wir annehmen. 
Ich frage Euch, wer von uns hat es für möglich gehalten, daß wenige Jahre 
nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes, wenige Jahre nach der Aeußerung, die 
der Kaiſer gethan haben ſoll auf den Vorhalt: „Majeſtät, was ſoll werden, 
wenn das Sozialiſtengeſetz aufgehoben wird?“ „Mein lieber Soundſo, das über⸗ 
laſſen Sie mir, mit der Sozialdemokratie werde ich allein fertig.“ (Heiterkeil.) 
Wer hätte es, ſage ich, gedacht, daß nur vier Jahre darauf die Umſturzvorlage in 
Szene geſetzt werden würde? Und jetzt wieder die Vereinsgeſetzvorlage in Preußen? 
Es iſt doch kein Zweifel, daß nach dieſem letzten Verſuch der Gedanke, auf dieſem 
Wege weiterzugehen, nicht mehr erlöſchen wird. Man will die Fortentwickelung 
des Staates auf dem Wege der Reform, den wir vertreten, nicht, weil man 
ſagt: auch dieſe Wege führen ſchließlich in den Abgrund, und wenn einmal 
ein Ende ſein ſoll, dann lieber ein Ende mit Schrecken. Der Optimismus, die 
Dinge lägen nicht ernſt, iſt alſo durchaus ungerechtfertigt. Furcht will ich Euch 
nicht einſagen, oh nein! Werden wir zum Kampfe gedrängt, dann bin ich auf 
dem Platze, dann kämpfe ich bis zum letzten Athemzuge (Beifall) und die ganze 
Partei, fie wird ſiegen. (Beifall.) Heute, wo die Partei mehr als doppelt ſo 
ſtark iſt, als unter dem Sozialiſtengeſetz, wird man erſt recht nicht mit uns 
fertig. Beifall.) Aber als Politiker, als ernſthafte Männer, müſſen wir den 
Dingen ins Geſicht ſehen und haben danach unſere Schritte einzurichten. (Sehr 
wahr!) Es iſt zweifellos, daß, wenn einmal die Stimmung günſtig iſt, der 
Weg der Annahmegeſetzgebung noch beſchritten wird. Für ihn ſind die National⸗ 
liberalen ja ſchon jetzt zu haben. Es iſt alſo ſelbſtverſtändlich, daß wir unſere 
Stellung bei den Wahlen darauf einzurichten haben. 

Ich ſetze es als ſelbſtverſtändlich voraus, daß, wo es nicht ſchon geſchehen 
iſt, die Anregung, die der heutige Parteitag giebt, die Wirkung haben wird, 
daß die nöthigen Schritte zum Ausbau der Organiſation ergriffen, die 
nöthigen Mittel geſchafft werden, die Aufſtellung der Kandidaten beſorgt wird, 
kurz daß Alles geſchieht und daß auch die Parteileitung ihre Schuldigkeit thut, 
um der Agitation Material zu liefern. Ich glaube, die Frage, ob wir im 
Wahlkampf, auch wo wir keine Ausſicht auf Erfolge haben, als ſelbſtändige 
Partei vorzugehen haben, iſt unbedingt zu bejahen. Nach einem Bericht der 
„Frankfurter Zeitung“ ſollte Frohme auf einer Agitationstour in Baden 
erklärt haben, wir müßten bei den Reichstagswahlen künftig dieſelbe Taktik 
einſchlagen, die für die preußiſchen Landtagswahlen vorgeſchlagen wird, nämlich 
da, wo keine Ausſicht ſei für den Sieg eines Sozialdemokraten, einem gegneriſchen 
Dypoſitionellen bedingungslos die Stimme zu geben (Jrohme: diem, Bitte, 
ich ſage nur, das iſt durch die Zeitungen gegangen und ich weiß beſtimmt, 
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daß Parteigenoſſen das für wahr gehalten haben. Ich habe gleich geſagt, das 
kann Frohme nicht geſagt haben, und er hat mir vorgeſtern auch erklärt, daß 
ihm dieſer Gedanke ſelbſtverſtändlich nicht in den Sinn gekommen iſt, und daß 
man höchſtens bei der engeren Wahl einem anderen Kandidaten die Stimme 
geben könne. Das iſt ja auch das, was uns heute beſchäftigt. Ich habe in 
der Reſolution, die ich im Anſchluß an mein Referat Ihnen vorſchlage, unter 
Ziffer 2 die Punkte formulirt, auf die ſich gegneriſche Kandidaten, die ſich um 
unſere Stimmen bei der Stichwahl bewerben, unbedingt verpflichten müſſen. 
Die früher vertretene Anſicht, daß bei der engeren Wahl Stimmenthaltung 
geboten ſei, hat man mehr und mehr als das denkbar Fehlerhafteſte aufgegeben, 
und unſere Wähler haben ja auch ſolche Beſchlüſſe nicht befolgt. 

Bei den Parteiverhältniſſen im Deutſchen Reiche — und daran dürfte 
ein Gewinn für uns von 10 oder 15 und ſelbſt, wenn es außerordentlich 
glücklich geht, von 30 Mandaten nicht viel ändern — wird die Entſcheidung 
in wichtigen Fragen immer nur von einer verhältnißmäßig kleinen Zahl von 
Stimmen abhängen. Aber um ſo nöthiger iſt, daß, was wir aus eigenen Kräften 
nicht leiſten können, wir aus den uns zunächſt ſtehenden Parteien nach Möglichkeit 
zu ergänzen ſuchen und die Oppoſition nach Kräften ſtärken. 

Nun habe ich in allererſter Linie diejenigen Forderungen wieder aufgenommen, 
die wir auch bei früheren Gelegenheiten als maßgebend betrachtet haben für 
die Unterſtützung eines gegneriſchen Kandidaten in der Stichwahl. Es waren 
das drei Punkte: Aufrechterhaltung des allgemeinen, gleichen, 
direkten und geheimen Wahlrechts, zu ſtimmen gegen die Ein⸗ 
führung von Ausnahmegeſetzen und gegen die Einführung neuer 
oder die Erhöhung beſtehender indirekter Steuern und Zölle auf 
nothwendige Lebens- oder Genußmittel Gatzenſtein: Heeres⸗ 
bewilligungen!) Die ſind im letzten Punkt ſchon enthalten, denn neue 
indirekte Steuern ſind bei uns immer die Folge von Heeres⸗ oder Marine⸗ 
forderungen geweſen. Ich habe aber dieſe Forderungen erweitert, und zwar 
auf Grund der Erfahrungen, die wir in der letzten Legislaturperiode gemacht 
haben; ſelbſtverſtändlich fol nicht die Verpflichtung feſtgeſtellt werden, gegen 
eine Verbeſſerung des jetzigen Wahlrechts zu ſtimmen; ich habe ergänzt: des 
Wahlrechts „in ſeiner jetzigen Geſtalt“, um uns eine Rückendeckung zu ſichern 
gegen Leute, die zwar das allgemeine Wahlrecht behalten wollen, aber z. B. 
Ständewahlen einführen oder die Altersgrenze für die Wahlfähigkeit hinauf⸗ 
ſchrauben wollen. Ich beantrage aufzunehmen: „Für Aufrechterhaltung 
des unverkürzten Budgetrechts des Reichstages“. Es wird ferner die 
Frage erörtert, z. B. heute auch in einem Leitartikel des „Vorwärts“, ob nicht die For⸗ 
derung eines Septennats oder Quinquennats für die Marine kommen wird, womit das 
La recht des Reichstags erheblich eingeſchränkt würde. Das müſſen wir verhindern. 
Weiter habe ich mich verpflichtet erachtet, auch insbeſondere die Forderung für 
Sicherung des vollen Vereins-, Verſammlungs- und Koalitions⸗ 
rechtes durch ein Reichsgeſetz zu beantragen. Wir müſſen verhüten, daß 
es einem Kandidaten mögl'ch iſt, ſpäter für Anträge auf dieſem Gebiete zu 
ſtimmen mit dem Hinweis auf Beſtimmungen in den Einzelſtaaten. Es iſt ein 
Widerſpruch der allerärgſten Art, daß bei dem klaren Wortlaut der Reichs⸗ 
verfaſſung eine Regierung es über ſich hat gewinnen können, in einem Parti⸗ 
kularſtaate ſich jetzt noch mit der partikularſtaatlichen Regelung zu befaſſen, 
natürlich im reaktionären Sinne. Wir müſſen darauf beſtehen, daß das Reich 
die Regelung dieſer Angelegenheit vornimmt und darum iſt die Beſtimmung noth⸗ 
wendig. Sodann habe ich in die Reſolution mit aufgenommen, der Kandidat 
miüſſe ſich verpflichten: „gegen die Verſchärfung des beſtehenden Straf⸗ 
rechts, ſoweit es ſich dabei um politiſche Vergehen oder Verbrechen 
handelt“, und weiter: „gegen jede Verſchlechterung der beſtehenden 
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Preßgeſetzgebung“ zu ſtimmen. Hierzu veranlaßten mich die Erfahrungen 
bei der Umſturzvorlage. Unſer Preßgeſetz iſt ſchon ſchlecht genug, trotzdem will 
man es noch rückwärts revidiren. 


Daß noch eine ganze Reihe von Forderungen der allerwichtigſten Art 
auf dem wirthſchaftlichen Gebiete, auf dem Gebiete des Arbeiterſchutzes übrig 
bleiben, iſt ja ſelbſtverſtändlich. Aber ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es, daß wir 
den politiſchen Gegnern, die wir bei der engeren Wahl unterſtützen ſollen, nicht 
zumuthen können, alle Forderungen, die wir für nöthig halten, im Reichstag 
zu unterſtützen. Wir können nur dasjenige von ihnen verlangen, was ſie ver⸗ 
treten müſſen, wenn ſie ſich liberal oder demokratiſch geſinnte Männer nennen 
wollen; innerhalb dieſer Forderungen haben wir uns gehalten. Ich möchte 
alſo dringend bitten, daß aus dem Kreiſe der Genoſſen dieſe Forderungen nicht 
erheblich erweitert werden. Das wäre in der That verfehlt und der Situation 
nicht entſprechend. 


Ich habe in Punkt 3 die ausdrückliche Verpflichtung aufgenommen, daß, 
wo kein Kandidat in Frage kommt, der ſich auf dieſe Forderungen verpflichtet, 
ſtrikte Stimmenthaltung zu proklamiren ift; das iſt abſolut nothwendig. 
Man hat es in einzelnen Kreiſen über fich gewinnen können, bei der engeren Wahl 
Leuten die Stimme zu geben, von denen man die Sicherheit haben mußte, daß 
fie niemals unſere Minimalforderungen unterſtützen würden, und man hat ſich 
dann hernach damit entſchuldigt, daß ein Nationalliberaler noch nicht ſo ſchlunm 
ſei wie ein Konſervativer. Es iſt eine Thatſache, die der Delegirte von Eſſen 
kaum wird beſtreiten können, daß bei der letzten Eſſener Wahl in der Stich⸗ 
wahl zwiſchen Krupp, dem Beſitzer von Eſſen, möchte ich jagen, und Stößel, 
dem einzigen ehemaligen wirklichen Arbeiter im Zentrum, der als ſolcher ge⸗ 
nöthigt war, für die Arbeiterforderungen einzutreten und ſich daher oft bei 
Abstimmungen vom Zentrum trennte, dieſer durchgefallen und Herr Krupp 
durch die Stimmen der Sozialdemokraten in den Reichstag gekommen 
iſt. (Hört! hört.) Kann es denn noch einen größeren Hohn geben? Doch nur 
dann, wenn an Stelle von Krupp Herrn v. Stumm die Stimmen gegeben würden 
(Heiterkeit), aber unſere Leute dort wären auch dazu im Stande. (Heiterkeit 
und ſehr wahr!) Ich weiß nicht, welche perſönlichen Gründe damals unſere 
Genoſſen veranlaßt haben, gegen Stötzel zu ſtimmen, denn nur perſönliche Gründe 
können es geweſen ſein, aber um ähnliche Verſtöße gröbſter Art gegen die 
bisherige Parteitaktik und insbeſondere gegen die allgemeinen Partei⸗Intereſſen 
zu verhindern, iſt es unbedingt nöthig, zu verlangen, daß ein Kandidat, der 
dieſe Minimalforderungen nicht in allen Punkten anerkennt, unter keinen 
Umſtänden unſere Stimmen bekommen darf, ſondern daß wir dann Stimm⸗ 
enthaltung ausſprechen müſſen. Sind wir dann nicht Herr der Maſſen, die 
bei der erſten Wahl hinter uns geſtanden haben, ſo können wir es nicht 
ändern, aber daß von Genoſſen ſo gehandelt wird, das darf nicht vorkommen. 
Ich will nicht alte Wunden aufreißen, aber ich erinnere daran, daß ſogar 
einmal Genoſſen in einem Wahlkreiſe ſich zur Wahl eines bürgerlichen Kandidaten 
bereit erklärt haben, weil deſſen Partei bereit war, die Koſten für die Haupt⸗ 
wahl zu tragen. Ein ſolcher Fall hat ſich ja ſpäter nicht wieder ereignet, 
aber das zeigt doch, daß der Parteitag klar und deutlich über die einzuſchlagende 
Taktik beſchließen muß, damit alle Genoſſen klar wiſſen, wie fie ſich gegebenen 
Falles zu verhalten haben. Im Uebrigen wollen wir uns verpflichten, Alles 
daran zu ſetzen, um mit möglichſt zahlreichen Stimmen und mit möglichſt viel 
Mandaten aus dem nächſten Wahlkampfe als Sieger hervorzugehen. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen.) 


Die Debatte wird eröffnet. Dieſelbe erſtreckt ſich außer auf die Reſolution 
Bebel (100) auf die Anträge 30, 41 und 90. 
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Dieſe Anträge finden die genügende Unterſtützung, während die auf die 
Solinger Angelegenheit bezüglichen Anträge 39, 40 und 64 auf Vorſchlag Singers 
einer Kommiſſion, und zwar der Mandatsprüfungs⸗Kommiſſton, die den mit den 
Verhältniſſen vertrauten Genoſſen Geriſch hinzuzuziehen hat, überwieſen wird, 
nachdem ein Antrag Krumm⸗Gießen, Über die die Solinger Angelegenheit 
betreffenden Anträge zur Tagesordnung überzugehen, abgelehnt worden war. 

Zu der Reſolution Bebel iſt von Katzenſtein noch folgendes Amendement 
eingegangen: 

Ju die Reſolution iſt aufzunehmen: 2g) Gegen jede Erhöhung des 
beſtehenden Standes des Heeres oder der Marine. 21) Gegen jede Auf: 
hebung oder Einſchränkung von Arbeiterſchutz- oder Arbeiterverſicherungs⸗ 
Geſetzen oder Verordnungen, außer in den unter a) angeführten Fällen. 

Die Debatte wird eröffnet von Schoenlank: Zu den eigentlichen 
Referaten habe ich nur wenig hinzuzufügen. Ich möchte die Auſmerkſamkeit 
der Genoſſen darauf lenken, daß bei den nächſten Reichstagswahlen Tages⸗ 
fragen in den Vordergrund treten, die eine endgiltige Auseinanderſetzung 
zwiſchen konſtitutionellem Verfaſſungsleben und abſolutiſtiſcher Wirthſchaft, 
zwiſchen parlamentariſcher Verwaltung und perſönlichem Regiment bedeuten; 
es handelt ſich darum, ob das deutſche Volk ſich den Zuſtand des Zickzack⸗ 
kurſes und der Plötzlichkeiten weiter gefallen laſſen will. Giebt das deutſche 
Volk eine bejahende Antwort hierauf, dann werden wir allerdings zu den 
vielen Ueberraſchungen, die wir heute haben, noch andere bekommen. Es iſt 
ein Charakteriſtikum unſerer Zeit, daß das Veſtreben, Stimmung zu machen 
für das, was beſtimmte einflußreiche Perſonen wünſchen, fo deutlich zu Tage 
tritt. Noch niemals iſt ſo unverſchämt und offen der Staatsſtreich gefordert 
worden wie jetzt. Ich erinnere daran, daß es nicht nur Dieſer und Jener iſt, 
der das thut, ich erinnere daran, daß Graf Mirbach im Herrenhauſe die 
Fürſten zum Verfaſſungsbruch aufgefordert hat; ich erinnere daran, daß ſich 
der General Boguslawski für den Staatsſtreich ausgeſprochen hat und daß 
die „Grenzboten“, ein von Beamten und für Beamte geſchriebenes Blatt, rück— 
ſichtslos erklärt haben, man müſſe den Staatsſtreich wünſchen. Ferner hat kürz⸗ 
lich ein bekannter, 1895 von den Hammerſteinern abgeſägter konſervativer 
Führer, v. Helldorf-Bebra, in einer Abhandlung in der „Deutſchen Revue“, 
einem Blatte, das gerade in den einflußreichen herrſchenden Kreiſen Beachtung 
ſindet, ſich dahin ausgeſprochen, daß das allgemeine Wahlrecht ein ganz rohes 
Syſtem ſei und daß es blos eine Frage der Zeit ſei, wann man dies Syſtem 
beſeitige. Wenn fo offen der Konflikt heraufbeſchworen und zum Staatsſtreich 
provozirt wird, ſo muß man feſtſtellen, daß die Leute, die das thun, damit 
nicht nur ihre Nichtsnutzigkeit, ſondern auch ihre Tölpelhaftigkeit beweiſen. 
Denn tölpelhaft iſt es, ſolche Pläne offen zu Markt zu tragen; aber bei uns 
in Deutfchland iſt Alles möglich und deshalb muß man im Wahlkampf hervor⸗ 
heben, daß es ſich jetzt darum handelt, ob dieſe Konfliktsgelüſte ſich in Thaten 
umſetzen ſollen. Werden intelligente, einſichtige und energiſche Leute in den 
Reichstag gewählt, ſo wird es möglich ſein, Ueberrumpelungen zu vermeiden. 
Dann iſt es mit den Staatsſtreichgelüſten vorbei. Deshalb muß im Reichstage 
eine konzentrirte Energie entfaltet werden, die jeden derartigen Verſuch nieder: 
ſchlägt. — Eine andere Frage, die aufs Innigſte damit zuſammenhängt, iſt die 
Flottenpolitik. Die Flottenpolitik wird das Hauptſtichwort bei den nüchſten 
Wahlen ſein. Sie wiſſen ja, daß damit die Abſicht verbunden wird, wenn 
der Reichstag es nicht gutwillig thut, über ſeinen Kopf hinweg die Sache zu 
machen. Man hat Herrn Tirpitz den zukünftigen Marine⸗Roon genannt, d. h. 
er ſoll auf dem Gebiet der Flotte das ausführen, was in den ſechziger Jahren 
in Preußen Roon auf dem Gebiet der Heeresreorganiſation gemacht hat. Das 
bedeutet den Konflikt, wenn nicht im Reichstage eine geſchloſſene Mehrheit zur 
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Unterdrückung derartiger Koufliktsgelüſte vorhanden iſt. Die Marinepolitik und 
der Kampf gegen das perſönliche Regiment ſind innig verbunden, ſie hängen 
urſächlich zuſammen und ſie werden die Wahlparole ſein. 

Bedroht iſt in der That das allgemeine Wahlrecht, über deſſen 
Gefährlichkeit für die Bourgeoifie ſich ja immer weitere Kreiſe des Bürgerthums, 
ſoweit ſie nichts ſind als Bourgeois, klar geworden ſind. Deshalb wird der 
Wahlkampf nicht blos ein aktueller, ſondern ein prinzipieller ſein zwiſchen 
konſtitutioneller Verſaſſung und abſolutiſtiſcher Wirthſchaft, zwiſchen Zickzack⸗ 
und Jagdſchloß⸗Kurs und einem beſtimmten parlamentariſchen Syſtem, das 
das Budget kontrollirt und nicht der Regierung oder Denen, die hinter ihr 
ſtehen, die Möglichkeit giebt, das Syſtem der Stumm, das Syſtem der Scharſ⸗ 
macher und Staatsſtreichler, ins Leben zu rufen. Es gilt, den Kampf gegen 
die Staatsſtreichpolitiker, gegen die Waſſerpolitiker, gegen die Stumm, Mirbach 
und Genoſſen! Dieſen Kampf zu führen, iſt Aufgabe der Sozialdemokratie, 
und wenn wir mit der alten Energie vorgehen, ſo wird der Erſolg ein großer 
lein. Es kommt weniger darauf an, ob wir 20 oder 12 Abgeordnete mehr 
bekommen, es kommt darauf an, daß wir mit Hilfe des allgemeinen Wahl⸗ 
rechts eine Antwort geben gegen das perſönliche Regiment, das heute offener 
als je zu Tage tritt ohne die miniſteriellen Bekleidungsſtücke. Für Staats⸗ 
ſtreich⸗Gelüſte giebt es immer Leute; hier ganz nahe bei, wenige Bob: 
ſtationen entfernt ſitzt einer, der ſtets dafür zu haben iſt, und nicht weit ent⸗ 
fernt davon, in Altona, findet ſich auch wohl der General für eine Straßen: 
ſchlacht. Wir werden aber dafür ſorgen, daß die Herren zu Hauſe bleiben 
und daß dem perſonlichen Regiment endlich einmal jo der Text geleſen wird, 
wie es ſich gebührt in dem Zeitalter des ſozialen Fortſchritts, der Demokratie, 
der Sozialdemokratie. (Lebhafter Beifall.) 


Molkenbuhr⸗Hamburg: Ich gebe Bebel Recht, es wäre eine Unllug⸗ 
heit, den Reichstag vor der Zeit aufzulöſen. Aber feitdem Herr v. d. Recke 
bewieſen hat. daß das Sprichwort: Wem der Herr ein Amt giebt, dem giebt 
er auch Verſtand, nicht immer zutrifft, muß man ſich auch darauf gefaßt 
machen. Die Organiſation muß deshalb ſo beſtellt werden, daß wir nicht 
überraſcht werden können. Wir können erwarten, daß viele Führer von uns 
unter irgend welchen Vorwänden in Unterſuchungshaft kommen. Die Arbeit 
muß deshalb ſo eingerichtet werden, daß ſie nicht allein auf den Schullern 
der Führer laſtet. Die Maſſen müſſen in Bewegung und Thätigkeit geſetzt 
werden. Hamburg bietet nach dieſer Richtung ein Beiſpiel. Vor dem Sozialiſten⸗ 
geſetz hatten wir in Hamburg keinen einzigen Wahlkreis. Durch das Sozialiſten⸗ 
geſetz eroberten wir den erſten. Dann ging es mit den Ausweifungen los 


eben die Maſſen in Thatigkeit geſetzt. Das muß jetzt die Vorarbeit fein. 
Dieſer Weg muß unentwegt verfolgt werden, dann wird auch der Erfolg nicht 
ausbleiben, denn dann haben wir Tauſende von Agitatoren. Niemals iſt ſo 
oſſen wie jetzt die Beutepolitik und Reaktion betrieben worden. Die Ent: 
ſcheidung gegen dieſe Beutepolitik und Reaktion muß ſchon am Wahltag durch 
die Wähler fallen. Der Proteſt der Wähler wird alle Staatsſtreichgelüſte zu 
Schanden machen. Bebels Reſolution bitte ich möglichſt unverändert an⸗ 
zunehmen; vielleicht könnte nur geſagt werden, daß unſere Genoſſen bei 
Stimmenenthaltung weiße Zettel abgeben. (Lebhafter Leifall.) 


Freiwald⸗Niederbarnim: Ich muß mich gegen die Taktik verwahren, 
die Schippel vorhin entwickelte. Wenn dieſe Taktik platzgreifen ſollte, dann 
wird der Kriegsminiſter ſagen: wenn Ihr fo verſtändig ſeid, dann könnt Ihr 
auch die Militärvorlagen bewilligen. Darüber muß morgen noch mehr ge: 
iprochen werden. 
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Windhoff⸗Düſſeldorf beantragt, hinter dem Wort „ſind“ in Autrag 41 
einzuſchalten: „ſoweit die Möglichkeit vorhanden iſt“. 

Scheidemaun⸗Gießen: Bei den nächſten Wahlen wird es ſicherlich zu 
einer fürchterlichen Abrechnung kommen; ſetzen Sie aber nicht Alles auf die 
politiſche Karte, ſondern bedenken Sie beim Wahlkampf die wirthſchaftlichen 
Intereſſen. Betonen Sie bei der Agitalion auf dem Lande den zweiten Theil 
unſeres Programms. Er enthält viele Punkte, die auf dem Lande Eindruck 
machen. Ferner iſt die Forderung der Selbſtverwaltung der Gemeinde von 
allergrößter Vodeutung, ebenſo unſere Forderungen auf dem Gebiete des 
Schulweſens und der Rechtspflege. Die Genoſſen in den großen Städten 
können nur unſere Agitation auf dem Lande dadurch erleichtern, daß fie in 
ihren Aeußerungen recht vorſichtig find. Es wäre taktiſch richtiger, wenn die 
Parteipreſſe thörichte Aeußerungen über die Religion zum Beispiel nicht an die 
große Glocke hängen würde. Redner bittet, den Antrag 90 (Doppelkandidaturen) 
abzulehnen. In manchen Wahlkreiſen geht es garnicht anders, als einen 
Kandidaten mit bekanntem Namen als Zählkandidaten aufzuſtellen. 

Kohns⸗Eſſen: Die Vorwürfe, die Bebel gegen uns erhoben hat, weil 
wir in der Stichwahl für Genoſſen Krupp (Stürmiſche Heiterkeit) geſtimmt 
haben, muß ich als richtig hinnehmen. Aber die Erbitterung gegen das 
Zentrum war in den Maſſen ſo groß, daß wir ſte nicht mehr dämpfen konnten. 
Man ſagte ſich auch: Es iſt nicht ſo arg, wenn wir Krupp in den Reichstag 
ſchicken; er wird dort von unſeren Genoſſen in die Schur genommen werden. 
Jetzt wird ſo etwas nicht mehr geſchehen. Wir haben den Zuchthäusler 
Schröder aufgeſtellt. (Bravo!) Unſere Stimmen werden ja alle ungiltig ſein, 
aber wir können nicht anders. In der Erregung über ſeine Verurtheilung 
haben wir ihn ſeinerzeit aufgeſtellt. Der Zentrumskandidat wird wohl mu 
erſten Wahlgang gewählt werden. Wenn eine andere Taktik richtig iſt, möge 
man uns eine Richtſchnur mitgeben. Sonſt werden wir feſthalten an unſeren 
Zuchthäusler Schröder. 

Die Weiterberathung wird um 7 Uhr Abends auf morgen vertagt. 


Dritter Verhandlungstag! 
Mittwoch, den 6. Oktober. — Vormittags-Sitzung. 

9 Uhr. Den Vorſitz führt Leſche. 

Zum Antrag 90 iſt ein Amendement Windhoff-Düſſeldorf eingegangen, 
die Erklärung gegen die Doppelkandidaturen einzuſchränken durch Hinzufügung 
der Worte: 

„in ſolchen Wahlkreiſen, wo die Möglichkeit vorhanden iſt.“ 

Knapp: Stettin beantragt, in Punkt 2 der Reſolution Bebel zu ſagen: 

„der ſich ſchriftlich verpflichtet“. 

Patzer Delmenhorſt: Ich bitte Sie, Antrag 41 abzulehnen. Die Haupt: 
forderung iſt, daß der Kandidat ein erprobter Genoſſe iſt, der nicht erſt jung 
in der Bewegung iſt. Ablehnen möchte ich auch den Antrag 90. Nicht ſehr 
ſympathiſch iſt mir der zweite Theil der Bebel'ſchen Reſolution. Es werden ſich 
ſtets ſkrupelloſe Gegner finden, die das vor der Stichwahl uns abgegebene 
Verſprechen nachher nicht halten; die Ehrloſigkeit werden ſie mit dem Intereſſe 
des Staates entſchuldigen wollen. Zum Mindeſten ſollte man daher ſich in der 
Reſolution auf die links ſtehenden Oppoſitionsparteien beſchränken. 

Liebknecht⸗Verlin: In Bezug auf die Reſolution habe ich ſehr wenig 
dem hinzuzufügen, was Bebel geſagt hat; ich bin überzeugt, daß der Ernſt 
der Lage jedem unſerer Genoſſen klar wird. Bebel ſagte vorgeſtern, wir 
kämen dem Berg immer näher. Dieſer Berg iſt nicht blos die endgiltige 
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Abrechnung mit dem Kapitalismus, er hat auch noch einige Vorberge, und 
einer dieſer Vorberge iſt der Verfaſſungskampf. Der Kampf, den andere 
Länder, England und Frankreich ſchon vor Jahrhunderten überſtanden haben, 
wird auch Deutſchland nicht erſpart bleiben. In Deutſchland iſt die abſolute 
Monarchie, das Königthum von Gottes Gnaden, niemals fo vollſtändig beſeitigt 
worden wie in Frankreich und England, weil wir infolge der eigenthümlichen 
hiſtoriſchen Entwickelung Deutſchlands niemals ein Bürgerthum gehabt haben, 
das ſtark genug war, wirklich die bürgerliche Freiheit zu erkämpfen und zu 
wahren. So kommt es, daß die Sozialdemokratie die Doppelaufgabe des 
ſozialen und politiſchen Emanzipationskampfes hat. Diefen doppelten Kampf 
gegen Kapitalismus und Abſolutismus haben wir zu führen, und wenn jeder 
von uns ſich deſſen bewußt iſt, ſo werden ſich auch die Kräfte eines jeden ver⸗ 
doppeln. Wollen unſere Gegner die Entwickelung der Sozialdemokratie hindern, 
ſo müſſen ſie dem allgemeinen Wahlrecht zu Leibe gehen; die Feinde wollen 
dem Vordringen der Sozialdemokratie einen Damm entgegenſetzen, und dazu 
bedarf es der Vernichtung des allgemeinen Wahlrechts und das iſt der Staats⸗ 
ſtreich. Deshalb muß ſich Jeder klar ſein über die Bedeutung der nächſten Wahlen. 

Der Reſolution ſtimme ich bei, nur glaube ich allerdings, daß man ſie 
in einzelnen Punkten etwas ſchärfer formuliren könnte. Der Ausdruck: „gegen 
jede Verſchlechterung der beſtehenden Preßgeſetzgebung“, iſt z. B. änderungs⸗ 
bedürftig, denn bekanntlich wird jede Reviſion als eine Verbeſſerung bezeichnet. 
Gegen das Amendement, welches verlangt, daß die Kandidaten ſich ſchriftlich 
verpflichten, wird Niemand etwas haben, obgleich einem Menſchen, der uns 
mündlich belügt, auch eine ſchriftliche Lüge zuzutrauen iſt. (Sehr richtig! 
Dem Unfug der Doppelkandidaturen muß geſteuert werden. Wir ſollten nicht 
einmal in „ſogenannten ausſichtsloſen Kreiſen“ Doppelkandidaturen aufſtellen, 
denn es iſt ja niemals zu berechnen, wie eine Wahl ausfallen wird. 

Der Punkt zu dem ich eigentlich ſprechen wollte, iſt der Antrag 41, 
welcher verlangt, daß in Kreiſen mit überwiegend polniſcher Bevölkerung nur 
ſolche Kandidaten aufgeſtellt werden, die der deutſchen und polniſchen Sprache 
mächtig ſind. Ich weiß nicht, ob es nothwendig iſt, einen ſolchen Antrag 
ausdrücklich anzunehmen, aber der darin ausgeſprochene Gedanke iſt ſo unzweiſel⸗ 
haft richtig, daß es ſelbſtverſtändlich iſt; ich kann mir garnicht denken, wie es 
anders ſein ſoll, als daß man nur einen Kandidaten nimmt, der auch mit 
feinen Wählern zu ſprechen vermag. Ich bin überzeugt, daß der Kongreß ſich 
in dieſem Sinne ausſprechen wird, ſelbſt wenn der Antrag nicht formell zur 
Annahme gelangt. Mit der polniſchen Frage iſt es jetzt eine etwas eigenthüm⸗ 
liche Sache. Es herrſcht, wie ich leider geſehen habe, vielfach und hier und 
da auch in unſeren Reihen eine gewiſſe Animoſität gegen die Polen. Wir 
haben eine Anzahl von Parteigenoſſen, die außer ſich gerathen, wenn von den 
unterdrückten ſogenannten Griechen der Inſel Kreta die Rede iſt, die in Harniſch 
kommen, wenn man für die Armenier nicht aus dem Häuschen geräth, die ſich 
aber den Polen gegenüber ſehr kühl, ja geradezu animos verhalten. Wir 
nennen uns und wir ſind international, aber das heißt doch nicht, daß wir 
die Rechte der Nationalitat beſtreiten; die Internationalität ſchließt ebenſowenig 
die Nativnalität aus wie der Sozialismus den Individualismus, d. h. die 
Entwickelung der Perſönlichkeit ausſchließt. Was Individualität des einzelnen 
Menſchen in der Geſellſchaft iſt, das iſt in der Menſchheit die Individualität 
der Nationen. Daß das Nationalgefühl nicht dazu ausarten darf, daß ſich 
eine Nation über die andere ſetzt, verſteht ſich für Sozialdemokraten von ſelbſt. 
Wir wollen die Gleichheit alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt, wir haben 
in unſerem Programm ausgeſprochen, daß wir für gleiches Recht ſind ohne 
Unterſchied des Geſchlechts und der Abſtammung. Wie wir es verurtheilen, 
daß man die Juden als untergeordnete Raſſe betrachtet, wie wir es verurtheilen, 
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daß man die Franzoſen als untergeordnetes Volk anſieht, ſo muß dieſes auch 
unter allen Umſtänden den Polen gegenüber geſchehen. 

Die mitunter etwas ungerechte Stimmung gerade den Polen gegenüber 
erklärt ſich aus der eigenartigen geſchichtlichen Entwickelung. Heute iſt Ruß⸗ 
land der Schiedsrichter Europas und ſeit ſechs Jahrzehnten iſt es die Stütze und 
die Hoffnung der Reaktion. Preußiſche Junker, Stumm, die Agrarier, kurz 
alle Reaktionäre erblicken in Rußland den letzten Rückhalt. Wenn dieſer fällt, 
wiſſen ſie, ſind ſie dem Anſturm der weſteuropäiſchen Kultur und dem Sozialismus 
hilflos preisgegeben. Und Polen iſt der ruſſiſchen Weltherrſchaft das gefähr⸗ 
lichſte Hinderniß. Daher finden wir, daß beſonders in Deutſchland alle Organe, 
die unter dem Einfluß der Reaktion ſtehen, ſeit 50 Jahren gegen die Polen 
Stimmung zu machen ſuchen, daß ſie den Gedanken einer Wiederherſtellung 
Polens geradezu als einen verrückten hinſtellen; und der Einfluß dieſer ſyſte⸗ 
matiſchen Täuſchung der öffentlichen Meinung in Bezug auf Polen macht ſich 
naturgemäß auch bis in unſere Partei bemerkbar. Will man es den Polen 
verargen, wenn ſie in den Wahlkampf auch als Polen eintreten wollen? Dürfen 
wir denn den Polen das Recht beſtreiten, welches wir ſelbſt in Anſpruch 
nehmen? Wir betrachten die Franzoſen als Brüder; wenn ſie aber Deutſch⸗ 
land zerreißen und theilen wollten, dann müßten wir ſie als Feinde betrachten. 
Genau auf demſelben Standpunkt den Mördern ihres Vaterlandes gegenüber 
haben die Polen das Recht zu flehen. Gleiches Recht für Alle; wer will den 
Polen das Recht beſtreiten, ſich als Nation zu organiſiren? Daß fie gewaltſam 
unterdrückt ſind, iſt doch kein Beweis dafür, daß ſie rechtlos ſind, im Gegen⸗ 
theil, das legt uns die Pflicht auf, für ſie einzutreten, damit das Unrecht wieder 
gut gemacht wird. Ich bin ſicherlich keiner von Denen, die ſich gern auf 
Autoritäten berufen, ich kenne aber einen Mann, von dem ich weiß, daß Jeder 
ihn als Autorität betrachtet. Den will ich reden laſſen ſtatt meiner, es iſt Karl 
Marx. Ich war in dieſem Sommer in London, und da hat die Tochter von 
Marx unter feinen Papieren eine ganze Anzahl höchſt intereſſanter, für Marx 
ſelbſt charakteriſtiſcher und für uns außerordentlich werthvoller Aktenſtücke 
gefunden, u. A. auch die in engliſcher Sprache ausgearbeiteten Anweiſungen 
für die Delegirten des Londoner Generalraths zu den internationalen Kon⸗ 
greſſen. Da iſt auch ein merkwürdiges intereſſantes Schriftſtück für den Baſeler 
Kongreß für 1869 oder vielleicht, was ſogar wahrſcheinlicher iſt, für den von 
Haag 1872. Da ſagt Marx in Bezug auf die polniſche Frage: 

„a) Warum nehmen die Arbeiter Europa's dieſe Frage auf? In 
erſter Linie, weil die Bourgevis-Schriftfteller und ⸗Agitatoren ſich verſchworen 
haben, ſie zu unterdrücken, obgleich ſie alle Arten von Nationalitäten auf 
dem Kontinent patroniſirten und ſogar Irland. Woher dieſe Schweigſamkeit? 
Weil ſowohl die Ariſtokraten als die Bourgeois die finſtere aſiatiſche 
Macht im Hintergrunde als das letzte Bollwerk gegen die vor⸗ 
dringende Sturmfluth des Einfluſſes der Arbeiterklaſſe betrachten. Jene 
Macht kann erfolgreich nur unſchädlich gemacht werden durch die Wieder⸗ 
herſtellung Polens auf demokratiſcher Grundlage. 

p) Bei der gegenwärtigen veränderten Lage Mitteleuropas und 
namentlich Deutſchlands iſt es mehr als je nothwendig, daß wir ein Demo» 
kratiſches Polen haben, da, ohne es Deutſchland ein Anhängſel (outwork) 
der Heiligen Allianz, mit ihm der Bundesgenoſſe (cooperator) des republi⸗ 
kaniſchen Frankreich ſein wird; die Bewegung der Arbeiterklaſſe wird fort 
während unterbrochen, lahm gelegt und aufgehalten werden, bis dieſe große 
europäiſche Frage zur Ruhe gebracht iſt. 

c) Beſonders iſt es die Pflicht der deutſchen Arbeiterklaſſe, 
in dieſer Frage die Initiative zu ergreifen, weil Deutſchland eine der Mächte 
iſt, die Polen getheilt haben.“ 
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So hat Marx über die Polenfrage geurtheilt, der doch gewiß hoch über 
jedem Verdacht der Schwärmerei für eine Nationalität ſteht. Ich will heute 
nicht näher auf dieſe Frage eingehen, ich bitte Sie aber dafür zu ſorgen, daß 
alle dieſe Eiferſüchteleien, wie ſie in dem Fall, der zu dieſem Antrag geführt 
hat, ſtattgefunden haben zwiſchen deutſchen und polniſchen Parteigenoſſen, zur 
Ruhe kommen; ich will hoffen, daß Worte wie „die deutſche Kultur ſleht höher 
als die polniſche“ Worte, die ſicherlich nicht ſo gemeint waren, als ſie klangen, 
niemals wieder ausgeſprochen werden in einem deutſchen Arbeiterparlament. 
Was heißt es denn, die deutſche Kultur ſteht höher als die polniſche? Vor 
Jahrhunderten ſchon haben die Polen die Gleichheit der Juden ausgeſprochen, 
vor Jahrhunderten ſchon iſt Polen neben Holland das einzige Land geweſen, 
in dem abſolute Preßfreiheit beſtanden hat, und gerade durch dieſe Freiheit 
iſt Polen der Gegenſtand des Haſſes der übrigen Mächte geworden. Ich ſage 
ja nicht, daß Polen in der allgemeinen Weltkullur das geleiſtet hat, was 
Deutſchland geleiſtet hat, aber was iſt denn die deutſche Kultur, welche in 
Preußen die Germaniſtrung betreibt? Der Gutsbeſitzer, der die Peitſche in 
der Hand hat und ſeine Leute als Hunde bezeichnet, der preußiſche Beamte, 
der mit gezücktem Säbel durch die Maſſen zum Bahnhof ſtürzt, iſt das Kultur? 
Für dieſe Kultur danke ich, ſie iſt eine Schande und Schmach für Deutſchland. 
Dieſer Kultur haben wir entgegenzutreten. Wir dürfen unter unſeren polniſchen 
Genoſſen keinen Zweifel darüber laſſen, daß wir die polniſchen Beſtrebungen 
nach Unabhängigkeit für ebenſo berechtigt halten wie die jeden anderen 
Volkes. Den Polen iſt ſchweres Unrecht geſchehen, und gerade wir deutſchen 
Arbeiter ſollten, wie Marx es geſagt, in erſter Linie den Polen gegenüber 
gerecht ſein! (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Singer (zur Geſchäftsordnung): Sie werden ſich erinnern, daß ich 
Ihnen vorgeſtern die Mittheilung machte, es ſeien durch den Genoſſen Parvus 
Anträge eingeſchickt, die wir, da ſie durch den Vertrauensmann nicht unter⸗ 
zeichnet waren, nach unſerem Organiſations⸗ Statut nicht berathen konnlen. 
Einer Aufforderung, eventuell die Parvus'ſchen Anträge oder einen von ihnen 
zu übernehmen, iſt von keinem der Delegirten nachgekommen worden. Damit 
war für uns die Sache zur Zeit erledigt. Heute bekomme ich nun ein 
Schreiben, wonach der Vertrauensmann des 5. ſächſiſchen Wahlkreiſes Dresden⸗ 
Altſtadt, Genoſſe Meſſing, beſtätigt, daß dieſe Anträge durch den Parteigenoſſen 
Parvus eingebracht ſeien. Nun brauchen wir, meine ich, nicht darüber zu 
ſtreiten, ob die Einbringung von Anträgen in Form eines Zeitungsartikels 
zuläſſig it. Die Anträge a und b find zum Bericht der Parteileitung, e bis! zum 
Berichte über die parlamentariſche Thätigkeit geſtellt. Die beiden Punkte unſerer 
Tagesordnung ſind aber bereits erledigt, wir ſind alſo taktiſch in der Unmöglichkeit, 
diefe verſpätet eingebrachten Anträge jetzt noch zu berathen. (Zuſtimmung.) 
Dagegen iſt Antrag g zu den Reichstagswahlen geſtellt und ich meine, wir 
dürfen Parvus fein Recht nicht beſchränken. Antrag; "mutt: 

Der Parteitag wolle beſchließen: Bei der Ag. aon für die nächſten 
Reichstagswahlen iſt auf die Einführung des achtſtündigen Arbeitstages und 
die Aufhebung der Getreidezölle beſonderes Gewicht zu legen. 

Ich gebe alſo dem Vorſitzenden anheim, die Unterſtützungsfrage zu ſtellen 
und falls fie bejaht wird, dieſen Antrag nachträglich zur Berathung zu "ellen, 

Bebel: Ich möchte doch ſehr ſtark bezweiſeln, ob es geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig zuläffig iſt, daß im letzten Augenblick, mitten in unſeren Berathungen 
auswärtige, nicht auf dem Parteitag anweſende Genoſſen in x⸗ beliebigen 
Schreiben oder Druckſachen ſich an uns wenden und uns hier zumuthen, daß 
wir jetzt im letzten Augenblick uns damit beſchäftigen. (Sehr wahr!) Ich 
proteitive gegen dieſes Verfahren. (Lebhafter Beifall.) Der Antragſteller konnte 
ſeine Anträge ebenſogut zur rechten Zeit einbringen wie jeder andere Genoſſe. 
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(Sehr wahr.) Ich proteſtire alſo dagegen, daß der Antrag zur Unterſtützung 
geſtellt wird. 

Vorſitzender Leſche: Nach dieſem Widerſpruch werde ich den Antrag nicht 
zur Unterſtützung ſtellen, ſondern den Parteitag erſt darüber abſtimmen laſſen. 

Die Mehrheit erklärt bei der Abſtimmung die Unterſtützung für unzuläſſig. 
Damit iſt der Antrag erledigt. 

Knapp Stettin: Wir müſſen eine ſchriftliche Erklärung von dem 
gegneriſchen Kandidaten verlangen, für den wir bei der Stichwahl einkreten. 
Das geſchriebene Wort kann nicht beſtritten werden. Ein Ehrenmann wird 
ſich nicht weigern, eine ſchriftliche Erklärung abzugeben. Den Punkt k der 
Forderungen können wir ſtreichen. Wenn ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter 
wie Schippel ſchon Bedenken über unſere Steuerpolitik hegt, können wir ein 
ſolches Verlangen nicht an einen gegneriſchen Kandidaten richten. Auch der 
Ausdruck „linksſtehende“ Parteien, den einzufügen vorgeſchlagen wurde, iſt 
nicht glücklich. Das Zentrum ſteht in einigen Fragen rechts, in anderen links. 

Zubeil: Mit der Reſolution Bebel kann man ſich einverſtanden 
erklären; aber eins muß mit aufgenommen werden, daß nämlich die gegneriſchen 
Kandidaten, die wir bei der Stichwahl unterſtützen, ſich gegen jede Vermehrung 
des Heeres und der Marine erklären. Ob ſchriftlich oder mündlich, iſt gleich. 
Die Gegner halten doch nicht, was fie verſprechen. (Sehr richtig!) Der Stand: 
punkt, den Genoſſe Schippel geſtern hier vertreten hat, wird wohl nicht von 
vielen Delegirten gebilligt werden. (Lebhaftes Sehr richtig!) Mit dieſer 
Argumentation werden wir uns ſehr ſchwer gegen eine Flottenvermehrung 
erklären können. (Sehr richtig!) In den heutigen Morgenblättern und in der 
„Kölniſchen Zeitung“ wird auseinandergeſetzt, daß die Flotte vermehrt werden 
müſſe, um unſere Oſtſeeküſte zu ſchützen, die in ihrer langen Ausdehnung vom 
Landheer nicht gedeckt werden könne. Nach den Ausführungen Schippel's 
müßten wir Sozialdemokraten für die Vermehrung der Flotte eintreten, denn 
es wäre ja, wenn ſeine Anſicht richtig wäre, auch unſere Pflicht, nicht nur 
unſere Soldaten, ſondern auch die zurückbleibenden alten Männer, Frauen und 
Kinder im Kriegsfalle nicht ohne Schutz zu laſſen. Sicherlich kommt auch eine 
Vermehrung des Landheeres. In die Armee-⸗Organiſation paſſen die neuen 
Regimentern mit zwei Vataillonen garnicht hinein, fie werden bald in Regi⸗ 
menter mit drei Bataillonen verwandelt werden. Allen dieſen Verſuchen gegen: 
über muß ſich unſer ganzes Handeln und Agitiren gegen die Vermehrung des 
Heeres und der Flotte richten. (Zuſtimmung.) 

Der Antrag 41 iſt berechtigt. Für die Agitation iſt es nicht förderlich, 
wenn in gemifcht, fprachlichen Gegenden Agitatoren geſchickt werden, die nur 
einer Sprache mächtig ſind. Es iſt nicht angenehm, wenn die Kapläne in 
polniſcher Sprache die Maſſe begeiſtern und man erfährt nur ſtückweiſe und 
ungenügend von einem daneben ſitzenden polniſchen Genoſſen, was ſie eigentlich 
gefagt haben. Ein Kandidat in dieſen Vezirken muß beide Sprachen beherrſchen. 
Ich ſtehe nicht auf dem Standpunkt, daß ich eine preußiſche, hamburgiſche, 
polniſche oder mecklenburgiſche Sozialdemokratie will, aber auf dem Lande finden 
doch auch diejenigen unſerer Agitatoren, die plattdeutſch ſprechen konnen, mehr 
Anklang als wir Berliner, die wir nur hochdeutſch ſprechen. (Heiterkeit.) 

Morawski⸗Berlin: Die Hauplfache hat Genoſſe Liebknecht bereits 
geſagt. Pfannkuch und Winter haben behauptet, wir Polen hätten die Ver⸗ 
einbarung nicht gehalten und das Wort gebrochen. Eine Vereinbarung hat 
nie ſtattgefunden oder es war eine Vereinbarung wie die des Schafes mit 
dem Wolf. Geriſch, Pfannkuch und Förſter hatten mit uns eine Beſprechung 
und theilten uns ohne Weiteres mit, der und der Kandidat iſt aufgeſtellt; den 
müßt Ihr akzeptiren, ob Ihr nun wollt oder nicht. Wir machten Einwendungen: 
es ginge doch nicht an, einen Kandidaten zu empfehlen, den die Wähler 
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garnicht verſtehen. Es wurde uns erwidert, es ginge nicht anders; wenn wir 
nicht wollten, ſollten wir thun, was wir nicht laſſen konnten. Genoſſe Berfus 
meinte: Wenn Sie uns den Revolver auf die Bruſt ſetzen, dann müfjen wir 
uns fügen. Ich hob den demokratiſchen Standpunkt hervor: die Wähler 
müßten doch wenigſtens befragt werden. Da wurde uns direkt empfohlen, 
daß mehr germaniſirt werden muͤſſe. Ein polniſcher Genoſſe rief: Wir find 
aber Polen, da wurde uns von Geriſch zugerufen: Dann ſeid Ihr keine 
Sozialdemokraten, wenn Ihr Polen ſeid. Wir waren ganz ſprachlos, als wir 
das hörten. Seit 25 Jahren haben wir doch Schu Seit 25 Jahren haben wir doch Schulter an Schulter mit den 
deutſchen Genoſſen gekämpft und den Standpunkt der Internationalität nie 
verlaſſen. Da blieb uns ſchließlich nichts anderes mehr übrig, als den Antrag 41 
zu ſtellen. Mag der Parteitag nun entſcheiden, ob wir uns Kandidaten 
oktroyiren laſſen müſſen, die ſich mit ihren Wählern nicht verſtändigen können. 

Der Streit mit Genoſſen Winter datirt ſeit Pfingſten. Den Anlaß gab 
der Widerſpruch, den Genoſſe Legien in der öſterreichiſchen Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften gegen den Antrag erhoben hat, daß der Sekretär der 
Kommiſſion deutſch und ezechiſch verſtehen müſſe. Die poſgiſche Preſſe hat 
ſich der Sache bemächtigt und uns Schwierigkeiten bereitet. Wir erwiderten, 
das ſei nur die perſönliche Anſicht eines einzelnen Genoſſen, nicht die der 
deutſchen Sozialdemokratie. Winter iſt nun nach Oberſchleſien gegangen und 
hat in der „Sächſiſchen Arbeiterzeitung“ uns eine Marſchroute geben wollen. 
Er hat die polniſche Sprache nur als ein Mittel bezeichnet, die polniſchen 
Genoſſen über den Sozialismus aufzuklären. In einem Briefe (den Redner 
ſtellenweiſe verlieſt) hat er ſich für die Germaniſation Oberſchleſiens erklärt, 
die durch wirthſchafkliche Urſachen veranlaßt werde. Wir haben ihn darauf 
hin zu den Hakatiſten geworfen, aber für einen Spitzel haben wir ihn nicht 
erklärt. (Winter: Ja wohl!) 

Es läuft ein von Zubeil und Genoſſen unterzeichnetes Amendement 
zur Reſolution Bebel ein, das als Forderung an gegneriſche Kandidaten ver⸗ 
langt, daß ſie ſich erklären 

gegen jede Vermehrung des ſtehenden Heeres und der Marine. 

Leſche macht darauf aufmerkſam, daß dieſer Antrag ſich mit dem 
Amendement Katzenſtein decke und deshalb vielleicht zurückgezogen werden könne. 

Mittag⸗Halle: Den Antrag 41 halte ich für überflüſſig. Es muß 
doch jedem Wahlkreiſe überlaſſen werden, welchen Kandidaten er aufitellen 
will; wozu alſo erſt den Parteitag damit befaſſen? Die Flugblätterfabrik in 
Berlin, von der aus bei den letzten Wahlen die Wahlkreiſe verſorgt wurden, 
hat ſich nicht recht bewährt, die Verhältniſſe in den einzelnen Kreiſen ſind doch 
verſchieden, nach einem Schema dürfen die Flugblätter alſo nicht angefertigt 
werden, ſonſt ſchaden ſie mehr, als ſie nützen. Die Reſolution Bebel muß 
nothwendigerweiſe durch die Erklärung gegen jede weitere Heeres⸗ und Marine⸗ 
bewilligungen ergänzt werden. Das iſt um ſo nothwendiger nach den geſtrigen 
Ausführungen des Genoſſen Schippel. Wo unſere Parole iſt: dieſem Syſtem 
keinen Mann und keinen Groſchen, da kommt der Genoſſe Schippel und iſt 
ſogar für Kanonen zu haben; ſo habe ich ihn wenigſtens verſtanden. Wir 
haben mit dem ſtehenden Heer garnichts zu thun; was Schippel da geſagt 
hat, war nur ein Spiel mit Worten. Von Schippel hat mich ſeine geſtrige 
Haltung ganz beſonders gewundert, da ich ihn doch früher zu meiner Freude 
auf der linken Seite der Partei gefunden habe; er hatte ſeiner Zeit einen 
friſchen Zug in die Berliner Volks⸗Tribüne gebracht. 

Peus: Auch ich halte die bevorſtehenden Reichstagswahlen für wichtiger 
als alle, die wir hinter uns haben. Wir haben durch den Ausfall der Wahlen 
dafür zu ſorgen, daß die Staatsſtreichgelüſte ein für alle Mal vor dem Willen 
des Volkes zerſtieben und daß die Sozialreformgeſetzgebung ausgebaut wird. 
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Heute werden wir ganz mit Recht ſo regiert, wir wir es verdienen, denn von 
397 Abgeordneten ſind erſt 48 Sozialdemokraten. Sorgen wir, daß wir mehr 
werden und die Oppoſition überhaupt ſo ausfällt, daß die Regierung ſich 
nicht mehr auf den Willen des Volkes berufen kann. — 

Wenn der Standpunkt Schippel's, den er wohl etwas unüberlegt vor⸗ 
getragen hat, richtig ſein ſollte, hätten wir dann ein Recht gehabt, gegen 
jenen 45 Millionen⸗Kredit für Kanonen zu ſtimmen? Das gegenwärtige Syſtem 
braucht den Krieg; wir ſind prinzipiell gegen den Krieg. Wir wollen den 
vollen und ganzen Frieden. Wir müſſen daran feſthalten: Fort mit dem Krieg! 
Fort mit Allem, was die moderne wirthſchaftliche Entwickelung behindert. 
Deshalb haben wir nicht dafür zu ſorgen, die Soldaten mit Kanonen zu ver⸗ 
ſorgen, damit ſie nicht ſo gefährdet ſind, ſondern wir haben dafür zu ſorgen, 
daß ſie überhaupt nicht mehr dieſer Gefahr ausgeſetzt ſind. 

Bei der Agitation müſſen wir mehr Gewicht legen auf unſere poſitiven 
Forderungen. Der Begriff der Revolution iſt im Volke noch nicht mit der 
nöthigen Klarheit erfaßt. Wir dürfen kein großes Gewicht legen auf Ver⸗ 
ſammlungen, die in einem Kreiſe, in dem noch garnicht agitirt war, im letzten 
Augenblick vor der Wahl abgehalten werden. Das Wichtigſte iſt die Organiſation. 

Die Reſolution Bebel bitte ich, ſo wie ſie von ihm geſtellt iſt, ohne 
Zuſätze anzunehmen. Den Antrag 90 erſuche ich abzulehnen. Gewiſſe Orte 
müſſen ſich mit einer Doppelkandidatur behelfen, wenn ſie ſich nicht eine 
unwirkſame Kandidatur aufſtellen wollen. 

Ein von Beſing-Bremen geſtellter Schlußantrag wird von Freiwald— 
Nieder⸗Barnim bekämpft. Die Schippel'ſchen Ausführungen ſeien noch nicht 
erledigt. Es müſſe von der Fraktion verlangt werden, ſich zu erklären, wie 
ſie zu Schippel's Anſchauung ſtehe. (Lebhafter Beifall.) 

Der Schlußantrag wird abgelehnt. 

Frau Greifenberg: Unſer Programm fordert das allgemeine Wahl⸗ 
recht auch für die Frauen. Seit den letzten Wahlen iſt die Agitation dafür aber 
ſehr vernachläſſigt worden. Man will dem Proletariat ſein winziges Wahlrecht 
noch ſchmälern; legen wir dem gegenüber auf eine Erweiterung des Wahlrechts 
Gewicht und ſorgen wir dafür, daß die Frauen das Wahlrecht bekommen. 
Sie wiſſen, welchen Einfluß die Frauen auf die Männer haben. Es iſt noth⸗ 
wendig, den Frauen vor Augen zu führen, wie nothwendig es iſt, die ſäumigen 
Männer zur Wahlurne heranzuſchleppen. Laßt die Frauen nicht mehr ſo 
zurück wie bisher. 

Schade: Halle: Auf die Sprachenkenntuniß muß man in den polniſchen 
Bezirken das größte Gewicht legen. Die Haupterfolge bei den Wahlen werden 
durch die perſönliche Agitation erzielt, und es iſt geradezu unverantwortlich, 
Genoſſen in jene Kreiſe zu ſchicken, die des Polniſchen nicht mächtig ſind. 
Die Aufnahme der Forderung in die Reſolution Bebel, gegen jede militariſche 
Bewilligung zu ſtimmen, halte ich für nöthig. Doppelkandidaturen müſſen 
unbedingt unterſagt werden: es finden ſich in jedem Kreis geeignete Kandidaten. 

Vorſitzender Leſche: Genoſſe Schippel läßt anfragen, ob der Parteitag 
damit einverſtanden iſt, daß ich ihm außer der Reihe zu einer kurzen Berichtigung 
das Wort ertheile. — Der Parteitag iſt damit einverſtanden. 

Schippel: Man hat meine Worte von geſtern wohl mißverſtanden. (Rufe: 
Aha! und Gelächter.) Ich habe geſtern ganz kurz hervorgehoben, daß die 
Fraktion einſtimmig gegen die Militärkredite im Reichstag geſtimmt hat. Ich 
ſelber bin nicht dafür eingetreten, fie zu bewilligen: ich habe auch nicht die 
Abſicht gehabt, hier irgend welche Stimmung für künftige Bewilligungen zu 
machen. Ich habe es nur als meinen perſönlichen Standpunkt hervorgehoben, 
daß ich es in einer ſo zwickmühlenartigen Lage nicht für unwürdig gehalten 
habe, daß in der Fraktion und der Oeffentlichkeit kein großes Aufhebens davor 


Die bevorſtehenden Reichstagswahlen. 137 


gemacht wurde. Ich habe einfach die Sachlage geſchildert, wie ſie liegt. Die 
Soldaten ſind bewilligt, die Formationen und Alles iſt bewilligt; wir können 
das nicht ändern, wir haben es nicht in unſeren Händen. Gewiß, Genoſſe Peus 
mag Recht haben, die heutige Regierung lebt vom Kriege, wir müſſen immer 
mit der Möglichkeit eines Krieges rechnen. Iſt man in einer ſolchen Lage, 
kann man die Kriege nicht verhindern, da kann man doch nicht unſeren 
Soldaten ſchlechte Flinten, ſchlechte Kanonen geben. (Gelächter und Zuſtimmung.) 
Der Fraktion kann man aus meiner perſönlichen Anſicht keinen Vorwurf machen. 
Wenn das militariſtiſche Syſtem zu einem Kriege treibt, den wir nicht ver⸗ 
hindern können, wenn wir eine Niederlage erleiden, und wenn dann das Blut 
unſerer deutſchen Arbeiterklaſſe doppelt gefloſſen iſt, ich glaube, wir Alle würden 
dann der Regierung den Vorwurf gemacht haben, daß ſie nicht zur rechten 
Zeit eingegriffen hat. (Gelächter und Zuſtimmung.) Ich bitte alſo ſtreng zu 
unterſcheiden: die Fraktion hat dagegen geſtimmt, ſie hat gegen die erſte Rate 
geſtimmt und wird gegen die künftigen Raten ſtimmen. Ich habe nur hervor⸗ 
gehoben, daß es richtig war, kein Aufheben in der Oeffentlichkeit zu machen. 

Metzner⸗Berlin: Wohl Keiner verkennt die Wichtigkeit der kommenden 
Reichstagswahlen. Daher iſt die Vorlegung von Mindeſtforderungen an die 
Kandidaten, die wir bei den Stichwahlen unterſtützen ſollen, überaus noth⸗ 
wendig. Ich wünſche auch die Aufnahme der Verpflichtung, gegen Forderungen 
für Heer und Marine zu ſtimmen. Eine ſchriftliche Verpflichtung würde, wenn 
ſie auch ebenſo gebrochen werden kann wie eine mündliche, doch einen Werth 
inſofern haben, als man ſie jederzeit dem Betreffenden unter die Augen halten 
könnte. Es ift hervorgehoben worden, daß die Gefahr vorliegt, daß uns das 
Wahlrecht genommen werden und wir genöthigt ſein könnten, es erſt wieder 
durch die gewerkſchaftliche Bewegung zu erkämpfen, daß alſo das Hauptgewicht 
auf die gewerkſchaftliche Organiſation gelegt werden müſſe. Die gewerkſchaft⸗ 
liche Bewegung iſt doch nur dann von wirklichem Nutzen, wenn dafür geſorgt 
wird, daß die Erfolge der gewerkſchaftlichen Kämpfe durch die Geſetzgebung 
feſtgelegt werden. Dazu iſt aber der politiſche Kampf und die poliliſche 
Organiſation die Hauptſache. 

Sindermann⸗Dresden: Ich bitte Sie, den Antrag wegen der Doppel⸗ 
kandidaturen anzunehmen, ſie müſſen auf jeden Fall vermieden werden. Die 
Reſolution Bebel reicht völlig aus. Die Parvus'ſchen Anträge ſind voll⸗ 
kommen überflüſſig. Der Parteitag iſt nicht dazu da, nach dem Taktſtock eines 
einzelnen Schulmeiſters zu tanzen. Da geht der Ehrgeiz ſo weit, daß man die 
ganze Partei leiten möchte. Aber in der Schreibſtube nehmen ſich die Dinge 
anders aus, als draußen bei der Agitation. Die Parvus'ſchen Anträge ſind 
garnicht neu. Schon ſeit 20 Jahren werden ſie von unſerer Fraktion gefordert. 
(Sehr richtig!) — Schippel hat ſich mit ſeiner zweiten Ausführung gewaltig 
hineingeritten. Wir können doch nicht deswegen neue Kanonen bewilligen, weil 
Soldaten exiſtiren, ſonſt müßte die Fraklion regelmäßig, wenn neue Waffen 
erfunden werden, ihre Einführung in der deutſchen Armee verlangen. Soweit 
treibt man es, wenn man eine derartige Taktik empfiehlt. Wir müſſen dagegen 
proteſtiren (ſehr richtig!), ſonſt können wir das Schauſpiel erleben, daß die 
klaſſenbewußte Arbeiterſchaft kein Vertrauen mehr zur Sozialdemokratie hat, 
weil wir unſeren ganzen revolutionären Charakter verlieren. (Lebhafter Beifall.) 

Auer: Es iſt vorhin das Wort gefallen, daß mit Schippel Abrechnung 
gehalten werden muß und der letzte Redner hat ſich in ähnlichem Sinne aus⸗ 
gedrückt. Da fühle ich mich verpflichtet, offen und frei zu erklären, daß, wenn 
wegen der Aeußerung, die Schippel gethan hat — ob er ſich geſchickt ausge⸗ 
drückt hat, iſt eine andere Frage —, wenn aber wegen deſſen, was Schippel 
gemeint hat und nur meinen konnte, Abrechnung gehalten werden ſoll, daß 
dann nicht mit ihm allein, ſondern mit einer ganzen Reihe von Parteigenoſſen 
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und zwar mit Parteigenoſſen wie Bebel und Liebknecht und auch mit meiner 
Perſon Abrechnung gehalten werden muß. (Hört! hört!) Ich glaube, Sie 
befinden ſich in einem Mißverſtändniß, mag ſein, weil Schippel nicht das 
richtige Wort gefunden hat. Der letzte Redner ſpricht davon, daß Schippel 
die Kanonen bewilligt hat und daß er die Schießprügel bewilligen will. Wo 
hat Schippel auch nur mit einem Wort das geſagt. Er hat ausdrücklich 
erklärt, auch wieder in ſeiner letzten Rede: Wir haben es abgelehnt, weil 
wir grundſätzliche Gegner des Syſtems ſind, aber wir haben nicht geglaubt, daß 
dieſe Frage der Bewilligung, die ſich in der wahnſinnigen Entwickelung, die 
der Militarismus unter den europäiſchen Kulturſtaaten angenommen hat, noth⸗ 
wendig macht ſeitens der Vertreter dieſes Syſtems, zu denen wir nicht gehören 
— wir haben nicht geglaubt, daß dieſe Angelegenheit eine ſolche ſei, bei der 
eine beſondere Agitation angebracht ſei. Man kann dieſe ſeitens des 
Militarismus für nothwendig erachtete Ausgabe von Hunderten von Millionen 
für neue Kanonen gewiß zur Kennzeichnung des Wahnſinns dieſes Syſtems 
benutzen, man kann den Militarismus an dieſem Beiſpiel aufs Neue ver⸗ 
urtheilen und kann ſich doch vielleicht der Thatſache nicht entſchlagen, daß Die⸗ 
jenigen, die einmal für den Militarismus eintraten und unter den heutigen 
Verhältniſſen die Verantwortung tragen, dieſe Summe bewilligen müſſen. Wir 
ſind dagegen, weil wir grundſätzliche Gegner des Militarismus ſind. Damit 
iſt aber noch lange nicht geſagt, daß es angebracht war, um der Kanonen 
Willen eine beſondere Agitation zu entfalten. Das hat Schippel ſagen wollen, 
das hat er nur ſagen können. Und iſt denn dieſer Standpunkt ſo neu in der 
Partei? Ich habe vorhin Bebel und Liebknecht genannt, Erinnern Sie ſich 
an die Verhandlungen des Parteitages in Halle, wo ſeitens des Führers der 
Unabhängigen unſerem Genoſſen Bebel genau derſelbe Vorwurf gemacht wurde; 
und was hat Bebel darauf geantwortet? Es iſt nothwendig, daß daran 
erinnert wird. Er ſagte nach dem Protokoll: 

„Wenn Ihr aber einmal dieſe ſtehenden Heere für nothwendig haltet, 
dann trefft wenigſtens Einrichtungen, daß der aus den ungeheuren Ver⸗ 
beſſerungen in der Technik der Kriegführung entſpringenden Maſſen⸗ 
hinſchlachtung nach Möglichkeit geſteuert wird. Ich habe darauf hinge⸗ 
wieſen, daß bei der Anwendung des rauchloſen Pulvers und der gegen 
früher ungeheuren, geſteigerten Treffſicherheit der Gewehre die jetzigen Uni⸗ 
ſormen mit ihren blitzenden Metallknöpfen und grellen Farben ein geradezu 
Verderben bringendes Zielobjekt für die Feinde ſeien. Müßten ſich unſere 
Brüder, Söhne und Väter ſchon einmal auf das Schlachtfeld ſchleppen 
laſſen, dann kleide man ſie wenigſtens ſo, daß ſie nicht geradezu das Auge der 
feindlichen Schützen herausfordern. Und nun frage ich Euch Alle, die Ihr 
verpflichtet ſeid, gegen den auswärtigen Feind die Waffen zu tragen: als 
Linienſoldaten, Reſerviſten, Landwehrmänner oder Landſturm, wenn ich ver: 
hindern will, daß Ihr durch äußere Kennzeichen eine bequeme Zielſcheibe für 
die Feinde werdet, habe ich damit irgend etwas gethan, was vom Partei: 
ſtandpunkt aus verwerflich wäre? (Rufe: nein!) Wenn ich aber weiter 
erklärte, ich bin bereit, die Mittel für weniger ſichtbare Unformſtücke zu 
bewilligen, dann habe ich damit nichts weiter gethan, als meine Bereit: 
willigkeit ausgedrückt, dafür zu ſorgen, daß im nächſten Kriege nicht Zehn⸗ 
tauſende unſerer eigenen Genoſſen durch die Ungeſchicklichkeit unſerer Militär⸗ 
verwaltung zwecklos auf die Schlachtbank geführt werden. Ich habe die 
Genugthuung gehabt, daß jetzt nach den Manövern in allen Zeitungen und 
Militärblättern dieſe Frage erörtert wird. Es wird da ausgeführt, daß es 
mit der bisherigen farbenſchillernden Montirung nicht mehr geht, wenn unſere 
Soldaten vor der maſſenhaften Hinſchlachtung bewahrt bleiben ſollen. Nie in 
meinem Leben habe ich in einer Frage ein beſſeres Gewiſſen gehabt wie in dieſer.“ 
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Und dieſe Worte erfreuten ſich des lebhaften Beifalls der Delegirten. 
Wenn Bebel ſagt, er ſei bereit, die Mittel zu bewilligen, um unſere Brüder 
davor zu ſchützen, daß ſie den feindlichen Geſchoſſen als Zielobjekte ſchon durch 
ihre äußere Erſcheinung dienen, iſt das in der Sache nicht Schließlich daſſelbe? 
(Rufe: Nein! nein!) Selbſtverſtändlich iſt es für Sie nicht daſſelbe. Das 
weiß ich, deshalb habe ich ja gerade dieſe Frage aufgeworfen. Wenn das für 
Sie nicht daſſelbe iſt, dann könnten Sie ja auch die Soldaten mit Stöcken 
ausgerüſtet ins Feld ſchicken. (Widerſpruch.) Wir ſind prinzipielle Gegner 
des Krieges, wir koͤnnen ihn aber nicht verhindern, wir müſſen mit der 
Eventualität rechnen, daß es gegen unſeren Willen zum Kriege kommt. Zum 
entſcheidenden Punkt unſeres Angriffs auf den Militarismus können wir dieſe 
Angelegenheit nicht machen, das iſt nicht der Punkt, wo die Agitation ein⸗ 
ſetzen kann. Sollen wir uns in nächſter Seſſion, wo dieſe Frage zur Ent⸗ 
ſcheidung kommt, etwa auch dagegen wehren, daß unſere Soldaten warmes 
Abendbrod bekommen, was auch eine Vermehrung des Militärbudgets im Ge⸗ 
folge hat. Aber weiter, wir ſind Gegner des Krieges, und doch haben unſere 
Führer auch mit der Möglichkeit eines Krieges gerechnet und darauf bezügliche 
offizielle Erklaͤrungen abgegeben. Es läßt ſich allerdings eine Möglichkeit 
denken, in der wir auch für den Krieg eintreten und ihn für abſolut noth⸗ 
wendig halten. (Sehr richtig!) Ich erinnere nur an die Aeußerungen von 
Vebel und Liebknecht im Reichstage über die Möglichkeit, daß es dazu kommen 
kann, gegen den Feind aus dem Oſten, gegen die Barbarei, gegen den ruſſiſchen 
Zarismus und ſeine Eroberungsgelüſte in den Krieg einzutreten. Dieſe Er⸗ 
klärungen wurden abgegeben unter dem Beifallsſturm der geſammten Fraktion. 
Wollen Sie denn, daß dieſer Krieg ev. geführt werden ſoll mit Kanonen, die 
von allen übrigen Staaten, Rußland mit eingeſchloſſen, längſt überholt ſind? 
Eine ungemein intereſſaute Erklärung hat in dieſer Beziehung Liebknecht 
ſchon 1868 auf dem Nürnberger Arbeitertage abgegeben. Er ſagt da: 


„Einer der Vorredner“ — es war der alte Ladendorf — „hat für 
die allgemeine Entwaffnung geſprochen. Auch ich bin dafür. Aber ſie kann 
erſt eintreten, wenn alle Feinde der Volker unſchädlich gemacht ſind. Und 
das wird noch lange dauern. Für Deutſchland und Frankreich ſcheint mir 
die Stunde der Befreiung nicht ſehr fern. Doch mit unſerer Befreiung find 
wir noch nicht am Ziele, es bleibt uns noch eine blutige Arbeit zu verrichten 
und eine heilige Pflicht zu erfüllen: die Zertrümmerung Rußlands, die 
Wiederherſtellung Polens. Iſt dem ruſſiſchen Doppelaar das nach Weſten 
gekehrte Haupt abgeſchlagen, haben wir an Polen die Verbrechen unſerer 
Furſten, namentlich des treuloſen und undeutſcheſten unter ihnen, Friedrichs 
des — „Großen“, wie die Geſchichtsfälſcher ihn nennen, geſühnt, iſt der 
Deſpotismus aus ſeinem letzten Schlupfwinkel vertrieben, dann, aber auch 
erſt dann können die Volker entwaffnen. Bis dahin müſſen wir feſthalten 
an unſerer Forderung der allgemeinen Volksbewaffnung: „Jeder Bürger 
Soldat, jeder Soldat Bürger!“ 


Ja wohl, Parteigenoſſen, auch wir verlangen Waſfen. Wird das Miliz: 
ſyſtem eingeführt, fo müſſen wir doch auch Waffen haben. Ueberblicken wir 
alſo die Dinge ruhig, verſchieben wir nicht den Standpunkt und unterſtellen 
wir Schippel nicht etwas, was er nicht geſagt hat. Schippel hat ausdrücklich 
den prinzipiellen Standpunkt feſtgehalten, daß wir als grundſätzliche Gegner 
des Militarismus und der heute herrſchenden Staatsgewalt nichts bewilligen 
können. Wenn Sie hieran feſthalten und ſich die Sache ruhig überlegen, ſo 
habe ich nicht die geringſte Furcht, wie die in Ausſicht geſtellte Abrechnung 
ausfallen wird. (Beifall und lebhafter Widerſpruch.) 

8 Ullenbaum⸗Elberfeld verzichtet aufs Wort. 
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Färber⸗Braunſchweig erklärt ſich gegen die Annahme desjenigen 
Amendements zur Bebel'ſchen Reſolution, das von den Gegnern, die bei 
der Stichwahl auf die Stimmen der Sozialdemokraten rechnen, das Eintreten 
für die Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung verlangt. Die nächſten Wahlen ſtehen unter 
dem Zeichen der Auseinanderſetzung zwiſchen Konſtitutionalismus und Abſolu⸗ 
tismus. Sollen wir bei einer eventuellen Stichwahl zwiſchen dem Mancheſter⸗ 
mann Richter und einem Reaktionär durch Stimmenthaltung für die Wahl des 
Letzteren mitſchuldig werden, weil Richter ſich nicht verpflichten würde, für die 
Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung einzutreten? 

Weinheber⸗Hamburg bittet, bei der Landagitation nicht durch unvor⸗ 
ſichtige Aeußerungen über Religion jahrelange Arbeit zu zerſtören und die 
Leute auf einander zu hetzen, wie es eine Hamburger Genoſſin in Schleswig⸗ 
Holſtein gethan hat. 

Katzenſtein⸗Mainz: Von entſcheidender Bedeutung für den Ausfall der 
nächſten Wahlen wird das Verhalten unſerer Reichstags-Fraktion in der nächſten 
Seſſton ſein. Wir haben ja nun allerdings keinen Grund, irgendwie mit unſerem 
Vertrauen zu der Fraktion zurückzuhalten. Ich möchte aber doch bitten, in den 
nächſten Monaten gerade die prinziellen Fragen, auch die uns von der bürger: 
lichen Oppoſition ſcheiden, in den Vordergrund zu ſtellen. Es wird das Schlag: 
wort ausgegeben, es handele ſich um eine Abrechnung zwiſchen Konſtitutionalismus 
und Abſolutismus. Es handelt ſich um viel mehr. Wir wiſſen, daß die, die 
jetzt unzufrieden find, im entſcheidenden Augenblick doch für den Abſolutismus 
und alle dieſe Dinge zu haben ſein werden. Darum dürfen wir uns um ſie 
nicht kümmern. Wir haben es ja erlebt: unſere öſterreichiſchen Genoſſen, eine 
kleine Fraktion, haben im Parlamente ſehr bald die Führung der Oppoſition 
übernommen. In einer Frage von ſo entſeheidender Wichtigkeit, wie der des 
Vereinsgeſetzes, haben wir es dagegen erlebt, daß wir hinter der Front zurück⸗ 
geblieben find, daß die führende Stellung zweifellos Eugen Richter gehabt hat. Lieb⸗ 
knecht, Bebel, Vollmar, Auer haben ſich zurückgehalten, und Singer, der hat die Sache 
vertreten mit einer guten Verſammlungsrede will ich ſagen, mit der Routine 
eines geübten Parlamentariers, nicht aber von großen Geſichtspunkten aus, wie 
ſie der Sozialdemokratie würdig ſind. Dieſe großen Geſichtspunkte möchte ich 
Ihnen empfehlen. Und für die Frage der Wahlagitation möchte ich auf die 
Nothwendigkeit hinweiſen, den Angriff gegen das Syſtem zu richten. Es wird 
von dem Verſprechen Hohenlohe's geſprochen. 

Vorſitzender Leſche: Punkt 2 der Tagesordnung ſteht nicht mehr zur 
Berathung. Wir ſind bei den Reichstagswahlen. 

Katzenſtein: Es muß bei der Wahlagitation betont werden, daß es ſich 
nicht blos um ein Verſprechen des Reichskanzlers handelt, ſondern um das 
Verſprechen der Fürſten. Ich finde es auch nicht richtig, daß Bebel in ſeiner 
Rede über den Majeſtätsbeleidigungsparagraphen, als ihn der Präſident unter⸗ 
brach, erklärte, er hätte ja keinen Namen genannt. Eugen Richter hätte das 
nicht gethan. Und was den Staatsſtreich betrifft, ſo iſt unſere Stellung, daß, 
wer die Geſetze verletzt, außerhalb des Geſetzes ſteht, daß, wer den Staatsſtreich 
will, vogelfrei iſt. Dieſer Standpunkt muß feſtgehalten werden. 

Die Annahme meines Antrages zur Nefolution Bebel iſt nothwendig; 
wie er hineingefügt wird, will ich gern Bebel überlaſſen. Die Reſolution ſcheint 
mir auf die Herren vom Freiſinn zugeſpitzt zu ſein. Die ſind aber nicht nur 
waſchechte Mancheſtermänner, ſie ſind außerdem ſehr auf unſere Unterſtützung 
angewieſen. In der Frage der Heeresbewilligungen müſſen wir die Kandidaten 
der bürgerlichen Oppoſitionsparteien, und ich möchte faſt auch fagen, unſere 
Abgeordneten (Heiterkeit) feſtlegen. Die Auffaſſung Auer's führt in ihrer Konſequenz 
nicht dazu, daß wir ablehnen, ſondern daß wir bewilligen. (Sehr wahr!) Wenn 
Auer einen Ausſpruch Liebknechts von ver 30 Jahren zitirt hat, ſo wird 
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Liebknecht, den ich verehre, es mir nicht verübeln, wenn ich ſage, daß war etwas 
revolutionäre Romantik von 48; da glaubte man noch an eine derartige Kriegs⸗ 
führung. Wenn wir erſt das Milizſyſtem haben, dann können wir das machen; 
jetzt ſtehen andere Forderungen im Vordergrund. Wir haben mit dem heutigen 
Militärſyſtem nichts zu thun. (Lebhafter Beifoll.) Der Krieg, ob er gegen 
Frankreich, ob er gegen Rußland geführt wird, er richtet ſich in letzter Linie 
gegen das arbeitende Volk (lebhafter Beifall), und dem müſſen wir entgegen⸗ 
treten. Wer die Aktionsfähigkeit der Armee ſtärkt, ſtärkt den Kampf gegen das 
Proletariat. und das müſſen wir ablehnen. 

Nun die Polendebatte. Da ſage ich: Wir wollen keinen national-polnifchen 
Sozialismus, aber auch keinen national⸗deutſchen Sozialismus, wie ihn Pfannkuch 
vertreten hat. (Beifall.) 

Wir müſſen unſere Kraft das nächſte Mal zuſammenfaſſen wie noch nie. 
Wir müſſen die bürgerliche Oppoſition ſchärfen, ſie ins Feuer nehmen wie noch 
nie. Die Majorität werden wir ja nicht bekommen, auch nicht mit der bürgerlichen 
Oppoſition. Aber worauf es ankommt, iſt, daß wir feſtſtehen wie die Mauern; 
dann werden wir der Sturm ſein, der die Herren hinwegbläſt. (Lebhafter Beifall.) 

Hoffmaun⸗Berlin: Ich habe, obwohl Niemand über meine Stellung zur 
Religion im Zweifel iſt, in einem Landbezirke große Erfolge gehabt. Es kommt 
eben auf die Geſchicklichkeit an. Antrag 90 bitte ich anzunehmen. Wir haben 
nicht zu wenig, ſondern zu viel Kandidaten, daher die vielen Streitigkeiten. 
Ein Kreis bleibt ſo lange ausſichtslos, als nur ein Zählkandidat aufgeſtellt 
wird. Haben dann die einfachen Genoſſen gearbeitet und den Kreis ſo weit 
gebracht, daß ein ſozialdemokratiſcher Kandidat Ausſicht hat, dann kommen die 
Herren Doktoren und Akademiker und übernehmen die Kandidatur. (Heiterkeit.) 
Ich habe nichts gegen ſie, ich heiße ſie herzlich willkommen, aber es ſollen ihnen 
Kreiſe übergeben werden, die ſie ſelber erſt erobern ſollen, nicht daß wir ihnen 
ein fertig gemachtes Bett übergeben und zu Ihnen ſagen: Nun ſei ſo gut und 
lege Dich hinein. Große Heiterkeit.) Glauben Sie mir, ich ſpreche im Sinne 
der großen Maſſe, wenn ich das fordere. Auer hat meine Worte über die Ab⸗ 
rechnung mit Schippel ſehr tragiſch genommen. Mit einem Standpunkte wie 
dem des Genoſſen Schippel werden Sie wenig Anhänger finden. (Sehr richtig!) 
Auer hat mit anderen Morten, blos geſchickter, daſſelbe wie Schippel geſagt. 
Auer — der war ſchlauer (Heiterkeit), aber im Grunde ſagt er daſſelbe. Wir 
können vom Standpunkt Schippels aus auch den uferloſen Flottenplänen nicht 
widerſprechen, denn es ſind ja auch Marineſoldaten da, die auf neuen Schiffen 
beſſer geſchützt ſind als auf alten. So läßt ſich eben Alles motiviren! (Sehr 
richtig!) Da kann man auch ſagen: die Fraktion muß für das Budget ſtimmen 
(Widerſpruch), denn der Staat hat ja eine Menge Beamten und die dürfen wir 
doch nicht verhungern laſſen. Dazu kommt noch eins: Schippel hat ſich unter 
Umſtänden auch für die Erhaltung der Schutzzölle gegen ein anderes Schutzzolland 
ausgeſprochen. Auf dieſer ſchiefen Ebene rutſchen wir immer mehr hinab. 
Durch ſolche Dinge erhalten nur die Elemente neue Nahrung, die die Maſſen 
von der Nutzloſigkeit des Parlamentarismus überzeugen wollen. Vergegen⸗ 
wärtigen Sie ſich, wie Genoſſe Schippel früher war und wie er heute daſteht. 
Als er in die Fraktion kam, da dachten die Genoſſen, daß er Nägel unter den 
Schuhen und Eiſen unter den Abſätzen haben würde. (Heiterleit.) Jetzt aber 
geht er in Lackſtiefeln herum (Große Heiterkeit) — ich ſpreche ſelbſtverſtändlich 
nur bildlich — während Andere, wenn fie auch nicht radikal ſind, doch wenigſtens 

noch in guten Kalbs⸗ oder Rindsleder⸗Stiefeln auftreten. (Heiterkeit.) Schippel, 

der früher ſo radikal war, daß er vor der Gefahr ſtand, zu den Unabhängigen 
gerechnet zu werden, hat ſich in einer Zeile entwickelt, daß ich wohl im Sinne 
der meiſten Berliner ſagen kann: Max, uns graut vor Dir! (Große Heiterkeit 
und Beifall.) 
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Stückleu⸗Hof: Unſere Führer, die im Parlament ſitzen, ſollten bei ihren 
Aeußerungen etwas vorſichtiger ſein. Bei jeder Wahl wird uns der von Bebel 
zitirte Vers vorgehalten: „Den Himmel überlaſſen wir den Engeln und 
den Spatzen“. Das ſchadet uns namentlich bei den Bauern. Wenn wir dann 
noch wenigſtens hinzufügen: „bis daß die Schoten platzen“, und ihnen ſagen, 
daß nur des Reimes wegen das Wort „Spatzen“ gewählt iſt, ſo geht es noch 
an. (Heiterkeit.) Für die Agitation auf dem Lande ſind nur ſolche Genoſſen 
geeignet, die mit dem Bauer ſelbſt leben und mit ihm denken und fühlen. Der 
Antrag betr. die Doppelkandidaturen geht nicht an. Sie haben ja geſtern 
gehört, daß Bebel in Wetzlar aufgeſtellt iſt, er hat alſo ſchon eine Doppel⸗ 
kandidatur. Die Genoſſen in Wetzlar würden ja auch einen anderen Kandidaten 
finden, aber ſie ſagen ſich, Bebel erhält mehr Stimmen als ein unbekannter 
Menſch. Allerdings in Wahlkreiſen, die ſicher ſind, ſollten wir von Doppel⸗ 
kandidaturen abſehen, um eine Nachwahl zu vermeiden. Es heißt, wir haben 
genug Kandidaten für alle Kreiſe. Das haben die Berliner geſagt, die würden 
uns ſchon Kandidaten für ganz Deutſchland ſchicken, aber die Berliner Kan: 
didaten ſind auch danach. (Heiterkeit.) Wir in Bayern würden uns ſchön 
bedanken, wenn man uns einen Berliner aufoktroyiren wollte. Zubeil iſt der 
erſte Berliner, der beſcheiden aufgetreten iſt; den ſollte man eigentlich in's 
Panoptikum ſchicken. (Heiterkeit.) Für die überzeugten Genoſſen bleibt es ſich 
gleich, wer aufgeſtellt iſt, ſie geben dem Sozialdemokraten ihre Stimme. Aber 
wir dürfen nicht allein auf die Stimmen der Genoſſen rechnen, ſondern auch 
auf die der Maſſen. Die Ausführungen Auer's in Bezug auf die Taktik kann 
ich ganz unterſchreiben, und der größte Theil der Genoſſen Deutſchlands iſt 
wohl damit einverſtanden. (Widerſpruch.) Von den vorliegenden Anträgen 
bitte ich den, der die Doppelkandidaturen verbietet, abzulehnen, damit den 
befähigten Genoſſen ein größeres Feld ihrer erſprießlichen Thatigkeit gegeben 
werden kann. Den Antrag, der die Herausgabe einer Agitations-Broſchüre für 
die Reichstagswahlen beabſichtigt, bitte ich anzunehmen. (Beifall.) 

Leſche fragt den Parteitag, ob jetzt die Debatte geſchloſſen und dem 
Referenten das Schlußwort ertheilt werden ſoll, damit dieſer Punkt der Tages: 
ordnung noch vor der Mittagspauſe erledigt werden kann. 

Die Abſtimmung über dieſen Vorſchlag bleibt zweifelhaft, es wird alſo 
in der Diskuſſion fortgefahren. 

Hengsbach⸗Köln: Ich kann mich unter keinen Umſtänden auf den 
Standpunkt Auer's und Schippel's ſtellen. Dieſe geiſtige Mauſerung billige 
ich nicht, und ich hoffe, daß das Gros der Genoſſen ſich mir anſchließt. (Sehr 
richtig) Der Vergleich mit der Bebel'ſchen Rede in Halle trifft nicht zu, denn 
dort hat ſich Bebel für einen Antrag ausgeſprochen, der die Militärlaſten ver⸗ 
mindert, hier aber handelt es ſich um eine Vermehrung der Ausgaben. (Sehr 
richtig!) Dieſem Syſtem keinen Mann und keinen Groſchen! Wenn wir dieſen 
verbeſſerten Mordwaffen das Wort reden, jo erkennen wir damit ihre Be— 
rechtigung an und vergeſſen, daß ſich die Waffen auch gegen unſeren Bruder 
im franzöſiſchen Waffenrock richten können. Wo bleibt da die internationale 
Arbeiterpartei? Das warme Abendbrod für die Soldaten iſt doch etwas ganz 
anderes, das können wir bewilligen, aber nicht die Kanonen. Von den vor— 
liegenden Amendements ſtimme ich dem Katzenſtein'ſchen zu. Beſonders vor— 
ſichtig brauchen wir in unſeren Aeußerungen bei der Agitation nicht zu ſein, 
wir ſollen uns einfach an das Programm halten und das, was wir fordern, 
klar und offen vertreten, auch in Bezug auf die Religion. 

Winter ⸗Königshütte erklärt ſich gegen den Antrag betr. die polniſche 
Kandidatenfrage. Kühn in Langenbielau wollte einen Bergarbeiter nach Ober⸗ 
ſchleſien geſchickt wiſſen, weil die Polen zu ſehr nationalpolniſche Tendenzen 
verfolgen. Ich wollte Oberſchleſien ſelbſt entſcheiden laſſen. Daß Sachſe in 
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zwei Kreiſen aufgeſtellt war, war ein Fehler, die Polen wurden dadurch erbitterl. 
Die Angelegenheit wurde in Berlin beigelegt, dann aber neu aufgerührt. Nicht 
allgemein politiſche Geſichtspunkte, wie Liebknecht es will, haben zu entſcheiden, 
ſondern die Verhältniſſe Oberſchleſtiens. Es liegt keine Nothwendigkeit vor, 
polniſch bei der Agitation zu reden, da die Polen deutſch verſtehen. Die wirth⸗ 
ſchaftliche Germaniſirung iſt thatſächlich etwas Gutes, alle Deutſchen, die als 
tüchtigere Arbeiter hinkommen, und auch die Polen, die weiter kommen wollen, 
ſtehen thatſächlich auf wieren Standpunkte. In dieſer Beziehung hat auch 
Roſa Luxemburg in der „Neuen Zeit“ völlig recht; wir wären für einen polni⸗ 
ſchen Kandidaten, wenn wir eine geeignete Perſon hätten. 

Von Genoſſe Sindermann, Reichelt und Genoſſen wird Reſolution 101 
zu Punkt 10 der Tagesordnung eingebracht. 

Liebknecht: Zunächſt möchte ich zu dem polniſchen Antrag zur Ver⸗ 
meidung von Mißverſtändniſſen noch einige Worte ſagen. Stets hat unſere 
Partei die Gleichberechtigung der Polen anerkannt; wo es ging, ſind immer 
in vorwiegend polniſchen Kreiſen Kandidaten aufgeſtellt worden, die beide 
Sprachen beherrſchen. Ich möchte die polniſchen Genoſſen bitten, Augeſichts 
der allſeitig freundlichen Stimmung, die ſie hier gefunden haben, ihre an ſich 
ja ſelbſtverſtändliche Forderung zurückzuziehen. Wenn, wie mir privatim mit⸗ 
getheilt iſt, von einigen Delegirten meine Worte zu dem Polenantrag ſo ver⸗ 
ſtanden worden ſind, als ſei da eine prinzipielle Differenz zwiſchen mir und 
Mitgliedern des Vorſtandes oder der Partei, ſo habe ich dem mit der größten 
Schärfe zu widerſprechen. Es handelt ſich hier um einen beſtimmten konkreten 
Fall, über den es zu Differenzen gekommen iſt. Die polniſchen Genoſſen 
dürfen glauben, daß es kein Mitglied in dem Parteivorſtand und in der Partei 
giebt, das die polniſche Nationalität als eine Nationalität zweiter Klaſſe und 
die polniſchen Genoſſen als Genoſſen zweiter Klaſſe betrachtet. Ein Wort von 
Pfannkuch hat ein Mißverſtändniß hervorgerufen; auch dieſes Wort hatte ſeine 
Anwendung auf einen beſtimmten Fall und war jedenfalls nicht ſo zu verſtehen, 
als wolle er die polniſchen Genoſſen als Genoſſen untergeordneter Art hinſtellen. 
Pfannkuch hat den Ausdruck im Bericht nachher ſelbſt gemildert. Ich wiederhole 
meine Bitte an die polniſchen Genoſſen, den Antrag zurückzuziehen. 

Und nun zu der Hauptſache. In dieſer Frage ſind wir in eine Debatte 
über die Taktik gekommen. Ich gebe zu, daß Schippel ſich nicht glücklich 
ausgedrückt hat. Es ſcheint ja wirklich aber hier eine Stimmung unter vielen 
Genoſſen zu ſein, als ob ſich Schippel für die Bewilligung der Kanonen aus⸗ 
geſprochen hätte, als hätte er geſagt, daß er oder die Fraktion dafür zu ſtimmen 
bereit geweſen ſei. Das iſt nicht der Fall. Die Stellung der Fraktion in 
Bezug auf dieſe Frage iſt ganz genau dieſelbe geweſen wie in allen 
Militärfragen von Anfang an: Abſolute Negation, keinen Mann und keinen 
Groſchen! Das Mißverſtändniß iſt dadurch entſtanden, daß durch Richter und 
Andere bekannt wurde, daß innerhalb der Budgetkommiſſion vorher bereits 
Mittheilungen gemacht waren, aber unter dem Siegel der Verſchwiegenheit, 
unter der ehrenwörtlichen Verpflichtung, nicht darüber zu ſprechen. Ich denke 
doch, das iſt geſtern von Bebel ſo klar gemacht worden, daß Jeder die Sachlage 
begreifen muß. Wir hätten ehrlos gehandelt, hätten wir unter Bruch des 
Ghrenworts die Sache an die große Glocke gehängt. Aber auf unſere Stellung 
zum Militarismus hat das gar keinen Einfluß ausgellbt. Wir haben gegen 
die betreffende Vorlage geſtimmt und werden gegen alle Forderungen des 
Militarismus ſtimmen. Und auch aus dieſer Neubewaffnung der Artillerie 
merden wir, wie das ja unſere Preſſe bereits gethan hat, eine neue Waffe 
ſchmieden gegen den Militarismus. Wer A ſagt, das haben wir hundert Mal 
im Reichstag geſagt, der muß auch B jagen. Vom Standpunkt des Militarismus 
müſſen fortwährend Waffenverbeſſerungen und beſtändige Vermehrungen ſtatt⸗ 
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finden; und gerade die wirkſamſte Waffe, die die Sozialdemokratie gegen den 
Militarismus und die Militärforderungen hat, iſt, daß all dieſe Forderungen 
immer weitere Forderungen nach ſich ziehen. Es iſt die Schraube ohne Ende. 
Wir haben nach Einbringung der letzten Militärvorlage im Reichstage aus⸗ 
geſprochen: Schon ehe dieſe Vorlage Geſetz geworden iſt, haben die Franzoſen 
uns überflügelt. Jetzt hat man neue Kanonen erfunden; ehe ſie vollſtändig 
im deutſchen Heere eingeführt ſind, hat man wieder neue und beſſere erfunden. 
Ebenſo iſt es mit den Gewehren. Der Scharfſinn ſehr vieler Leute richtet ſich 
heute ſtatt auf nützliche Dinge auf die lohnenden Erfindungen für das Militär; 
das liegt im Weſen der Zeit, das können wir nicht ändern. Aber hat denn 
jemals die Sozialdemokratie derartige Dinge gerechtfertigt? Wir haben ſtets 
erklärt, das iſt die Logik des Militarismus, und dieſe Logik läßt den 
Militarismus nur um ſoviel verdammenswerther erſcheinen, zwingt uns um 
ſo energiſcher, ihn zu bekämpfen. Was hat denn Schippel anders geſagt? 
Hat er den Militarismus vertheitigt? Das iſt ihm nicht eingefallen, Er hat 
gethan und geſtimmt wie wir Alle. Und ich muß mich mit ihm durchaus 
ſolidariſch erklären in Bezug auf die damalige Haltung der Geſammt-⸗Fraktion. 
Wegen eines ungeſchickten Ausdrucks ſoll man ihn doch nicht verdammen. Ich 
bitte deshalb, die Reſolution, die gegen Schippel eingebracht iſt, zu verwerfen. 

Es iſt nun hier über unſere Thätigkeit im Reichstage geſagt worden, 
daß wir dort unter Umſtänden nicht ganz fo kräftig reden wie in Volks- 
verſannnlungen. Ja, da hat mein Freund Katzenſtein vollſtändig Recht, und 
wenn er in den Reichstag käme und ſäße dort eine halbe Stunde und hätte 
ſich die Geſchäftsordnung angeſehen, dann würde er es ganz genau ſo machen 
wie die Anderen. Es iſt mir ja ſchon manchmal vorgekommen, daß Genoſſen, 
welche die Verhältniſſe nicht kennen, fagten: ach, was find Die im Reichstage 
zahm! Ich erinnere mich da an Moft, den größten Umſtürzler — mit dem 
Mund. Die erſte Rede, die er hielt, war um Badewannen; in dieſe wollte er 
ſeinen ganzen revolutionären Radikalismus hineinpacken; niemals hat ein 
Abgeordneter ſich im Reichstag lächerlicher gemacht als gerade er. Es müſſen 
da eben gewiſſe Formen beobachtet werden. Und ſpeziell von der Perſon des 
Monarchen zu reden war bisher im Reichstag verboten. 

Genoſſen, ich bitte Sie nun, dieſe ganze Angelegenheit doch fallen zu 
laſſen, hier nicht Worte auf die Goldwage zu legen, ſondern die Thatſachen 
zu betrachten, und die Thatſache iſt, daß Schippel nicht anders gehandelt hat, 
als die ganze Fraktion, und entſprechend den Grundſätzen, nach denen die 
Fraktion im Einklang mit der Partei von Anfang an gehandelt hat und nach 
denen ſie, ſo lange wir im Reichstage ſind, wird handeln müſſen. Man hat 
geſagt: Paktiren mit den gegenwärtigen Verhältniſſen. Ja, Genoſſen, warum 
hat man uns denn in den Reichstag geſchickt? Es wäre ganz gut, wenn auf 
dem nächſten Parteitage die Frage der Taktik, die ich längſt erledigt glaubte, 
wieder zur Berathung ſtellte. Im Anfang der Partei, als wir noch wenige 
Anhänger hatten, gingen wir in den Reichstag, die Tribüne ausſchließlich oder 
faſt ausſchließlich zur Propagirung unſerer Ideen zu benutzen. Allein ſehr bald 
wurden wir auf den Boden der Praxis geſtellt. Wir haben geſehen, daß das 
Unrecht in der heutigen Geſellſchaſtsordnung doch etwas mehr iſt, als eine 
Gelegenheit, ſchöne Reden zu halten, und daß es durch die ſchönſten und 
kräftigſten Reden nicht beſeitigt wird. Wir haben gefunden, daß die Haupt⸗ 
ſache iſt, auf dem Boden der Praxis etwas zu thun. Aus den Arbeiterkreiſen 
ſelbſt ſind wir aufgefordert worden, bei allen Arbeitergeſetzen und allen anderen 
Vorlagen, die Gelegenheit bieten, durch Amendements, durch eigene Anträge 
für Verbeſſerung der augenblicklichen Zuſtände und der Geſetze einzutreten. Ein 
ſolcher Antrag, Paktiren mit den gegebenen Verhältniſſen, it das Verrath? 
Was iſt denn überhaupt die ganze Thätigkeit der ſozialdemokratiſchen Fraktion? 
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Wer verlangt, daß wir uns anders verhalten und den Boden der Praxis ver⸗ 
laſſen und rein theoretiſch wirken — der will, daß wir in die Eierfchale 
zurückkehren, aus der wir vor langer, langer Zeit herausgekrochen ſind. (Beifall.) 
Wer nicht will, daß wir eine Partei ſind, die in Wolkenkuckucksheim wohnt 
oder oben vom Mond auf die Dinge der Erde herniederſchaut, wer will, daß 
wir praktiſch ſind, der muß anerkennen, daß unſere Taktik richtig iſt. Wir 
ſind keine Partei, die in der Luft wandelt, wir kämpfen auf der Erde, wir 
kämpfen mit den Waffen, die wir haben; wir kämpfen nicht mit Phraſen, mit 
blutloſen Theorien, ſondern mit den Waffen der Praxis, mit Argumenten, die 
wir aus den Verhältniſſen ſchöpfen. Das iſt die nothwendige Taktik der 
Partei und unendlich viel revolutionärer als die Taktik der Phraſe. (Lebhafter 
Beifall und Unruhe.) Ja, Genoſſen, wer garnichts thut, das habe ich ſchon 
auf einem früheren Parteitag geſagt, als revolutionäre Phraſen im Mund zu 
führen, wie der Holländer Nieuwenhuis, der hat leicht urtheilen und verurtheilen. 
Wer nichts thut, macht auch keine Fehler. Aber wer handelt — er kann leicht 
einen Fehler machen, er mag einen Hieb nicht richtig führen, nicht richtig 
pariren: aber der Mann ſteht im Kampf, und das iſt etwas mehr, als wenn 
er ſchöne Phraſen macht. (Beifall.) Doch genug — ich bitte Sie, um eines 
ſchlecht gewählten Wortes willen ſich nicht mit unſerer Taktik in Widerſpruch 
zu ſetzen. Ein Wort Schippel's bringt Sie in Harniſch, legen ſie gegen das 
Wort ſein Handeln, ſeine ganze Thätigkeit in die Wagſchale. Und er hat 
korrekt gehandelt. Und das iſt das Entſcheidende. Laſſen Sie alſo dieſen 
Punkt aus der Debatte ſallen und verlaſſen Sie das Gebiet eines Angriffs, der 
thatſächlich perſönlich wird. Denn wenn er jetzt auch in ungeſchickter Form 
ſich ausdrückte, ſo hat Schippel in Wirklichkeit nur die Taktik nicht nur der 
ſozialdemolratiſchen Fraktion, ſondern der ſozialdemokratiſchen Partei, ſeit ſie 
als Partei beſteht, in dieſer Frage befolgt. (Lebhafter Beiſall und Händeklatſchen.) 

Ein erneuter Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. 

Es folgen perſönliche Bemerkungen. 

Zubeil: Stücklen hat in ſeiner urwüchſigen bayeriſchen Art ſich ſo über 
die Berliner ausgeſprochen, daß man ſagen muß, er nähert ſich ſeinem 
berühmten, um nicht zu ſagen berüchtigten Landsmann Sigl immer mehr. (Heiterkeit.) 

Pfannkuch: Morawski hat behauptet, der Vorſtand hätte den polniſchen 
Genoſſen die Piſtole auf die Bruſt geſetzt und die Verhandlungen ſeien wie 
zwiſchen Wolf und Schaf geweſen. In der Parteileitung hat nie ein Genoſſe 
mit Raubthierinſtinkten geſeſſen. (Heiterkeit.) Wir haben zuſammengeſeſſen 
und durchaus kollegial verhandelt und kollegiale Beſchlüſſe geſaßt. 

Morawski: Ich habe nur erwähnt, welche Worte in der Zuſammen⸗ 
kunft gefallen ſind. 

Frau Steinbach: Ich war nicht anweſend, als Weinheber von der 
Genoſſin ſprach, die in Schleswig⸗Holſtein durch ihre Angriffe auf die Religion 
in den Landkreiſen mehr verdorben als genützt hätte. Agitation gegen die Religion 
entſpricht durchaus nicht meiner allgemeinen Taktik in Verſammlungen. Ich muß 
alſo um Beweiſe bitten. 

Weinheber: Die Genoſſen Bartels und Lienau ſind ja hier. Sie ſagten 
mir, die ländlichen Delegirten hätten auf der Provinzial⸗Konferenz einſtimmig 
erklärt, Frau Steinbach ſollte nicht mehr nach Schleswig⸗Holſtein kommen. 

Damit enden die perſönlichen Bemerkungen. 

Auf Antrag Singer wird die Solinger Angelegenheit vor der Mittags⸗ 
pauſe noch erledigt. 

Namens der Siebener⸗Kommiſſion erſtattet Bericht 

Arons: Der Siebener⸗Kommiſſion iſt es glücklicherweiſe leicht geworden, 
mit der Solinger Angelegenheit fertig zu werden, dank dem Entgegenkommen 
der Solinger Genoſſen von beiden Seiten. Ich bitte dies Entgegenkommen 

10 


146 Dritter Verhandlungstag. — Vormittags⸗Sitzung. 


nicht gering anzuſchlagen, denn die Solinger Genoſſen waren ſich wohl bewußt, 
daß ſie mit der Vertretung derjenigen Reſolution, der ſie zugeſtimmt haben, 
einen ſchweren Standpunkt zu Hauſe haben würden. Die Siebener⸗Kommiſſion 
beantragt folgende Reſolution: 

Der Parteitag möge beſchließen: Da der Genoſſe Schumacher erklärt hat, 
daß er die Wiederaufſtellung ſeiner Kandidatur für die Reichstagswahl ab⸗ 
lehnt, beſchließt der Parteitag, die Parteileitung zu beauftragen, einen den 
Solinger Streitigkeiten fernſtehenden Kandidaten aufzuſtellen. 

Der Parteitag beauftragt die neue Parteileitung, die Verſchmelzung 
der „Bergiſchen Arbeiterſtimme“ und der „Solinger Freien Preſſe“, ſowie 
die Ueberführung in das Eigenthum der Geſammtpartei baldmöglichſt in die 
Wege zu leiten. 

Die Anträge 39, 40 und 64 ſind hiermit erledigt. 

Die Genoſſen Inger und Schaal einerſeits, Schumacher und Langen⸗ 
berg andererſeits erklären, daß ſie dieſen Beſchluß vor ihren Genoſſen ver⸗ 
treten wollen. 

Noch einige kurze Bemerkungen zu der Reſolution: Die meiſten Genoſſen 
werden wiſſen, daß ſich die Parteileitung nur höchſt ungern mit der Auf⸗ 
ſtellung der Kandidaten befaßt. Das iſt im allgemeinen Sache der Wahlkreiſe. 
Anders liegen die Dinge in Solingen. Hier bedarf es, wenn man ein Wort 
anwenden darf, das in der Kommiſſion gefallen iſt, für den Augenblick der 
Bevormundung. Selbſtverſtändlich ſoll der Kandidat nicht oktroyirt werden. 
Es werden Beſprechungen mit der einen und der anderen Seite erfolgen, aber 
das letzte Wort ſoll die Parteileitung ſprechen. 

Sie wiſſen, wie ſehr die Parteileitung dagegen eingenommen iſt, ein 
Unternehmen in den Betrieb der Geſammtpartei zu nehmen. Die Siebener⸗ 
Kommiſſion iſt auch erſt dazu gekommen, die „Verſtaatlichung“ der beiden 
Solinger Blätter zu empfehlen, als Geriſch mitgetheilt hatte, daß der Vorſtand 
einſtimmig erklärt habe, nur dieſe Art des Vorgehens ſei möglich. Wir werden 
alſo in den ſauren Apfel beißen müſſen. 

Die Schlußerklärung iſt auf Wunſch der Solinger Genoſſen hier hinzu⸗ 
gefügt worden. Es ſoll dadurch vermieden werden, daß die Solinger 
Delegirten in der Angelegenheit hier das Wort ergreifen. Es könnten dabei 
Ausdrücke fallen, die das Friedenswerk ſtören. a 

Bei dieſer Sachlage darf ich wohl bitten, von einer Diskuſſion überhaupt 
abzuſehen und unſeren Antrag möglichſt einſtimmig anzunehmen. (Beifall.) 

Geriſch giebt die Erklärung ab, daß Genoſſe Schumacher an der Solinger 
„Freien Preſſe“ nicht mehr engagirt ſei, als die anderen Genoſſen und auch 
nicht beſondere Verbindlichkeiten habe. Die Verbindlichkeiten des Blattes ſelbſt, 
die bei der ſpäteren Uebernahme in Betracht kommen, ſind außerordentlich 
geringfügiger Natur. 

Vorſitzender Leſche: Wünſcht Jemand das Wort? — Das iſt nicht der 
Fall. (Beifall.) — Die Reſolution der Siebener⸗Kommiſſion wird hierauf ein⸗ 
ſtimmig angenommen. (Bravo.) 

Leſche: Dem Parteitag iſt ein Schreiben des Genoſſen Hülle, früher 
Erfurt, zugegangen, das Beſchwerden über den Parteivorſtand enthält. Nach 
den Erkundigungen, die ich eingezogen habe, hat die Beſchwerde den Kontrolleuren 
noch nicht vorgelegen. Der Parteitag hat ſich daher mit der Beſchwerde nicht 
eher zu befaſſen, als bis die Kontrolleure entſchieden haben. ö 

Der Parteitag ſtimmt dieſer Auffaſſung zu. 

Poſener Genoſſen theilen telegraphiſch mit, daß ſie mit den Aeußerungen 
Winters gegen Morawski durchaus einverſtanden ſeien. 

Die Mittagspauſe tritt ein. 
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Nachmittags-Sitzung. 

3¼ Uhr. Den Vorſitz führt Leſche. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung erbittet Frau Steinbach-Hamburg die 
Erlaubniß. einige Bemerkungen mit bezug auf die Ausführungen Weinheber's 
in der Vormittagsſitzung zu machen. Der Parteitag ſtimmt dem Wunſche zu. 

Frau Steinbach: Die unqualifizirbaren Angriffe auf meine Agitations⸗ 
art ſind wohl geeignet, in den Augen derjenigen, die mich nicht haben reden 
hören, den Schein zu erwecken, als ob das Dümmſte vom Dummen gerade gut 
genug für mich wäre, oder als ob ich gerade dumm genug wäre. Heiterkeit.) 
Dagegen verwahre ich mich aber. Genoſſe Bartels, auf den ſich Weinheber 
berufen hat, hat mir nun geſagt, es hätten einmal 1893 einige Leute an meinen 
Ausführungen über die Religion Anſtoß genommen. Ich rufe alle die, die mich 
jemals haben reden hören, als Zeugen dafür an, daß ich über die Religion 
ſtets nur wenige Worte ſage, etwa in dem Sinne: Die Religion iſt ein mit der 
Muttermilch eingeſogenes heiliges Gefühl; dies Gefühl denjenigen zu nehmen, 
denen wir noch keine neue Religion geben konnen, empfinden wir als eine 
Rohheit. Wir ſind eine wirthſchaftliche und politiſche Kampfpartei, und deshalb 
erklaren wir die Religion als Privatſache. Die Leute, die mich kennen, wiſſen 
ſehr wohl, daß ich nicht ſo dumm bin, etwas Prinzipienwidriges zu ſagen! 

Hierauf tritt der Parteitag in die Tagesordnung ein. Das Schluß⸗ 
wort zum Punkt „Die bevorſtehenden Reichstagswahlen“ hat 

Bebel: Parteigenoſſen! Die Debatte über den dritten Punkt unſerer 
Tagesordnung, die uns bisher beſchäftigt hat, hat einen ganz ungewöhnlichen 
Umfang angenommen. Ich wenigſtens kann mich nicht entſinnen, ſolange ich 
auf Parteitagen bin, eine ſo weitſchichtige Erörterung über die Taltik bei den 
Reichstagswahlen erlebt zu haben. Aber weit entfernt, das zu tadeln, freue 
ich mich darüber. Gerade dieſe Art der Debatte, wo die Gegenſätze auf- 
einander platzen, zeigt, daß wir mit einer herzerfriſchenden Offenheit, die bis 
zu einer gewiſſen Rückſichtsloſigkeit ſich äußert, unſere Anſichten vertreten; und 
das iſt kein Fehler. Denn keine bürgerliche Partei wird es wagen, in ſolcher 
Weiſe Meinungsverſchiedenheiten in der Partei vor dem Forum der ganzen 
Welt zum Ausdruck zu bringen, wie wir es geſtern und heute gethan haben. 
(Beifall.) Gerade dieſe Debatte ut der beſte Beweis, daß die Behauptung, 
die auch diesmal in der gegneriſchen Preſſe gethan wurde, daß die große 
Maſſe der Delegirten eigentlich nur am Gängelbande geführtes Stimmvieh ſei, 
eine der gröbſten Unwahrheiten iſt, die man fich denken kann. Wenn eine 
Partei überhaupt für ſich in Anſpruch nimmt, daß ſie die Denkfähigkeit und 
Selbſtändigkeit ihrer einzelnen Glieder fordert, ſo iſt es die unſere, und das 
beweiſt gerade dieſe Debatte. 

Damit ſoll aber nicht gejagt fein, daß nicht bei ſolchen Gelegenheiten 
verſchiedentlich über die Schnur gehauen iſt, und das iſt auch heute geſchehen. 
In erſter Linie möchte ich hier ausſprechen: ich bedauere, daß Stücklen 
in dieſer Weiſe, wie es geſchehen iſt, einmal wieder gegen die 
Berliner aufgetreten iſt. Die Berliner haben zu einem derartigen 
Auftreten nicht die geringſte Veranlaſſung gegeben (Rufe: Sehr 
wahr! Na, na!) — nicht die geringſte Veranlaſſung! Und ich muß ſagen, 
daß, wenn in dieſer Weiſe bei uns ein Ton einreißen ſollte, der an den 
den gröbſten Partikularismus erinnert, ſo wäre das das Schlimmſte, 
was uns paſſiren könnte. (Sehr wahr!) Ich möchte alfo bitten, ſowohl im 
Intereſſe des guten Geſchmacks wie der Partei⸗Einheit und ⸗Einigleit derartige 
ganz unmotivirte Angriffe zu unterlaſſen und böſen Beiſpielen, die etwa 
von einer Seite gegeben ſein ſollten, nicht folgen. (Beifall.) 


y,# 
Edi 
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Ich bin nun genöthigt, auf eine Reihe von Ausführungen einzugehen, 
die im Anſchluß an mein Referat von verſchiedenen Delegirten gemacht ſind. 
Schoenlank, der ja im Einzelnen mit meinen Ausführungen einverſtanden iſt, 
hat mich in einem Punkte mißverſtanden. Den Optimismus, daß wir bei den 
kommenden Wahlen 30 Mandate neu gewinnen werden, theile ich ebenſowenig 
wie er. Ich habe einfach erklärt, daß, wie immer der Ausfall der nächſten 
Wahlen fein könne, eine weſentliche Verſchiebung der Parteiverhältniſſe nicht 
eintreten dürfte, ſelbſt auch dann nicht, wenn wir 15 oder 20, ja ſelbſt wenn 
wir 30 Mandate erobern würden. Sie werden zugeſtehen, daß das nicht 
bedeutet: wir werden 30 Mandate erobern; ich geſtehe Ihnen aber ganz offen, 
ich würde mich außerordentlich freuen, wenn das geſchehen ſollte. (Heiterkeit.) 

Weiter habe ich zu konſtatiren, daß der Tadel, den ich gegen die 
Eſſener Genoſſen ausgeſprochen habe wegen ihres Verhaltens bei der letzten 
Wahl, vollberechtigt war. Der Vertreter von Eſſen hat ihr Verhalten damit 
zu rechtfertigen verſucht, daß er erklärte, ſie hatten Krupp im Reichstag haben 
wollen, damit man ihn dort einmal gehörig vornehmen könne. (Heiterkeit. ) 
Ja, wenn eine ſolche Taktik maßgebend würde, dann käme eine ſchöne Geſell⸗ 
ſchaft in den Reichstag hinein (Heiterkeit) und wir würden uns ins eigene 
Fleiſch ſchneiden. Alſo ich bitte dringend, dieſen ſchönen Grundſatz in Zukunft 
nicht wieder zu befolgen. Weiter aber hat er erklärt, daß das Verhalten der 
Zentrumspartei ſeinen Genoſſen gegenüber dieſe und ihn ſpeziell beſonders 
gereizt habe, weil man ſie herausgeſchmiſſen habe u. ſ. w. 

Es freut mich, daß diefer Punkt mir Veranlaſſung giebt, auf eine Sache 
zu ſprechen zu kommen, die auch bei der nächſten Wahl wieder eine Rolle 
ſpielen wird. Wenn eine gegneriſche Partei aus gewiſſen Gründen der Anſicht 
iſt, es ablehnen zu müſſen, Mitglieder anderer Parteien in ihre Verſammlungen 
zu laſſen, wenn ſie z. B. ausdrücklich mit den Worten einladen: „die Wähler 
der Zentrumspartei“, dann erfordert die einfachſte Anſtandspflicht (Sehr wahr!), 
daß Derjenige, der zu den Eingeladenen nicht gehört, auch nicht in die Ver⸗ 
ſammlung geht. (Lebhafter Beifall). Wenn wir in unſerem Programm die 
volle Freiheit des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts verlangen, dann verlangt 
es das einfachſte Gebot der Gerechtigkeit, auch jedem Anderen das gleiche Recht 
zuzugeſtehen. Wenn eine andere Partei uns nicht wünſcht, dann 
bleiben wir eben fort, und wenn wir geſchickte Leute ſind, dann ſchlagen 
wir daraus Kapital und kennzeichnen die Feigheit der Leute und ſagen, 
das beweiſt, daß ſie uns nicht antworten können. (Sehr richtig.) Wir haben 
darin eine ausgezeichnete Waffe. Möge das Selbſtgefühl, aus dem die 
Eſſener Genoſſen diesmal die Kandidatur des Zuchthäuslers Schröder auf: 
geſtellt haben, auch beiß einem größeren Theil der Arbeiter, die bisher für 
Krupp oder das Zentrum geſtimmt haben, ſich zeigen und wir damit eine 
größere Zahl von Stimmen und damit den Sieg erringen. 

In der heutigen Rede von Katzenſtein hat ſich ein bei ihm ganz un⸗ 
gewohnter Radikalismus gefunden. ( Heiterkeit.) Ich würde mich außerordentlich 
freuen, wenn dieſer Geiſt, den ſeine heutige Aeußerungen zeigten, öfter aus 
ſeines Mundes Zaun herauskäme. (Heiterkeit und Sehr richtig!) Ich bin, 
wie er ſelbſt weiß, bis heute leider nur zu oft in der Lage geweſen, gegen ihn 
polemiſiren zu müſſen. Ich halte es durchaus für die Pflicht der Genoſſen, Kritik 
zu üben, wo ſie meinen, daß Dinge vorkommen, die der Partei ſchadlich find: 
und daß wir alleſammt Sünder ſind und mangeln des Ruhms, wiſſen wir 
Alle und weiß Niemand beſſer wie ich. (Heiterkeit.) Dummheiten hat ſchon 
Jeder einmal im Leben gemacht, die Dummheiten ſind ſogar dazu da, daß ſie 
gemacht werden. (Heiterkeit) Aber wenn heute Katzenſtein ſich veranlaßt ſah, 
ſozuſagen vor verſammeltem Kriegsvolk Singer einen Rüffel zu ertheilen, weil 
ſeine Rede über das Vereinsgeſetz nicht radikal genug ausgefallen ſei, wenn er 
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erklärt, daß er damals von Eugen Richter an radikalen Aeußerungen übertroffen 
worden ſei, dann verzeihe man mir, wenn ich eine derartige Kritik denn doch 
für etwas unangebracht halte. (Lebhafte Zuſtimmung.) Es kommen im Leben 
eines jeden Redners, und zu denen gehört ja auch Katzenſtein, Gelegenheiten 
vor, wo der Redner als ehrlicher Mann ſich ſelbſt ſagt: Diesmal hätteft Du 
eigentlich beſſer reden können! (Heiterkeit und Sehr gut!) Jede Rede hängt 
von Stimmungen, von gewiſſen Imponderabilien ab. Singer hat größtentheils 
ausgezeichnete Reden gehalten, und wenn wirklich jene Rede nicht ſo geweſen 
fein follte, wie es Katzenſtein wünſchte, nun, ſo war es einer der Momente, 
von denen ich eben geſprochen habe. Ich geſtehe ganz offen, unter zehn Malen, 
wenn ich von der Tribüne des Reichstages herabſteige, ſage ich mir mindeſtens 
neun Mal, Du hätteſt heute auch viel beſſer reden können. (Heiterkeit) Wie 
ich höre, iſt das bei meinen Kollegen im Reichstage auch der Fall, und ich 
hoffe, wenn mal Katzenſtein das Glück und die Ehre hat, Abgeordneter zu 
werden, daß ihm dann nicht das Gleiche paſſirt wie mir, ſondern daß er jedes 
Mal, wenn er von der Tribüne herunterſteigt, ſagen kann, Du haſt heute eine 
famoſe Rede gehalten. (Heiterkeit.) 

Dann meinte Katzenſtein, es ſei ihm nicht paſſend erſchienen, daß der 
Redner unſerer Partei bei der Majeſtätsbeleidigungs-Debatte dem 
Präſidenten gegenüber erklärte, ich habe keinen Namen genannt. Das würde 
Eugen Richter nicht gethan haben. Es mm doch eigenthümlich, daß ſowohl 
Singer als auch mir gegenüber Richter als eine Art parlamentariſcher Muſter⸗ 
knabe angeführt wird. (Sehr richtig!) Das trifft aber nicht zu. Ich bin 
der Meinung, daß meine Rede bei der bewußten Debatte eine vergleichsweiſe 
gute Rede war und die Gegner haben auch dieſen Eindruck gehabt. (Heiterkeit.) 
Nach der Praxis des Reichstages darf der Name des Kaiſers in keiner Weiſe 
in die Debatte gezogen werden. Um meine Rede überhaupt halten zu können, 
habe ich dies Verbot dadurch umgangen, daß ich den Namen und den Titel 
des deutſchen Kaiſers garnicht in den Mund genommen habe, aber trotzdem 
Alles, was ich ſagte, eigentlich nach einer beſtimmten Stelle hinrichtete. Das 
ſcheint auch der Präſident gemerkt zu haben. Er unterbrach mich unter Hinweis 
auf die Geſchäftsordnung, und da hahe ich einfach in der Abwehr gegen den 
Präſidenten, beinahe hätte ich Polizeißkäſidenten geſagt (Heiterkeit), erwidert: 
Ich habe keinen Namen genannt. Zu dieſer Abwehr war ich berechtigt und 
verpflichtet und es war durchaus falſch, daß meine Aeußerung einen Sinn 
gehabt hat, wie ihn Katzenſtein ihr gab. (Sehr richtig!) 

Genoſſe Hoffmann hat es in draſtiſchen Worten, die ſelbſtverſtändlich 
nicht des Beifalls eines Theiles der Verſammlung entbehrten, als bedauerlich 
hingeſtellt, daß ſo vielfach Akademiker als Kandidaten der Partei 
auftreten und daß ſich fo oft die Akademiker nur in das Bett hineinzulegen 
brauchten, das ihnen die Arbeiter bereitet haben, und als er Beifall aus der 
Verſammlung erhielt, fügte er hinzu, er ſpräche im Sinne der großen Mehrheit 
der Parteigenoſſen. Aber die Genoſſen ſollten doch bedenken, daß die Akademiker 
ſich doch nicht ſelbſt aufſtellen oder etwa von der Parteileitung aufgeſtellt werden. 
(Sehr richtig!) Ich weiſe darauf hin, daß Genoſſe Arons als Berichterſtatter 
der Kommiſſion über die Solinger Angelegenheit, ohne zu wiſſen, was hier 
debattirt worden war, berichtete, daß die Parteileitung ſtreng darüber gewacht 
hat, ſich bei der Aufſtellung von Kandidaten in die einzelnen Wahlkreiſe nicht 
hineinzumiſchen. Sollte einmal ein Vorſtandsmitglied auf Anfrage einem Wahl⸗ 
kreiſe einen Vorſchlag gemacht haben, ſo war das Sache der Perſon. Der 
Vorſtand hat, ſolange ich die Ehre habe, ſein Mitglied zu ſein, derartige 
Anträge ſtets abgelehnt. Die Aufſtellung von Kandidaten geſchieht ganz 
unabhängig vom Parteivorſtand. Gbenſo unrichtig wie der Gegenſatz 
zwiſchen polniſchen und deutſchen Sozialdemokraten iſt auch der 
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Gegenſatz zwiſchen Parteigenoſſen der ſchwieligen Arbeiterfauſt 
und denen der Kopfarbeit (Lebhafte Zuſtimmung), oder Denen, die kraft 
unſerer geſellſchaftlichen Zuſtände in der außerordentlichen, vielleicht von Manchen 
von uns beneideten Lage ſich befinden, daß ſie ein Vermögen haben, von dem ſie 
leben können, ohne zu arbeiten. Der ganzen Grundauffaſſung unſerer 
Partei entſpricht es doch, keinen Unterſchied zwiſchen geiſtiger 
und körperlicher Arbeit in dieſer Hinſicht zu machen. Wer Genoſſe 
iſt, wer unſeren Prinzipien huldigt und in die Partei eintritt, wer bereit iſt, 
das höchſte Opfer zu bringen, was man von ihm verlangen kann, mit all' den 
Pflichten, Laſten und der Verantwortung, der hat auch das Recht, als voll⸗ 
berechtigter Genoſſe angeſehen zu werden. (Sehr richtig!) Und wenn wir fort⸗ 
geſetzt über die Vernachläſſigung der Volksbildung im heutigen Staate klagen 
und andererſeits in feindliche Stimmung gerathen gegen Diejenigen, die kraft 
ihrer ſozialen Poſition ſchon in der heutigen Geſellſchaft in der Lage ſind, ſich 
ein höheres Maß von Bildung anzueignen, ſetzen wir uns da nicht in einen 
Widerſpruch? Durch ſolche Reden, wie ſie Hoffmann heute gehalten hat, leiſten 
wir den perfiden Anklagen unſerer Feinde gegen unſere Beſtrebungen Vorſchub, 
die immer ſagen, die Sozialdemokratie zerſtöre alle Kultur und will die geſammte 
Menſchheit auf den Standpunkt des Proletariers herabdrücken. (Sehr wahr!) 
Es iſt jetzt, nachdem wir längſt den Kinderſchuhen entwachſen ſind und Männer 
und Frauen von Charakter ſein wollen, Zeit, derartigen Ausführungen, die 
nur unſeren Gegnern Waſſer auf die Mühle ſind, endlich einmal ein Ende zu 
machen. (Lebhafter Beifall.) Weiter hat Hoffmann bei der Beſprechung der 
Aeußerung Schippel's, auf die ich nachher noch komme, geſagt, daß wir durch 
unſer Verhalten denjenigen Elementen recht geben, die die Maſſen von der 
Nutzloſigkeit und Gefährlichkeit der Wahlen zu überzeugen ſuchen. Ich begreife 
ja, daß Hoffmann zur Vertheidigung ſeines Standpunktes die Aeußerung macht, 
aber andererſeits haben die ſogenannten Anarchiſten, die vor Jahren dieſes 
Thema in Verſammlungen breit zu treten ſuchten, heute viel weniger Anhänger 
in der deutſchen Arbeiterſchaft als je zuvor. 

Was meine Reſolution betrifft, ſo haben ſich Molkenbuhr und Lieb⸗ 
knecht gegen den Ausdruck Verſchlechterung der beſtehenden Preßgeſetzgebung 
ausgeſprochen, man ſollte lieber ſagen, daß keine Verſchärfung eintritt. Knappe 
ging ſogar ſo weit, vorzuſchlagen, es ſolle keine Ergänzung des Preß⸗ 
geſetzes vorgenommen werden. Mit dieſem Ausdruck aber würden wir uns 
die Hände auch da binden, wo es ſich um Verbeſſerungen handelt. Weder 
Liebknecht noch Molkenbuhr haben eine beſſere Faſſung vorgeſchlagen 
und die Ausführungen von Molkenbuhr treffen nicht einmal die Sache. 
Nach ſeinen Ausführungen könnte Jemand das Konfiskationsrecht der Polizei 
erweitern oder die Kaution wieder einführen wollen, ohne daß wir 
ihn mit der von Molkenbuhr vorgeſchlagenen Aenderungen daraufhin faſſen 
könnten. Das wären aber reaktionäre Maßregeln allerſchlimmſter Art, gegen 
die wir uns mehr als gegen eine Strafverſchärfung mit Händen und Füßen 
wehren müſſen. Der Ausdruck Verſchlechterung iſt alſo berechtigt, und wenn 
man einwendet, daß Derjenige, der eine Verſchlechterung vornimmt, ſagen könnte, 
es iſt ja eine Verbeſſerung, ja wenn ſolche Kaſuiſtik als zuläfftg erachtet werden 
ſoll, wenn man glaubt, daß Jemand durch ſolche Auslegung den Bruch ſeines 
Ehrenwortes rechtfertigen kann, ſo dürfen wir uns überhaupt auf keine Unter⸗ 
handlungen einlaſſen. (Sehrrichtig.) Wer das thut, wird wohl von jedem denkenden 
Menſchen ausgelacht. Ich bitte alſo, meinen Vorſchlag beizubehalten. 

Von den Katzenſtein'ſchen Vorſchlägen !ftinunt einer mit dem Antrage 
Zubeil überein, derjenige, der fordert aufzunehmen, daß der gegneriſche Kandidat 
ſich auch gegen jede Vermehrung der ſtehenden Armee und der Marine zu er⸗ 
klären habe. Katzenſtein hat ſich ſchon bereit erklärt, mir die Redaktion zu 
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überlaſſen, und ich bin ſelbſtverſtändlich bereit, wenn der Antrag angenommen 
wird, eine paſſendere Form zu wählen. Des Weiteren hat Katzenſtein vor⸗ 
geſchlagen, auch die Forderung aufzunehmen, daß von den einmal gewährten 
ſozialreformatoriſchen Einrichtungen: Bäckereiverordnung, Schutz der Konfektions⸗ 
arbeiter nichts zurückgenommen werden ſoll. Ich halte eine ſolche Beſtimmung 
nicht gerade für nothwendig. Ich glaube, daß mit dem, was ich in meiner 
Reſolution fordere, genügende Garantien geſchaffen ſind. Aber wenn die Ver: 
ſammlung anderer Anſicht iſt, ſo habe ich nichts dagegen, daß eine ſolche 
Forderung aufgenommen wird. Eine Reihe von Rednern hat bezweifelt, ob 
eine mündliche Verpflichtung der Kandidaten genügt, und Zubeil hat dies ſogar 
eine Farce genannt. Es wurde ſtatt deſſen eine ſchriftliche Erklärung verlangt. 
Dn es denn heute das erſte Mal, daß wir uns hierüber berathen? Durch 
Parteitagsbeſchlüſſe oder durch Beſchlüſſe unſeres Zentral⸗Wahlkomitees haben 
wir bei jeder Wahl die Parole ausgegeben, daß gegneriſche Kandidaten, die 
in der engeren Wahl unſere Stimme haben wollen, eine Verpflichtung eingehen 
ſollen. Und da muß ich Hoffmann gegenüber konſtatiren, daß ich mich bis 
jetzt in meiner 30 jährigen parlamentariſchen Thätigkeit kaum eines Falles ent⸗ 
inne, wo es vorgekommen wäre, daß ein gegneriſcher Kandidat nachher ſein 
Verſprechen nicht gehalten hat. Sollte es hier und da vorgekommen ſein, ſo 
bildet ein ſolcher Fall jedenfalls die Ausnahme; insbeſondere darf der Fall 
Alexander Meyer, den Hoffmann als typiſch hinſtellte, nicht als maßgebend 
erachtet werden. Ich erinnere mich des Falles nicht, vermuthe aber, daß er 
ganz anders liegt, denn Meyer hat ſich der Verpflichtung, gegen die Ver⸗ 
längerung des Sozialiſtengeſetzes zu ſtimmen, einfach dadurch entzogen, daß er 
bei der Abſtimmung wie andere feiner Fraktionsgenoſſen fehlte. Sollte es ſich 
aber ſo verhalten, wie Hoffmann ſagt, ſo halte ich Meyer für einen viel zu 
geſcheiten Menſchen, als daß er eine ſo dumme Motivirung ſeines Wortbruchs 
gegeben hätte. (Sehr richtig! Bisher haben wir keinen Grund, nach dieſer 
Richtung hin zu klagen. Würde ich z. B. perſönlich in eine ſolche Lage kommen, 
würde ein ſozialdemokratiſches Wahlkomitee mir, als Anhänger einer bürger⸗ 
lichen Partei, ſagen, es ſei bereit, mir die Stimmen zu geben, falls ich mich 
verpflichte, die und die Forderungen im Reichstage zu vertreten, und würde 
dann, wenn ich mein Wort darauf gegeben hatte, ein Sozialdemokrat auftreten 
und ſagen, das iſt ja ganz ſchön, was Sie erklären, aber die Sache iſt be⸗ 
denklich, beifer iſt es, wir haben die Sache ſchwarz auf weiß, denn was man 
ſchwarz auf weiß beſitzt, kann man getroſt nach Hauſe tragen, wiſſen Sie, was 
ich dann thäte? Ich würde ſagen: „Machen Sie, daß Sie zur Thür hinaus⸗ 
kommen, ich bin ein Ehrenmann, und wenn Sie meinem Ehrenwort nicht 
glauben, ſo brauche ich Ihre Unterſtützung nicht. (Beifall.) Dann verlaſſe ich 
mich darauf, daß Ihre Wähler mir glauben, ich werde die Erklärung öffentlich 
als Annonce abgeben. Und ich fege meinen Kopf darauf, dreiviertel der 
Wahter werden mir das glauben, was Sie mir nicht glauben wollen.“ Ich 
betrachte das Mißtrauen als eine demokratiſche Tugend; ich habe oft das Wort 
zu den Gegnern gebraucht. (Heiterkeit.) Ich halte nicht Leute, die ſich um 
das Vertrauen des Volkes bewerben, von vornherein für Schufte. So viel 
Toleranz habe ich auch dem Gegner gegenüber, daß ich ihn nicht eher für einen 
Schuft halte, als bis er den Beweis dafür geliefert hat. Halten Sie doch feſt, 
daß nach unſerer Geſchichtsauffaſſung die Gegner ſo jein müſſen, wie fie find, 
daß ihre Anfichten von ihren Intereſſen beherrſcht werden, und das iſt ſo 
richtig, daß, wenn die große Mehrzahl unſerer Genoſſen, davon ſchließe ich 
die Mehrzahl der Anweſenden nicht aus, in die Lage kämen, Großtapitaliſten 
zu werden, es mit ihnen als Sozialdemokraten vorbei wäre. ( Heiterkeit.) 

Ich komme nun zu den Antragen. Mit dem Antrag 30 bin ich ein⸗ 
verſtanden. Ich habe ſeit 1874 ſolche Broſchüren herausgegeben und ich weiß, 
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eine wie vortheilhafte Einrichtung das war. Dieſe Broſchüren haben ſogar 
Eugen Richter zur Abfaſſung feines A⸗B⸗C⸗Buches veranlaßt, wie er mir ein⸗ 
mal mittheilte. Er ſei einmal in einer Verſammlung geweſen, wo ein Arbeiter 
ihm das Sündenregiſter ſeiner Partei an der Hand einer dieſer Broſchüren 
vorgehalten habe; er habe gefunden, daß ſolch ein agitatoriſcher Leitfaden ein 
guter Gedanke ſei und er habe ſich nun zur Herausgabe ſeines Buches ent⸗ 
ſchloſſen. Ich hoffe, daß unſer Handbuch noch vor den nächſten 
Wahlen erſcheinen kann. Alsdann würde natürlich die Herausgabe einer 
Broſchüre nicht mehr nöthig ſein. Andernfalls betrachten wir es als ſelbſt⸗ 
verſtändliche Aufgabe, eine ſolche Arbeit herauszugeben. Wir haben das ſogar 
1893 gethan, als die Auflöſung des Reichstags Hals über Kopf kam. Da 
haben ſich Wurm, Schippel und ich in die Arbeit getheilt. Und binnen ſechs 
Tagen war die Broſchüre fertig, die ſonſt für einen Einzelnen eine Reihe von 
Wochen in Anſpruch genommen hätte. 
Nun kommt der Antrag Berfus (41), anläßlich deſſen wir heute eine Art 
olendebatte gehabt haben. Es liegt mir ferne, mich jetzt über eine ſo 
wichtige Frage eingehend zu äußern, über die ich mich mit meinem Freunde 
Liebknecht in Uebereinſtimmung befinde, die aber nicht auf der Tagesordnung 
fteht, nicht brennend iſt und die zu erörtern wir vorläufig keine Veranlaſſung 
haben. Daß wir dennoch in eine Polendebatte eintreten mußten, iſt außer: 
ordentlich bedauerlich. Die Schuld liegt auf beiden Seiten, ſowohl bei den 
deutſchen wie bei den polniſchen Genoſſen. All' die traurigen Erfahrungen, 
die die polniſchen Arbeiter gemacht haben, laſſen ja ihre Haltung erklärlich 
erſcheinen. Nirgends im ganzen Reich wird von Seiten des Unternehmerthums 
eine ſo rohe Sprache gegen die Arbeiter geführt, wie gegen die polniſchen, 
deshalb gerade ſollten die deutſchen Genoſſen Alles vermeiden, was Anlaß zu 
Klagen giebt. Deshalb bedauere ich die Aeußerungen des Genoſſen Winter, 
die gerade das Gegentheil von dem bewirken, was doch ſie bewirken ſollen. 
Ich habe mich gefreut, daß Winter nach Oberſchleſien kam, wo noch 
ein außerordentlich großes Feld für unſere Thätigkeit iſt. Er als Mann 
aus dem deutſchen Sprachgebiete ſollte uns über die dortigen Zuſtände berichten. 
Aber feine Aeußerungen hier und in der „Sächſiſchen Arbeiter⸗Zeitung“ bes 
weiſen doch, daß er nicht das erforderliche Maß von Objektivität beſitzt. 
Und ich bitte ihn dringend, ſich hierin zu moderiren. Auf der anderen Seite 
aber ſteht feſt, daß die polniſchen Genoſſen keinen Grund haben, ſich über die 
Deutſchen zu beſchweren. Wir haben ihnen Jahr für Jahr bedeutende Summen 
für Agitationszwecke gegeben, die Führung ihrer Prozeſſe ihnen ermöglicht, 
kurz, große finanzielle Opfer gebracht, was ja auch ganz ſelbſtverſtändlich iſt. 
Wir ſind ſogar damit einverſtanden geweſen, daß die polniſchen Genoſſen ſich 
einen eigenen Parteivorſtand erwählen, weil wir ihre Sprache nicht verſtehen. 
Es handelt ſich garnicht um Polen und Deutſche, ſondern einfach um Sozial⸗ 
demokraten. (Lebhafter Beifall.) Ein guter Genoſſe, der nur deutſch kann, iſt 
geeigneter als ein unfähiger polniſcher. (Sehr richtig.) Die Genoſſen haben 
ihm dann eben Leute zur Unterſtützung in der Agitation beizugeben. Finden 
wir aber Jemanden, der beide Sprachen ſpricht und die nöthigen Fähigkeiten 
beſitzt, ſo wird er ſelbſtverſtändlich gewählt. Daher bitte ich den Antrag 
Berfus abzulehnen. Wir wollen nicht die Kluft zwiſchen Deutſchen und 
Polen erweitern. 

Was den Antrag betreffs der Doppelkandidaturen betrifft, ſo war ich 
allerdings 1893 in Hamburg und Straßburg aufgeſtellt. Hamburg konnte ſich 
allerdings auch eine Nachwahl leiſten und ich habe den Straßburgern ſofort 
erklären müſſen, daß fie das nächſte Mal ſelbſt für einen beſonderen Kandi⸗ 
daten ſorgen müſſen. Ich habe den Straßburgern jetzt den Genoſſen Böhle 
als Kandidaten vorgeſchlagen. Sie haben ſich urſprünglich geſträubt, darauf 
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einzugehen, aber vor 14 Tagen in Offenburg ſind zu meiner großen Genug⸗ 
thuung dieſelben Leute, die damals gegen meinen Vorſchlag opponirten, zu 
mir gekommen und haben geſagt, ſie hätten ſich von meinen Argumenten über⸗ 
zeugen laſſen und Böhle aufgeſtellt und ſie hofften auch, ihn bei den nächſten 
Wahlen durchzubringen. (Beifall.) Ich habe ja in dieſer Beziehung Pech, 
inſofern als ich jetzt in Wetzlar aufgeſtellt bin. (Heiterkeit.) Ich weiß nicht, 
welcher Redner ſagte, daß daran wieder der große Name Schuld iſt. Inwie⸗ 
weit das zutrifft, kann ich nicht ſagen, aber der Genoſſe vergißt, daß ich ja 
eigentlich Wetzlarer bin. Die dortigen Genoſſen glauben, daß, wenn ſie 
Jemanden aufitellen, der dort bekannt iſt, mehr Stimmen für ihn abgegeben 
werden. Beſchließt der Parteitag dem Antrage gemäß, ſo trete ich natürlich 
in Wetzlar zurück. Aber Gefahr iſt bei dieſer Kandidatur nicht vorhanden, 
denn wenn wir mal Wetzlar erobern, dann haben wir inzwiſchen drei Viertel 
von Deutſchland gewonnen. (Heiterkeit.) 

Ich komme nun zu der Reſolution gegen Schippel. Auch ich bin 
der Meinung, daß Schippel ſich nicht glücklich ausgedrückt hat. Aber ich bitte 
Sie, für einen Moment von den Worten abzuſehen und die Thaten zu betrachten. 
Schippel ſoll entgegen aller bisher von der Fraktion befolgten Taktik für 
Bewilligung von Geldern zu militäriſchen Zwecken geſtimmt haben. Das iſt 
einfach nicht wahr. Sie können dieſer Reſolution garnicht ihre Stimme geben, 
denn Sie würden damit etwas ausſprechen, was den Thatſachen widerſpricht. 
(Sehr richtig.) Schippel hat nicht geſagt, daß wir in die Lage kommen 
könnten, für derartige Forderungen zu ſtimmen, ſondern daß es vom Stand⸗ 
punkt der Gegner aus erklärlich ſei, daß ſolche Forderungen kommen. Wir 
hatten bei dieſer Gelegenheit keine beſondere Veranlaſſung zu einer großen 
Agitation. Auch in der Budgetkommiſſion habe ich Namens unſerer Partei⸗ 
genoſſen ungefähr in demſelben Sinne erklärt, daß die Vertreter dieſes Syſtems 
und beſonders der Kriegsminiſter mit ſolchen Forderungen kommen, ſei begreif⸗ 
lich. Aber fie müßten "hrer begreifen, daß wir von unſerem prinzipiell 
gegneriſchen Standpunkt aus niemals für derartige Forderungen eintreten 
können und werden. Daſſelbe habe ich im Reichstage erklärt, das hat gar 
Aufſehen erregt, weil meine Rede nur kurz war und die anderen Parteien 
dazu ſchwiegen. Das iſt doch nicht unſere Schuld. Erſt bei der zweiten 
Leſung hat Richter erklärt, daß ſeine Fraktion für dieſe Forderung ſtimme. 
Kein politiſches Organ unſerer Partei hat gefordert, daß wir dieſe Forderung 
für militäriſche Zwecke agitatoriſch ausnützen. Es find auch keine bezüglichen 
Anträge an den Vorſtand geſtellt worden. Anders liegt die Frage, wenn eine 
neue Militärvorlage kommen würde. Aber dieſe Forderungen gingen doch 
einfach darauf hinaus, das Syſtem in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt intakt zu 
erhalten und deshalb war die Haltung der Partei durchaus korrekt. In den 
Militär⸗ und Marinefragen iſt nicht der geringſte Verſuch gemacht worden, 
die bisherige Taktik zu ändern, und ſolange das nicht der Fall iſt, ſoll man 
nicht einen Genoſſen eines ungeſchickten Ausdrucks wegen vor der ganzen 
Partei moraliſch vernichten. Das wäre doch etwas zu weit gegangen. Ich 
bitte Sie deshalb, nicht nur wegen der darin behaupteten unwahren That⸗ 
ſachen die Reſolution abzulehnen, ſondern auch weil ungeſchickte Worte keinen 
Anlaß zu ſolchem Vorgehen geben dürfen. N 

Ich bitte Sie, im Sinne meiner Ausführungen zu beſchließen. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen.) 

Perſönlich bemerlt Katzenſtein: Bebel hat meine Ausſtellungen ironiſch 
tritiſirt. Die Unbeſcheidenheit iſt nicht mein Fehler. Aber ich lege an unſere 
Wortführer einen hohen Maßſtab. An Singer's Ausführungen zum Vereins⸗ 
geſetz vermißte ich nicht Radilalismus, aber die Größe der Idee, die anderen 
unſerer Redner eigen iſt. Radikalismus iſt ein bloßes Wort. Wenn Bebel 
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meinen Ausführungen Radikalismus nachrühmte, ſo wird auf anderem Gebiete 
mir wieder der Vorwurf der Mäßigung nicht erſpart bleiben. Ich kenne wenig 
Männer, die mir imponirt haben. Liebknecht und Bebel gehören dazu. 
Aber das Recht des Tadels werde ich mir nicht verkümmern laſſen. 

Singer (perſönlich): Ich habe mich heute Vormittag an der Diskuſſion 
nicht betheiligt. Ich geſtehe offen, daß ich die Empfindung hatte, es bedürſe 
eigentlich keiner Rechtfertigung meinerſeits vor dem Parteitag. (Lebhafter Bei⸗ 
fall.) Nachdem aber Katzenſtein jetzt wiederholt darauf zurückgekommen iſt, 
will ich ihm erklären, daß ich der Letzte bin, der ihm das Recht zur Kritik 
meiner Reden beſtreitet. Ich hoffe nur und gebe ihm den Rath, daß, wenn er in 
den Reichstag kommt, er an feinen Reden dieſelbe Kritik üben ſolle. (Beifall.) 

Es wird zur Abſtimmung geſchritten. 

Morawski zieht den Antrag 41 zurück, weil er von vielen Seiten als ſelbſt⸗ 
verſtändlich bezeichnet worden ſei. Damit fällt auch das Amendement Windhoff. 

Angenommen wird der Antrag 30. 

Bei Antrag 90 mit dem Amendementk: „In ſolchen Wahlkreiſen, wo 
die Möglichkeit eines Erfolgs vorhanden iſt“, bleibt die Abſtimmung zweifel⸗ 
haft, durch Auszählen wird feſtgeſtellt, daß er mit 92 gegen 110 Stimmen 
abgelehnt wird. Das Amendement, in Abſatz 2 der Bebel'ſchen Reſolution 
hinzuzufügen, „der ſich ſchriftlich verpflichtet“, wird abgelehnt. Das Amende⸗ 
ment Katzenſtein wird in ſeinen beiden Theilen angenommen und die ſo 
veränderte Reſolution Bebel in folgendem Wortlaut: gegen einzelne Stimmen 
beſchloſſen: 

Die von Bebel vorgeſchlagene Reſolution, betreffend die Stellung der 
Parlei zu den Reichstagswahlen, hat folgenden Wortlaut: 

Der Parteitag beſchließt: 

1. Es iſt Pflicht aller Parteigenoſſen, ſoweit dies noch nicht geſchehen 
iſt, ſofort in die Vorbereitungen für die allgemeinen Reichstagswahlen ein⸗ 
zutreten und in allen Wahlkreiſen, in welchen organiſirte Parteigenoſſen 
vorhanden ſind, ohne Rückſicht auf die Zahl der zu erwartenden Stimmen 
einen Parteikandidaten aufzuſtellen. 

2. Im Falle einer engeren Wahl in einem Wahlkreis, bei welcher 
der Kandidat der Partei nicht in Frage kommt, ſind die Parteigenoſſen 
gehalten, demjenigen Kandidaten einer bürgerlichen Partei ihre Stimmen zu 
geben, der ſich verpflichtet, im Falle feiner Wahl für folgendes im Reichs 
tage einzutreten: 

a) Für Aufrechterhaltung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlrechts in ſeiner jetzigen Geſtalt, es ſei denn, daß es ſich um 
Anträge auf Erweiterung oder größere Sicherung deſſelben handelt. 

b) Für Aufrechterhaltung des unverkürzten Budgetrechts des Reichstages. 
(Kein Septennat, Quinquenat 2c.) 

c) Für Sicherung des vollen Vereins-, Verſammlungs- und Koalititons⸗ 
rechtes durch ein Reichsgeſetz. 

d) Gegen die Einführung von Ausnahmegeſetzen irgend einer Art und 
gegen die Verſchärfung des beſtehenden Strafrechts, ſoweik es Do 
dabei um politiſche Vergehen oder Verbrechen handelt. 

e) Gegen jede Verſchlechterung der beſtehenden Preßgeſetzgebung. 

D Gegen jede Vermehrung des ſtehenden Heeres oder der Marine. 

g) Gegen die Einführung neuer oder die Erhöhung beſtehender indirekter 
Steuern und Zölle auf nothwendige Lebens- oder Genußmittel (Vier, 
Tabak ꝛc.). 

b) Gegen jede Aufhebung oder Einſchränkung von Arbeiterſchutz- oder 
Arbeiterverſicherungs-Geſetzen oder Verordnungen, außer unter den 
unter a) angeführten Fällen. 
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3. Kommt fein Kandidat in Frage, der ſich auf diefe Forderungen ver 
pflichtet, ſo iſt ſtrikte Stimmenthaltung zu proklamiren. 

Die „Reſolution zu Punkt 10 der Tagesordnung“ (gegen 
Schippel) wird von Sindermann zurückgezogen, weil der Zweck derſelben 
durch die Diskuſſion erreicht ſei. (Widerſpruch.) 

Frau Steinbach: Ich bin als Mitunterzeichnerin der Reſolution mit 
deren Zurückziehung ebenfalls einverſtanden unter der Vorausſetzung, daß die 
Erklärungen der Genoſſen Auer und Bebel zur Folge haben, daß an der bis⸗ 
herigen Taktik der ſchließlichen Ablehnung des Militär⸗Etats feſtgehalten wird, 
was aus Schippel's Ausführungen nicht hervorging. (ebhafter Widerſpruch.) 

Eine zweite Reſolution von Patzer⸗Oldenburg und Genoſſen: 

„Der Parteitag erklärt, daß er ſich mit den Ausführungen Schippel's 
und Auer's in Bezug auf die Bewaffnung nicht einverſtanden erklärt“, 
findet nicht die nöthige Unterſtützung. 

Damit iſt dieſer Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Punkt 5 der Tagesordnung, die Betheiligung an den preußiſchen Land⸗ 
tagswahlen, wird mit Rückſicht auf die vorgerückte Zeit und die Ermüdung 
der Referenten auf morgen vertagt und dafür zu Punkt 6 geſchritten: „Die 
Maifeier 1898". 

Berichterſtatter Förſter: Parteigenoſſen, ich bin in der angenehmen 
Lage, äußerſt kurz ſein zu können. Die Frage der Arbeitsruhe, die uns in 
früheren Jahren am meiſten in Anſpruch genommen hat, fällt für das nächſte 
Jahr fort, da der 1. Mai im nächſten Jahre auf den Sonntag fällt. Ich 
unterbreite Ihnen kurz folgende Reſolution: , 

„Der Parteitag wolle beſchließen, die Reſolution des Gothaiſchen 
Parteitages, betreffend die Maifeier, für die folgenden Jahre als bindend 
zu betrachten, welche lautet: 

„In Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen der Internationalen 
Arbeiterkongreſſe zu Paris 1889, Brüſſel 1891, Zürich 1893 und London 
1896 feiert die deutſche Sozialdemokratie den 1. Mai als das Weltfeſt der 
Arbeit, gewidmet den Klaſſenforderungen des Proletariats, der Verbrüderung 
und dem Weltfrieden. Als würdigſte der Feier des 1. Mai betrachtet die 
Partei die allgemeine Arbeitsruhe. Der Parteitag macht es daher den 
Arbeitern und Arbeiterorganiſationen zur Pflicht, neben den anderen Kund⸗ 
gebungen für die allgemeine Arbeitsruhe am 1. Mai einzutreten, und 
überall da, wo die Möglichkeit zur Arbeitsruhe vorhanden iſt, die Arbeit 
am 1. Mai ruhen zu laſſen.“ 

Die Debatte, zu welcher auch die Anträge 36, 52, 53, 54, 80 und 95 
ſtehen, wird eröffnet. 

Lohmann = Barmen begründet Antrag 53. Ein Flugblatt muſſe die 
Maſſen über die Bedeutung der Verkürzung der Arbeitszeit aufklären. 

Stolten⸗ Hamburg: Ich weiß von vornherein, daß der Antrag des 
erſten Hamburger Wahlkreiſes keine Ausſicht hat, von dieſem Parteitage ange⸗ 
nommen zu werden. Ich bekenne mich als Urheber des Antrages und werde 
verſuchen, ihn zu begründen. Die Ueberzeugung von ſeiner Ausſichtsloſigkeit 
habe ich aus Geſprächen und aus der ganzen Stimmung des Parteitages 
geſchöpft. Auch in der Parteipreſſe iſt man über den Antrag hergefallen, 
und ich geſtehe, es war berechtigter Anlaß dazu, weil er im Gegenſatz zu 
den bisherigen Beſchlüſſen der Maifeier eine andere Richtung geben will. 
Zunächſt will ich feſtſtellen, daß in Paris die Arbeitsruhe nicht beſchloſſen 
worden iſt. Erſt ſpäter iſt in der Agitation der Gedanke der Arbeitsruhe 
aufgetaucht. Spätere Beſchlüſſe haben in verſchärfter Weiſe auf die Arbeits⸗ 
ruhe hingewirkt. Sie fordern die Arbeiter auf, die Maifeier durch Arbeitsruhe 
zu begehen, ſo weit es geſchehen kann, ohne daß die Intereſſen der Arbeiter 
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geſchädigt werden. Aber wir müſſen uns ſagen: wir haben nicht erreicht, was 
wir damit erreichen wollten. Die Art und Weiſe, wie jetzt die Maifeier 
begangen wird, iſt unhaltbar, weil ſie eine Halbheit iſt. Entweder begehen 
wir die Maifeier durch wirkliche Arbeitsruhe, oder wir laſſen die Arbeitsruhe 
ganz fallen. Die Genoſſen im Lande haben ſich nun ſehr gewundert, daß ein 
ſolcher Antrag aus Hamburg, der Hochburg der Sozialdemokratie, kommen 
konnte. Ich will nun von vornherein bekennen, daß in jener Volksverſamm⸗ 
lung, wo der Antrag angenommen wurde, nur ein verhältnißmäßig kleiner 
Theil der Anweſenden überhaupt ſtimmte, von dieſen aber die Mehrheit für 
den Antrag geſtimmt hat. Das mag daran gelegen haben, daß wir nicht zu 
Ende diskutiren konnten, weil das Lokal zu beſtimmter Stunde geräumt werden 
mußte. An den fachlichen Gründen aber wird damit nichts geändert. Wo 
haben wir denn in Deutſchland bisher die Arbeitsruhe gehabt? Einzig in den 
Großſtädten. In den kleinen Städten ſo gut wie garnicht. (Widerſpruch.) 
In den Großſtädten aber war die Arbeitsruhe auch nicht fo, wie wir es 
erwarten können. Wenn die Sozialdemokratie dazu aufgefordert, den 1. Mai 
nach Möglichkeit durch Arbeitsruhe zu feiern, müßte doch der Erfolg ein ganz 
anderer ſein. In Hamburg hatten wir in dieſem Jahre am 1. Mai eine 
große Morgenverſammlung, ou der ſich 6000 Perſonen — gut gerechnet — 
betheiligten. Aber dieſe 6000 waren durchaus nicht alle abhängige Arbeiter. 
Da waren z. B. die 150 Mann, die im „Echo“ arbeiten, dann kleine Geſchäfts⸗ 
leute, ſelbſtſtändige Handwerker, Krankenkaſſen-Angeſtellte u. ſ. w. Nur die 
gute Hälfte war vielleicht abhängige Arbeiter. Dieſe Betheiligung iſt nicht 
ausreichend für eine Stadt wie Hamburg, die mit der Umgebung 20 000 
Arbeiter in ſozialdemokratiſchen Vereinen zählt. Wir haben uns Jahre lang 
damit getröſtet, die geringe Betheiligung an der Arbeitsruhe ſei die Folge 
ſchlechter geſchäftlicher Verhältniſſe. Wir haben jetzt aber im zweiten Jahre 
ſo günſtige Geſchäftsverhältniſſe, wie wir ſie vorausſichtlich unter der 
kapitaliſtiſchen Wirthſchaftsweiſe überhaupt nicht mehr beſſer bekommen werden. 
Und doch iſt die Entwickelung der Arbeitsruhe im günſtigen Sinne ausge⸗ 
blieben. Woher kommt das? Die Sache liegt ganz einfach? Die große 
Maſſe ſagt ſich, wenn wir demonſtriren unter der Gefahr, ſchwere perſönliche 
Verluſte zu erleiden, ſo müſſen wir einen greifbaren Erfolg ſehen. Den bietet 
die Maifeier nicht. Die Freigabe des 1. Mai, was wird damit für die 
Arbeiter gewonnen? Sollen ſie demonſtriren, blos um einen Feiertag im 
Jahre mehr zu haben? Man ſagt: wir feiern den 1. Mut, weil wir den 
Gegnerrn unfere Macht zeigen wollen. Wenn man aber den Gegnern die 
Arbeitsruhe abtrotzen will, dann muß man den Muth und die Kraft haben, 
Alles auf eine Karte zu ſetzen. Wie aber kann man glauben, etwas abzutrotzen, 
tropfenweiſe, körnerweiſe von Jahr zu Jahr, wo immer ein Dutzend und noch 
ein Dutzend ſich anſchließt an die Demonſtration durch Arbeitsruhe. Das 
vermag ich nicht zu glauben. So können wir die Maſſe nicht gewinnen. Die 
Maſſe ſagt ſich: Wenn wir unſere Exiſtenz einſetzen, dann muß das dadurch 
zu Erreichende wenigſtens der Mühe werth ſein. Denken wir an Amerika an 
den Labour Day. Anfang der achtziger Jahre agitirten die amerikaniſchen 
Arbeiter für die Freigabe dieſes Tages. Die amerikaniſchen Unternehmer 
waren ſchlau, ſie haben die Forderung bewilligt, ſtatt ſie zu einer Macht⸗ 
frage zu machen. Heute legt Niemand in Amerika noch beſonderes Gewicht 
auf den Labour Day. Wenn unſere deutſchen Unternehmer ſo klug wie ihre 
amerikaniſchen Kollegen geweſen wären, viele von Denen, die jetzt für die 
Maifeier ſo entſchieden eintreten, würden garnicht mehr davon ſprechen. 
So iſt eben nichts zu erreichen durch die fortgeſetzte Agitation. Durch die 
Forderung der Arbeitsruhe am 1. Mai verſchlechtern wir auch unſere Poſillon 
im Kampfe gegen die Unternehmer. Nichts iſt gefährlicher, als den Gegner 
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vorher von unſeren Abſichten zu unterrichten. Auf den 1. Mai ſind De immer 
gerüſtet, und die durch denſelben hervorgerufenen Ausſperrungen haben faſt 
keinen Erfolg für die Arbeiter gebracht. Jetzt haben die Unternehmer es in 
der Hand, wenn ſie wollen, uns jedes Jahr in einen großen Ausſtand hinein⸗ 
zuhetzen. Wenn wir die Forderung der Arbeitsruhe fortlaſſen, können wir 
der Maifeier einen viel ſchärferen Charakter aufprägen. Es giebt eine Reihe 
von Arbeitern, auch gut organiſirter, die durch ihre wirthſchaftliche Stellung 
nicht in der Lage ſind zu feiern. In welche Lage kommen dieſe Genoſſen den 
anderen gegenüber? Dieſe Genoſſen, die am Morgen zur Feier nicht er⸗ 
ſcheinen können, ſcheuen ſich vielleicht auch am Abend zu erſcheinen. Alſo 
dadurch wird die ganze Feier verdorben. Darum fort mit der Halbheit. 
Sagen wir: der erſte Mai gehört dem Proletariat. Am erſten Mai werden 
Miltel geſammelt zum Kampfe! Arbeiten ſollen die Genoſſen an dieſem Tage 
und die Hälfte ihres verdienten Tagelohnes ſoll der Organiſation gehören. 
Dann wird der Mai bedeuten: volle Kaſſen; heute bedeutet er: leere Kaſſen, 
weil die im Gefolge kommenden Maßregelungen die Organiſation auf längere 
Zeit ſchwächen. Die Entſcheidung brennt uns nicht auf den Nägeln, und 
wir könnten vielleicht den Umſtand, daß die nächſtjährige Feier auf einen 
Sonntag fällt, benutzen, um den praktiſchen Vorſchlag der Engländer zu be⸗ 
folgen und von da an die Maifeier auf den Sonntag nach dem 1. Mai zu 
verlegen. Ich halte das für einen ſehr glücklichen Gedanken. Gewiß müſſen 
internationale Abmachungen gehalten werden. (Zurufe: Na alſo!) Aber 
gerade deshalb habe ich die Frage fo frühzeitig angeregt, daß, wenn die 
Entſcheidung auf dem nächſten internationalen Kongreſſe fällt, die Frage nach 
allen Richtungen durchdiskutirt iſt. Zu dieſer Diskuſſion die Anregung zu 
geben, war der Zweck des Antrages. 

Lange⸗Leipzig beantragt: 

„In Anbetracht, daß der 1. Mai im nächſten Jahre auf einen Sonntag 
fällt, ſieht der Parteitag davon ab, diesmal eine Diskuſſion über dieſe Frage 
zu führen, er erwartet von den Genoſſen, daß ſie in allen Kreiſen die Frage 
erörtern, und daß ſie dann auf die Tagesordnung des nächſten Parteitags 
gejtelli wird.“ 

Der Antragſteller begründet dieſen Antrag damit, daß die Gründe, die 
Stolten angeführt habe, doch nicht ohne Weiteres abgethan werden können. 

Schade⸗Halle: Wir hoben alle Urſache, dieſe brennende Frage jetzt 
zu erörtern. Ich erſuche dringend, um Ablehnung dieſes Antrages. Schaffen 
Sie nicht noch mehr Wirrwarr, als er bisher ſchon beſtand. Wollen wir eine 
Kampfpartei bleiben, ſo muß der Hamburger Antrag grundſätzlich abgelehnt 
werden. (Lebhafter Beifall.) 

Der Antrag auf motivirte Tagesordnung wird mit großer Mehrheit 
abgelehnt. 

Dreyer⸗Dresden: Am 1. Mai 1890 zogen 12 000 Arbeiter über die 
Auguſtusbrücke in Dresden, ſeitdem hat der Gedanke der Maifeier bei uns 
mehr und mehr noch an Boden gewonnen. Es wäre ganz falſch, einen Beſchluß 
zu faſſen nur mit Rückſicht auf die vielleicht eigenthümlichen Verhältniſſe in 
Hamburg. Es iſt ganz falſch, daß nur in den Induſtriezentren die Arbeitsruhe 
ſtattfindet. Ich bin überzeugt, faſſen Sie einen Beſchluß gegen die Maifeier, 
wird den meiſten Delegirten in ihren Kreiſen gehörig der Kopf gewaſchen. 
(Heiterkeit und Beifall.) Wie wir als Partei groß geworden ſind, wird auch 
der Gedanke der Maifeier ſich auswachſen. (Beifall.) 

Sindermann⸗Dresden: Ich bitte, den Danziger Antrag, betreffend die 
Herausgabe eines Flugblattes zur Maifeier über ganz Deutſchland, anzunehmen. 
Der Hamburger Antrag, die Forderung der Arbeitsruhe am 1. Mai fallen zu 
laſſen, muß energiſch bekämpft werden. Unſere öſterreichiſchen Genoſſen müſſen 
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uns ja auslachen, wenn fte fo etwas hören. In Dresden hat ſich die Maifeier 
von Jahr zu Jahr großartiger entwickelt. Die 1894 er Maidemonſtration hat 
uns 13 000 Mk. Strafe eingetragen, aber die Arbeiter Dresdens haben ſich 
deshalb nicht zurückſchrecken laſſen, denn die 1895er Maifeier war noch viel 
impoſanter, ſie war ein Proteſt gegen die ſächſiſche Polizeiwirthſchaft. 

Windhoff⸗Düſſeldorf: Ein Zentral⸗Flugblatt paßt für die verſchieden⸗ 
artigen Verhältniſſe in den Kreiſen nicht; darum bitte ich um Ablehnung des 
Danziger Antrages. Der Hamburger Antrag hat bei uns in Rheinland geradezu 
Entrüſtung hervorgerufen. (Beifall.) Was wir können, müßte die Hochburg 
der Sozialdemokraten, Hamburg, auch konnen. 

Frl. Baader-Berlin: Auch ich erſuche dringend um Ablehnung des 
Hamburger Antrages. Naturgemäß mußte in Hamburg nach den Opfern des 
letzten Streiks ein Rückſchlag erfolgen, und das hat auf die Hamburger depri⸗ 
mirend gewirkt. Die agitatoriſche Wirkung der Maifeier iſt nicht zu unter⸗ 
ſchätzen. Gerade für die politiſch entrechteten Frauen iſt es von großem Werth. 
An dieſem Tage können wir Maſſen in die Verſammlungen bringen, wie es 
ſonſt nicht möglich wäre. Männer, die ſonſt ihre Frauen zu Hauſe laſſen, 
bringen ſie an dieſem Tage in die Verſammlungen. Der Maifeier muß noch 
viel mehr der Charakter des politiſchen und wirthſchaftlichen Kampfes auf: 
geprägt werden. An dieſem Tage können wir den Frauen die Bedeutung des 
Achtſtundentages recht klar machen. Der Kampf iſt ſchwer, aber ohne Kampf 
kommen wir nicht vorwärts. Wir haben Opfer zu bringen und werden ſie 
bringen, um unſere Ideen zum Siege zu führen. Ich erkläre mich auch gegen 
den Antrag, ein Flugblatt über ganz Deutſchland zu verbreiten. Die Mai⸗ 
zeitung entſpricht durchaus den Anforderungen, die Idee der Maifeier auch im 
gedruckten Wort den Maſſen zugänglich zu machen. Ich ſchließe mit dem 
Wunſche, daß die nächſten Maiſeiern ſich viel mehr durch Arbeitsruhe aus: 
zeichnen als bisher. (Beifall.) 

Grünwaldt⸗Hamburg: Ich erſuche um Ablehnung des Hamburger 
Antrages. (Lebhafter Beifall.) Ihn will kein Anderer bei uns als Stolten 
allein. Die Mehrheit in der Verſammlung, in der der Beſchluß gefaßt wurde, 
war eine Scheinmehrheit. Der Beſchluß kam durch Ueberrumpelung zu Stande. 
Im vorigen Jahre haben ſich nur 2000 bei uns an der Maifeier betheiligt. 
Diesmal ſchon 6000. Das iſt doch ſchon ein Fortſchritt. Auf einen Hieb läßt 
ſich die Maifeier nicht erreichen. Wir Hamburger Alle, die wir hier vertreten 
find, erklären uns gegen den Antrag. 

Quarck⸗Wiesbaden: Erinnern Sie ſich, mit welchem Wuthgeheul die 
Maifeier das erſte Mal von der Bourgeoiſie aufgenommen wurde. Jetzt hat 
ſie ſich ſchon theilweiſe Anerkennung erzwungen. Das kann man doch nicht 
einen Rückſchritt des Gedankens der Arbeitsruhe in Deutſchland nennen. 
Schwierig wird ihre Durchführung bei uns infolge unſeres ſo außerordentlich 
zurückgebliebenen Koalitions- und Verſammlungsrechts. Aber der Proletarier 
will auch einmal einen Feiertag aus eigener Kraft, der ihm nicht von Kapitals⸗ 
wegen diktirt wird. Für den Proletarier hat der 1. Mai einen idealen Gehalt 
und ich proteſtire gegen die nüchterne Auffaſſung Stolten's, die das verkennt 
und die kein Erſatzmittel bietet, über das ſich reden ließe. Lehnen Sie ſeinen 
Antrag möglichſt einſtimmig ab. Der deutſche Charakter iſt etwas ſpröder 
politiſchen Demonſtrationen gegenüber als der romaniſche und der engliſche, 
aber die einzige ſtändige Demonſtration im Jahre, die wir haben, wollen wir 
doch mindeſtens ſo lange behalten, bis uns Beſſeres vorgeſchlagen wird. 
(Lebhafter Beifall.) 

Ein inhaltlich dem vorher abgelehnten Antrag Lange auf motivierte Tages⸗ 
ordnung findet nicht genügende Unterſtützung. Dagegen wird ein von Lienau 
geſtellter, von Mittag bekämpfter Schlußantrag angenommen. 
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Stolten perſönlich): Ich verwahre mich dagegen, den Beſchluß in der 
Hamburger Verſammlung durch Ueberrumpelung erzielt zu haben. Als Sozial⸗ 
demokrat habe ich jedenfalls auch als Einzelner das Recht, eine eigene Meinung 
zu haben und zu äußern. (Sehr richtig!) Es iſt durchaus falſch, daß ich allein 
hinter dem Antrage ſtehe. 

Es wird zur Abſtimmung geſchritlen. 

Der Antrag 52, Hamburg J. wird zurückgezogen. Die Anträge 36, 53, 54 
werden abgelehnt; Antrag 80 wird angenommen. Die Reſolution des 
Referenten wird in ihrem erſten Abſatz abgelehnt, in ihrem zweiten 
(Wiederholung des Gothaer Beſchkuſſes) einſtimmig angenommen. 


Nunmehr folgt Punkt 7 der Tagesordnung: Bericht über den 
Arbeiterſchutzkongreßt in Zürich. 

Berichterſtatter Molkenbuhr: Der Kongreß iſt von der Fraktion beſchickt 
worden, ohne daß der Parteitag gefragt werden konnte. Sie werden ja darüber ent⸗ 
ſcheiden, ob die Fraktion recht gehandelt hat. Sie wiſſen, wie überall in der ziviliſirten 
Welt jetzt der Drang nach Arbeiterſchutz⸗Geſetzen vorhanden iſt. Praktiſche 
Erfolge hat ohne Zweifel die Schweiz am meiſten aufzuweiſen, wo auch die 
Unternehmer vielfach für Arbeiterſchutz⸗Forderuugen eintreten. Referent giebt 
hierauf eine eingehende Darſtellung der Vorgeſchichte des Kongreſſes. Der 
Schweizer Arbeiterbund, der einen großen Bruchtheil der Schweizer Arbeiterſchaft 
umfaßt und in dem nicht nur die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft vereinigt iſt, 
verſuchte ſchon 1893, einen internationalen Arbeiterſchutz⸗Kongreß zu Stande zu 
bringen, auf dem Arbeiter aller Länder ohne Rückſicht anf Religion und Partei⸗ 
zugehörigkeit vertreten ſein ſollten. Damals lehnten wir die Betheiligung ab, 
Oeſterreich folgte unſerem Beiſpiel und infolgedeſſen kam der Kongreß nicht 
zu Stande. Diesmal nahmen wir die Einladung des Arbeiterſekretärs Greulich 
an. In der Fraktion wurde gegen die Betheiligung geltend gemacht, daß wir 
doch nicht mit allen möglichen Leuten, wie Chriſtlich⸗Sozialen, Paſtor Naumann 
und dergleichen zuſammen tagen konnten, denn es ſei wahrſcheinlich, daß Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt werden, welche erheblich hinter unſerem Programm zurückblieben, 
und daß wir durch unſere Theilnahme moraliſch verpflichtet wären, für dieſe 
Beſchlüſſe einzutreten. In der Geſetzgebung konnten wir ſehr wohl kleine Ver⸗ 
beſſerungen der gegenwärtigen Zuſtände herbeizuführen ſuchen, in unſeren 
Forderungen aber dürften wir ohne Prinzipienverrath auch nicht um ein Haar 
zurückweichen. Ferner wurde hervorgehoben, daß die internationale Regelung 
des Arbeiterſchutzes nicht für die Arbeiter aller Länder einen Fortſchritt bedeutete. 
Wohl würden die Arbeiter in den Ländern mit zurückgebliebener Induſtrie, wo 
bis jetzt jeder Arbeiterſchutz fehlt, gewinnen konnen. Anders ſtellte ſich die 
Sache in den fortgeſchrittenern Ländern mit den relativ beſten Schutzgeſetzen. 
Hier ſind es die Unternehmer, welche auf internationale Regelung des Arbeiter⸗ 
ſchutzes drängen, weil ſie nicht ganz mit Unrecht hoffen, daß die zurückgebliebenen 
Staaten ein Hemmſchuh ſein werden, daß die nothwendigſten Reformen noch 
auf Jahrzehnte vertagt werden. Wir haben aber doch für die Betheiligung 
geſtimmt, einmal, weil unſere Parteigenoſſen in dem ſchweizeriſchen Arbeiterbund 
thatſächlich die Führung haben, es alſo im Weſentlichen eine Anregung unſerer 
ſchweizeriſchen Genoſſen war, und weil auch wir die Meinung der Schweizer 
Genoſſen theilten, daß wenn die Schweiz die Regierungen einlade zu einer Ver⸗ 
ſtändigung über die internationale Regelung der Arbeiterſchutzfrage, dann die 
Regierungen offen damit herausrücken müßten, ob für ſie die Grundſätze, die 
1890 mit großen Applomb verkündet wurden, noch maßgebend ſind oder ob ſie 
vor dem Kapitalismus Bankrott gemacht haben. Die Regierungen, welche ſich 
jämmerlich vor dem Machtgebot der Großtapitaliſten beugen, müſſen gezwungen 
werden, dieſes auch offen zu bekennen. 
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Der Kongreß trat zuſammen. Es war ein buntes Gemiſch! Neben den 
Verlretkern von Arbeiterorganiſationen aller Art ſaßen Gelehrte, Profeſſoren, 
Offiziere a. D., Parlamentarier u. A. m. Beſonders ſtark waren die religiöſen 
Arbeitervereine vertreten. Aus Deulſchland waren außer 18 Sozialdemokraten 
40 Delegirte religiöſer Arbeitervereine erſchienen. 

Auffallend war beſonders eins: Während die katholiſchen Arbeitervereine 
durch 32 Delegirte vertreten waren, blieb ihre offizielle Parteivertretung, die 
deutſche Zentrumsfraktion, von dem Demokraten Stötzel, dem Profeſſor Hitze 
bis zum ariſtokratiſchen Freiherrn von Hertling, dem Kongreß vollkommen fern. 
Auf der Tagesordnung ſtanden Anträge bezüglich der Sonntagsarbeit, der 
Arbeit der Kinder und jungen Leute, der Erwachſenen, der Frauen und der 
Nachtarbeit. Ueber die Stimmung des Kongreſſes gewann man ſchon am 
erſten Tage durch die Annahme der Sympathiekundgebung für die engliſchen 
Maſchinenbauer ein einigermaßen klares Bild. Daß in Bezug auf die Sonn— 
tagsruhe eine einmüthige Reſolution zu Stande kam, iſt nicht verwunderlich, 
da hierin Sozialdemokraten und chriſtliche Arbeitervertreter, wenn auch aus 
verſchiedenen Gründen, zuſammengehen. Ein anderes Bild gab ſie ſchon ber 
der Kinderarbeit. Das Zentrum ſchließt, wie Sie wiſſen, für die Landwirth⸗ 
ſchaft, Hausinduſtrie und Handwerk jeden Schutz der Kinder aus. Es kam zu 
lebhaften Auseinanderſetzungen, dennoch wurde ſchließlich eine Reſolution ange⸗ 
nommen, die ſich nicht ganz mit unſerm Programm deckt. Denn ſtatt der 
Altersgrenze von 14 Jahren wurde eine von 15 Jahren beſchloſſen. Dieſer 
Beſchluß geht alſo noch über unſer Programm hinaus. Beim Achtſtundentag 
war am eheſten eine recht matte Reſolution zu befürchten. Trotzdem wurde 
in der Reſolution der Achtſtundentag als erſtrebenswerthes Ziel hingeſtellt. 
Eine der heftigſten Debatten rief die Frage der Frauenarbeit hervor. Die 
Chriſtlich⸗Sozialen wollen bekanntlich den modernen Verhältniſſen keine Rech⸗ 
nung tragen, ja ſie gingen ſogar ſoweit, zu beantragen, daß die ganze 
Erwerbsthaͤtigkeit der Frauen in Fabriken und Bergwerken verboten werde. 
Ein Beſchluß, der offenbar ein Wahnſinn wäre bei dem Umſchwung, der ſich 
in der Induſtrie vollzogen hat. Der heiße Kampf endete mit dem Siege der 
von Frau Zetkin und Bebel vertretenen Anſicht. 

Nun kam ein Paſſus in der Faſſung der angenommenen Reſolution, 
der dem Genoſſen Parvus Anlaß zu einem heftigen Angriff gegen die deutſchen 
Delegirten gab. Er ſchreibt in Nr. 227 der „Sächſiſchen Arbeiter⸗Zeitung“: 

„Ein weiteres Symptom der inneren Zerſetzung der deutſchen Sozial: 
demokratie iſt die Abſtimmung der ſozialdemokratiſchen Delegirten bei der 
Frage der Hausinduſtrie auf dem Züricher Arbeiterſchutz-Kongreß. Nachdem 
man verſchiedene Reſolutionen votirt hatte, welche thatſächlich 
die Hausinduſtrie beſeitigen, erſchrak man zum Schluß vor einem 
Worte, welches blos der klare, allgemeine Ausdruck der Stellung- 
nahme der Sozialdemokratie zur Hausinduſtrie war. Der einzige 
Grund dafür war, daß man den bornirten Vorwürſen der Gegner Rechnung 
trug: die Sozialdemokratie nehme keine Rückſicht auf die beſtehenden Ver— 
hältniſſe. Man vergaß dabei, daß, wenn die Sozialdemokratie im bürgerlichen 
Sinne Rückſicht nehmen wollte auf die beſtehenden Verhältniſſe, ſie höchſtens 
eine ſozialreformeriſche, nie aber eine ſozialrevolutionäre Partei ſein könnte. 
Man ſuchte alſo hier die ſachliche Oppoſition gegen die kapitaliſtiſche Aus⸗ 
beutungsſormen wenigſtens formell herabzuſetzen, fie in den Augen des Bürger⸗ 
thums weniger umſtürzleriſch erſcheinen zu laſſen.“ 

Ich nehme an, daß Genoſſe Parvus nur einen unvollſtändigen Bericht, 
die in Frage kommenden Reſolutionen aber garnicht geleſen hat. Wenn ein 
ſolches Wunderwerk von Reſolution, welche die Hausarbeit thatſächlich 
beſeitigt, min im Entwurf vorgelegen hätte, dann wäre es Pflicht des 
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des Genoſſen Parvus geweſen, dieſe Reſolution der Welt mitzutheilen. Aber 
die Thatſachen bieten zu wenig Stoff zum Angriff, deshalb wurde die durch 
nichts begründete Behauptung in die Welt geſchickt. Die Ziffer 6 des Ent⸗ 
wurfs hatte folgenden Wortlaut: „In Erwägung, daß die Einſchränkung und 
endliche Beſeitigung der Hausarbeit in allen ihren Formen im Intereſſe der 
Volkshygiene, der Kultur, ſowie insbeſondere der gewerkſchaſtlichen Organiſa⸗ 
tion dringend nöthig iſt, es aber unmöglich erſcheint, die Frage der Haus⸗ 
induſtrie auf dieſem Kongreſſe in einer ihrer Bedeutung entſprechenden Weiſe 
zu berathen, giebt der Kongreß dem Wunſche Ausdruck, daß auf dem 
nächſten Kongreß die Frage der Hausinduſtrie und die damit im engſten 
Zuſammenhang ſtehende Frage der Arbeiterwohnungen auf die Tagesordnung 
geſetzt werde.“ Es wurde allgemein anerkannt, daß eine Diskuſſion der Frage 
nicht möglich ſei, und da ſagten wir uns, wenn die Diskuſſion vertagt werden 
ſoll, dann muß man auch die Beſchlußfaſſung vertagen. Um aber unſere Anſicht 
über die Hausarbeit zum Ausdruck zu bringen, wurde folgende vom Genoſſen 
Vollmar beantragte Faſſung der Ziffer 6 angenommen: 

„Der Kongreß ſieht in der Hausinduſtrie eine Beſchäftigungsweiſe, die 
ſchwere ſoziale und geſundheitliche Uebel im Gefolge hat und ein großes 
Hinderniß für die gewerkſchaftliche Organiſation und die Durchführung eines 
wirkſamen Arbeiterſchutzes bildet. Der Kongreß überweiſt deshalb die ein⸗ 
gehende Behandlung dieſer Frage dem nächſtfolgenden Kongreß.“ 

In der Hauptſache ſind beide Faſſungen gleich. Beide verlangen, daß 
die Frage auf einem ſpäteren Kongreß berathen würde. Da an der Ver⸗ 
tagung der Diskuſſion der Frage nichts mehr zu ändern war, mußte man dem 
nächſten Kongreß auch die Beſchlußfaſſung überlaſſen. Weil wir den einfachſten 
Forderungen der Logik Rechnung trugen, behauptete Parvus: „Der einzige 
Grund dafür war, daß man den bornirten Vorwürfen der Gegner Rechnung 
trug.“ Solche zum Mindeſten leichtfertige Behauptungen ſollten vermieden 
werden. Eine ehrliche ſcharfe Kritik würde ich ſtets mit Freuden begrüßen, 
aber mit unbegründeten Verdächtigungen werden wir aus den Reihen der Gegner 
ſo reichlich verſorgt, daß unſere Genoſſen nicht noͤthig haben, dieſes Kapitel zu 
vergrößern. 

In der Frage der Nachtarbeit und der Arbeit in geſundheitsſchädlichen 
Betrieben wurden ebenfalls Reſolutionen gefaßt, die mit dem Parteiprogramm 
vollkommen in Einklang ſtehen. Zur Verwirklichung dieſer Forderungen des 
Kongreſſes wurde ſelbſtverſtändlich in erſter Linie freies Koalitionsrecht gefordert. 

Ferner wurde der Beſchluß gefaßt, ein internationales Arbeiter⸗ 
Sekretariat zu ſchaffen, und ein bezügliches Geſuch an den Schweizer Bundes⸗ 
rath gerichtet. Sie Alle haben ja wohl ſeinerzeit ausführliche Berichte über 
die Verhandlungen des Kongreſſes geleſen. Ich glaube, wir Sozialdemokraten 
können mit den Erfolgen dort zufrieden ſein. Gelingt es, die Frage der 
Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung in den geſetzgebenden Körperſchaften in Fluß zu 
bringen, ſo iſt die Erweiterung des Arbeiterſchutzes zugleich eine Anerkennung der 
Ziele im zweiten Theile unſeres Programmes. Sodann wird aber der Kongreß 
ſeine moraliſche Wirkung nicht verfehlen. Einmal hat er den Beweis erbracht, 
daß auch von anderer Seite anerkannt wird, daß auf dem Gebiete des 
Arbeiterſchutzes viel mehr geleiſtet werden muß, und ſodann iſt unzweideutig 
klar geworden, daß alle Verſuche der Reaktion, die Arbeiter zu entrechten, auf 
einen viel erheblicheren Widerſtand ſtoßen werden, als lediglich von unſerer 
Seite. Was der Führer der ſchweizeriſchen katholiſchen Fraktion, Decurtius, 
in ſeinem Schlußwort ſo ſchön ausſprach: „Nur im Sonnenlicht der Freiheit 
gedeiht der Arbeiterfchuß”, das war die Meinung aller Kongreßtheilnehmer. 
Ja, dieſes Sonnenlicht der Freiheit mag die Urſache fein, weshalb die ganze 
offizielle Zentrumspartei fehlte; aber das iſt auch für uns eine Waffe, die fir 
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das Zentrum verhängnißvoll werden kann. Wir können darauf hinweiſen, 
daß auch die in katholiſchen Vereinen zuſammengefaßten katholiſchen Arbeiter 
mehr verlangen, als die politiſche Partei, das Zentrum, bewilligen will. Und 
das könnte vielleicht einmal dazu beitragen, daß die in katholiſchen Organiſationen 
vereinten Proletarier ſich vom Zentrum trennen. 

Entſcheiden Sie jetzt, ob die Fraktion recht hatte, den Kongreß zu 
beſchicken, oder ob ſie in Zukunft ſolche Schritte zu unterlaſſen hat. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen.) 

Vorſitzender Leſche: Zum Worte hat ſich Niemand gemeldet. Die vom 
Referenten vorgeſchlagene Reſolution (102): 

„Der Parteitag erklärt nach Entgegennahme des Berichts über die 
Verhandlungen des diesjährigen Arbeiterſchutz-Kongreſſes in Zürich fein 
Einverſtändniß mit den daſelbſt gefaßten Beſchlüſſen und erſucht die Partei⸗ 
genoſſen, bei jeder paſſenden Gelegenheit für dieſe Beſchluſſe zu wirken.“ 

wird mit großer Mehrheit angenommen. 

Am Donnerſtag Abend finden zur Ehren des Parteitages zwei Kommerſe 
bei Tütge und Sagebiel ſtatt. 

Schluß der Sitzung 7 Uhr. 


Vierter Verhandlungstag. 
Donnerſtag, den 7. Oktober. — Vormittags⸗Sitzung. 

9 ¼ Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 

Zur Verhandlung gelangt der fünfte Punkt der Tagesordnung: Die 
Vetheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen. 

Der Vorſitzende ſchlägt vor, alle zu dieſem Punkte geſtellten Anträge 
mit als Material für die Diskuſſion zu nehmen. Am Schluſſe der Debatte 
könne man ſich dann entſchließen, welcher Antrag als Grundlage für die Beſchluß⸗ 
faſſung herauszunehmen ſei. 

Der Parteitag iſt mit dieſem Vorſchlage einverftanden. 

Es ſtehen ſomit zur Debatte die Reſolution Bebel 98, ſowie die 
Anträge 81, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 59, 60, 61, 67, 69, 70, 
77, 88 und 91, 

Berichterftatter Auer: Parteigenoſſen! Es iſt in der gegneriſchen Preſſe 
vielfach die Meinung aufgetaucht, einmal daß der gegenwärtig zur Verhandlung 
ſtehende Gegenſtand der wichtigſte von allen iſt, die uns diesmal beſchaftigen, 
und dann iſt die Hoffnung aufgetaucht, daß bei dieſer Gelegenheit die Gegen⸗ 
ſätze aufeinanderplatzen und die längſt erhoffte Spaltung der Partei eintreten 
werde. Wie fie fich ſchon fo oft getäuſcht haben, fo werden unſere Gegner 
auch diesmal wieder eine Täuſchung erleben. Daß die Frage für die Partei 
wichtig iſt, beweiſt die rege Theilnahme, welche die Erörterung darüber allerſeits 
gefunden hat. Ich habe aber das feſte Vertrauen zu den Genoſſen, daß, möge 
die Entſcheidung fallen, wie fie wolle, dadurch unfere Einigkeit und unſer 
Zuſammengehen nicht im Geringſten beeinträchtigt werden. (Zuſtimmung.) Ich 
hoffe, daß auch die Diskuſſion bei aller prinzipiellen Schärfe nicht die Grenze 
überſchreiten wird, die einzuhalten wir als ſelbſtverſtändlich betrachten. 

Daran anſchließend habe ich gleich im Namen der Parteileitung eine 
Mittheilung zu machen. Es liegt u. A. der Vorſchlag vor, die Entſcheidung 
darüber, wie der Beſchluß in die Praxis umzuſetzen iſt, einem beſonderen 
preußiſchen Parteitage zu übertragen, der im unmittelbaren Anſchluß an dieſen 
Parteitag zuſammenzutreten hätte. Ich kann nun mittheilen, daß die Partei⸗ 
leitung, in der ja, wie Sie wiſſen, über die grundlegende Frage ſelbſt: ob 
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Betheiligung oder nicht, die Meinungen ſehr weit auseinandergehen — der 
beſte Beweis dafür iſt ja, daß aus der Parteileitung ſelbſt Referent und 
Korreferent ernannt worden ſind — ſich für dieſen Vorſchlag ſelbſtverſtändlich 
nicht entſcheiden konnte. (Sehr richtig!) Wir ſind der Meinung, daß es nicht 
Sache der Parteileitung ſein kann, auch nur den Anſchein zu erwecken, als 
könnten wir partikulariſtiſche Beſtrebungen unter uns nähren. Das Ent⸗ 
ſcheidende aber iſt, daß wir ſagen, was in kleinen Staaten wie Sachſen, Baden, 
Heſſen infolge ihrer territorialen Abgrenzung praktiſch ſein könnte, braucht 
für Preußen nicht zutreffend zu ſein. Innerhalb Preußens hat Oſtelbien mit 
den rheiniſchen Landestheilen viel weniger Berührungspunkte als dieſe mit den 
heſſiſchen und ſüddeutſchen Staaten. 

Daß die Partei ein eminentes Intereſſe daran hat, auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung des preußifchen Landtages einzuwirken, darüber dürfte auch bei den 
Gegnern der Betheiligung nicht der leiſeſte Zweifel ſein. Schon eine kurze 
Aufzählung aller jener Gegenſtände, die im preußiſchen Landtage entſchieden 
werden, zeigt, wie ſehr wir an den Verhandlungen derſelben intereſſirt ſind. 
Ich brauche nur darauf hinzuweiſen, daß das Erziehungsweſen der Regelung 
des Landtages unterliegt. Die geſammte Verwaltung findet im Landtage ihre 
Kontrolle, die direkte Beſteuerung, die Gemeinde-Geſetzgebung unterliegt ihm, 
für das Geſinde, die Anſtellung der Fabrik⸗Inſpektoren, die Eiſenbahn⸗, Berg⸗ 
und Hüttenarbeiter, hunderttauſende von Subalternbeamten, die vom Staate 
veſchaͤftigt werden, für alle dieſe Fragen, Dinge und Perſonen iſt der Landtag 
zuſtändig und außerdem unterliegt ſeiner Kompetenz noch eine wichtige 
Angelegenheit, die geſammte agrariſche Geſetzgebung. Das zeigt, welche 
Bedeutung der preußiſche Landtag für uns hat und welches Inkereſſe wir der 
Frage entgegenbringen, wie er zuſammengeſetzt iſt. 

Guter Umſtand, das umfaſſende Arbeitsgebiet des Landtags. hat zur 
Jolge gehabt, daß auch unſere Partei von jeher der Frage des Wahlrechts 
zum preußiſchen Landtag Aufmerkſamkeit geſchenkt hat. Es erſchien mir 
intereſſant, den geſchichtlichen Nachweis zu liefern, wie ſich unſere Partei 
früher zu der Frage der Abänderung des preußiſchen Landtagswahlrechts 
geſtellt hat. Ich habe mich alſo in der Parteipreſſe umgeſehen und da finde 
ich in Nr. 36 des „Sozialdemokrat“ vom 19. März 1865 die erſte Aeußerung 
über das Wahlrecht zum Landtag. Sie iſt enthalten in einem Bericht über 
einen rheiniſch⸗weſtfäliſchen Arbeitertag, der am 12. Marz 1865 in Barmen 
unter Vorſitz des Genoſſen Hillmann tagte. Dieſer alte Genoſſe, der jetzt noch 
lebt, iſt den jüngeren Genoſſen wohl unbekannt, hat aber in der erſten Zeit 
der Bewegung eine hervorragende Rolle geſpielt und war, wenn ich mich nicht 
irre, eine kurze Zeit auch Präſident des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins. 
Der Beſchluß beſagt: 

„es ſei zu billigen, die Vorſchläge der preußiſchen Regierung zur Hebung 
der Lage der arbeitenden Klaſſen erſt abzuwarten, bevor man über dieſelben 
aburtheilt, indem es keineswegs ausgeſchloſſen, daß dieſelbe das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem aufhebt und ſtatt deſſen das allgemeine gleiche und direkte 
Wahlrecht einführt.“ 

Aus dieſem Beſchluß klingt ein Vertrauen zur preußiſchen Regierung 
heraus, das uns heute einfach unverſtändlich iſt. Daß wir heute ein ſolches 
Vertrauen zur Regierung Preußens oder zu irgend emer anderen Regierung 
hegen könnten, iſt einfach ausgeſchloſſen, und hier zeigt fich, wie ſehr ſich die 
Dinge geändert haben, wie ſehr wir Andere geworden find, wie ſich aber auch 
die Stellung der Regierung zur Arbeiterbewegung verſchoben hat. 

Mit der Frage unſerer Stellung zum Wahlrecht trat auch die Frage, 
wie ftellen wir uns ber eventuellen Stichwahlen, bald an uns heran. Zum 
erſten Male wurde De bei den Wahlen zum Norddeutſchen Bundesparlament 
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und zum Zollparlament 1867 aufgeworfen. Es wird intereſſant für Euch ſein, 
Genoſſen, zu erfahren, daß ſchon damals die offizielle Parteiparole eine ſolche 
war, wie wir ſie praktiſch ſeitdem immer innegehalten haben, wenn wir uns 
auch bisweilen — ich erinnere an den Kongreß von St. Gallen — in Beſchlüſſen 
davon entfernten, welche freilich praktiſche Geltung nie erlangten. In der 
Nummer 2 des alten „Sozialdemokrat“ vom 3. Januar 1868, den v. Schweitzer 
und v. Hoffſtetten herausgaben, findet ſich folgende Aufforderung an die Mit⸗ 
glieder in Süddeutſchland bei den Wahlen zum Zollparlament: „Finden engere 
Wahlen zwiſchen konſervativen und liberalen Kandidaten ſtalt, fo haben unſere 
Anhänger dahin zu wirken, daß für letzteren geſtimmt wird.“ Auch ſonſt hat 
man ſich bei verſchiedenen Gelegenheiten in den Anfängen der Bewegung mit 
der Stellungnahme zu den Wahlen beſchäfligt. Es dürfte vielleicht den Ge⸗ 
noſſen aus Bayern intereſſant fein, zu erfahren, daß auf dem Nürnberger 
Arbeitertag 1868 es der ſpätere volksparteiliche Abgeordnete Kröber geweſen 
iſt, der dort beantragte, „der Arbeitertag beſchließt, bei Reichstags⸗ und Land⸗ 
tagswahlen nur ſolchen Kandidaten die Stimmen zu geben, welche ſich ver⸗ 
pflichten, zum Zwecke der Erhaltung des ſtehenden Heeres keinen Groſchen zu 
bewilligen.“ Alſo ſelbſt die Deviſe „Keinen Mann und keinen Groſchen“ iſt 
ſchon älteren Datums, als der Eine oder Andere von uns glauben dürfte. 

Intereſſant iſt die Stellung, die die beiden Richtungen, der Allgemeine 
deutſche Arbeiterverein und die ſogenaunten Eiſenacher, zu der Frage der 
Vetheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen 1870 eingenommen haben, von 
beſonderem Intereſſe deshalb, weil damals Johann Jacoby von der preußiſchen 
Fortſchrittspartei in Berlin abgeſägt und an feiner Stelle Eugen Richter out: 
geſtellt wurde. Seitens des Allgemeinen deutſchen Arbeikervereins wurde da⸗ 
mals durch Parteigenoſſen im Auftrage des Prälſidiums folgende Erklärung in 
einer Berliner Wahlmänner⸗Verſammlung des 3. Wahlkreiſes abgegeben: „Die 
Verſammlung ſchließt ſich der vom Präſidenten des Allgemeinen deutſchen 
Arbeitervereins, Dr. v. Schweitzer, erlaſſenen Erklärung an, wonach nur eine 
aus dem allgemeinen Stimmrecht hervorgegangene Kammer als Volksvertretung 
betrachtet werden kann. Jede demolratiſche Partei hat ſich, ſolange ein 
Klaſſen⸗Wahlſyſtem beſteht, der Wahl zu enthalten.“ Die Redaklion des „Volks⸗ 
ſtaat“, damals in Leipzig, deſſen Redakteur unſer verehrter Genoſſe Liebknecht 
war, ſchrieb dagegen am 2. November 1870: 

Es ſeien aus Preußen von verſchiedenen Seiten Anfragen ergangen, 
wie ſich die Genoſſen bei der beporſtehenden Landtagswahl zu verhalten 
hätten. Die Redalklion erklärt nun, daß fie nicht allein dieſe wichtige Frage 
entſcheiden möchte und deshalb eine Anzahl Genoſſen zuſammenberufen habe 
und daß man da zu folgendem Beſchluß gekommen ſei: 

„In Rückſicht, daß das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem die Entſcheidung aus⸗ 
ſchließlich der Bourgeoiſie und dem großen Grundbeſitz in die Hand giebt, 
ſoll man ſich unter Proteſt der Wahl enthalten. Eine Ausnahme würde nur 
für den Fall einzutreten haben, daß das Bürgerthum Männer von unzweifel⸗ 
haft demolratiſcher Geſinnung, Johann Jacoby, Guido Weiß zc. aufſtellte, 
von denen anzunehmen iſt, daß ſie wahrſcheinlich im Sinne unſeres Pro⸗ 
gramms wirken würden.“ 

Sie ſehen alfo, durchaus difſeriren die Meinungen: Während Schweitzer 
auf dem Boden ftand, den wir in Koͤln vertreten haben, hat damals ſchon die 
Resaktion des „Volksſtaat“ mit Möglichkeiten gerechnet, wie fie augenblicklich 
wieder im Mittelpunkte der Diskuſſion ſtehen. Ich führe das an, um zu zeigen, 
daß die Frage ſchwierig iſt, daß aber vor Allem auch je nach den Verhältniſſen 
und Umſtänden man zu dieſer Frage ſelbſt zu einer veränderten Stellung 
kommen kann. Es iſt ganz richtig ſchon betont worden, daß es ſich nicht um 
eine prinzipielle, ſondern eine taktiſche Frage handelt. (Sehr richtig!) Ich 
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darf daran erinnern, daß Jacoby damals mit 109 Stimmen bei der Wahl 
unterlegen iſt. Das war im November, und im Mai deſſelben Jahres hatte 
Jacoby vor ſeinen Wählern ſeine bekannte Rede über die Stellung zur Arbeiter⸗ 
frage gehalten, er hatte alſo den Schritt von der bürgerlichen zur ſozialen 
Demokratie bereits gethan. Und es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß, wenn 
wir zu entſcheiden hätten, ob Jacoby, wenn er noch lebte, in den preußiſchen 
Landtag hineinkommen ſollte, wir Alle ſagen würden: Ja wohl, das iſt gut! 

Dieſelbe Frage hat auch den Stuttgarter Kongreß der Eiſenacher 
beſchäftigt, auf welchem eine Strömung der abſoluten Negation der Wahl⸗ 
betheiligung gegenüber vorhanden war, die ein Jahr früher ihren klaſſiſchen 
Ausdruck gefunden hat in der bekannten Rede unſeres Genoſſen Liebknecht im 
Berliner Arbeiterverein 1869 über die politiſche Stellung der Sozialdemokratie. 
Während aber Liebknecht 1869 noch auf dem Boden ſchroffſter Verneinung aus 
rein taktiſchen Gründen geſtanden hat, ſah er ſich 1870 bereits genöthigt, von 
dieſer Negation nicht mehr den vollen Gebrauch zu machen. Es waren Bebel 
und Liebknecht, die auf dem Stuttgarter Parteitag eine Reſolution in Bezug 
auf die Stellung zu den Wahlen einbrachten, in der es heißt: 

Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei geht mit keiner anderen Partei 
Allianzen oder Kompromiſſe ein. Dagegen empfiehlt der Kongreß, bei den 
Wahlen zum Reichstage und Zollporlament da, wo die Partei einen eigenen 
Kandidaten nicht aufſtellt, ſolchen Kandidaten ihre Stimme zu geben, die 
wenigſtens in politiſcher Hinſicht weſentlich unſeren Standpunkt einnehmen. 
Namentlich empfiehlt der Kongreß, in den Bezirken, wo die Partei von der 
Aufſtellung eigener Kandidaten abſieht, von anderen Parteien aufgeſtellte 
wirkliche Arbeiterkandidaten zu unterſtützen. 

Das letztere iſt ſelbſtverſtändlich, es handelte ſich da um die Kandidaten 
des Allgemeinen deutſchen Arbeitervereins. Aber es iſt doch intereſſant, daß 
die praltiſchen Erfahrungen unſeres Genoſſen Liebknecht, der noch 1869 ſchroff 
negirend dem Parlamentarismus gegenüberſtand, es ſo weit brachten, ein Jahr 
ſpäter nicht nur die Betheiligung an den Wahlen für nothwendig zu erklären, 
ſondern auch den Genoſſen den Rath zu geben, da, wo fie felbjländig keine 
Kandidaten aufſtellen könnten, ſolchen gegneriſchen Kandidaten ihre Stimme zu 
geben, die wenigſtens in politiſcher Hinſicht die Garantie bieten, im Sinne 
freiheitlicher Ausgeſtaltung zu wirken. Dieſer Stuttgarter Beſchluß iſt zwei 
Jahre ſpäter in Eiſenach, wo wir kurz vor den Reichstagswahlen ſtanden, 
wiederholt worden. 

Aber weiter! Auch über die Betheiligung unſerer Partei an den ſächſiſchen 
Landtagswahlen waren die Anſichten getheilt. Bebel hat noch 1871 auf dem 
Dresdener Parteitage auf Grund der gegebenen Thatſachen nachgewieſen, daß 
der Zenſus von 3 Mk. eine Betheiligung unſerer Partei unmöglich macht, da 
dieſer Zenſus genüge, um die Arbeiterſchaft vom Wahlrecht auszuſchließen. Aber 
die Verhältniſſe änderten ſich ſo, daß wir im letzten Jahre 15 ſozialdemokratiſche 
Abgeordnete im ſächſiſchen Landtag hatten, während es 1871 ausgeſchloſſen 
ſchien, auch nur einen Mann durchzubringen. So ändern ſich die Zeiten, und 
mit den Zeiten die Verhältniſſe, und es iſt deshalb in dieſen Fragen nicht wohl 
gethan, uns für alle Zeit ſeſtzulegen. Das war ja auch der Fehler, den wir in 
Köln gemacht haben, den ich mitgemacht habe und für den ich auch mein Theil 
Verantwortung übernehme. Wenn wir in den Anſchauungen ſonſt auch noch 
fo weit auseinandergehen, dafür ſcheint ja eine abſolute Majorität vorhanden 
zu ſein, daß wir den in Köln begangenen Fehler aus der Welt ſchaffen müſſen. 
Als wir in Sachſen in die Wahl eintraten, gab es noch große Schwierigkeiten 
zu überwinden und nicht die geringſte Schwierigkeit beſtand in dem in 
der Verfaſſung vorgeſehenen Treueid, den die Abgeordneten ſchwören müſſen, 
wenn ſie in den Landtag eintreten. Allerdings hat dieſer Eid eine Form und 
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einen Inhalt, der es durchaus begreiflich macht, daß Perſonen, die nicht weiter 
nachdenken, ſich daran ſtoßen. Er lautet: 

Ich ſchwöre zu Gott, die Staatsverfaſſung treu zu bewahren und in 
der Ständeverfaſſung das unzertrennbare Wohl des Königs und Vaterlandes 
nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen bei meinen Anträgen und Ab⸗ 
ſtimmungen allenthalben zu beobachten. So wahr mir Gott helfe! 

Wenn man nicht nachdenkt, ſo wird man es begreiflich finden, wieſo 
gerade dieſen Treueid unſer früherer ParteigenoſſeHaſſelmann ſo außerordentlich 
zu benutzen wußte, um gegen die damalige Parteileitung zu intriguiren. Es 
gab keine geeignetere demagogiſche Handhabe, als zu ſagen, wo ſoll das hin, 
auf welche ſchiefe Bahn begiebt ſich unſere Partei? Ganz treffend hat damals 
Liebknecht, der meines Wiſſens ja der Erſte war, der ſich darüber mit meiner 
und ich glaube auch mit Ihrer Aller Zuſtimmung hinwegſetzte, ausgeführt: 

Den Treueid haben wir ja nicht in die Verfaſſung hineingebracht, 
ſondern die Anderen, und wenn wir uns an dieſem papiernen Hinderniß ſtoßen, 
dann haben es ja unſere Gegner ungemein leicht. So lange ſie die Majorität 
haben, derartige papierne Hinderniſſe aufzuthürmen, müſſen wir von der 
politiſchen Arena verſchwinden. 

Nun wird aber auch heute geſagt, ja, wohin ſollen wir kommen, auf 
dieſer ſchiefenen Ebene werden wir eines Tages bei den bürgerlichen Parteien an⸗ 
gelangt fein. Ja, das haben wir ebenfalls ſchon früher gehört. Ganz dieſelbe 
Erſcheinung hat ſich bereits abgeſpielt, als unſere Genoſſen in den Berliner 
Stadtverordnetenwahlen eintraten. Wer erinnert ſich nicht noch der Kämpfe 
zwiſchen Genoſſen Schippel und Tutzauer! (Heiterkeit.) Was jetzt pro und contra 
Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen geſchrieben iſt, Sie können es 
Alle nachleſen in den Parteizeitungen von 1887. Genoſſen, die früher gegen die 
Betheiligung in ſchärfſter Weiſe waren, thun heute als Stadtverordnete ihre 
Pflicht, daß man nur den Hut davor abziehen kann. (Große Heiterkeit.) 

Es kam 1893. Bernſtein machte ſeinen Vorſchlag. Ich maß damals der 
Sache keine Bedeutung bei und habe mit dazu beigetragen, daß der Kölner 
Beſchluß zu Stande kam. Nicht aus Radikalismus. (Heiterkeit.) Ich bin kein 
Prinzipienreiter und in der Partei dafür bekannt, daß ich zu den äußerſten 
Radikalen nicht gehöre. Es iſt nicht das erſte Mal geweſen, als ich geſtern 
aufs Armenſünderbänkchen kam und es hieß: So ſieht der Kerl aus! (Große 
Heiterkeit.) Ich maß der Angelegenheit alſo keine beſondere Bedeutung bei und 
habe die Artikel in der „Neuen Zeit“ und im „Vorwärts“ nicht einmal alle 
geleſen, ſo daß mir das Malheur paſſirt iſt, dieſes Mal dieſelben Vorſchläge zu 
machen, wie ſie Arons ſchon damals gemacht hat. Ich habe ſeine Artikel damals 
nicht geleſen, feine Vorſchläge auch jetzt nicht abgeſchrieben, ſondern bin durch 
eigene Erkenntniß dazu gekommen. 

Während nun Bernſtein und Unus 1893 auf ihrem Standpunkt ganz 
allein blieben, iſt es diesmal, als wieder die „Neue Zeit“ und zwar ihr Redakteur 
Karl Kautsky den Vorſchlag wiederholte, ganz umgekehrt geweſen. Wir konnten 
die Beobachtung machen, daß zunächſt der Gedanke der Wahlbetheiligung all⸗ 
gemeinſte Zuſtimmung fand und daß erſt, als die Frage der Ausführung 
herantrat, die Meinungen auseinandergingen. 

Wie erklärt ſich das? Es ſind ganz natürliche Gründe. Die Thatſachen 
haben dazu beigetragen, daß ſich ganz weſentliche Veränderungen in der Auf⸗ 
faſſung der Partei vollzogen haben. Fragen wir uns zunächſt einmal: in 
wieviel Landtagen der deutſchen Bundesſtaaten ſind wir ſchon eingezogen und 
in wieviel haben wir ſchon verſucht, einzudringen? Nun, wir haben in der 
Mehrheit der deutſchen Bundesſtaaten Vertreter in den Landtagen, in zwölf, 
während wir in elf keine haben. Die beiden Mecklenburg ſcheiden als nicht 
konſtitutionell regiert aus. Zu den zwölf Staaten kommen noch die hinzu, in 
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denen unſere Genoſſen mit großer Energie, wenn auch noch ohne Erfolg, den 
Kampf um Landtagsmandate aufgenommen haben. Wir haben Vertreter in 
Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen, Sachſen, Sachſen⸗ Altenburg, Gotha, 
Weimar, Meiningen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Bremen und Reuß j. L. Eine 
ganz intereſſante Liſte, nicht wahr? Wird es da nicht erklärlich, wenn auch 
anderswo das Gleiche verſucht wird? Ohne Erfolg haben wir uns in Hamburg, 
Oldenburg und Lippe⸗Detmold betheiligt, nicht betheiligt bisher in Braunſchweig, 
Reuß ältere Linie und Anhalt, in Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schaumburg 
und Waldeck. In Anhalt und Reuß ältere Linie ſtanden wir im Begriff, uns 
zu betheiligen, da veränderten die Gegner das Wahlrecht. Alſo Sie ſehen, 
die Theilnahme an den Landes vertretungen, iſt bei uns in der Partei ſchon 
ſehr weit gediehen, und das macht es erklärlich, daß das Beſtreben, ebenfalls 
eine ſolche Vertretung zu erhalten, auch in den Staaten, in denen diefe Vers 
tretung noch nicht vorhanden iſt, geweckt wird. Und als dann bei uns in 
Preußen etwas eintrat, was bis dahin einſach für unmöglich gehalten wurde 
in den Kreiſen aller Parteien, aller Politiker: als mit einem Male der 
führende Staat im Deutſchen Reich, als Preußen von ſeiner, ich möchte ſagen 
traditionellen Aufgabe, Vorkämpfer des Deutſchen Reiches zu ſein in der 
Stärkung der Einheit des Deutſchen Reiches, abſchwenkte und ſich dem ödeſten 
reaktionärſten Partikularismus ergab, nur um eine junge, aufſtrebende Partei, 
die die Intereſſen des arbeitenden Volkes wahrzunehmen ſich zur Aufgabe 
gemacht hat, zu unterdrücken, ihr Hinderniſſe in den Weg zu legen, als die 
lex Recke kam, da ging ein Lichtſtrahl durch das deutſche politiſche Leben, und 
der Lichtſtrahl fiel auf den preußiſchen Landtag und erleuchtete ihn und brachte 
uns klar zum Bewußtſein, welche Vedeutung unter Umſtänden der preußiſche 
Landtag für uns haben könnte und es drängte ſich die Frage auf: ob es 
angebracht ſei, auch weiterhin die Negation in Bezug auf die Betheiligung 
beizubehalten. Wir wiſſen ja, was die lex Recke bedeutet: Vernichtung des 
Vereins⸗ und Verſammlungsrechts für die Arbeiterklaſſe. Da wurde es für 
die Parteileitung Pflicht, die Frage nochmals zu erörtern, ob es nicht möglich 
ſei, durch eine Veränderung der taktiſchen Haltung das drohende Unheil 
abzuwenden, und den prägnanten Ausdruck fand dieſe Erkenntniß in dem 
Aufruf der Fraktion, den Sie finden in der Nummer 160 des „Vorwärts“ 
vom 20. Mai 1897. Hierüber gab es keine Meinungsverſchiedenheit. Die 
Bedenken kamen erſt nachher, als es galt, an die Ausführung zu denken; es 
iſt ja eine ſich oft wiederholende Erſcheinung, daß man in Bezug auf das 
Ziel einig ſein kann, während man über die Wege dazu ſich ſtreitet. In 
dieſem Aufruf heißt es, nachdem die preußiſche Vereinsvorlage in ihrer 
Bedeutung für uns gekennzeichnet und aufgefordert war, üßerall Verſammlungen 
einzuberufen, überall Proteſtkundgebungen loszulaſſen, unter Aufbietung der 
Maſſenkräfte der Partei: 

Wo ſolche Kundgebungen gegen die Angriffe auf die Freiheit und das Recht 
des Volkes von bürgerlicher Seite ausgehen, unterſtützt dieſelbe. Gegen⸗ 
über dem Vorgehen der junkerlichen Reaktion haben Alle gemeinſam zuſammen⸗ 
zuſtehen, da durch das gekennzeichnete Attentat ſich alle Bürger eines Gemein⸗ 
weſens getroffen fühlen, das den Anſpruch erhebt, ein moderner Staat zu ſein. 

Nun, Parteigenoſſen, Sie ſehen, welche Bedeutung der Vereinsgeſetzvorlage 
Seitens der Fraktion beigelegt wurde, und welche Gefahren in den neuen 
Wendungen der preußiſchen Politik von ihr gefunden wurden. Ich betone, 
der Aufruf der Fraktion iſt einſtimmig gefaßt worden und jubelnde Zuſtimmung 
hat er in der ganzen Partei gefunden. Ich habe die felſenfeſte Ueberzeugung: 
wenn der Fraktion heute die Frage vorgelegt würde, wollt Ihr den Aufruf 
noch einmal unterzeichnen? — unter den 48 Männern würde ſich auch nicht 
ein einziger finden, der nicht auch heute ſeinen Namen dakunter ſetzte. 
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Alſo durch die ganze Partei geht nur ein einziger Zug. Es giebt kein 
Hüben und Drüben, kein Rechts und Links! Die Gefahr, die uns bedroht, 
iſt klar erſchaut. Wir befinden uns in der Vertheidigungs⸗ ſowohl wie in der 
Angriffspoſition, und nur darüber haben wir uns zu entſcheiden, in welcher 
Form der Angriff ausgeführt werden ſoll. Dafür die richtige Entſcheidung 
zu treffen, die richtige Linie zu finden, die nach unſerer beſten Ueberzeugung 
dein Wohl der Partei dient, das iſt die Aufgabe der Genoſſen hier auf dem 
Parteitag und ich habe die feſte Ueberzeugung, daß wir unbekümmert um 
Rechthaberei und ſonſt was nur die Frage im Auge behalten: wie verhindern 
wir die gegneriſchen Pläne und wie nützen wir unſerer Partei, und vor Allem 
den Beſtrebungen und Intereſſen der Arbeiterklaſſe, der freiheitlichen Aus⸗ 
geſtaltung ihrer Rechte. Das ſollen unſere Motive für unſere Entſcheidung 
ſein, und deshalb kann von einem Streit gar keine Rede ſein; die Frage iſt 
viel zu ernſt für uns, als daß wir Zeit hätten, über kleinliche Rechthaberei 
und Sonderwünſche uns in die Haare zu gerathen. 

Parteigenoſſen! So liegt alſo die Sache. Die Parteipreſſe brachte dem 
Aufrufe der Fraktion durchaus Verſtändniß entgegen. Kautsky gab in der 
„Neuen Zeit“ nur Ausdruck dem, was in weiten Kreiſen gefühlt wurde. Die 
Reaktion verſchanzt ſich hinter dem Dreiklaſſenſyſtem, und da mußten wir uns 
dieſes anſehen, ob ſich nicht eine Vreſche in dieſe Schanze des Junkerthums legen 
ließe. So lange waren wir Alle einig. Nun kam aber die weitere Frage: 
Wie ſoll dieſe Auſgabe gelöſt werden? Da thürmten ſich denn die Schwierig⸗ 
leiten wieder auf, da kamen die Bedenken. Zunächſt das Bedenken, daß es 
nicht möglich ſei, aus eigener Kraft einen Parteigenoſſen in den preußiſchen 
Landtag hineinzubringen. Gewiß, dieſe Frage ſteht noch ungelöſt da, und ich 
ſelbſt glaube, offen geſtanden, auch nicht an dieſe Möglichkeit. Aber man 
muß ſich doch fragen, giebt es nicht doch Wege? Man muß das große Ziel 
im Auge behalten. 1871 hielt Bebel es noch für ganz unmöglich, daß wir 
je einen Sozialdemokraten in den ſächſiſchen Landtag bekommen werden. Wir 
haben es dort auf 15 Vertreter gebracht und wir würden deren Zahl von 
Wahlperiode zu Wahlperiode erhöht haben, wenn unſere Gegner nicht zu dem 
Gewaltſtreich der Wahlrechtsänderung gegriffen hätten. So iſt für die Zu⸗ 
kunft die Möglichkeit durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß wir auch aus eigener 
Kraft Abgeordnete in den preußiſchen Landtag bekommen. Wenn die Zukunft 
kommt, werden wir Stellung ihr gegenüber nehmen, wie wir ſie in der Ver⸗ 
gangenheit ſtets zu nehmen gewußt haben. 

Ein weiterer Grund gegen die Betheiligung iſt die Oeffentlichkeit der 
Stimmabgabe. (Sehr richtig!) Seien Sie ganz ruhig! Wir find Gegner des 
Dreiklaſſen-Wahlrechts geweſen, ſind es heute und werden es bleiben. Aber 
deshalb, weil eine Waffe, die ich benutzen will, mir nicht konvenirt, iſt 
noch nicht geſagt, daß ich ſie garnicht nehme und mich wehrlos dem Gegner 
gegenüberſtellen ſoll; — die Schwierigkeit, Wahlmänner zu finden, ift gewiß 
da, aber ſie wird ſich überwinden laſſen, das haben ja die Wahlen in Heſſen, 
Baden, Bayern, Gotha u. ſ. w. bewieſen, und jetzt auch die letzten Wahlen 
in Sachſen. Gewiß verkenne ich weiter nicht die Schwierigkeiten, die darin 
liegen, daß eine nöthig werdende Stichwahl am ſelben Tage wie die Haupt⸗ 
wahl ſtattzufinden hat, daß die Wähler bis zuletzt im Wahllokal anweſend 
bleiben muͤſſen. Es legt das unſeren Wählern Opfer auf: Verluſt an Zeit 
und Verdienſt. Wenn wir aber von unſeren Wählern verlangen, womöglich 
den Tag der Reichstagswahlen als Feiertag zu betrachten, wo es irgend an⸗ 
geht, am 1. Mai die Arbeit ruhen zu laſſen, ſo kann auch der Einwurf, daß 
mit der Ausübung des höchſten ſtaatsbürgerlichen Rechtes ein Verluſt von 
einem Tagesverdienſt verbunden iſt, doch nicht als unüberwindlich erachtet 
werden. Gewiß, eine weitere Beſchränkung des Wahlrechts durch die Be: 
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dingung eines ſechsmonatlichen Aufenthalts am Orte iſt vorhanden, aber ſie 
kann von der Betheiligung an der Wahl nicht abhalten. Die Schwierigkeiten 
find da, fie find rieſengroß, die Frage iſt nur, ob fie unüberwindlich find. 
Die letztere Frage verneine ich. (Sehr richtig.) 

Der Kompromiß mit anderen Parteien iſt vorgeſchlagen worden. Der 
Kompromiß iſt gewiß bedenklich. Was wird für ihn geltend gemacht? Es 
wird hingewieſen auf den Umſchlag in der Stimmung der bürgerlichen Parteien. 
Zu der optimiſtiſchen Anſchauung kann ich mich nun nicht aufſchwingen, die 
Bernſtein aus ſeinen engliſchen Erfahrungen heraus in der „Neuen Zeit“ 
vertreten hat. Die örtlichen Verhältniſſe müſſen doch ſehr dabei in Betracht 
gezogen werden. Was unſere Schweizer Genoſſen mit großem Erfolge thun, 
können wir in Deutſchland nicht thun, in Deutſchland mit ſeinen Partei⸗ 
gegenſätzen und ſeinem ſchroffen Klaſſenkampfe, den wir nicht aufgeben wollen. 

Weiter wird darauf hingewieſen, daß wir ja auch bei den Reichstags⸗ 
Stichwahlen nicht davor zurückſchrecken, die Gegner zu unterſtützen. Und das 
iſt richtig. Ich ſage: in unſerer Hand liegt es, die Sache ſo zu leiten, daß 
unſere Partei auch bei den Landtagswahlen keinen Schritt weiter geht als bei 
den Stichwahlen zum Reichstag, und was da erlaubt iſt und für die Partei 
günſtig wirkt, das muß auch erlaubt fein bei den preußiſchen Landtagswahlen. 
Hier handelt es ſich nur um das nöthige Maß taktiſchen Geſchicks. 

Aber da jagt man nun: Ja . . . unfere Anhänger find aber nicht ſchlau 
genug dazu! Wenn aber unſere Leute ſchlau genug ſind, mit uns eine neue 
Kultur, eine neue Weltanſchauung herbeizuführen, dann ſind ſie auch dazu 
ſchlau genug! (Bravo!) Es iſt doch wunderbar: Bald vermögen wir Alles, 
bald haben wir den archimediſchen Punkt gefunden, von dem aus wir eine 
Welt aus den Angeln heben können, bald giebt es nichts, nichts, was wir 
nicht könnten. Ja, Genoſſen, wer wollte dieſen Idealismus miſſen. Wir müſſen 
glauben, daß es nichts giebt, was wir nicht könnten. Dieſer Glaube verſetzt 
Berge und garantirt den Erfolg! Da bleibe man mit ſolchem Philiſtereinwurf 
weg. Ja, wir ſind ſchlau genug, wenn wir nur wollen! 

Ueber die Frage der Wichtigkeit, Vertreter im Landtage zu haben, 
darüber ſollte unter uns kein Streit mehr fein. Darüber ſpreche ich nicht 
erſt. Aber wie ſteht es mit der Möglichkeit, dieſes Ziel auf dem Wege des 
Kompromiſſes zu erreichen? Zum Kompromiß gehören mindeſtens Zwei. Selbſt 
wenn auf unſerer Seite die Neigung zum Kompromiß vorhanden ſein ſollte, 
glauben Sie nicht, daß auf der Gegenſeite ſtark die Empfindung vorhanden 
ift, die ſich in dem Heine'ſchen Verſe ausdrückt: 

„Blamir mich nicht, mein ſchönes Kind, 

Und grüß mich nicht unter den Linden. 

Wenn wir nachher zu Hauſe ſind, 

Wird ſich ſchon Alles finden.“ 
(Große Heiterkeit.) Ach, Genoſſen, unſere Stimmen, die nehmen ſie gern, aber 
mit den vaterlandsloſen Geſellen, die nicht werth ſind, den Namen Deutſcher zu 
tragen, einen Kompromiß abzuſchließen (Heiterkeit), ja, das iſt wieder etwas 
anderes, Beſonderer Muth iſt ja nie Sache unſerer Gegner geweſen. 

Wenn aber auf Seite der Gegner die Neigung zum Kompromiß fehlt, 
ſo iſt derſelbe für uns überhaupt ausgeſchloſſen. Das iſt noch nicht Kom⸗ 
promiß, wenn man erklärt: wir wählen den Gegner, weil er das kleinere 
Uebel iſt. Der Kompromiß beginnt doch erſt da, wo unter Aufgabe der 
eigenen Ueberzeugung man ſich mit dem Gegner verbindet. Und das Ver⸗ 
trauen habe ich zu den Genoſſen: derartige Kompromiſſe ſchließen fie nicht. 
Davor wird Te die lange Partei⸗Erziehung, ihr Klaſſenbewußtſein bewahren. 

Ein weiterer Einwurf lautet: Sowie wir auf dieſe Bahn uns begeben, 
werden die Stegmüllereien in ganz anderem Maße Platz greifen, als es bisher 
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ſchon geſchieht, wird die Prinzipienreinheit der Partei bedroht. Dagegen kann 
ich nur immer daſſelbe ſagen: Wenn in unſeren Reihen der Kompromißbazillus 
und die Neigung zu Stegmüllereien ſo ſtark iſt, wie dieſer Einwurf befagt, 
ach, Genoſſen, dann mögen wir beſchließen, was wir wollen, dann werden 
wir trotz der radikalſten Beſchlüſſe nicht verhindern können, daß die Partei 
verwäſſert. (Sehr richtig.) f j 

Seien wir doch gerecht. Wie viel Stegmüllereien find denn eigenilich 
vorgekommen und wie ſind ſie geſchehen? Erklären ſie ſich nicht aus dem 
ganzen Milieu, aus den kleinen Verhältniſſen? Und dann: es kommt auch bei 
uns ſehr viel darauf an, nicht was paſſirt, ſondern wer es thut. Gefeſtigte 
Naturen kommen weit weniger in Gefahr als ſchwächere Naturen. Und denten 
wir auch an die Bitte im Vaterunſer: Führe uns nicht in Verſuchung. (Sehr 
richtig!) Dieſer Einwurf der Stegmüllerei iſt ja möglich, aber Parteigenoſſen, 
halten wir doch daran feſt: Wer ſchwimmen lernen will, muß ins Waſſer 
gehen! Das iſt ein Wort, das ich aus dem Munde unſeres Seniors Liebknecht 
ſchon zu hundert Malen gehört habe, immer zur rechten Zeit angewendet. 
Wenn wir die Welt in ihren Grundveſten erſchüttern und unigeſtalten wollen, 
müffen wir noch manche Erfahrungen machen, und um dieſe Erfahrungen zu 
ſammeln, müſſen wir an gewiſſe Poſten kommen, wo ſie geſammelt werden konnen. 

Ein zweiter Einwand geht dahin: Die Wähler werden irritirt, wenn 
wir ihnen ſagen: bei den Landtagswahlen ſtimmt für die Freiſinnigen oder eine 
andere bürgerliche radikale Partei, und wenn wir dann dieſelbe Partei bei den 
Reichstagswahlen bekämpfen. Auch hier läßt ſich daſſelbe ſagen wie vorher. 
Die Möglichkeit, daß der Eine oder der Andere dadurch vielleicht an uns irre 
wird und ſich ſagt, dann wähle ich auch für den Reichstag von vornherein 
den Kandidaten der Oppoſition, dieſe Möglichkeit gebe ich zu, es iſt ſogar 
möglich, daß die Welt einmal untergeht. (Heiterkeit) Möglich iſt eben Alles, 
es fragt ſich nur, ob dieſe Möglichkeit einen ſolchen Umfang annehmen kann, 
daß wir um der ſich daraus ergebenden Nachtheile willen die uns ſonſt 
erwachfenden Vortheile nicht mehr anſtreben dürfen, und dieſe Anſicht halte 
ich für durchaus falſch. Was Alles möglich iſt, darüber will ich kein Wort 
verlieren, weil es mir ſcheint, als gebe es überhaupt keine Unmöglichteiten. 
Ueberall, wo Licht iſt, iſt auch Schatten, aber mit dieſer Thatſache müſſen wir 
rechnen, die müſſen wir als gegeben annehmen. 

Es iſt dann ferner gefagt: Was ſoll denn überhaupt dadurch erreicht 
werden, daß wir uns der Mühe der Wahlbetheiligung unterziehen? Wir ändern 
ja an den thatfächlichen Verhältniſſen, wie ſie unter dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem 
einmal gegeben ſind, doch nichts. Dieſen Einwurf möchte ich nicht gelten laſſen; 
es iſt mit Recht in der Preſſe ſchon darauf hingewieſen, daß der preußiſche 
Landtag früher ein ganz anderes Geſicht gehabt hat wie heute. Es iſt ja eine 
notoriſche Thatſache, daß die bekannte Aeußerung des Fürſten Bismarck von 
dem erbärmlichſten aller Wahlſyſteme nicht daher rührte, weil die Ergebniſſe 
des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems ihm zu Tonfervativ, ſondern weil ſie ihm zu radikal 
waren. Wenn Sie damit die heutige Zufammenſetzung des Landtages vergleichen, 
ſo werden ſie zugeben müſſen, daß die Anſicht, als ſei eine Aenderung nicht 
möglich, eine unzutreffende iſt. Ich weiß nicht, welche Gründe unſer Genoſſe 
Beruſtein hat, daß er fo ſchwärmt und von 50 bis 100 Mandaten ſpricht; 
das iſt eine Behauptung, die ich nicht unterſchreiben möchte, aber die Thatjache, 
daß der Landtag trotz des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems anders zuſammengeſetzt 
werden kann wie bisher, ſteht für mich feſt und läßt ſich nicht aus der Welt 
ſchaffen. Da darf ich wohl auf das Schickſal der lex Recke hinweiſen. Wie 
wenige Stimmen, nur vier bis fünf, fehlten, und dieſe für die Arbeiterbewegung 
fo außerordentlich gefährliche Maßregel wäre Geſetz geworden! Von dieſen 
wenigen Stimmen hing das Schickſal des Verſammlungsrechts der Arbeiter und 


Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen: Referat Auer's. 171 


ich glaube auch das Schickſal unſeres heutigen Parteitages ab. Ich fürchte, 
wenn die lex Recke Geſetz geworden wäre, es wäre Grünfutter für die Reaktion 
geweſen, und ob wir daun Zeit zu Erörterungen gehabt hätten, ob es dann 
überhaupt möglich geweſen wäre, aus Preußen Delegirte hierher zu entſenden, 
das glaube ich nicht. Wenn es ſo liegt, wenn wir ſehen, von wie wenig 
Stimmen für uns ſo außerordentlich wichtige Fragen abhängen, dann müſſen 
wir uns doch ſagen, daß unſere Stellungnahme nicht blos davon diktirt werden 
kann und darf, ob wir 50 oder 100 Abgeordnete ſolcher Parteien durchbringen, 
die uns ſympathiſcher find als die jetzige Mehrheit, ſondern es iſt ſogar die 
Frage, ob es uns gelingt, ein Dutzend durchzubringen, von großer Bedeutung; 
ich betone ausdrücklich: nicht ein Dutzend Sozialdemokraten, ſondern ein Dutzend 
Vertreter ſolcher Parteien, die uns lieber ſind als die Sorte, die jetzt das 
große Wort führt. Wenn wir allen Bedenken gerecht werden wollen, und wenn 
dieſe Bedenken wirklich ſo ſind, daß ſie uns beſtimmen müſſen, uns die Frage 
des direkten Eingreifens näher zu überlegen, ſo müſſen wir nach einem Aushilfs⸗ 
mittel ſuchen, um dieſe Bedenken zu überwinden, ohne der Partei zu ſchaden. 
So bin ich zu meinem Vorſchlag gekommen. Der eigentliche Vater dieſes 
Gedankens ut Genoſſe Arons, derſelbe iſt alſo von zwei Seiten erfunden worden, 
nur bin ich drei oder vier Jahre ſpäter aufgeſtanden. (Heiterkeit.) Ich halte 
meinen Vorſchlag heute ſchon für gerichtet, nicht weil ich ihm nicht viele Vor⸗ 
züge beimeſſe, die die anderen Vorſchläge nicht haben — aber was nützt es, 
der Geſcheidteſte zu ſein, wenn es einem die Anderen nicht glauben? (Stürmiſche 
Heiterkeit.) Deshalb will ich über den Vorſchlag nicht erſt viel Worte verlieren. 

Unter den allgemeinen Gründen, die gegen die Betheiligung ins Feld geführt 
werden, ſteht obenan der Einwurf, daß wir uns damit auf eine ſchieſe Bahn 
begeben und daß wir damit unſeren Klaſſencharakter verleugnen. Schon aus 
den von mir vorhin angeführten Beiſpielen werden Sie erſehen haben, daß 
dieſe Einwürfe durchaus nicht neu ſind. Es iſt mir außerordentlich intereſſant, 
feſtſtellen zu können, wie man in der Beurtheilung ſolcher Dinge manchmal zu 
Ergebniſſen gelangt, die einem ſpäter unter anderen Verhältniſſen unmöglich 
erſcheinen. In ſeiner vorhin zitirten Rede aus dem Jahre 1869 ſagt Liebknecht: 

„Im abſolutiſtiſchen Staat könne das allgemeine Wahlrecht nur Spiel⸗ 
und Werkzeug des Abſolutismus ſein, dagegen ſei das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem 
zwar un⸗ und antidemokratiſch, aber es habe zugleich einen antifeudalen 
Charakter, da die beſitzenden Klaſſen zwar allezeit bereit ſind, Front gegen 
die arbeitenden Klaſſen zu machen, aber dennoch Feinde des abſolutiſtiſchen 
Staates und bis zu einem gewiſſen Grade liberal feien.“ 

Das iſt eine Auffaſſung, der Liebknecht heute wohl nicht mehr beitritt, 
denn was 1869 ohne Erfahrungen noch richtig erſchien, das iſt im Laufe der 
Zeit widerlegt worden. Kann man dies Urtheil heute noch aufrecht erhalten? 
Nein, man müßte denn behaupten, daß das heutige Deutſche Reich weniger 
abſolutiſtiſch regiert wird, wie der Norddeutſche Bund regiert worden iſt. Und 
das läßt ſich doch wohl nicht beſtreiten: wenn der Abſolutismus Erfolge zu 
verzeichnen, wenn er Einfluß und Bedeutung hat, ſo hat er es heute, 1897, viel 
mehr in Deutſchland, als er es 1869 gehabt hat. 

Zweifellos iſt es richtig, daß das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem den beſitzenden 
Klaſſen die ausſchlaggebende Stellung einräumt, aber mit dem antifendalen 
Charakter des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems iſt es eine eigenthümliche Sache. Der 
Feudalismus hat ja auch ſeine Wandlungen, und 1869 konnte man eben noch 
nicht an den Induſtrie⸗Feudalismus denken, der es möglich macht, daß Leute 
wie Stumm und Bueck gemeinſame Sache machen mit den Mirbach und Kanitz. 
(Sehr richtig!) So ändern ſich die Dinge, und weil ſie ſich ſo ändern, darum 
iit mit Redensarten nichts gemacht. Es heißt überlegen, es heißt erwägen, 
n den Honig dort zu holen, wo er vorhanden und zu finden iſt ... 
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Singer: Der Redner ſpricht jetzt 1 Stunden; ich frage den Parteitag, 
ob er damit einverſtanden iſt, daß wir ihm unbeſchränkte Redezeit gewähren. 
(Allgemeine Zuſtimmung.) 

Auer (fortfahrend): Es thut mir ja außerordentlich leid, ſchon mit 
Rückſicht auf meine Perſon, denn Sie wiſſen ja, daß ich nicht der Geſündeſte 
bin, aber das iſt das Wenigſte. Der wichtigſte Grund iſt der, daß nun Lieb⸗ 
knecht erſt morgen früh mit friſchen Kräften drankommt und dann wickelt er 
mich noch viel ſchlimmer ein, als er es heute gethan hätte. (Stürmiſche Heiterkeit.) 

Man ſpricht vom Aufgeben des Klaſſenkampfes. Ja, haben uns denn 
nicht früher Werner und Genoſſen denſelben Vorwurf gemacht? Iſt dieſer 
Vorwurf nicht auch erhoben worden, als in Breslau das Agrarprogramm vor⸗ 
gelegt wurde? Doch ſeien wir aufrichtig. Glauben Sie denn, daß die große 
Mehrzahl Derjenigen, die in Breslau gegen das Agrarprogramm ſtimmten, 
nicht, weil ſie die Bedeutung der Frage nicht erkannten, ſondern weil ſie die 
Löſung nicht für richtig hielten — heute noch auf demſelben Standpunkt 
ſtehen? Ich für meine Perſon erkläre ganz offen: auch in der Agrarprogramm⸗ 
frage iſt das letzte Wort noch nicht geſprochen. 

Es ift doch intereſſant, daß derſelbe Parvus, der nichts Gutes an der 
Partei, ihrer Leitung und ihren Handlungen läßt, der überall den Bazillus 
des Kompromiſſes, des Nachgebens, der Verwiſchung des Klaſſenkampfes ſicht, 
in der Betheiligung an den preußiſchen Landtags⸗Wahlen eine revolutionäre 
That erblickt. Die „Leipziger Volkszeitung“ aber, von deren Chefredakteur 
das Wort herrührt: Eine Reviſion der Parteibegrifte wird immer nothwendiger, 
hat in den letzten Tagen die Entdeckung gemacht, daß wir uns durch die 
Betheiligung auf die ſchiefe Ebene begeben. Die Hoffnung, daß der Landtag 
„verfault“, geht aber nicht in Erfüllung. ` 

Dann iſt auch gejagt worden, was hat es denn für eine Bedeutung, 
wenn das Vereinsgeſetz gekommen wäre; uns hat das Sszialiſtengeſetz nichts 
geſchadet, wie ſoll uns da das kleine Vereinsgeſetz ſchaden können. Mit 
folchen Anſchauungen ſollte man doch zurückhalten. Wer da meint, es ſei für 
die Partei nicht ſchädlich, wenn unſere Programmſätze: Freiheit der Meinungs⸗ 
äußerung in Wort und Schrift nicht mehr verwirklicht werden können, wer da 
glaubt, daß unſere Erfolge durch die Schmälerung der ſtaatsbürgerlichen Rechte 
größer werden, der vergeht ſich am eigenen Programm. Er hat den Glauben 
nicht mehr an die propagandiſtiſche Kraft unſerer Idee! Er hat nicht mehr 
das Vertrauen, er will auf Umwegen unſer Ziel erreichen. Deshalb iſt dieſer 
Einwand abſolut verwerflich und ſollte von keinem vernünftigen Genoſſen 
gemacht werden. (Bravo!) 

Nun zur Sache ſelbſt. Da will ich mich kurz faſſen, denn ich habe 
etwas lange bei der Einleitung verweilt. Große Heiterkeit.) Darüber ſcheint 
man ſich mit wenigen Ausnahmen in der Partei einig zu ſein, daß der Kölner 
Beſchluß aufgehoben werden muß. Aber haben ſich denn die Gegner der 
Wahlbetheiligung auch ſchon überlegt, daß ſie mit der Aufhebung des Be⸗ 
ſchluſſes eine ganz andere Situation ſchaffen als vorher? Wenn wir jetzt den 
Kölner Beſchluß aufheben, ſo tritt nothwendig die Frage an uns heran: Was 
nun? Liegt in der Aufhebung des Beſchluſſes nicht indirekt die Antwort, daß 
wir uns betheiligen? Wir haben zunächſt die Frage nach unſerer Stellung zum Drei⸗ 
klaſſen⸗Wahlſyſtem ſelbſt zu beantworten, und da müſſen wir daran feſthalten, daß 
der Standpunkt ſowohl der Gegner als auch der Anhänger der Wahlbetheili⸗ 
gung derſelbe iſt wie in Köln und derſelbe bleiben muß. Die Schädlich: 
keit und Verwerflichkeit des Syſtems bleibt nach wie vor beſtehen, es fragt 
ſich nur, wie kann dieſes uns ſo gefährlich erſcheinende Syſtem beſeitigt 
werden, darin ſind wir einig. Unſere Loſung muß ſein und bleiben: Nieder 
mit dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem! Ueber die Verwerflichkeit des Dreiklaſſen⸗ 
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Wahlſyſtems auch nur ein Wort zu verlieren, hieße Sozialdemokraten nach Ham⸗ 
burg bringen. Es frägt ſich, wie es zu befeiitgen iſt. Wir haben die Lieber: 
zeugung, gewonnen — das iſt nachgewieſen in einer Fotm, die keinen Wider⸗ 
ſpruch duldet — daß, unſere Wahlenthaltung nicht blos unferer Verachtung 
gegenüber dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem Ausdruck giebt, ſondern daß ſie im 
Laufe der Zeit geradezu zu einer Unterſtützung der reaktionären Parteien 
geführt hat. Wir räumen dadurch unſeren konſervativen Gegnern ein Ueber⸗ 
gewicht ein, das ſie nicht ausüben könnten, wenn wir, ſtatt negirend dazu⸗ 
ſtehen, eine Kampfpoſition einnähmen. Was hat bisher unſere negirende 
Haltung bewirkt? Sind wir dadurch dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem gefährlich 
geworden? Nein. Unſer Kölner Beſchluß hat nichts weiter im Gefolge gehabt 
als das Gegentheil von dem, was wir wollen. Er hat das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem geſtärkt, den Einfluß der Reaktion vermehrt und den Kampf gegen 
das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem aus der Welt geſchafft. 

Was iſt denn aus dem Beſchluß geworden? Wo iſt denn, um wieder 
auf Sachſen zu kommen, die große Proteſtbewegung geblieben, die unſere 
Leipziger Genoſſen angekündigt haben? Die „Leipziger Volkszeitung“ mußte 
ſelbſt mittheilen, daß die Genoſſen lieber in die Landes⸗Ausſtellung ſtatt in die 
große Proteſtverſammlung gingen. Täuſchen wir uns nicht. Mit der Negation 
erreichen wir nichts, wohl aber iſt dadurch die Frage nach Beſeitigung der 
Dreiklaſſenwahl aus der Oeffentlichkeit ausgeſchieden. 

Nach ſolchen Erfahrungen wollen wir zum Angriff übergehen. Zweifel⸗ 
los wird in dem Augenblick, wo wir unſere aktive Betheiligung an der Wahl 
beſchließen, der nächſte Wahlkampf in Preußen von der Frage beherrſcht 
werden: wie ſtellen ſich die einzelnen Parteien zum allgemeinen Wahlrecht und 
zur Beſeitigung der Dreiklaſſenwahl. (Sehr richtig.) Das iſt der ſpringende 
Punkt, das haben wir auch in Köln erſtrebt, nur mit verkehrten Mitteln. 
Wir ſind alſo Dieſelben geblieben, die wir geweſen ſind, wir haben uns nur 
überzeugt, daß die bisherige Taktik nicht die richtige war, und wir ändern ſie 
deshalb, ohne im Geringſten unſere prinzipielle Stellung aufzugeben. Daß durch 
die Wahlbetheiligung auch die Agitation befördert wird, wiſſen wir Alle. 

In der ganzen letzten Zeit iſt uns immer die Möglichkeit eines Staats⸗ 
ſtreichs vorgeführt. Wenn es wahr iſt, daß man ſich mit dieſem Gedanken 
trägt, und es iſt wahr, dann haben wir ein großes Intereſſe daran, im Land⸗ 
tag des führenden deutſchen Staates eine Majorität zu wiſſen, die uns eine 
Garantie, bis zu einem gewiſſen Grade wenigſtens, giebt, daß ſie die Zuſtim⸗ 
mung zu einer derartigen revolutionären politiſchen Umwälzung in Deutſchland 
nicht geben wird. Der preußiſche Landtag würde hierbei eine ganz gewaltige 
Rolle ſpielen. Heute iſt ſchon das ſtärkſte Gegengewicht gegen einen derartigen 
Verſuch zu finden in den ſüddeutſchen Staaten mit ihren parlamentariſchen 
Verkrekungen. Glauben Sie, daß wenn im preußiſchen Landtag eine Majorität 
iſt, die unter allen Umſtänden ihre Zuſtimmung zu einem Umſturz der Ver⸗ 
faſſung durch Staatsſtreich verweigert, glauben Sie, daß dann eine ſolche 
Umwalzung möglich iſt? Nein! Hier hat der preußiſche Landtag eine Bedeu⸗ 
tung, die zu bedenken ich Ihnen ans Herz lege. 

Ich habe, was in meinen Kräften ſteht, gethan, um zu zeigen, daß ſich 
für unfere Stellung Gründe geltend machen laſſen. Nicht aus Rechthaberei, 
nicht um zu majoriſiren, ſondern um unſere Grundſätze zu fördern, ſie zum 
Siege zu führen, ſollen dieſe unſere Verhandlungen dienen, und ich bitte Sie, 
ſchließen Sie ſich unſerem Antrag an. (Stürmiſcher Beifall und Hände⸗ 
klatſchen.) 

Vorſitzender Singer: Ich glaube nicht, daß wir unſerem Korreferenten 
zumuthen können, jetzt mit ſeinem Referat zu beginnen, nachdem der Referent 
über zwei Stunden geſprochen hat, Es hat den Anſchein — es ſind bis jetzt 
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allerdings erſt 37 Redner gemeldet (Heiterkeit) —, daß wir in eine fehr un: 
fangreiche Verhandlung eintreten werden. Bei der Bedeutung des Gegenſtandes 
iſt es aber ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Frage auf das Allereingehendſte be: 
handelt wird. Wir werden uns alſo darauf gefaßt machen müſſen, mindejtens 
bis Sonnabend Abend zu tagen. Zunächſt ſchlage ich vor, daß wir die weitere 
Verhandlung über dieſen Gegenſtand bis morgen vertagen. — Der Parteitag 
iſt damit einverſtanden. — Um die Zeit bis 12 Uhr auszufüllen, würde ich 
vorſchlagen, in die Verhandlung über den nächſten Punkt der Tagesordnung: 
„Organiſation“, einzutreten. Das Malheur will aber, daß Auer auch hierzu 
Referent iſt, und er hat wohl keine Luft jetzt dazu. (Heiterkeit.) Ich ſchlage 
alſo vor, den nächſten Punkt: Anträge zum Programm und zur 
Organiſation zu nehmen. — Der Parteitag iſt damit einverſtanden. — Hierzu 
gehören die Anträge 8, 17, 18, 19, 72, 96. Antrag 96 erſetzt die Anträge 19 
und 72. 

Die Anträge 8 und 17 finden nicht genügende Unterſtützung. 

Wenzel⸗Zittau ſpricht für den Antrag 18 der Löbauer Genoſſen, der 
verlangt, daß für diejenigen Wahlkreiſe, welche nicht in der Lage ſind, einen 
Delegirten zum Parteitage aus eigenen Mitteln ſenden zu können, die Partei 
die Delegationskoſten eines Delegirten zu tragen hat. 

Schade⸗Halle: Wir wiſſen nicht, was uns die Zukunft bringen kann. 
Durch Prozeſſe oder ſonſtige Vorfälle könnte es einem Kreiſe unmöglich werden, 
die Koſten für einen Delegirten auſzubringen. Darum erſuche ich um Annahme 
des Antrages. 

Geriſch: Ich bitte Sie, den Antrag wegen ſeiner Konſequenzen abzu⸗ 
lehnen. Wir könnten doch, wenn er zum Beſchluß erhoben wird, nicht einen 
Kreis zurückweiſen und es würden dann Kreiſe auf Parteikoſten einen Delegirten 
ſchicken wollen, in denen vielleicht 50 ſozialdemokratiſche Stimmen abgegeben ſind. 

Der Antrag 18 wird abgelehnt. 

Kuüpfer⸗Verlin begründet hierauf den Antrag 96: Auf dem Erfurter 
Parteitage 1891 wurde eine Preßkommiſſion eingeſetzt, die über den lokalen 
Theil des Zentralorgans „Vorwärts“ zu wachen hatte. Es hat ſich aber mit 
der Zeit herausgeſtellt, daß dieſe Thäligkeit eine ganz bedeutungslöfe iſt und 
ein großer Theil der Genoſſen Berlins und der Vororte hält eine Erweiterung 
für nothwendig. Wir müſſen es als nebenſächlich anſehen, kleine Beſchwerden 
über den Annoncentheil entgegenzunehmen, und fo hat ſich denn auch in den 
letzten Jahren die Preßkommiſſion des „Vorwärts“ auf ein weiteres Gebiet 
begeben und eine Einwirkung auf die Agitation des Zentralorgans, ſeine 
Weiterverbreitung in Berlin und den Vororten genommen und die Verwaltung 
angeſpornt, hierzu größere Geldmittel aufzuwenden. Um nun auch das formale 
Recht zu einer Kontrolle der prinzipiellen und taktiſchen Haltung des „Vor⸗ 
wärts“ ſowie feiner Verwaltung zu haben, beantragen wir eine bezügliche 
Einfügung in das Organiſationsſtatut als 8 17a. Ich glaube, es wird ſich 
unter den Delegirten kein Widerſpruch gegen dieſen Antrag erheben. Wenn 
auch das bisherige Verhältniß zwiſchen der Redaktion des „Vorwärts“ und 
der Preßkommiſſion ein gutes geweſen iſt und ſämmtliche Beſchwerden zur 
friedlichen Erledigung gekommen ſind, ſo ſehlte doch die formelle Autoriſation 
durch das Organiſationsſtatut. Die Berliner Genoſſen beanſpruchen nur das 
Recht für ſich, das alle übrigen Genoſſen in ganz Deutſchland haben, mitzu⸗ 
rathen und mitzuthaten bei dem Blatt, zu dem ſie die weitaus meiſten Leſer 
ſtellen. Ich bitte dringend um einſtimmige Annahme unſeres Antrages. (Beifall.) 

Der Antrag wird einſtimmig angenommen. 

Nunmehr werden aus dem nächſten Punkt der Tagesordnung: Sonſtige 
Anträge die Anträge 9, 68 und 74 zur Verhandlung geſtellt, die ſich mit der 
Verlegung des Parteitages auf die Weihnachts: bez. Pfingſtwoche beſchäftigen. 
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Hoffmann ⸗ Hamburg: Ich erſuche Sie, die Anträge abzulehnen. Für 
diejenigen Genoſſen, die aus weiten Entfernungen reiſen ſollen, hat eine Reiſe 
in der Winterkälte beſondere Unannehmlichkeiten. 

Stolten⸗ Hamburg beantragt, den Parteitag im September abzuhalten. 
Bis zum 1. Oktober haben die Genoſſen mit den Sommerfahrplänen vielfach 
beſſere Verbindung; außerdem iſt das Wetter im Oktober meiſtens ſchon rauh. 

Bebel: Solche Anträge ſind bisher auf jedem Parteitag geſtellt und 
ſtets abgelehnt worden. Ich erſuche Sie, es auch diesmal zu thun. Es iſt 
unmöglich, daß die Partei ſich in Bezug auf die Zeit der Abhaltung des 
Parteitages bindet. Im nächſten Jahre würde z. B. ein Parteitag in der 
Pfingſtwoche ſchon unmöglich ſein, weil in dieſe Zeit zweifellos die Vorbe⸗ 
reitung der Reichstagswahlen fällt. Weihnachten geht auch nicht; es giebt 
doch eine ſehr große Zahl von Familienvätern unter uns, die Weihnachten im 
Kreiſe ihrer Familie zu verleben wünſchen. (Sehr richtig!) Für die Reichs⸗ 
tags⸗ und Landtagsabgeordneten find die Weihnachtsferien die einzige Zeit 
innerhalb vieler Monate angeſtrengteſter Thätigkeit, in der ſie Geſchäfts⸗ und 
Familiengeſchäfte ordnen können. Vor allen Dingen aber iſt die Parteileitung 
verpflichtet, die allgemeine Situation im Auge zu behalten. (Beifall.) 

Seiler: Berlin ſpricht für die Weihnachtszeit. 

Sämmtliche Anträge werden abgelehnt. Damit iſt dieſer Punkt der 
Tagesordnung erledigt. 

Eine briefliche Beſchwerde von Carl Lindner, Zigarren⸗Arbeiter aus 
Deſſau, gegen die Deſſauer Genoſſen, wird der neuen Parteileitung zur Prüfung 
und Erledigung überwieſen. 

Der Vorſitzende theilt mit, daß um 2 Uhr die Hafenfahrt von der 
St. Pauli⸗Landungsbrücke ſtattfinden wird, wo das Merkzeichen, die rothe 
Fahne, gehißt iſt. (öHeiterkeit.) 

Schluß 12 Uhr. 


Fünfter Verhandlungstag. 
Freitag, den 8. Oktober. — Vormittags-⸗Sitzung. 


9½ Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 

Von der Mannheimer Aktien⸗Druckerei iſt ein Schreiben, gezeichnet 
August Dreesbach, eingegangen, in dem erfucht wird, folgende Erklärung zur 
Kenntniß zu bringen: 

„Nach dem Bericht des „Vorwärts“ über die Verhandlungen des 
Parteitages der deutſchen Sozialdemokratie hat Genoſſe A. Geck bei der 
Empfehlung der Verſtaatlichung ſeines „Volksfreundes“ den Ausſpruch 
gethan: ? 

„Die Mannheimer „Volksſtimme“ ift nur ein Lokalblatt mit unbe⸗ 
beutender Abonnentenzahl.“ 

Wir halten es für angezeigt, demgegenüber feſtzuſtellen, daß die 
„Volksſtimme“ einen Abonnentenſtand von 5000 Abonnenten im badiſchen 
Unterlande hat. Außerdem iſt die „Volksſtimme“ ein Tageblatt, während 
der „Volksfreund“ nur dreimal wöchentlich erſcheint.“ 

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält zu einer Erklärung das Wort 

Geriſch: In der vorgeſtrigen Verhandlung hat, während ich wegen 
einer Sitzung der Mandatsprüfungs⸗Kommiſſion nicht anweſend war, Morawski 
nach dem Berichte des „Vorwärts“ mir folgende Worte in den Mund gelegt, 
die ich bei einer Zuſammenkunft mit den polniſchen Genoſſen gethan haben ſoll: 

É „Dann feid Ihr keine Sozialdemokraten, wenn Ihr Polen ſeid.“ 
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Aus dem Zuſammenhang geriſſen, ergiebt dieſe Aeußerung ein völlig 
falſches Bild meiner Anſicht. Es klingt ſo, als hätte ich den polniſchen 
Genoſſen beſtritten, Sozialdemokraten zu ſein. Ich habe aber geſagt: 

„Wenn Ihr, ſtatt die Arbeiter zur Erkenntniß ihrer Klaſſenlage zu 
bringen, die polniſche Frage in den Vordergrund ſtellt, dann ſeid Ihr Polen 
und keine Sozialdemokraten.“ (Bravo!) 

Es wird in die Tagesordnung eingetreten. 

Die Delegirten des vierten Berliner Wahlkreiſes theilen mit, daß 
Antrag 69 irrthümlich an den Parteivorſtand geſchickt ſei, während er nur 
eine Reſolution der Parteiverſammlung darſtelle. Der Antrag muß demnach 
als hinfällig und nicht geſtellt betrachtet werden. 

Das Wort erhält nunmehr 

Korreferent Liebknecht: Genoſſinnen und Genoſſen. Ich werde mich 
bemühen, Alles, was nicht abſolut zur Sache gehört, bei Seite zu laſſen, 
damit wir womöglich heute noch mit der Diskuſſion zu Ende kommen können. 
Von Zitaten werde ich mich fernhalten — Zitate ſind mitunter verfänglich. 
Vor allen Dingen werde ich mich nicht mit einer Kritik des Dreiklaſſen⸗Wahl⸗ 
ſyſtems befchäftigen; denn über Zweck und Weſen deſſelben find wir Alle einig 
und es wird nicht Einer unter uns ſein, der in Bezug auf die Beurtheilung 
dieſes Syſtems nicht vollſtändig auf dem Boden von Köln ſteht. Die Frage 
iſt nicht die: ſollen wir das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem brandmarken? — ſondern: 
ſollen und können wir, ſolange es beſteht, uns an der Wahl betheiligen? 
In einem Punkte ſtimme ich mit Auer vollkommen überein: Dieſe ganze Frage 
iſt nicht eine Frage des Prinzips, ſondern der Taktik. Das habt Ihr, Genojien, 
in der Preßdebatle, die dieſem Parteitag vorausging, von vornherein Alle 
anerkannt, und damit iſt dieſer ganzen Debatte jeder perſönliche Charakter 
und jedes gehäſſige Moment genommen worden. Ich ſtehe nicht an zu erklären, 
daß die Art und Weiſe, wie dieſe die Intereſſen unſerer Partei fo tief berührende 
Frage behandelt iſt, geradezu muſtergiltig geweſen iſt. 

Wenn die Gegner ſich ſchon gefreut haben, daß es hier zu heftigen 
Auseinanderſetzungen und ſchließlich zur unvermeindlichen Spaltung kommen 
werde, ſo wird dieſe Freude ſich bald in Leid verwandeln. Denn wenn ich 
auch überzeugt bin, daß ſo Mancher mit dem Reſultat, welches die Debatte 
haben wird, nicht ganz zufrieden ſein wird, ſo ſteht das Eine doch von vorn⸗ 
herein feſt: wie auch immer die Entſcheidung ausfallen möge, die Disziplin 
in unſerer Partei und das Vertrauen der Genoſſen in einander iſt ein ſo 
großes, daß von einer Trennung der Partei, von einer Nichtbefolgung deſſen, 
was beſchloſſen wird, nicht die Rede ſein kann. Wir haben an einem warnenden 
Veiſpiel — ich muß das ja leider erwähnen — in Sachſen geſehen, wie 
gefährlich es iſt, wenn in einer ſolchen Frage auch von einer noch ſo kleinen 
Minorität eine abweichende Taktik befolgt wird. Deſſen ſind wir Alle ſicher, 
und unſere Gegner werden es aus den Debatten erſehen, daß, wenn auch 
unſere Meinungen weit auseinandergehen, doch die Partei einig iſt in dem 
Beſtreben, von welchem Jeder von uns in gleichem Maße erfüllt iſt, das zu 
thun, was im Intereſſe der Partei liegt. Ich ſtehe nicht an, zu erklären, 
daß eine Debatte, wie ſie in unſerer Partei über die Betheiligung an den 
Landtagswahlen geführt worden iſt, von keiner anderen Partei in ſo objektiver 
Weiſe hätte geführt werden können. Und das hat darin ſeinen Grund, daß 
in unſerer Partei das perſönliche Moment, wenn es auch naturgemäß nicht 
ganz fehlt, doch weit mehr als in jeder anderen Partei hinter dem allgemeinen 
Intereſſe zurückſteht. Bei uns hat es ſtets geheißen: Erſt die Sache und 
dann die Perſon. 

Es iſt in Köln vor vier Jahren einſtimmig der Beſchluß gefaßt worden, 
daß wir uns unter dem Dreiklaſſen-⸗Wahlfyſtem nicht an den Landtagswahlen 
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in Preußen betheiligen können. Seitdem iſt ein Umſchwung der Meinungen 
in einzelnen Kreiſen der Partei eingetreten, es iſt das Wort gebraucht worden 
— wenn ich nicht irre, von Auer — „die Erleuchtung“ iſt über manche bisher 
nicht erleuchtete Köpfe gekommen. Jedenfalls hat die Frage Jahre lang geruht 
und iſt erſt neuerdings wieder in den Vordergrund gehoben. Ich frage: Hat 
denn die Lage ſeit Köln ſich geändert? Ich meine ſo, daß eine veränderte 
Taktik geboten iſt. Es wird das von den Freunden der Wahlbetheiligung 
behauptet. Ich leugne es vollſtändig, die allgemeine politiſche Lage hat ſich 
im Großen und Ganzen feit 1893 abfolut nicht geändert. Jetzt ſagt man 
zwar: „Das Junkerthum iſt ſeit einiger Zeit übermächtig geworden, in der 
Kammer iſt neulich blos mit einer Majorität von 8 Stimmen das „kleine 
Sozialiſtengeſetz“ für Preußen zurückgewieſen worden; das giebt zu denken.“ 
Ja, iſt denn das etwa wahr? Iſt etwa das Junkerthum heute ſtärker, als 
es 1893 und vor 1893 geweſen iſt? Was iſt denn Bis marck geweſen? 
Doch ein Junker, und der mächtigſte aller Junker. Daß das reaktionäre 
Junkerthum jetzt im Vordergrunde ſteht, iſt das etwa eine Erſcheinung, die 
ſich auf Deutſchland beſchränkt? Das Junkerthum, wie wir es haben, ift 
freilich etwas ſpezifiſch preußiſches, aber reaktionäre Elemente giebt es überall 
und ſehen wir nicht, daß überall da, wo der Klaſſenkampf mächtig iſt, das 
zur Kapitaliſtenklaſſe entwickelte Bürgerthum, weil es die Sozialdemokratie 
fürchtet, ſich der Reaktion in die Arme wirft? Blicken wir doch zurüd! Man 
ſagt oft irrthümlicherweiſe, daß das franzöſiſche „Bourgeois“ mit dem deutſchen 
Wort „Bürger“ ſich deckt, aber das iſt grundfalſch. Das nicht kapitaliſtiſche 
Bürgerthum iſt immer demokratiſch geweſen, dies Bürgerthum hat in England 
die Revolution gemacht, es hat in Frankreich die Revolution gemacht und ſich 
die politiſche Macht dem Adel und der Geiſtlichkeit gegenüber erkämpft. Aber 
das kapitaliſtiſche Bürgerthum, d. h. die Bourgeoiſie, kurz der heutige 
Kapitalismus, muß, weil er die Unterdrückung der Arbeiterklaſſe zur Exiſtenz⸗ 
bedingung hat, mit aller Kraft verſuchen, die Arbeiterklaſſe, die er ausbeutet, 
auch politiſch zu unterdrücken. Von dem Augenblick an, wo die arbeitende 
Klaſſe für ſich die gleichen Rechte fordert, muß der Kapitalismus reaktionär 
werden. Ich erinnere Sie nur an die Entwickelung Frankreichs, deſſen 
Bürgerthum 1789 die Baſtille ſtürmte, und deſſen Bourgeoiſie ſich 1848 nach 
der Juniſchlacht Napoleon in die Arme warf. 

Und was hat unſer deutſches Bürgerthum gethan? 1848 war es doch 
durch und durch demokratiſch — es hat ſich Bismarck in die Arme geworfen. 
Heute iſt das Bürgerthum, ſoweit es kapitaliſtiſch iſt, der Hort der Reaktion; 
das liegt in den Verhältniſſen begründet und würde auch der Fall ſein, wenn 
wir kein preußiſches Junkerthum hätten. Und iſt denn der preußiſche 
Junker gefährlicher als der König Stumm! Bei der Rückſtändigkeit 
unſeres Bürgerthums hat allerdingsg die Reaktion bei uns in Deutſchland 
einen etwas plumperen Charakter angenommen als in anderen Ländern, aber 
im Weſentlichen iſt es daſſelbe. Und glaßbt Ihr, Genoſſen, wenn wir aus 
dem preußiſchen Landtag die Junker entfernen könnten, wenn ſtatt einer 
Mehrheit von 8 Stimmen, mit der die lex Recke verworfen wurde, eine ſtarke 
Majorität aus oppoſitionellen Elementen hineingebracht würde, glaubt Ihr, daß 
das für das Junkerthum oder Diejenigen, die jetzt in Deutſchland die reaktionäre 
Arbeit verrichten, ein ernſtliches Hinderniß wäre? Nochmals frage ich: Wo 
hat ſich denn die Situation verändert? Etwa, daß die reaktionäre Arbeit jetzt 
in den Landtag verlegt wird? Auch das iſt nichts Neues. Hat nicht ſchon 
vorher, ſchon unter Bismarck, die Regierung heute das Reich gegen die Einzel⸗ 
itanten und morgen die Einzelſtaaten gegen das Reich ausgeſpielt? Und nun 
zu einem entſcheidenden Punkt: Was würde denn eine oppoſitionelle Mehrheit 
zu bedeuten haben? Die Gefährlichkeit des Junkerthums liegt doch gerade 
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darin, daß es ſich überhaupt um den ganzen Parlamentarismus nicht 
bekümmert; es erkennt ihn nicht an, es will das abſolute Regiment, es 
will dem König und dem Kaiſer das Recht geben, über die Köpfe der Parlaments- 
mehrheit hinweg zu regieren. Das Gefährliche der Lage in Deutſchland iſt, 
daß das parlamentariſche Regiment nicht geſichert iſt (Sehr wahr!), daß die 
Grenze zwiſchen der Macht der Regierung und der Macht des Reichstags nicht 
gezogen iſt, daß der Reichstag bis zu einem gewiſſen Grade noch in der Luft 
ſteht, daß das Königthum von Gottes Gnaden noch beſteht, und daß unſer 
Konſtitutionalismus ein Scheinkonſtitutionalismus iſt. Der Staatsſtreich 
droht uns, mit ihm müſſen wir rechnen. Und wie ſteht es da mit dem Landtag? 
Das Wort von dem elendeſten aller Wahlſyſteme ſprach Bismarck, weil es ihm 
zur Zeit des Verfaſſungskonflikts eine radikale Mehrheit brachte, deren 
Widerſtand er nicht überwinden konnte; und hat er nicht trotzdem die Armee⸗ 
reorganiſation durchgeführt, hat er nicht trotzdem die Kriege begonnen? Und 
wenn wir heute eine radikale Majorität im Abgeordnetenhauſe mit oder ohne 
unſere Hilfe hätten, würde ſich die Regierung etwa um ſie kümmern und ihre 
Beſchlüſſe reſpektiren? (Sehr richtig!) Wir haben es eben mit Gegnern zu 
thun, die den Parlamentarismus nicht ſo ernſt nehmen, wie Mancher von uns. 
Entſpringt doch die Bewegung gegen den Kölner Beſchluß einer Ueberſchätzung 
des Parlamentarismus. (Sehr gut!) 

Die politiſche Situation hat ſich alſo im Weſentlichen nicht geändert, 
wohl aber hat ſich das Landtags-Wahlrecht verändert. Iſt es aber beſſer 
geworden? Nein, im Gegentheil, die Reform war eine Reform nach rückwärts. 
Die Miquel'ſche Steuergeſetzgebung hat den reaktionären und plutokratiſchen 
Charakter des Wahlrechts nur verſchärft. Wenn es alſo 1893 ſchon unmöglich 
war, Vertreter der Sozialdemokratie in den Landtag zu bringen, ſo iſt dies 
jetzt doppelt und dreifach unmöglich geworden, Auch nur einen ſozialdemokratiſchen 
Kandidaten durchzubringen, daran iſt einfach nicht zu denken und ſollte noch 
Jemand zweifeln, nun, wir haben ja den praktiſchen Verſuch gemacht in 
Sachſen. Dort hat die reaktionäre Regierung, um die unbequeme Sozial: 
demokratie auszuſchließen, bekanntlich nach preußiſchem Muſter das Dreiklaſſen⸗ 
wahlſyſtem eingeführt. Dieſes Syſtem, das der ſozialiſtiſchen Minderheit doppelt 
ſo viel Wahlmännerſtimmen für jeden einzelnen Kandidaten giebt als der 
Maſſe der Wähler, verlieh der ſächſiſchen Regierung fo ſehr die Sicherheit, daß 
kein Sozialdemokrat mehr in den ſächſiſchen Landtag gewählt werden könne, 
daß ſie auf eine ſehr wichtige Beſtimmung verzichtete, die im preußiſchen Landtags⸗ 
Wahlgeſetz enthalten iſt, nämlich auf die, daß die Wahlhandlung öffentlich iſt. 
In Preußen muß der Wähler nicht nur den Namen des Kandidaten nennen, 
den er als Wahlmann haben will, er muß auch ſeinen eigenen 
nennen und er muß außerdem mit ſeinem Arbeitgeber zuſammen wählen, denn 
alle drei Klaſſen wählen zuſammen, der Arbeiter muß vor dem Unternehmer 
Revue paſſiren. Unſere Genoſſen wiſſen, wie unangenehm das iſt, wie viele 
unſerer Wähler dadurch abgeſchrecktzwerden. Die ſächſiſche Regierung, fo außer: 
ordentlich human, wie ſie bekanntlich iſt, verzichtete auf dieſe Erſchwerung, und 
wir haben in Sachſen die Probe aufs Exempel gemacht. 

Die ſächſiſchen Genoſſen hatten auf ihrer Landesverſammlung den Beſchluß 
gefaßt, gegen die Wahlrechtsverſchlechterung nicht dadurch zu proteſtiren, daß 
die Mandate hingeworfen werden, ſondern den Verſuch zu machen, unter der 
Herrſchaft dieſes Wahlrechts ſozialdemokratiſche Abgeordnete in den Landtag 
zu bringen. Mißlang der Verſuch, ſo war der Beweis geliefert, daß dieſes 
Wahlrecht die Ausſchließung der Arbeiter bedeutet. 

Ich ſelbſt war urſprünglich der Meinung, daß es beſſer ſei, durch Wahl⸗ 
enthaltung zu proteſtiren, ich kam aber bei Prüfung der Sachlage allmälig 
zu anderer Anſszauung, und als die ſächſiſche Landesverſammlung den entgegen: 
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geſetzten Beſchluß faßte, da hat mich, wie ich geſtehen will, nach genauer Ueber⸗ 
legung der Beſchluß gefreut; und zwar deshalb, weil ich mir ſagte: ſetzten wir 
nicht alle Kraft daran, auch unter dem Scheinvecht Mandate zu erobern, dann 
hätte die ſächſiſche Regierung ausgeführt: Ja, Ihr habt's ja nicht einmal 
probirt. (Sehr richtig!) Ich habe mich ſelbſt an der letzten Wahlagitation in 
Sachſen betheiligt, habe alle meine Kraft in die Wagſchaale geworfen. Ich 
gebe zu, daß ich ganz inwendig einen Hintergedanken dabei hatte. Und auch 
ein bischen „Bosheit“ war dabei. Als Gegner der Wahlbetheiligung in 
Preußen ſagte ich mir: Je größer unſere Anſtrengungen hier ſind, ohne daß 
ein Reſultat erzielt wird, deſto ſchwerer wirkt das Argument gegen die 
Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen. (Sehr richtig!) Ich bedauere, 
daß die Kraftanſtrengung unſerer ſächſiſchen Genoſſen von der „Leipziger Volks⸗ 
zeitung“ als eine fruchtloſe bezeichnet und ungerecht beurtheilt worden iſt. 
(Sehr richtig.) Gerade die Sonderpolitik der Leipziger Genoſſen hat es 
unmöglich gemacht, die Agitation in Sachſen überall mit gleichmäßiger Energie 
zu betreiben. Ich habe die Energie der ſächſiſchen Genoſſen bewundert und 
auch die Reſultate, die auf dem neuen, dem unbekannten Kampfboden erreicht 
wurden. Es iſt das Menſchenmögliche geleiſtet worden. Und in der dritten 
Klaſſe hatten wir ſchöne Erfolge, aber, wie das für mich von vornherein ſeſt⸗ 
ſtand, in der erſten und zweiten Wählerklaſſe haben wir ſo gut wie keine 
Wahlmänner durchgeſetzt; alle unſere in dieſer Wahl befindlichen Mandate 
ſind verloren gegangen, bis auf eins, das an einem Faden hängt, in dem die 
Partei vermuthlich ein Haar finden wird. (Sehr richtig!) Es iſt nämlich nur 
zu haben durch einen Kompromiß mit den Antiſemiten. Und da ſage ich: 
Wenn ich mich auf den Sumpfboden des Kompromiſſes begebe, dann lieber 
noch ein Kompromiß mit einem ehrlichen Konſervativen, als mit dieſer Demagogen⸗ 
partei, die heute ſo, morgen ſo ſpricht, das Volk aber unter allen Umſtanden 
verrathen wird. (Bravo!) 

Jeder, der das preußiſche Wahlrecht ſtudirt, der die Ergebniſſe der 
letzten fächſiſchen Landtagswahlen ſtudirt, ſieht ein, daß wir aus eigener 
Kraft einen Kandidaten nicht wählen können. Das wird jetzt auch zugegeben 
von den meiſten Freunden der Wahlbetheiligung; deshalb ſoll ein anderer 
Weg gegangen werden. 

Hier zunächſt einige Worte, die meine eigene Perſon betreffen. In den 
bürgerlichen Blättern wird mir eine beſondere Verbiſſenheit gegen das Bürger⸗ 
thum, ein ſtarres Feſthalten an alten Vorſtellungen vorgeworfen, ich werde als 
verſteinerter Doktrinär bezeichnet, der jeder praktiſchen Politik entgegentritt. 
Wenn ein Vorwurf je unberechtigt war, ſo iſt es dieſer. Ich bin ſehr früh in 
den politiſchen Kampf in Deutſchland eingetreten und ich habe ſtets den Ver⸗ 
hältniſſen Rechnung getragen. Auer hat mir eine Rede aus dem Jahre 1869 
vorgehalten. Ich habe mich damals ſehr geringſchätzig über das allgemeine 
Stimmrecht ausgeſprochen, über das allgemeine Stimmrecht wohl verſtanden 
unter dem Abſolutismus. Damals gab es noch den Norddeutſchen Bund, 
eine offenbar proviſoriſche Schöpfung. Das allgemeine Stimmrecht und der 
Parlamentarismus ſind damals von Vielen überſchätzt worden. Ich bin mir 
über die Motive Bismarck's für die Einführung des allgemeinen Stimmrechts 
klar geworden. Dieſe Politik Bismarck's war ihm empfohlen von dem bekannten 
Geheimrath Wagener und hatte zum Muſter die Politik Napoleons III., der 
den modernen zäſariſtiſchen Abſolutismus begründet hat. Die franzoſiſche 
Bourgeoiſie hatte nach der Juniſchlacht das allgemeine Wahlrecht aufgehoben. 
Napoleon befeitigte nach dem Staatsſtreich dieſe Beſchränkungen wieder, aber 
er hat dafür geſorgt, daß das allgemeine Wahlrecht nur ein Spielzeug in den 
Händen des Volkes wurde. In Frankreich konnte keine Wahl gegen den Willen 
der Regierung ausfallen, nur die offiziellen Kandidaten wurden gewählt mit 
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wenigen Ausnahmen, die die Regierung ſelber zuließ, um die Komödie zu ver- 
decken. Das war ein Wahlrecht, wie es dem Fürſten Bismarck vorſchwebte. 
Freilich, er hat ſich geirrt. Aus dem Spielzeug iſt eine mächtige Waffe in den 
Händen des Proletariats geworden; der Abſolutismus hat in Deutſchland aus 
Gründen, die ich hier nicht ausführen will, unter Bismarck nicht den konzentrirten 
und einheitlichen Charakter erlangen können wie in Frankreich unter Napoleon III. 
Mein Standpunkt hat ſich nicht verändert. Ich habe mich blos damals geirrt. 
Ich habe mich in meinem Leben noch hundertmal geirrt, und ich halte jeden 
Menſchen, der ſeine Irrthümer nicht eingeſteht und ſich nicht fortentwickelt, für 
ſehr minderwerthig. Was ſpeziell die Frage der Taktik betrifft, ſo habe ich 
ſelbſt einmal das Wort geſprochen: wenn die Verhältniſſe an einem Tage ſich 
vierundzwanzigmal ändern, ſo ändere ich meine Taktik vierundzwanzigmal am 
Tage. Taktik iſt eine Frage der Verhältniſſe, ſie allein haben zu entſcheiden. 

Alſo ich ſoll hier von einem grimmigen, unverſöhnlichen, blinden Haß 
gegen die Bourgeoiſie erfüllt, ich ſoll ein Feind der bürgerlichen Freiheit ſein. 
Nun, ich war ja in der kritiſchen Zeit thätig, als die Regierung den Verſuch 
machte, den Sozialismus vor den Karren der Bismard’fchen Reaktion zu 
ſpannen: Wer iſt es denn, der damals — zu Anfang der ſechziger Jahre — 
in erſter Linie dieſe Verſuche bekämpft hat? Wer iſt es denn, der von Schweitzer 
hundertmal beſchuldigt worden iſt, die Geſchäfte der Bourgeoiſie zu beforgen? 
Ich bin bei allen Gelegenheiten für bürgerliche Freiheit eingetreten. Ich war 
wohl der Erſte, der verlangte, bei Stichwahlen unter gewiſſen Bedingungen 
die bürgerlichen Oppoſitionsparteien zu unterſtützen. Ich handele ſtets im Geiſt 
des Kommuniſtiſchen Manifeſts; da heißt es: 

„Ueberall, wo das Bürgerthum für revolutionäre, d. h. demokratiſche 
Forderungen eintritt, iſt es im Intereſſe der Arbeiterpartei, die Bourgeoiſie 
zu unterſtützen.“ 

Das iſt allezeit die Taktik der Partei geweſen, ich habe ſie allezeit befür⸗ 
wortet, und ſie wird ſtets die Taktik der Partei bleiben. Alſo dies Argument 
läßt ſich gegen mich nicht anwenden. 

Es find zwei verſchiedene Strömungen in der Partei. Die Einen ſagen, 
wir müſſen mit der Fortſchritts⸗ oder einer anderen Oppoſitionspartei ein 
Wahlbündniß ſchließen. Auf dieſen Ausdruck ſcheint man, weil er zu ſehr 
mißfiel, wohl verzichtet zu haben; mit einem Leichnam kann man ſich 
nicht verbinden, und bei uns in Deutſchland iſt die Fortſchrittspartei ein 
Leichnam. Es wird uns zugemuthet, wir ſollen den Leichnam zu neuem Leben 
galvaniſiren, „das Gleichgewicht wieder herſtellen, das dadurch verſchoben ift, 
daß die Sozialdemokratie der Fortſchrittspartei einen Theil ihrer Landtags⸗ 
wähler abgenommen hat.“ Das iſt ja aber doch ein außerordentlich großer 
Vortheil für uns geweſen! Darin liegt doch unſer Fortſchritt als Partei; darin 
offenbart ſich, daß wir allmälig die Fortſchrittspartei gleich allen anderen 
kapitaliſtiſchen Parteien überwinden werden. Den Fortſchrittlern die Wähler 
wieder zurückgeben, die wir ihnen abgenommen haben, das erinnert ja an 
jenen italieniſchen Wundarzt, der bei Nacht die Leute überfiel und verwundete, 
um anderen Tages die Wunden zu heilen. — Das hieß doch den Kampf, den 
wir geführt haben, für thöricht zu erklären. (Sehr richtig!) 

Man ſpricht von einem Kompromiß. Ich bin gewiß kein Gegner von 
Kompromiſſen. Vor 30 Fahren ſchon habe ich geſchrieben, daß das ganze 
politiſche Leben eine Summe von Kompromiſſen iſt zwiſchen verſchiedenen Welt⸗ 
anſchauungen, zwiſchen verſchledenen Intereſſen. In der franzöſiſchen Revolution 
iſt niemals tabula rasa gemacht worden; das iſt eine Anſchauung, die blos 
politiſche Kinder haben oder allenfalls unſere Regierungen und unſere Polizei. 
Für die Politik gilt das Geſetz vom Parallelogramm der Krafte ebenſo 
out wie in der phyſiſchen Welt. Das erkenne ich vollſtändig an, und wenn 
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ich aus einem Kompromiß mit einer anderen Partei irgend einen Vortheil 
erhoffen konnte, der die Nachtheile überwiegt, ſo würde ich unbedingt zugreifen. 
Auer hat geſtern geſagt, wir ſollten für ſolche Fortſchrittler eintreten wie 
Johann Jacoby und Guido Weiß. Ja, wo ſind ſolche Fortſchrittler Heute? 
(Sehr wahr!) Jacoby iſt Soziuldemokrat geworden und Guido Weiß iſt mit 
feinem Herzen auch auf unſerer Seite. Eine bürgerliche Demokratie giebt es 
nicht, und kann es nicht geben. Die Fortſchrittspartei iſt heute eine Partei, 
die mit Demokratie nichts gemein hat; und ich ſtehe nicht an, zu erklären, daß 
ich eine Fortſchrittsmajorität, erreicht durch unſere Stimmen, für ein 
gefährlicheres Uebel halten würde als eine Junkermafjorität im 
Landtage. Ich will auch gleich ſagen, warunt: Die Junkermajorität erbitlert 
die Maſſen, regt ſie auf und treibt ſie in unſer Lager, und eine fortſchrittliche 
Majorität würde aus unſerem Lager gar Manchen abziehen. Je mehr der 
Kampf ſich zuſpitzt, deſto beſſer für uns. Eine Abſchwächung des Kampfes wird 
auch eine Abſchwächung der Gegenſätze und damit eine Abſchwächung 
der Partei. Sehr richtig!) 

Aber wenn wir nun auch vermittelſt eines Kompromiſſes eine Majorität 
von Fortſchrittlern, meinetwegen auch einige Sozialdemokraten als Anhängſelt, 
in den Landtag bringen, welche Garantie haben wir denn gegen eine Vor: 
gewaltigung? Was find Spinnweben gegen eine Armee? Das Uebel ſitzt 
eben weit tiefer; durch Ausnutzung des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems kommen wir 
nicht über den Berg. Das Uebel ſitzt tiefer; es liegt in der Unmöglichkeit für 
den Kapitalismus, auf friedlichem Wege, unter der Herrſchaft des allgemeinen 
Stimmrechts das Staatsruder in der Hand zu behalten. Ich gebrauche das 
Wort Staatsſtreich nicht leichtſinnig. Der Staatsſtreich iſt keine Phantaſie, 
keine Willkür. Nein, der Staatsſtreich wurzelt in den Verhältniſſen, er wird 
allmälig, wenn der Sozialismus die Maforität im deutſchen Volke gewinnen 
ſollte, unſeren Gegnern in der einen oder anderen Form durch die Logil der 
Thatſachen geradezu aufgezwungen. Hierin liegt die Gefahr. (Beifall.) Muß 
ſich nicht — gerade wie ſich Moltke vor 20 Jahren fragte, als die franzöſiſche 
Armee immer ſtärker wurde: Wollen wir nicht angreifen, ehe ſie zu ſtark für 
uns geworden ſind? — muß nicht das Junkerthum, der Kapitalismus, der uns 
fürchtet, ſich dieſelbe Frage vorlegen? Damit haben wir zu rechnen und dagegen 
iſt eine Majorität im Landtage gar kein Schutz. Und was ſoll denn durch 
eine Majorität im Landtage überhaupt erreicht werden? Sobald die Majorität 
der Regierung unbequen wird, fo wird fie beſeitigt. Das Abgeordnetenhaus 
kann ebenſo wie der Reichstag in unbeſchränkter Weiſe aufgelöſt werden. Das 
hat Bismarck ſchon zur Zeit des großen Konflikts gethan. Und wenn dann 
ſchließlich die bürgerlichen Elemente blos durch die Sozialdemokratie geſtärkt 
ſind, wenn das Bürgerthum blos durch ſozialdemokratiſche Stimmen in dem 
Landtag eine Majorität erlangt, wobei es vielleicht aus Gnade und Barm⸗ 
herzigfeit noch einige Sozialdemokraten mit hineinkommen läßt, um unſere 
Stimmen ſich zu erkaufen — was haben wir denn damit gewonnen! Iſt 
dann das Bürgerthum eine größere Macht geworden? Weiß die Regierung 
dann nicht ebenſo gut wie heute, daß die Fortſchrittspartei abgewirthſchaflet 
hat? Sehr richtig!) Es iſt doch nicht das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem, was das 
vollſtändige Abwirthſchaften des bürgerlichen Liberalismus verurſacht hat, denn 
in den Reichstag ſind ja kaum mehr Fortſchrittler gewählt als in den 
Landtag. Wenn das Bürgerthum ſelbſt nicht aus eigener Kraft gegen das 
Junkerkbum vorgeht, dann iſt abſolut nichts erreicht. Ja, wenn das Bürger: 
thum ſich ermannte, wenn es fo ſtiminte, wie 1862, 63 und 64, wenn wirklich 
ein Wiederaufleben einträte, dann ſage ich zwar nicht, daß das ein großer 
Vortheil wäre, aber dann würde eine ſolche Majorität der Regierung jedenfalls 
mehr imponiren als eine Majorität, die durch unſere Hilfe erlangt iſt; doch 
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das iſt nicht möglich, und die Fortſchrittspartei wird nicht dadurch lebensfähig, 
daß wir ſie in den Landtag hineinſchleppen. 

Es ſoll ein Kompromiß geſchloſſen werden. Ich ſagte bereits, gegen 
das Wort Kompromiß oder gegen dieſen Begriff an ſich habe ich nichts ein⸗ 
zuwenden, allein der Vorſchlag, den Bernſtein in der „Neuen Zeit“ gemacht 
hat, wie man das Ding auch nennen will — ein „Handeln“ iſt es und ein 
Schachern bleibts, und mögen Sie die Sache noch ſo ſorgfältig verklauſuliren, 
es wird nicht zu vermeiden ſein, daß, wenn wir auf ein Kompromiß eingehen, 
die ſchmachvollſten Händel und Schachergeſchäfte ſtattfinden. (Sehr richtig!) 
Wir ſprachen geſtern von Eſſen. Unter der Herrſchaft des allgemeinen Stimm⸗ 
rechts haben dort die Genoſſen ſich dafür gewinnen laſſen, für einen Reaktionär 
und Kapitaliſten allererſten Ranges gegen einen der Zentrumspartei angehörigen 
Arbeiter zu ſtimmen. Ja, wenn Solches am grünen Holz geſchieht, was wird 
dann erſt am dürren Holz des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems geſchehen? (Sehr gut!) 
Wohl wird gefagt: Die Sozialdemokratie iſt jo klug und fo tugendhaft, die 
läßt ſich nicht umgarnen, nicht anlocken. Ich wollte, das wäre wahr, aber 
es iſt wohl Keiner hier, der das glaubt. (Sehr richtig!) Beiſpiele ſind 
gehäſſig, aber ich lönnte ſo manches Beiſpiel anführen, Beiſpiele aus den 
Kreiſen der beſten Parteigenoſſen. Namentlich wo der Kulturkampf zwiſchen 
Nationalliberalen und Zentrum betrieben wird, da iſt vielfach eine Ideen⸗ 
verwirrung auch bei unſeren Genoſſen vorhanden, die ſehr leicht auch zu einer 
Verwirrung im Handeln und zu ſtarker Korruption führen könnte. Ich wies 
ſchon vorher auf Sachſen hin, wo Sozialdemokraten ein Schachergeſchäft mit 
den Antiſemiten verſucht haben, das, wie ich höre, noch nicht vollſtändig 
abgebrochen iſt. Ja, Aehnliches wird dann in Maſſe vorkommen, und es wird 
ſehr ſchwer ſein, eine lähmende Demoraliſation zu verhindern. Und die 
taktiſche Demoraliſation! Man denke: Wir ſollen einen Kompromiß machen 
mit den Freiſinnigen. Bei den Landtagswahlen wird dann unſeren Genoſſen 
geſagt: Für Eugen Richter habt Ihr zu ſtimmen, Ihr habt zu ſtimmen für 
Rickert, Barth, Pariſius und wie fie Alle heißen, dieſe fortſchrittlichen Größen. 
Nun kommt der Schlachtruf zur Reichstagswahl. Da heißt es: Rechtsum 
kehrt! Die Schlachtordnung iſt geändert, jetzt geht es gegen die Truppe, 
für die, und an deren Seite wir geſtern gefochten. (Sehr gut!) Wer Soldat 
geweſen iſt, der weiß: eine Schlacht, in deren Verlauf die Schlachtordnung 
gewechſelt werden muß, iſt ſtets eine verlorene. Unſere Genoſſen wiſſen ja 
nicht mehr, woran fie find, wenn fie einmal die Weiſung bekommen: „Nieder 
mit den Fortſchrittlern!“ und ein anderes Mal Hand in Hand mit ihnen gehen 
ſollen. Auch die beſtgeſchulte Armee hält das im Felde nicht aus, und unſere 
Partei, gut disziplinirt wie ſie iſt, würde durch eine derartige Politik ſchwer 
geſchädigt, als Truppe demoraliſirt werden. (Sehr richtig!) 

Die Gefahren eines Kompromiſſes werden ja auch von vielen unſerer 
Genoſſen, die für Betheiligung ſind, eingeſehen, und ſie ſind deshalb zu einem 
anderen Vorſchlage gekommen, dem ſogen. Auer'ſchen, der merkwürdigerweiſe 
urſprünglich von einem Eenoſſen ausgeht, der ihn heute aufs heftigſte bekämpfen 
wird. Wir ſollen von vornherein unſere Wähler, ſoweit ſie überhaupt an 
die Wahlurne treten konnen, beauftragen, für einen Fortſchrittler oder den 
Angehörigen einer anderen bürgerlichen Partei zu ſtimmen, der ſich auf gewiſſe 
Forderungen verpflichtet, ähnlich wie es bei den Stichwahlen zum Reichstage 
der Fall iſt. Aber bei den Stichwahlen zum Reichstage find wir in unferem 
eigenen Hauſe, da geben wir auf unſerem eigenen Gebiet eine Unterſtützung, 
die nicht gegen uns mißbraucht werden kann und uns ſelbſt zum Nutzen gereicht; 
hier aber haben wir zum Feind zu kommen, hier haben wir ihm die ganze 
Macht zu geben, die wir ihm bei den Reichstagswahlen zu entziehen ſuchen. 
Das iſt doch etwas ganz anderes. Und die Fortſchrittspartei iſt keineswegs 
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im Stande, im Landtage das zu thun, was wir von ihr erwarten müſſen; ſie 
iſt ſchwach geworden durch die Entwickelung des Kapitalismus. Das liegt in 
der Natur der Verhältniſſe, und ich ſehe gerade hierin den großen Triumpf 
unſerer Partei. Sollen wir den Sieg wieder aus der Hand geben? Ich ſehe 
feinen Grund, daß wir das, was wir mühſam der Fortſchrittspartei abgenommen 
haben, ihr wieder zurückgeben ſollen. Das wäre die Gutmüthigteit doch zu 
weit getrieben. Nein, das ift doch wahrhaftig keine Taktik für die größte Partei 
Deutſchlands. 

Von Genoſſen, welche ſonſt in der ſchärſſten Weiſe betonen, daß die 
Partei ihren proletariſchen Charalter behalten, Brofetarierpolitit treiben müſſe, 
iſt geſagt worden, wir müſſen uns an den Landtagswahlen betheiligen, denn 
dadurch ſtärken wir die Partei. Der proletariſche Charakter der Partei "ot 
daburch aufrecht erhalten werden, daß mir mit der bürgerlichen Fortſchritts⸗ 
partei Hand in Hand gehen? (Sehr gut!) Ich glaube, wer das geſchrieben 
hat, bei dem haben die Finger nicht gewußt, was der Kopf dachte, oder der 
Kopf nicht gedacht, was die Finger ſchrieben. (Sehr gut!) Worin beſteht die 
Stärle unſerer Partei? Gerade in ihrem proletariſchen Charakter, nicht im 
Sinne der ſchwieligen Fauſt, ſondern in dem Sinne, daß wir erkannt haben, 
ei nur aus der unterdrückten Arbeiterklaſſe die Sozialdemokratie ihre Kraft 
ziehen kann. In dieſem proletariſchen Charalter liegt unſere Kraft und wenn 
man nun fordert, wir ſollen eine proletariſche Politik | chaffen — ja, wer 
das ſchreibt, der bat die Geſchichte der Partei nicht geleſen. Aus unſeren 
Kongreß ⸗Protokollen vom Anfang der Partei an geht hervor, wie alles ringt, 
eine wirkliche proletariſche Politik herbeizuführen. Aber Proletarierpolitit mit 
Eugen Richter, das iſt etwas Unmögliches. Nein, Genoſſen, das geht nicht. 

Hier noch eins. Ich habe in einer Berliner Verſammlung, als man mir 
zurief, was ſoll denn aus dem Landtage werden, geantwortet: er mag verfaulen! 
Daraus hat man den Schluß gezogen, ich wollte den Path geben, die Hände 
in den Schoß zu legen. Das iſt doch mir wahrhaftig niemals eingefallen. Und 
das hat doch wahrhaftig fein Menſch, der mich kennt, mir im Ernſt zutrauen 
können. Kämpfen wir nicht beſtändig gegen die Reaktion? Suchen wir nicht 
die bürgerliche Geſellſchaft, die noch eine loloſſale Lebenskraft hat, zu vernichten? 
Was durch die Kompromißvorſchläge erſtrebt wird, iſt ein Schlag gegen die 
Nealtion, gegen das Junlerthum, gegen den Abſolutismus. Allein der Schlag 
ift ein Schlag in die Luft. Wir haben weit befjere Waffen. Und kämpfen 
wir denn nicht beſtändig dieſen Kampf gegen die Reaktion? Auf allen Gebieten? 
Aber der Schwerpunkt unferes Kampfes muß im Reichstage liegen — auf dem 
Boden des allgemeinen Stimmrechts. Was bedeutet dem Reichstag gegenüber 
an moraliſchem Anſehen der preußiſche Landtag? Je ſchlechter, je renltionärer, 
je rückſtändiger er iſt, deſto mehr verliert er in der öffentlichen Achtung. Weil 
es eine ſo erbärmliche Volksvertretung giebt, deshalb bekämpfen wir ja das 
Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem. Und wenn geſtern Auer ſagte, der Kölner Beſchluß, 
gegen das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem zu agitiren, ſei nicht durchgeführt — nun, 
ich habe ſchon damals, bevor über die Reſolution abgeſtimmt wurde, geſagt, 
aus einer ſolchen Agitation kann nichts werden, denn binter der Agitation mit 
Hilfe des Reichstagswahlgeſetzes wird eine Agitation gegen das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlgeſetz nothwendig zurücktreten. 

Ich habe es ſchon bel anderer Gelegenheit ausgeſprochen: Uns deutſchen 
Sozialdemokraten iſt, da unſer Bürgerthum zu feige und ſchwach war, die 
bürgerliche Freiheit zu erkämpfen, die Doppelaufgabe zugefallen, neben dem 
ſozialiſtiſchen Emanzipationskampf auch den Kampf zu führen für die bürger⸗ 
liche Freiheit und den Plunder und Schutt wegzuräumen, den in anderen 
Ländern das Bürgerthum bereits, ehe das Proletariat auf die politiſche Bühne 
kam, weggeräumt hatte. Kampf unter allen Umſtänden, aber Kampf 
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unter günſtigen Bedingungen. Leute, die außerordentlich klug, haben 
geſagt, der Kampf ſei jetzt leicht, weil die beiden Haupt-Gruppen der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, die Vertreter des Grundbeſitzes einer- und des 
Handels mit der Induſtrie andererſeits, im Kampf mit einander liegen; und 
das müßte ausgenutzt werden. Ja gewiß, die Grundbeſitzer, die Junker auf 
der einen, die Induſtriellen, die Handelsbourgeoiſie auf der anderen Seite haben 
widerſtreitende Intereſſen. Allein bedeutet das denn eine Schwächung des 
Kapitalismus? Das braucht man uns doch jetzt nicht zu ſagen, Bebel hat im 
Reichstag wiederholt ausgeführt, wenn die beiden ſich ſtreiten, ſo haben wir 
den Vortheil davon, und ihnen zugerufen: Ihr möchtet Frieden haben zum Bund 
gegen uns, aber Ihr könnt es nicht. Betrachten Sie doch die Bourgeoiſie in 
England! Dort haben die beiden großen Parteien, die eigentliche Grundbeſitzer⸗ 
partei und die des beweglichen Kapitals ſich gegenſeitig viel bekämpft, ſie haben 
jedoch da, wo es ſich um das direkte Klaſſenintereſſe handelte, ſich wieder 
zuſammengefunden. Je mehr der Kapitalismus ſich entwickelt, deſto mehr 
werden beide Zweige der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe einander gleich werden 
in ihren Intereſſen. Iſt doch in England zwiſchen Konſervativen und 
Liberalen prinzipiell ſo gut wie kein Unterſchied mehr. Alſo auf dieſen Zwieſpalt 
dauernd zu zählen, wäre Thorheit, und ihn momentan zu benutzen, das braucht 
man uns jetzt nicht zu rathen, das haben wir alle Zeit gethan. 

Ich muß alſo den Verſuch, an den preußiſchen Landtagswahlen theil⸗ 
zunehmen, auf das Entſchiedenſte bekämpfen. Wir haben bisher unferen Klaſſen⸗ 
ſtandpunkt bewahrt, wir ſind dabei vorzüglich gefahren. Wir haben unſeren 
Stolz darein geſetzt, gegen alle übrigen Parteien den Kampf aufzunehmen, wir 
haben alle unſere Schlachten gewonnen, wir ſind, obgleich alle übrigen Parteien 
gegen uns einig waren, niemals an uns und unſere Sache irre geworden, 
denn wir ſehen ſcharf abgegrenzt vor uns das Ziel, wir ſehen unſeren Feind, 
wir wußten: Wer nicht für uns war, der war wider uns. Dort die kapita⸗ 
liſtiſchen Parteien und hier der Sozialismus! Kampf gegen alle kapitaliſtiſchen 
Parteien! Das war die einfache Loſung, ſo lange die Partei beſteht. Sollen 
wir dieſe nun auf einmal aufgeben um eines augenblicklichen Vortheils willen, 
der obendrein gar kein Vortheil iſt und unberechenbare Uebel nach ſich zieht? 
Denn die innere Einheitlichkeit der Partei, das geſchloſſene Gerichtetſein auf 
das eine Ziel — das Alles fällt dann fort. Wir ſollen uns eine Brücke 
bauen zu den anderen Parteien, die wir nicht brauchen und deren Geſellſchaft 
uns nur verderblich ſein kann. Wir ſind ſtärker ohne den Fortſchritt, als in 
ſeinem Gefolge. Ich warne Sie vor dieſer Brücke — es iſt eine Fallbrücke. 
Allein wird die Partei am glücklichſten fein, Erinnern Sie ſich der Bibelfabel 
vom Simſon! Dieſer Klaſſencharakter, dieſes elementare Kraftbewußtſein der 
Partei, das iſt ihre Stärke. Huͤten wir uns vor den Delilas des Liberalismus 
und des Opportunismus! (Beifall.) 

Ich bitte Sie, laſſen Sie den Kölner Beſchluß in allen ſeinen 
Theilen beſtehen. (Beifall.) Ich habe ſehr ſorgfältig mich mit dieſer Frage 
beſchäftigt, in mancher ſchlafloſen Nacht das Für und Wider erwogen. Es hat 
etwas Beſtechendes, daß das Verbot aufgehoben werden ſoll, denn es ſei ja ein 
gewiſſer Zwang. Nun, den Zwang will ich gern ertragen. Aber man ſagt, 
wenn wir das Verbot nicht aufheben, ſo darf ein gewiſſenhafter Sozialdemokrat 
in manchen Wahlkreiſen, wo es nur von wenigen Stimmen abhängt, nicht den 
Ausſchlag geben, trotzdem es in ſeiner Macht ſtände. Das iſt ein imaginärer 
Fall. Ueberhaupt, was können wir durch die Betheiligung beſten Falls 
erreichen? Wir können den Fortſchrittlern vielleicht 8 bis 10 Abgeordnete 
durchbringen. Aber Genoſſen, was bedeuten dieſe 8 oder 10 Stimmen mehr 
oder weniger? Ueber ſolche Zwirnsfäden wird die preußiſche Reaktion wahr⸗ 
haftig nicht ſtolpern. 
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Und auf der anderen Seite. ziehen Sie die Konſequenzen der Betheiligung. 
Erſt neulich hatten wir eine lange Debatte darüber, welche Kreiſe bei Reichstags⸗ 
Stichwahlen für uns ausſichtsvoll ſind. Wir haben uns über eine feſte Definition 
nicht einigen können. Und nun bedenken Sie, wenn die verſchiedenen bürger⸗ 
lichen Parteien kommen und ſozialdemokratiſchen Stimmenfang treiben zu können 
glauben, ſo ſchließt das ſo ſchwere Gefahren in ſich, daß die acht Mann mehr 
oder weniger, die in die Reihen der Fortſchrittspartei hineingebracht werden, 
garnicht ins Gewicht fallen. Die Fortſchrittspartei wird nicht ſtärker, aber die 
deutſche Sozialdemokratie wird ſchwächer werden. Es heißt ja in dem Kölner 
Beſchluß, wir enthalten uns blos ſo lange der Wahl, wie das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem in ſeiner jetzigen Geſtalt beſteht. Das iſt doch kein Beſchluß auf 
ewig, wie man behauptet hat. Die übrigen Theile der Kölner Reſolution wird 
Niemand heute für unrichtig erklären, ſie enthalten die Kennzeichnung des 
Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems, deſſen kapitaliſtiſcher Charakter heute nach der Miquel⸗ 
ſchen Steuerreform noch weit greller zutage tritt als damals. Genoſſen! Es 
giebt ein gutes altes Wort, das heißt: Principiis obsta! Den Anfängen 
tritt entgegen! Iſt in den Damm einmal ein Loch geriſſen, dann wird es 
durch die andrängende Fluth raſch erweitert, bis der ganze Damm weg⸗ 
geſchwemmt iſt. Verwerfen Sie deshalb alle Anträge auf Abänderung des 
Kölner Beſchluſſes! Der Beſchluß hat der Partei genutzt, er wird ihr auch 
ferner nutzen. Nicht, daß ich hier wie Jeremias klagen will auf den zukünftigen 
Trümmern der Partei — unſere Partei iſt ſtark und in unauſhaltſamem Wachſen; 
ſie kann auch einmal einen verkehrten Beſchluß verkragen, und das weiß ich: 
wenn heute Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen und der Kom⸗ 
promiß beſchloſſen wird, der nächſte Parteitag wird den Beſchluß wieder 
aufheben. Ich glaube an die unverwüſtliche Lebenskraft und an den geſunden 
Verſtand der Partei, der, wenn ein Fehler gemacht iſt, ihn von ſelbſt korrigiren 
wird. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Singer ſchlägt mit Rückſicht darauf, daß ſich 60 Redner zum Worte 
gemeldet haben, vor, der Parteitag möge das Bureau beauftragen, die Redezeit 
von zehn Minuten bei jedem Redner ſtreng inne zu halten. 

Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ſich kein Widerſpruch. 

Nach einer kurzen Diskuſſion darüber, ob nicht in der Reihenfolge je 
ein Redner für, je einer gegen die Betheiligung ſprechen ſolle, findet der 
Vorſchlag des Vorſitzenden, es bei der bisherigen Geſchäftsordnung zu belaſſen, 
Zuſtimmung. 

Als erſter Redner erhält das Wort 

Zubeil⸗Berlin: Ich kann nicht beurtheilen, ob Auer durch ſeine meiſter⸗ 
hafte Rede viele Delegirte für ſeine Anſicht gewonnen hat. Vor vier Jahren 
hat Bebel in Köln eine ebenſo glanzvolle Rede gegen die Betheiligung gehalten 
und heute liegt von ihm eine Reſolution vor, die die gegentheilige Anſicht 
vertritt. Man ſagt, die Taktik kann jederzeit geändert werden, ob das aber 
bei einer ſo grundlegenden Frage möglich iſt, das wird uns Bebel nachher 
beantworten müſſen. Vielleicht kommen wir noch dazu, daß uns ein Genoſſe 
empfiehlt, uns an den preußiſchen Kirchenwahlen zu betheiligen. (Heiterkeit.) 
Wir ſind auf dem beſten Wege dazu. (Lachen.) Wenn Auer geſtern die 
Berliner Stadtverordneten⸗Wahlen zum Vergleich herangezogen hat, ſo möge 
er dafür ſorgen, daß das Wahlrecht zum Abgeordnetenhauſe ſo geändert wird, 
daß die dritte Abtheilung ihre Abgeordneten ſelbſt wählen kann. Dann 
würden wir uns jeden Augenblick bereit finden, mit aller Kraft trotz der 
öffentlichen Stimmabgabe uns zu betheiligen. (Sehr richtig!) Es iſt ſonderbar! 
von allen den hervorragenden Parteigenoſſen, die uns die Betheiligung an den 
Landtagswahlen empfehlen, macht nicht einer einen Vorſchlag, der nicht dem 
des anderen gerade entgegengeſetzt wäre. Die Reſolution Bebel muß für jeden 
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Delegirten unannehmbar fein. Uns preußiſchen Genoſſen muß die end⸗ 
giltige Entſcheidung überlaſſen werden. Sollte die Reſolution Bebel 
angenommen werden, ſo würde ich ſofort den Antrag ſtellen, daß alle Bundes⸗ 
ſtaaten gehalten ſein ſollen, ſich an die Vorſchriften der Reſolution zu halten. 
(Sehr wahr!) Maßen wir Preußen uns denn an, über die Beſchlüſſe der 
ſächſiſchen Landesverſammlungen unſererſeits zu beſchließen? Unſer alter 
Soldat Liebknecht hat den Nagel auf den Kopf getroffen: ich möchte den 
Genoſſen ſehen, der agitatoriſch thätig ſein ſoll und der Erfolge erringen will, 
mit dieſer Reſolution bepackt! (Sehr wahr!) Haben wir nicht ſchon früher 
eine ſtarke radikale Oppoſition im preußiſchen Landtag gehabt? Und was hat 
das Proletariat damals von ihr erhalten? Nicht das Schwarze unter dem 
Fingernagel! 

Oertel⸗Nürnberg: Soweit die Parteigenoſſen in Bayern Stellung zu 
der Frage der Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen genommen 
haben, ſind ſie zu dem Entſchluß gekommen, ſich für Aufhebung des Kölner 
Veſchluſſes und für Betheiligung auszuſprechen. Wir betrachten die Frage 
nicht als eine prinzipielle, ſondern als eine taktiſche. Aber wir wollen nur eine 
berathende Stimme hier zum Ausdruck bringen. (Bravo!) Liebknecht hat mich 
nicht überzeugt, noch weniger Zubeil. Ich ſehe kein Aufgeben der Prinzipien, wenn 
die preußiſche Sozialdemokratie in einem Akt von Nothwehr ſich an den 
Landtagswahlen betheiligt. Sonderbarerweiſe wird immer von den Erfolgen 
geſprochen; iſt nicht ſonſt immer als Hauptwaffe im ſozialdemokratiſchen Kampfe 
die agitatoriſche Thätigkeit betont worden? (Sehr richtig!) Wir Bayern 
haben praktiſche Erfahrungen; wir wählen, wenn auch unter einem freiheit⸗ 
licheren Wahlgeſetz wie in Preußen, aber es ſind doch Klaſſenwahlen; und 
ſeit wir uns an dieſen Wahlen betheiligen, iſt unſere Agitation unzweifelhaft 
eine viel regere geworden. Ich bin aber gegen, jeden Kompromiß. Die 
Gefahr, auf der ſchiefen Ebene herabzugleiten, iſt nicht abzuweſſen. Auer 
ſagt: wir ſeien beſcheidene Leute. Ja, aber ſchon jetzt kommen zweifellos viel 
mehr Stegmüllereien vor, als in der Oeffentlichkeit bekannt iſt. Der Kompromiß 
führt nothwendigerweiſe zur politiſchen Demoraliſation, das gilt auch heute 
noch. (Beifall.) Der Hinweis auf die Stichwahlen iſt nicht berechtigt. Wir 
haben bei den Stadtverordnetenwahlen fortwährend den Kampf gegen den 
Freiſinn zu führen, da würde nothwendigerweiſe eine Verwirrung die Folge 
ſein, wenn wir den Freiſinn bei den Landtagswahlen unterſtützen. (Sehr wahr!) 
Ich meine, wir ſollten allerdings in die Landtagswahlen eintreten, aber ſelb⸗ 
ſtändig, ohne Kompromiß. Was erreicht wird, wird aus eigener Kraft 
erreicht und was nicht erreicht wird, ſollen wir fahren laſſen. Aus eigener 
Kraft iſt ſtets die beſte Politik. (Beifall.) 

Börner⸗Berlin: Auer fagte geſtern, bis zu einem gewiſſen Punkte ſind 
wir reaktionär, wenn wir uns an den preußiſchen Landtagswahlen nicht 
betheiligen. Dann müßten wir ja immer reaktionärer werden, je mehr wir 
an Zahl zunehmen. Das hat ja die Fortſchrittspartei immer geſagt; es iſt 
aber nicht richtig. Auer hat ſehr viel hiſtoriſches Material beigebracht; wenn 
es uns in gleichem Maße zur Verfügung ſtände, könnten wir noch vielmehr 
hiſtoriſches Material gegen die Betheiligung beſchaffen. Redner beſchwert ſich 
über die Berichterftattung des „Vorwärts“ über die Verſammlungen, in denen 
die Delegirten zur Provinzial» Konferenz gewählt wurden. Die Gegner der 
Betheiligung kamen ganz kurz weg, die Reden Auers und Bebel's (Auer: 
Ich habe in den Verſammlungen garnicht geſprochen!) wurden vier Spalten 
lang wiedergegeben. Dadurch wird auf die Genoſſen im Lande gewirkt. Was 
nutzt es, daß wir zwölf Fortfchrittler mehr in den Landtag bringen. Die 
Regierung braucht den Nationalliberalen nur ein freundlicheres Geſicht zu 
machen, und ſie hat wieder eine reaktionäre Mehrheit. Den Maſſen ift nicht 
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begreiflich zu machen, daß wir heute ſchreien: Hoch Munckel! und morgen: 
Nieder mit Munckel! (Sehr gut.) Wir halten einen beſonderen preußiſchen 
Delegirtentag für überflüſſig, wir können die Sache ſehr gut hier abmachen, 
wenn die anderen Delegirten ſich der Abſtimmung enthalten. Wir werden 
aber namentliche Abſtimmung beantragen, um kontrolliren zu können, ob 
die nichtpreußiſchen Delegirten ſo viel Anſtandsgefühl beſitzen wie wir 
(Rufe: Ohoh, ſich in ſolchem Falle der Abſtimmung zu enthalten. 

Singer: Ich muß dem Redner ſagen, daß er gar keinen Anlaß hat, 
irgend einem Delegirten weniger Anſtandsgefühl zuzutrauen, als er ſelber 
beſitzt. (Heiterkeit.) 

Börner: Es war nicht ſo gemeint. 

Stolle: Daß der Ausfall der ſächſiſchen Landtagswahlen heute ſehr 
ernſthaft diskutirt werden wird, war vorauszuſehen. Der Zweck der Veränderung 
unſeres Wahlrechts war ein neues Ausnahmegeſetz gegen die Sozialdemokratie: 
die Aufregung der Maſſen zu verhindern und zweitens die Sozialdemokratie 
aus dem Landtag auszumerzen. Der erſte Zweck iſt nicht erreicht worden; noch 
niemals bei den Reichstagswahlen hat ſich der Maſſen eine ſolche Aufregung 
bemächtigt, wie diesmal bei den Landtagswahlen. Eine wahre Wuth hat die 
Maſſen ergriffen, als ſie ſahen, wie die zwei Drittel das eine Drittel über⸗ 
ſtimmten. Die Reaktion hat ſich da gründlich verrechnet. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus würde ich auch den preußiſchen Genoſſen die Betheiligung an den 
Wahlen empfehlen. Ihren zweiten Zweck hat die Reaktion zum Theil erreicht, 
wir haben eine Anzahl Mandate verloren. Das iſt dadurch möglich geworden, 
daß ein Theil unſerer Genoſſen uns den Arm gelähmt hat. Wären nicht die 
Leipziger abgeſchwenkt, dann wären wir eine geſchloſſene ſiegreiche Phalanx 
geweſen wie ſeit 30 Jahren. Zuerſt wurde in Leipzig ein Geſchrei erhoben: 
Die Mandate niederlegen! Als die Fraktion dieſer Forderung aus zwei Wahl⸗ 
kreiſen nicht nachkam, da wurden uns gewinnſüchtige Abſichten untergeſchoben. 
Das war geradezu eine gemeine Handlungsweiſe. (Hört! hört!) Und als wir 
auch dieſem Druck der Gemeinheit nicht nachkamen, griff man zu noch anderen 
Mitteln und machte Karrikaturen auf uns. (Hört! hört!) Alles das hat uns 
nicht veranlaßt, von unſerem demokratiſchen Standpunkt abzugehen. Als daun 
die große Mehrheit der Genoſſen ſich für die Wahlbetheiligung erklärte, da 
wäre Disziplin die Pflicht der Leipziger Genoſſen geweſen. (Sehr wahr!) Statt 
deſſen errichtete man in Leipzig eine Wahlrechts⸗Liga. Mit Pauken und Trompeten 
wurde ſie in die Welt geſetzt. Und was hatte man erreicht? Wo iſt dieſe 
Wahlrechts⸗Liga mit Schoenlank an der Spitze geblieben? Es ging ihr wie 
den Blumen auf dem Felde: wenn der Wind weht, ſind ſie nicht mehr da. 
Man bildete ſich ein, man kommt in ein Land und will da regieren, da muß 
erſt die Landtagsfraktion beſeitigt werden! 30 Jahre lang ſind wir in Sachſen 
in geſchloſſener Phalanx in die Wahlen gegangen, jetzt iſt ein Flügel abkommandirt 
worden. Wie ſoll eine Armee ſiegen, wenn ein Flügel ſich nicht betheiligt? 
Dieſes Abſchwenken entmuthigte auch viele Andere, die ſich ihrer Solidarität 
erinnerten. Ich klage geradezu die Leipziger an, daß ſie den Verluſt mehrerer 
Wahlkreiſe verſchuldet haben. Ich werde den Beweis dafür ziffernmäßig liefern. 
Wir haben in manchen Kreiſen die Wahlmänner der zweiten Klaſſe mit 7 oder 
8 Stimmen verloren. 

Die Redezeit des Redners iſt abgelaufen. 

Vorſitzender Singer: Der Redner hat, als er von den Leipziger Genoſſen 
ſprach, den Ausdruck „Gemeinheit“ gebraucht. Ich nehme an, daß er gemeint 
hat, daß wenn der Vorwurf des Klebens an den Mandaten wahr wäre, würde 
das eine Gemeinheit fein. (Heiterfeit.) Hat er aber gemeint, jener Vorwurf 
ſei eine Gemeinheit, ſo würde ich das zu rügen haben. Ich nehme an, daß 
er das Erſtere gemeint hat. 
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Ulrich Offenbach: Wir Heſſen haben auf der Landeskonferenz beſchloſſen, 
dafür zu wirken, daß der Parteitag den Kölner Beſchluß aufhebt und jo die 
preußiſchen Genoſſen in die Lage verſetzt werden, ſelber zu entſcheiden. Für 
den Punkt 1 der Bebel'ſchen Reſolution werden wir alſo ſtimmen. Nun zur 
Sache: Ich bedaure, mit meinem alten Lehrer und Freund Liebknecht nicht 
ſüpereinſtimmen zu können. Ich verkenne die Schwierigkeiten der Dreiklaſſen⸗ 
Wahl nicht, aber die Entwicklung geht dahin, daß immer weitere Theile des 
fogenannten Mittelſtandes in unſere Kreiſe gerathen. So werden wir im Laufe 
der Zeit die zweite Wählerklaſſe gewinnen und dann aus eigener Kraft ſiegen. 
Die Schwierigkeiten der öffentlichen Abſtimmung gebe ich unumwunden zu, doch 
find Pe gewiß nicht unüberwindbar. Die Schwierigkeit, Wahlmänner zu finden, 
die nicht wortbrüchig find, haben wir in Heſſen überwunden. Als wir vor 
ſechs Jahren in Offenbach anſetzten, konnten wir die nöthigen Wahlmänner 
zuerſt nicht finden. Es geſang ſchließlich, aber es waren Leute darunter, von 
denen wir nicht genau wußten, ob ſie Sozialdemokraten waren. Von den 63 
ſtel aber Keiner um. Wir wollen uns an den preußiſchen Landtagswahlen 
betheiligen doch nicht nur der ſchönen Augen der Fortſchrittler wegen — was 
ſind ſie uns — ſondern unſerer ſelbſt wegen. Die Situation hat ſich ſeit 1893 
verändert und ſie wird ſich noch mehr ändern, wenn die Maſſe bei den preußiſchen 
Wahlen gleichgiltig bleibt. Die Kraut⸗ und Schlotjunker bereiten einen großen 
Fiſchzug vor. Belheiligen wir uns nicht an den Landtagswahlen, dann macht 
man in den Einzellandtagen das, was im Reiche nicht geht. Auch die Landes⸗ 
fragen ſind von Wichtigkeit. Wenn es ſchwer wird, die große indolente Maſſe 
in Bewegung zu ſetzen bei großen politiſchen Fragen, fo iſt es doch leicht, ſie 
in Bewegung zu ſetzen, wenn wir über Schulfragen, Chauſſeefragen u. ſ. w. 
ſprechen. (Bravo!) 

Leid⸗Berlin: Das Opſer dürfen wir von unſeren Genoſſen nicht ver: 
langen, einen ganzen Tag im Wahllokale zu bleiben. Eine Maſſenbewegung 
bringen wir deshalb nicht zu Stande. Wenn ſelbſt die eifrigſten Befürworter 
der Wahlbepegung zugeben, daß aus eigener Kraft von uns keine Mandate 
erobert werden können, dann ziehen wir dgraus die Folgerung, daß wir uns 
nicht betheiligen Dürfen. Die Vorausſetzung eines ſtarken liberalen Bürger⸗ 
thums iſt in Deutſchland garnicht gegeben. Alle wahrhaft liberalen Elemente 
find laͤngſt zur Sozialdemokratie gekommen. Wie ſehen denn die Freiſinnigen 
als Beſchützer der bürgerlichen Freiheit qus? Wäre es ihnen ernſt mit dieſem 
Schutze, dann hätten fie bei den Stichwahlen zum Reichstag für uns ſtimmen 
müſſen. (Sehr richtig.) Dabei ſind ſie in wirthſchaftlichen Fragen die 
reaktionärſten Gegner. Das Vereinsgeſetz wäre zweifellos angenommen worden, 
wenn es ſich aysſchließlich gegen die Sozialdemokratie gerichtet hätte. (Sehr 
richtig!) Die Nationalliberalen fürchteten, daß auch fie getroffen werden könnten, 
wenn der Wind einmal gegen ſie wehe. Hat doch Eugen Richter ſelbſt erklärt: 
Wenn die Regierung alle bürgerlichen Parteien ſammeln wallte, dann ſei er 
auch dabei. Dieſe Leute können unſere Intereſſen nicht wahrnehmen. (Sehr 
richtig.) In der Parteipreſſe iſt ſogar geſagt warden: Es iſt gleichgiltig, wie 
ein Rebeiterverfreter ins Parlament kommt. Gegen ſolche Taklik, die den 
Klaſſenſtandpunkt verwiſcht, müſſen wir proteſtiren. Unſere Genoſſen ſolſen 
nicht durch ſolche Schmuggeleien, wie die Gegner, ins Parlament kommen. 
Zudem erreichen wir nichts bei dem Schacher. Der Preis iſt zu theuer für 
ſolchen Erfolg. Wir dürfen nicht das Mitreden um jeden Preis als Ziel 
proklamiren. (Bravo!) 

Frau Zetkin: Ich gehöre mit zu Denen, die darauf hinwirken möchten, 
daß ſich unſere Partei bei den preußiſchen Landtagswahlen auf die Ebene be⸗ 
giebt, die als ſchiefe bezeichnet worden iſt. Mir erſcheint ſie allerdings als 
ein ausgedehntes Blachfeld für den Klaſſenkampf (Rufe: Ohol), wo wir neue 
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proletariſche Maſſen in die Gefechtslinie führen können. Wie lagen die Ver⸗ 
hältniſſe für uns in Köln? Sie lagen ſo, daß wir die Frage formulirten: 
Können wir uns mit Vortheil an den Landtagswahlen betheiligen? Unter 
Vortheil verſtanden wir beſonders die Eroberung von Mandaten. Anders 
liegen die Dinge heute. Hente haben ſich die Verhältniſſe derart geändert, daß 
ihr Gebot lautet: Wir müſſen uns an den Wahlen zum preußiſchen Landtage 
betheiligen, um ſchwerwiegende Nachtheile zu verhindern. (Sehr richtig!) Treffend 
hat Genoſſe Auer nachgewieſen, wie zahlreich und vielgeſtaltig die Verhältniſſe 
ſind, auf welche der preußiſche Landtag einen beſtimmenden Einfluß ausübt 
und wie tief er mit ſeiner Macht eingreift in das alltägliche Leben einer großen 
Anzahl von Staatsbürgern. Wir ſtehen jedoch noch einer anderen Erſcheinung 
gegenüber. Je mehr die Sozialdemokratie bei den Reichstagswahlen auf Grund 
des allgemeinen gleichen direkten Wahlrechts vorwärts ſchreitet von Sieg zu 
Sieg, je mehr ihr Einfluß ſteigt, um ſo größer wird auch die Neigung der 
Gegner, wichtige, entſcheidende Materien aus dem Reichstag abzuſchieben in 
die Einzellandtage (ſehr richtig!), weil dieſelben reaktionäre Mächte ſind, die 
zuſammengeſetzt werden auf Grund von Wahlſyſtemen, die den Schwerpunkt 
der Macht in die Hände der Beſitzenden legen. Ganz beſonders gilt das von 
dem preußiſchen Landtag, der unter der Vorherrſchaft des Junkerthums ſteht. 
Ich bin der Anſicht: Macht kann nur durch Macht bezwungen werden. (Beifall.) 
Eine Macht aber, die dem Junkerthum erfolgreich entgegentritt, kann heute nur 
dadurch geſchaffen werden, daß das Proletariat kämpfend auf der Bühne erſcheint. 

Und noch in anderer Beziehung hat ſich die Situation geändert. Wir 
haben heute thatſächlich die Erſcheinung, daß das Bürgerthum ernſte oppoſitionelle 
Anwandlungen hat. Ich trete durchaus nicht der Werthſchätzung der bürger⸗ 
lichen Demokratie ſeitens meines Freundes Bernſtein bei. Ich pergeſſe nicht, 
daß wir nicht eine Bourgeoiſie haben, die eine „glorioſe Revolution“ durch⸗ 
gemacht hat wie ihre engliſche, oder eine „große Revolution“ wie ihre fran⸗ 
zöſiſche Schweſter. Ich bin eingedenk, daß unſere Bourgeoiſie nur ihr 1848 
gehabt hat, wo ſie aus Furcht vor den erſten inſtinktiven Zuckungen des Prole⸗ 
tariats mit Junkerthum und Abſolutismus paktirt hat, und ich vergeſſe nicht 
über der Oppoſition von heute den Verrath von geſtern. Aber wenn es mir 
auch nicht einfällt, ihre heutige Oppoſition etwa einzuſchätzen als die Tage 
eines ſonnenkräftigen, knospenſprengenden demokratiſchen Lenzes, ſondern viel⸗ 
mehr als den bleichen Altweiberſommer, und der dauert nicht lange — über⸗ 
ſehe ich doch nicht, daß thatſächlich gegenwärlig die Bourgeoiſie der Regierung 
und dem Junkerthum gegenüber ernſtlicher als ſeit langem in der Oppoſition 
ſteht. Bourgeoifie und Junkerthum haben vielfach entgegengeſetzte, wirthſchaft⸗ 
liche Intereſſen, antagoniſtiſche politiſche und ſoziale Intereſſen. Heißer iſt 
gegenwärtig der Kampf zwiſchen ihnen entbrannt, der Kampf zwiſchen befriedigten 
und unbefriedigten Appetiten. Und dieſer Kampf wird verſchärft durch den 
Ziclzack⸗Kurs, durch abſolutiſtiſche Neigungen, die eine moderne Bourgeoiſie 
nicht ertragen kann. Denn die Bourgeviſie — wenn wir abſehen von Kapital 
magnaten wie Krupp und Stumm, die ſich auch bei feudalen Zuſtänden wohl 
befinden und ſich zu feudaler Beſchränkkheit zurückentwickelt haben — die 
Bourgeoiſie braucht ein gewiſſes Mindeſtmaß von politiſcher Freiheit, um aus⸗ 
beuten zu können. Es iſt Pflicht der Sozialdemokratie, dieſes Mindeſtmaß von 
Freiheit mit erringen zu helfen, nicht der Bourgeoijie zu Liebe, ſondern im 
eigenen Klaſſenintereſſe. (Beifall.) Ich bin überzeugt, daß die bürgerlichen 
Oppoſitionsanwandlungen ſchwächer werden in dem Maße als der Klaſſenkampf 
fich zuſpitzt. Aber gerade wenn dem jo ift, fo ſage ich: es iſt eine Noth⸗ 
wendigkeit, daß das Proletariat in den preußiſchen Landtagswahlen aktiv auf 
die Bühne tritt und die Opposition ſtärkt, bis es ſchließlich die endgiltige 
Führung im Kampfe gegen die Reaktion übernimmt. Denn vergleichen Sie 
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doch die Hallung der bürgerlichen Oppoſition im preußiſchen Landtag und 
Reichstag. Sie werden finden, daß im Reichstag die bürgerliche Oppoſitlon, 
die bei den Wahlen mit der Abrechnung der Maſſen zu rechnen hat, eine weit 
ſchärfere iſt als im preußiſchen Landtag, wo die Herren hübſch unter ſich 
bleiben. Betheiligen wir uns an den Wahlen zum preußiſchen Landtage, ſo 
haben wir die beſte Gelegenheit zur öffentlichen Abrechnung mit der Politik der 
Regierung und der Politik aller bürgerlichen Parteien. Auch bezüglich der vom 
Landtage zu entſcheidenden Fragen erſcheint dann die Sozialdemokratie klar 
als die vornehmſte Vorkämpferin für die Intereſſen der Maſſen. 

Es wird behauptet, daß wir nicht im Stande ſind, die Maſſen für dieſen 
Kampf zu intereſſiren; man hat gegen unſere Betheiligung die Schwierigkeiten 
angeführt, welche der überzeugungstreuen Abſtimmung der Arbeiter entgoen: 
ſtehen. Ja, Genoſſen, ich frage Sie, wann ſind denn je die Schwierigkeiten 
ein Grund geweſen, um Sozialdemokraten vom Kampfe zurückzuhalten? (Leb⸗ 
hafter Beifall.) Haben uns die Schwierigkeiten in der Gewerkſchaftsbewegung 
abgeſchreckt? Haben nicht unſere öſterreichiſchen Genoſſen, die unter ähnlichen 
Verhältniſſen indirekt und mit öffentlicher Abſtimmung zu wählen haben, den 
Kampf aufgenommen? Wann, frage ich Sie weiter, haben wir den Schwer⸗ 
punkt unſerer Betheiligung an den politiſchen Wahlen allein auf die Er: 
oberung von Mandaten gelegt? Bei aller Werthſchätzung der Mandate haben 
wir doch allzeit betont, daß wir den Schwerpunkt unſerer Wahlbetheiligung in 
ihrer agitatoriſchen Wirkung auf die Maſſen erblicken. Bedeutſam ſicher iſt 
die poſitive Arbeit in den Parlamenten, aber als poſitivſte aller Arbeiten haben 
wir noch ſtets erachtet, das Denken, die Auffaſſung der Maſſen zu revolutioniren. 
(Lebhafter Veifall.) Die Landtagswahlen bieten uns reichliche Gelegenheit dazu, 
denn die Agitation muß dann an eine Reihe von Fragen anknüpfen, die von 
unmittelbarem Lebensintereſſe für die Maſſen ſind und die bei der Agitation 
zu den Reichstagswahlen nicht gründlich erörtert werden können. Mit dem 
neuen Agitationsſtoff packen wir neue Maſſen. Von dem Augenblick an, wo 
wir uns an den Landtagswahlen betheiligen, gewinnt das ganze politiſche Leben 
Preußens eine ganz andere Perſpektive, einen ganz anderen Hintergrund. Es 
wird aus einem halbfeudalen ein modernes politiſches Leben, es tritt in das 
Zeichen des Klaſſenkampfes, in dem das Proletariat eine aktive Rolle ſpielt, 
und aus dieſem Grunde halte ich unſere Betheiligung an den Landtagswahlen 
für nothwendig. Und weiter auch mit Rückſicht auf die Beſeitigung des Drei⸗ 
klaſſen⸗Wahlſyſtems. Kommen Sie nicht damit, wir werden dieſes Wahlſyſtem 
vermittelſt des Reichstages beſeitigen. Ich bin überzeugt, daß vielmehr die 
Tendenz der politiſchen Entwickelung Deutſchlands den anderen Weg gehen 
wird: Bedrohung des allgemeinen gleichen Wahlrechts zum Reichstag durch die 
Einzellandtage. Der Vorſtoß gegen das Vereins- und Verſammlungsrecht ſpricht 
ſehr dafür. (Lebhafte Zuſtimmung.) Außerdem iſt die Wahlenthaltung die 
ſchwächlichſte jeder Proteſtaktion. (Sehr richtig!) Wenn wir den bloßen Proteſt 
beſchließen, werden unſere Gegner ſich ins Fäuſtchen lachen. Sie werden ſagen, 
wir laſſen Euch ſehr gern das billige Vergnügen, gegen uns zu proteſtiren, 
wir behalten die Macht, Euch zu diktiren. (Lebhafter Beifall.) Und Genoſſen, 
eine äußerliche Demonſtrationspolitik iſt bei uns undurchführbar bei dem Charakter 
der Deutſchen und unſerer geſammten geſchichtlichen Entwickelung. Das zeigt 
auch die Geſchichte und der Charakter der Maifeier. Ich verſichere Ihnen eins: 
ſo bereit ich jederzeit bin, meine Perſon einzuſetzen in dem Klaſſenkampf, möchte 
ich nicht die Verantwortung übernehmen, angeſichts der gegenwärtigen hyſteriſchen 
Nervoſität der Herrſchenden zu einer rein äußerlichen Demonſtrationspolitik zu 
drängen. Der wichtigſte Proteſt bleibt die Wahlaktion, die Wahlbetheiligung 
(Beifall). Wenn wir nicht Erfolge erringen in Geſtalt von Mandaten, ſo bin 
ich doch überzeugt, daß die Saat, die wir ausſtreuen, üppig in die Halme 
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ſchießt und daß wir ſie einernten werden bei den Reichstagswahlen. (Beifall.) 
Auch was Liebknecht aus Bosheit, aber mit ſeiner ganzen Opferfreudigkeit in 
Sachſen geſäet hat, er wird es bei den nächſten Reichstagswahlen für die 
Ernte reif finden. (Beifall.) 

Wenn wir uns in Preußen an den Landtagswahlen betheiligen, ſo wird 
auch hier das Wort gelten, des bin ich überzeugt, heute wagen wir, über ein 
Weilchen ſchlagen wir! (Stürmiſcher Beifall und Händeklatſchen.) 

Dr. Arons⸗Verlin: Der Umſtand, daß zweifellos ein großer Theil unſerer 
Wähler noch nicht Sozialdemokraten ſind, iſt meiner Anſicht nach durchaus 
ausſchlaggebend dafür, daß wir gezwungen ſind, uns an der gegenwärtigen 
— ich ſpreche ausdrücklich Pon der gegenwärtigen — preußiſchen Landtags⸗ 
wahl zu betheiligen. Denn wir haben Alle geſehen, daß thatſächlich — Genoſſin 
Zetkin hat das ja in glänzender Weiſe ausgeführt — ein demokratiſcher Zug 
durch die Oppoſitionsparteien geht. Und betrachten wir die preußiſchen 
Landtagswahlen diesmal wieder von dem Standpunkte des reinen Proteſtes 
und reinen Gehen⸗ und Geſchehenlaſſens, dann werden wir Folgendes erleben: 
die Liberalen werden ſich als die eigentlichen Volks⸗ und Freiheitsfreunde 
ausgeben, und von denjenigen Leuten, die ſich bereits auf dem Wege 
der Entwickelung zur Sozialdemokratie befinden, werden eine ganze Reihe von 
ihnen ins Schlepptau genommen werden. (Sehr richtig!) Und dann kommt 
die weitere Folge: Wenn die Leute den Glauben gewinnen, ſie haben die 
Volksrechte gewahrt, indem fle für die Liberalen geſtimmt haben, werden ſie 
auch bei den Reichstagswahlen ſagen, diesmal können wir auch lieber für die 
Liberalen ſtimmen, als daß wir alle Fährlichkeiten auf uns nehmen, die das 
Eintreten für den Sozialdemokraten mit ſich bringt. Es iſt gefagt, wir dürfen 
unſere Taktik nicht auf dieſe minderwerthigen Elemente zuſchneiden. Das 
wollen wir auch nicht. Der richtige Sozialdemokrat weiß ja genau, was wir 
wollen, wenn wir einmal für einen bürgerlichen Kandidaten eintreten; für uns 
iſt es aber wichtig, die, die noch nicht durchgebildete Sozialdemokraten ſind, 
feſtzuhalten, nicht um durch ihre Hilfe Mandate zu erringen, wohl aber, um 
nicht ein Agitationsmaterial an ihnen zu verlieren. Deshalb iſt es nothwendig, 
daß wir diesmal in die Wahl eintreten. Wir haben ihnen in den Verſamm⸗ 
lungen und Flugblättern gerade bei dieſer Wahl den ganzen Sündenzettel der 
Liberalen vorzutragen. Wir werden ihnen ſagen können: Dieſe Leute, die wir 
Euch heute zu wählen empfehlen, ſie haben dieſe und jene Verbrechen auf 
ihrem Konto, und ich glaube, kein einziger unſerer Agitatoren wird in der 
Verſammlung in Bezug hierauf in Verlegenheit kommen. Es iſt als eine 
große Schwierigkeit betont worden, daß Reichstags⸗ und Landtagswahlen bald 
auf einander folgen. Ich möchte ſagen: Das betrachte ich gerade als einen 
Vortheil: denn in dem Moment, wo wir den Leuten ſagen: hier bei den 
Landtagswahlen müſſen wir die Liberalen unterſtützen, denn hier kommt es 
darauf und darauf an, aber nachher bei den Reichstagswahlen werden wir 
mit ihnen abrechnen, laſſen wir über die wirkliche Sachlage keinen Zweifel. 
Wir haben nicht nöthig, das eine Mal in den Himmel zu heben und das 
andere Mal herunterzureißen. (Sehr wahr.) Ich glaube, das iſt überhaupt 
nicht die Art der Agitation, wie wir ſie betrieben haben. (Lebhafter Beifall.) 
Wir ſollen eben nicht ſagen: Herr Munkel, dieſe Leuchte! — und nachher: 
Munckel, dieſer Schuft! (Beifall), ſondern: Herr Munckel als Liberaler will 
das, deshalb geben wir ihm unſere Stimme; nachher bei der Reichstagswahl 
handelt es ſich um ganz andere Aufgaben, da werden wir ihn bekämpfen. 

Und nun einige Worte über das „Wie“ der Betheiligung. Ich ſtehe, 
wie Sie wifſen, ſchon ſeit vier Jahren auf dem Boden: Wir müfſen uns an 
den Landtagswahlen betheiligen im Intereſſe der Agitation. Aber über das 
Wie habe ich hin und her gefchwankt bis in die letzten Wochen, und ich weiß 
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nicht, ob ich bis zu den Wahlen meine gegenwärtige Anſicht nicht noch ändere. 
Deshalb wäre ich dafür, daß wir uns auf dem Parteitag auf das Prinzipielle 
beſchränken. Das hat auch einen praktiſchen Werth: es iſt mißlich, in eine 
Agitation mit gebundenen Händen hineinzugehen. (Sehr richtig!) Je größer 
unſere Aktionsfreiheit bis zum letzten Moment iſt, deſtoh beſſer für uns und 
deſto gefährlicher für unſere Gegner. Deshalb würde ich es lieber ſehen, 
wenn wir uns auf die Annahme der erſten beiden Abſätze der Bebel ſchen 
Reſolution beſchränken würden. Aber die Bebel'ſche Reſolution iſt im Großen 
Ganzen ſo gefaßt, daß wir uns doch bis zu gewiſſen Grenzen etwas freier 
bewegen können, und um die Einmüthigkeit nicht zu ſtören, möchte ich bitten, 
ſie anzunehmen. 9 

Es iſt hier vielfach von einem Handel geſprochen worden. Nun, ich 
meine, auf einen Handel würde es garnicht herauskommen. Wir würden in 
keine Verhandlungen mit den Parteien einzutreten brauchen, ſondern einfach 
ſagen: wir wählen bürgerliche Oppoſitionsleute, die in ganz beſtimmten Punkten 
in ihrem eigenen Klaſſenintereſſe gewiſſe Forderungen vertreten muſſen, die 
auch wir für wünſchenswerth halten. Ich erinnere an die Frage der Frei⸗ 
zügigkeit, die jeder Induſtrielle nothwendig haben muß, der Agrarier aber 
beſeitigen will; ich erinnere an die Schulfrage, wo es im Intereſſe der Induſtrie 
liegt, daß wenigſtens ein gewiſſes Maß von Bildung auch der Arbeiter hat, 
den ſie ausbeutet, während der Agrarier das Intereſſe hat, daß die Schulzeit 
möglichſt kurz iſt, erſtmal, damit er die Kinder früher ausbeuten kann, und 
dann, weil er ſich ſagt, wenn der Kerl etwas gelernt hat, iſt er nicht mehr 
derſelbe. Wir können alſo, ohne erſt zu verhandeln, einfach ſagen: Wir 
wählen oppoſitionelle Leute, wir haben bei den Wahlen garnichts mit ihnen 
zu verhandeln. 

Aber auch wenn wir Wahlmänner aufſtellen, wo wir das Zünglein an 
der Waage ſind — ich nenne Königsberg, Breslau, Frankfurt — wenn wir 
an ſolchen Orten erklären: wählt Ihr im erſten Wahlgang unſeren Kandidaten 
— denn in den meiſten Wahlkreiſen Preußens wählen dieſelben Wahlmänner 
zwei oder drei Abgeordnete — dann wählen wir im folgenden den Liberalen, 
ſo wäre das ein gangbarer Weg. (Die Redezeit iſt abgelaufen.) (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen.) 

Siuger⸗Berlin: Wenn die von Arons vorgetragenen Grundſätze für 
die Partei jemals maßgebend werden ſollten, dann würde man viel beſſer 
thun, mit den Parteien, die Arons meint, ein gemeinſames Programm zu 
machen (Sehr gut!), nicht nur ein gemeinſames Wahlprogramm, ſondern auch 
ein gemeinſames Kampfprogramm. Davon kann natürlich niemals die Rede 
ſein. Die Arons'ſchen Ausführungen beweiſen, wohin man kommt, wenn man 
als ein um jeden Preis zu erreichendes Ziel die mit Mandaten belohnte Bes 
theiligung an den Landtagswahlen hinſtellt. Arons hat vielleicht in nicht 
gewollter aber ſehr dankenswerther Weiſe diejenigen, die noch zweifelhaft 
waren, bewogen, ſich ihre Schlußabſtimmung noch einmal recht reiflich zu Über: 
legen. (Sehr richtig!) 

Mit Zubeil bin ich nicht darin einverſtanden, daß die Entſcheidung 
über das Ob und Wie der Betheiligung Sache der preußiſchen Delegirten 
ſei. Die Frage ſteht doch nur ſo, ob wir uns betheiligen ſollen, ſondern wie 
wir uns betheiligen ſollen, ſondern wie wir uns betheiligen ſollen, und an 
dem „Wie“ hat die geſammte deutſche Partei ein gleiches Intereſſe (Sehr 
richtig!) und fie muß daher das Recht der Entſcheidung haben. In den 
andern Ländern, von denen Zubeil und auch Auer geſprochen haben, beſtehen 
Wahlgeſetze, die es uns ermöglichen, aus eigener Kraft in den Landtag zu 
kommen. (Sehr wahr!) Hier aber ſoll das erſte Mal der Verſuch gemacht 
werden, unter einem Wahlgeſetz zu kämpfen und Erſolge zu erringen mit Hilfe 
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anderer Parteien, ohne deren Hilfe das nicht möglich iſt. Das iſt keine 
preußiſche Frage, fondern eine, über die die Geſammtpartei zu enk⸗ 
ſcheiden hat. 

Nun hat Auer in durchaus objektiver Weiſe ſeine Anſchauung vertreten, 
aber das eine geht doch daraus hervor: er verſpricht ſich große politiſche 
Vortheile durch die Aufhebung des Kölner Beſchluſſes und durch die Bethei⸗ 
ligung. Nein, dieſe Erfolge ſehe ich nicht. Was haben wir denn für 
Hoffnungen zu ſetzen auf eine, ſagen wir, etwas weniger regierungsfreundliche 
Majorität im preußiſchen Landtage. Denn daß die Majorität auch im Ab⸗ 
geordnetenhauſe nimmer regierungsfeindlich ſein wird, lehren alle bisherigen 
Erfahrungen. Die Vorgänge in den 60er Jahren find kein Beweis für das 
Gegentheil, denn damals handelte es ſich nicht um den wirthſchaftlichen Kampf, 
Fordern um den Kampf um politiſche Freiheit. Heute aber ſteht der wirth⸗ 
ſchaftliche Kampf wenn nicht höher, ſo doch mindeſtens ebenſo hoch wie 
der politiſche, und in dieſem Kampf wird ſich vermöge des Dreiklaſſen⸗Wahl⸗ 
ſyſtems im preußiſchen Abgeordnetenhauſe nie eine Majorität finden, die auch 
nur annähernd einigermaßen vernünftige Anſchauungen vertritt. (Sehr richtig!) 
Es iſt eine Illuſion, ſich das Gegentheil einzureden. Und ſitzt denn nicht 
neben dem Abgeordnetenhauſe das Herrenhaus und die Regierung? (Sehr 
richtig!) Gewiß haben wir auch neben dem Reichstage einen Bundesrath, 
aber dort liegen die Verhältniſſe doch ganz anders. 

Man redet davon, daß es möglich ſein wird, durch eine Betheiligung 
an den Landtagswahlen den Kampf gegen das Dreiklaſſen-Wahlſyſtem zu führen, 
aber bei ruhiger und objektiver Ueberlegung muß man zu der Anſicht kommen, 
daß wir durch eine ſolche Aktion die Dreiklaſſenwahl niemals beſeitigen werden. 
Das iſt nur möglich, wenn ſich im Reichstage eine Majorität findet, die einen 
fo ſtarken Druck — eventuell durch Etatsverweigerung — auf den Bundesrath 
ausübt, daß durch Reichsgeſetz die Einzelſtaaten gezwungen werden, ihre Wahl⸗ 
geſetze zu ändern. Nun hat namentlich die Genoſſin Zetkin mit gewohnter 
flammender Begeiſterung darauf hingewieſen, daß durch die Wahlbetheiligung 
ein neues Kampffeld für uns ſich eröffnet. Gründe dafür ſind aber nicht 
angeführt. Wenn es ſich nur darum handeln würde, ſich an einer durch 
außerordentlich ſchöne Bilder geſchmückten Rede zu begeiſtern, dann würde die 
Rede der Genoſſin Zetkin ganz gewiß den gewünſchten Erfolg haben, aber 
wir ſind doch nicht Leute, die blos ſchöne Reden halten, ſondern die ruhig 
und klar überlegen, was zu thun iſt. Das ſagt Jeder: davon iſt keine Rede, 
daß wir aus eigener Kraft einen Abgeordneten durchbekommen. Genoſſin Zetkin 
ſagt, wir betheiligen uns nicht der Mandate, ſondern der Agitation wegen. 
Iſt das richtig, dann darf ſie nicht für die Reſolution Bebel ſtimmen, denn 
darin werden Mandate verlangt. Unſere Partei iſt jetzt groß genug, ſie braucht 
nicht ein neues Gebiet als Verbreitungsfeld für ihre Ideen, wir können über 
alle die einſchlägigen Fragen auch verhandeln, ohne daß wir Wahlverſammlungen 
für den Landtag einberufen. Selbſt alſo können wir nicht in den Landtag 
kommen und deshalb ſollen Kompromiſſe geſchloſſen werden. Da muß ich 
doch ſagen: was Bebel in Köln ausgeführt hat, trifft heute noch zu. Was 
hat ſich denn geändert, daß das, was vor vier Jahren zur Demoraliſation 
geführt hätte, heute als erſtrebenswerth bezeichnet wird? Es iſt eine Reihe 
reaktionärer Geſetzesvorſchläge gekommen, aber es iſt nichts eingetreten, was 
die Partei zwingen könnte, ihre Todfeinde zu unterſtützen und ihre Kräfte der 
Bourgeoiſie zur Verfügung zer ſtellen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 
Es iſt Geſpenſterſeherei, wenn man glaubt, daß ſeit 1894 derartige Ver⸗ 
änderungen in dem Kampfe mit dem Junkerkhum ſowohl als auch mit der 
Bourgeoiſie eingetreten ſind, und deshalb muß ich mich auf das Beſtimmteſte 
gegen Wahlbündniſſe und Kompromiſſe mit anderen Parteien erklären. 
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Auer hat ſeinen früheren Vorſchlag ſelbſt zurückgezogen und kommt nun 
mit einem neuen Vorſchlage. Aber für dieſen Handel mit den bürgerlichen 
Parteien danke ich. Die bürgerlichen Oppoſitionsparteien müßten ja Narren 
und Eſel ſein, wenn ſie uns auch nur ein Mandat dafür geben, daß wir in 
einem anderen Wahlgange für ſie ſtimmen. Was ſollen denn ſozialdemokratiſche 
Wahlmänner, wenn ſie gewählt ſind, Anderes machen, als gegen die Reaktion 
zu ſtimmen? Die bürgerliche Oppoſition hat das volle Recht, uns zu ſagen: 
Ihr müßt um Euer ſelbſt willen für uns ſtimmen, weil Ihr es nicht zulaſſen 
dürft, daß die Reaktion geſtärkt wird, gleichviel ob wir Euch nachher unſere 
Stimme geben oder nicht. Es bleibt alſo für mich beim Kölner Beſchluß. 
(Stürmiſcher Beifall und Händeklatſchen.) 

Dr. Quarck- Frankfurt a. M.: Aus der Rede Singer's iſt mir fo 
recht klar geworden, welches die Unklarheit iſt, die uns noch trennt. Es dreht 
ſich darum, feſtzuſtellen, ob die Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen 
ein Aufgeben des Klaſſenkampfes bedeutet. Iſt dies der Fall, fo haben wir 
uns fernzuhalten, wenn nicht, ſo beſteht kein Grund, uns nicht zu betheiligen. 
Nun bedeutet meines Erachtens die Wahlbetheiligung für uns ſogar die 
Eröffnung des Klaffenfanıpfes auf einem neuen von uns noch nicht praktiſch 
bearbeiteten Gebiete. Man darf nur den Begriff des Klaſſenkampfes nicht ſo 
eng faſſen, wie die Gegner der Betheiligung. In dem politiſch weit hinter 
allen weſteuropäiſchen Kulturſtaaten zurückgebliebenen Preußen kämpft noch das 
oppoſitionelle Bürgerthum als nicht herrſchende Klaſſe gegen das herrſchende, 
im mittelalterlichen Feudalismus wurzelnde Junkerthum. Es kämpft neuerdings 
heftiger als je gegen dieſen Feind, der auch unſer Klaſſenfeind iſt. Die Neigung 
zum Abſolutismus und der Zickzackkurs haben thatſächlich auch das Bürgerthum 
in Preußen aufgerüttelt. Unſer Wahlmißerfolg in Wiesbaden iſt zum Theil 
auch darauf zurlickzuführen, daß der Freiſinn nicht ungeſchickt mit dieſem friſchen 
Winde ſegelte. Dieſe friſche Bewegung im Bürgerthum iſt aber revolutionär 
im Sinne des Kommuniſtiſchen Manifeſts, ſie richtet ſich gegen Abſolutismus 
und Feudalismus, will das parlamentariſche Regime einführen, und das iſt in 
den zurückgebliebenen preußiſchen Verhältniſſen ein Fortſchritt. Wir unterſtützen 
dieſen Kampf der Bourgeoiſie gegen mittelalterliche Staatsformen, wenn wir 
uns an den Landtagswahlen betheiligen. Ich denke, wir brauchten uns gar 
nicht zu ſchämen, offen und nackt zu ſagen: in der Hauptſache kommt unſere 
Wahlbetheiligung auf eine Unterſtützung des Freiſinns hinaus; in Bezug auf 
eigene Mandate denke ich nämlich ziemlich peſſimiſtiſch. Aber auch das iſt in 
dieſem Falle Proletarierpolitik, Proletarierpolitik mit Eugen Richter als Kanonen⸗ 
futter. Denn es iſt ja nicht richtig, daß wir kompromiſſeln, daß die Freiſinnigen 
mit uns auch handelten oder wir mit ihnen. Eugen Richter ladet uns nicht 
als freundlicher Wirth ein, wie es das Bild des „Kladderadatſch“ darſtellt, 
das eben im Saale herumgeht. Umgekehrt: wir kommen zu den Freiſinnigen 
als nachdrängende Hilfstruppe, die dem zögernden Vormarſch der bürgerlichen 
Oppoſition nicht immer ſehr angenehm iſt. Für die Ausführung der Betheiligung 
wäre mir der bekannte Auer'ſche Vorſchlag als der liebſte und nützlichſte 
erſchienen. Ich bedaure, daß ihn Auer nicht mehr energiſch aufrecht erhält. 
Dann giebt es auch keine Enttäuſchungen und Verwirrungen. Zur Landtags⸗ 
wahl ſchicken wir die freifinnige Oppoſition hoffentlich verſtärkt oder wenigſtens 
im Rückgrat geſtärkt vor, um uns zu helfen, dem Junkerthum in Preußen die 
Herrſchaft zu entreißen. Zu den Reichstagswahlen ſtellen wir unſere eigenen 
Kandidaten auf, damit ſie als Abgeordnete die Truppe bilden, welche ſpäter 
auch dem bürgerlichen Regime noch die Herrſchaft entreißt. In dieſem Verhalten 
liegt nicht der mindeſte Widerſpruch. Im Gegentheil: Wir ſetzen damit auf einem 
neuen Gebiet an Stelle der revolutionären Phraſe die praktiſche, den Umſtänden 
angepaßte, und deshalb wirkſame revolutionäre That! (Vereinzelter Widerſpruch.) 
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Hoch⸗Hanau: Für mich iſt der Satz in 4b der Bebel'ſchen Reſolution, 
„eventuell für einen ſozialdemokratiſchen Kandidaten zu ſtimmen“ ganz unannehm⸗ 
bar. Was heißt eventuell? Entweder nichts oder es liegt darin ausgeſprochen, 
daß wir uns in einen Handel einlaſſen. Das geht nicht. Der liberale Klein⸗ 
bürger würde als Wahlmann garnicht die Kourage haben, öffentlich für einen 
Sozialdemokraten zu ſtimmen. Wenn wir aber keinen Kompromiß ſchließen, 
liegt gar kein Grund vor, uns nicht an der Wahl zu betheiligen. Wir müſſen 
eingreifen und zwar mit Rückſicht auf unſere Agitation. Die Proteſtagitation 
iſt, wie die Erfahrung zeigt, gar nicht möglich. Wirkliche Agitation läßt ſich 
nur bei Betheiligung erzielen. Die Frage, ob wir ein Mandat erobern, können 
wir getroſt der Zukunft überlaſſen. 

Schmitt⸗ München: Nehmen Sie unſeren Antrag 91 an. Es iſt 
entſchieden Sache der Genoſſen des betreffenden Landes, darüber zu entſcheiden, 
ob ſie ſich betheiligen ſollen oder nicht. Bei den komplizirten preußiſchen 
Verhältniſſen iſt es den außerpreußiſchen Genoſſen unmöglich, ſich ein klares 
Bild zu machen. Die preußiſchen Genoſſen müſſen endgiltig allein entſcheiden. 

Pens Deſſau: Ich bedaure, daß die Anſchauungen der Genoſſen in 
ſolcher Schärfe zum Ausdruck kommen. Vielleicht iſt der Wunſch, in glänzenden 
Antithefen zu ſprechen, die Urſache. Beſonders habe ich mich gewundert, daß 
Singer mit ſolchem Aplomb aufgetreten iſt. Wurden doch gegen die Berliner 
Stadtverordnetenwahlen dieſelben Gründe geltend gemacht, wie gegen die 
Betheiligung an den Landtagswahlen. Der Kölner Veſchluß war verkehrt, 
denn es iſt nichts nach ihm geſchehen. Wir müſſen uns aber immer mehr um 
alle Verhältniſſe kümmern. Nehmen Sie die Reſolution Bebel an. Es kommt 
darauf an, daß wir überhaupt etwas thun. Unſere Genoſſen ſetzen ſo oft ihre 
Exiſtenz für uns aufs Spiel, da wird die öffentliche Stimmabgabe lein 
unüberwindliches Hinderniß ſein. Es lebt ſo viel Idealismus in der Partei. 
Wir können von unſeren Genoſſen verlangen, Farbe zu bekennen; ſie ſollen 
ſich nicht ſchämen, Sozialdemokraten zu fein. Die Agitation für die Landtags- 
wahlen wird vorläufig der größte Gewinn für uns ſein; ſpäter wird es anders 
kommen. Gegen Kompromiſſe möchte ich mich bei der bevorſtehenden Wahl 
doch entſcheiden. Ob es ſpäter, wenn wir mächtiger ſein werden, nicht geſchehen 
wird, bleibe dahingeſtellt. 

Emmel⸗Saarlouis: Die Betheiligung an den preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen iſt von allen Seiten als Zweckmäßigkeitsfrage behandelt worden. Das 
halte ich auch für richtig. Ein einziger Sozialdemokrat im Landtage kann auf 
die Bergarbeiter die Eiſenbahn⸗Arbeiter viel mehr wirken als alle ſonſtige 
Agitation. Schon diefer einzige Umſtand veranlaßt mich, unter allen Umſtänden 
ob mit, ob ohne Kompromiß für die Betheiligung einzutreten. Die kopfſcheu 
werden, ſind überhaupt keine Sozialdemokraten, ſondern unklare Mitläufer, an 
denen uns nichts liegen kann. Was gegen die Betheiligung an den Landtags⸗ 
wahlen geſagt wird, kann man auch gegen die Betheiligung an den Reichstags⸗ 
wahlen einwenden. Der einzige ernſthafte Einwand dagegen iſt der Hinweis 
auf die Schwierigkeiten, aber wir ſind der Schwierigkeiten immer Herr geworden! 
(Beifall.) 

Meiſt⸗Köln: Ueber die Urheber der Frontveränderung in Sachen der 
Landtagswahlen konnte ich mir zuerſt nicht klar werden. Da hörte ich, daß 
es Bebel war. Ich war einigermaßen überraſcht, hatte ich doch kurz zuvor 
eine Rede über die preußiſchen Landtagswahlen gehalten, zu der ich als Material 
Bebel's Schrift gegen die Betheiligung benutzt hatte. (Heiterkeit.) Mögen die 
nichtpreußiſchen Delegirten bei der Abſtimmung wohl berückſichtigen, daß das 
preußiſche Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem ganz abweicht von den Wahlrechten zu den 
übrigen Landtagen. Die Frage der Betheiligung an den preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen muß daher von einem ganz anderen Geſichtswinkel aus betrachtet werden. 
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Vor Allem müſſen wir berückſichtigen, daß wir die Maſſen. nicht zu dem Opfer 
der öffentlichen Stimmabgabe bringen werden. (Sehr richtig.) Ich bin aber 
mit dem Auftrage hierher geſchickt worden, für die Aufhebung des Kölner 
Beſchluſſes zu ſtimmen. Wir haben uns den Gründen nicht verſchloſſen, die 
unſere Theoretiker dafür geltend gemacht haben. Es iſt gut, daß die Bebel'ſche 
Reſolution den Wahlkreiſen die Entſcheidung darüber giebt, ob eine Wahl⸗ 
betheiligung möglich iſt. Auch ihr letzter Abſatz iſt von weſentlicher Bedeutung. 
Er verhindert, daß man, wenn man fich auf die ſchiefe Ebene des Kompromiſſes 
begiebt, nicht gar zu faule Kompromiſſe abſchließt. Die Reichs⸗ und Landtags⸗ 
wahlen liegen diesmal ſehr nahe bei einander. Es wird Sache der Kreiſe ſein, 
darüber zu entſcheiden, ob Verwirrung entſteht, wenn man für die Freiſinnigen 
eintritt. In meinem Wahlkreiſe Lennep⸗Mettmann haben die Freiſinnigen beim 
letzten Wahlkampſe Flugblätter verbreitet, die Alles enthalten, was das Schimpf⸗ 
lexikon der ödeſten Impotenz auf die Beine bringen kann. (Heiterkeit.) Wird 
aus der Bebel'ſchen Reſolution Punkt 4b weggelaſſen, der den Kuhhandel offen 
zum Ausdruck bringt (Heiterkeit), ſo bin ich bereit, ſür ſie zu ſlimmen, weil ſie 
den einzelnen Kreiſen die ſelbſtändige Entſcheidung läßt, und die iſt diesmal 
beſonders nothwendig. (Beifall.) 

Die weitere Debatte wird auf die Nachmittagsſitzung vertagt. 

Auf Vorſchlag des Vorſitzenden wird beſchloſſen, daß jeder Redner in 
dieſer Debatte nur einmal das Wort ergreifen darf. Der weitere Vorſchlag, 
die Debatte heute, eventuell unter Verlängerung der Sitzungsdauer um eine 
Stunde, zu Ende zu führen und dann noch die Abſtimmung vorzunehmen, wird 
abgelehnt. Im Weiteren theilt der Vorſitzende dem Parteitag Folgendes mit: 
Der Vorſtand der czecho⸗flaviſchen Sozialdemokratie richtet an den Parteitag 
ein Schreiben, worin er ſagt, daß er den Verhandlungen des Kongreſſes mit 
großem Intereſſe folgt und hofft, daß ſie der internationalen Sozialdemokratie 
von großem Nutzen ſein werden. Dann aber legt er gegen den Ausſpruch 
Pfannkuch's: Es kann keine polniſchen Genoſſen innerhalb der deutſchen 
Sozialdemokratie geben, entſchieden Proteſt ein. 

Singer: Ich hoffe, daß der Vorſtand der czecho = flavifchen Sozial⸗ 
demokratie aus unferen weiteren Verhandlungen bereits erſehen haben wird, 
daß in dieſer Frage volle Klärung bereits erfolgt iſt. Der beſte Beweis für 
das Einverſtändniß Aller liegt in der Zurückziehung des Antrages Berfus 
(Zuſtimmung). 

Geck⸗Oſſenburg: Durch eine unrichtige Wiedergabe meiner Aus: 
führungen über die Abgrenzung des Agitationsgebietes der badiſchen Partei⸗ 
preſſe wurde Genoſſe Dresbach aus Mannheim mit Recht veranlaßt, in Form 
einer Zuſchrift zum Protokoll des Parteitages eine Richligſtellung zu geben. 
Er rennt aber offene Thüren ein; ich habe nichts Gegentheiliges behauptet. 
Ich berufe mich dafür auf das offizielle Protokoll und verweiſe auf das 
Zeugniß des anweſenden Verkreters von Mannheim, Kramer, daß meine Aus⸗ 
führungen am Dienſtag zu einer Rektifikation keinen Anlaß geben. 

Es ergeht die Einladung, heute oder morgen Miltag gemeinſam die 
Gräber von Geib und York zu beſuchen. 

Schluß 1 Uhr. 


Nachmittags-Sitzung. 
31, Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 
Zur Reſolution Bebel (98) ſind im Laufe der Debatte die unter 99 
aufgeführten Amendements eingelaufen, die mit zur Diskuſſion geſtellt werden. 
v. Elm: Auer hat uns erklärt, daß er an die Möglichkeit des Staats⸗ 
ſtreichs glaube, und hält deshalb die Betheiligung an den Landtagswahlen 
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für nothwendig, um durch eine ſtarke oppoſitionelle Mehrheit die Möglichkeit 
des Staatsſtreichs zu verhindern. Ja, wenn dieſe Möglichkeit nur vorhanden 
wäre! Wir werden vielleicht ein Dutzend Freiſinnige mehr in den Landtag 
hineinbringen können; was bedeutet das gegenüber den 90 Nationalliberalen, 
die immer unſichere Kantoniſten find. Von den Nationalliberalen geht ja das 
Drängen auf eine Beſeitigung des allgemeinen gleichen Wahlrechts im Reichstag 
hauptſächlich aus. Weshalb haben ſie denn gegen die lex Recke im Landtag 
geſtimmt? Doch nur deshalb, weil ſie ſie noch nicht für eine ausreichende 
Handhabe für den Kampf mit dem Umſturz hielten. Kommt die Regierung 
ihren Wünſchen entgegen, dann werden ſie über den Stock ſpringen, wie Io 
oft ſchon. Unſer Hauptkampf muß auf wirthſchaftlichem Gebiete liegen. 
Wir müſſen die Gewerkſchaften ſtärken, muſſen eine Organiſation ſchaffen, 
ſo gewaltig wie in England. Freilich ſagt man, für die gewerkſchaftliche 
Bewegung iſt eben ein freies Koalitionsrecht nothwendig. Aber wenn die 
Arbeiter nur das Koalitionsrecht, das ſie gegenwärtig haben, benützen, dann 
werden ſie ſehr bald volle Koalitionsfreiheit beſitzen. Nicht im Landtage wird 
der Konflikt zu Ende gekämpft werden, ſondern im deutſchen Reichstage. 
(Sehr richtig.) 

Auer hat ſich ja in der kurzen Zeit recht gut entwickelt! Ich bin nicht 
ſo entwickelungsfähig. Ich ſage: keine eigenen Wahlmänner, keine eigenen 
Kandidaten, ſondern nur ein Eintreten für beſtimmte Mindeſtforderungen, aber 
nicht ſolche Mindeftforderungen, die auf die erbärmliche Haltung der Frei⸗ 
finnigen zugeſchnitten find, wie in der Bebel'ſchen Reſolution. Ich fordere 
das allgemeine gleiche Wahlrecht auch für die Gemeindewahlen und das 
Koalitionsrecht auch für die ländlichen Arbeiter. Wie ſind die Freiſinnigen 
in der Frage der Geſinde-Ordnung umgefallen! Ich bin alſo für die Be⸗ 
theiligung an den Landtagswahlen einzig und allein aus Gründen der Agitation, 
der Aufrüttelung der Volksmaſſen. Das würde auch eine gute Vorbereitung 
für die Reichstagswahlen ſein. Für eine Politik der vollſtändigen Hoffnungs⸗ 
loſigkeit aber wollen wir das Geld nicht zum Fenſter hinauswerfen. (Beifall.) 

Metzner ⸗ Berlin: Wie weit die Anfichten auseinandergehen, hat die 
heutige Debatte gezeigt. Die Hoffnungen auf den Erfolg theile ich nicht. 
Sollen wir den Kölner Beſchluß nun aufheben? Er bindet den Genoſſen die 
Hände zu einer kräftigen Agitation. Aus ſeiner Aufhebung folgt aber noch 
nicht, daß wir in die preußiſchen Landtagswahlen eintreten. Das müſſen die 
einzelnen Kreiſe entſcheiden. Ein dementſprechender Beſchluß ſollte von dieſem 
Parteitag gefaßt werden. In vielen Wahlkreiſen iſt man ſich klar, daß ein 
Erfolg bei der Betheiligung nicht zu erzielen iſt. Redner bezweifelt, daß die 
Freiſinnigen die Versprechungen halten werden, die wir ihnen abfordern ſollen. 
Deshalb nur Aufhebung des Kölner Beſchluſſes und Ueberlaſſung der 
Entſcheidung, ob man ſich an der Landtagswahl betheiligen ſoll, den einzelnen 
Wahlkreiſen. 

Bebel: Zehn Minuten ſind eine kurze Zeit, das Viele zu widerlegen, 
was gegen mich geſagt wird. Dem Genoſſen v. Elm möchte ich ſagen, daß 
es vollkommen unmöglich iſt, daß die preußiſchen Landtagswahlen vor den 
Reichstagswahlen ſtattfinden werden. (Sehr richtig!) Sodann empfehle ich 
Ihnen dringend den von Singer aufgeſtellten Grundſatz zur Beachtung, dem 
einzigen, über den ich in dieſer Frage mit ihm einer Meinung bin, dieſe 
Frage als eine Frage der deutſchen Sozialdemokratie zu betrachten 
und den Parteitag endgiltig entſcheiden zu laſſen. Erlauben Sie mir einige 
Worte zu meiner Reſolution. Parteigenoſſen, es geht nicht, daß wir den 
Kölner Beſchluß einfach aufheben. Wenn wir die traurigen Erſcheinungen 
vermeiden wollen, die ſich in Sachſen leider gezeigt haben, dann müſſen wir 
den Genoſſen eine feſte Richtſchnur geben, wie die Reſolution es vorſchlägt. 
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Insbeſondere iſt es nicht damit abgethan, daß man fagt, wo es wünſchens⸗ 
werth iſt, in den Wahlkampf einzutreten, möge man es thun. Es handelt ſich 
zunächſt nur um einen Verſuch, mißlingt er, ſo ſind wir jederzeit in der Lage, 
wieder zurückzutreten. Aber jetzt einen Verſuch zu machen, das halte ich unter 
den gegebenen Verhältniſſen für abſolut nothwendig, insbeſondere bitte ich 
auch Diejenigen, welche glauben, daß ſie Ziffer b meiner Reſolution ablehnen 
müſſen, das übrige aber nicht, auch dieſen Punkt anzunehmen, um die Kräfte 
zuſammenzuhalten. Wenn Sie das Kameel der Reſolution nicht verſchmahen, 
das ſie nach der Anſicht der Gegner der Wahlbetheiligung ſein ſoll, dann 
ſollen Sie auch das kleine Mücklein verſchlucken, das im Punkt b der Reſolution 
enthalten iſt. 

Liebknecht hat ſich eine große Zahl ſtarker Widerſprüche zu Schulden 
kommen laſſen, es wird Sache Auer's ſein, in feinem Schlußwort das genügend 
aufzudecken, ich will nur auf einen Punkt hinweiſen. Er ſagt, es ſei nicht 
wahr, daß ſich die Verhältniffe in den letzten fünf Jahren ſo geändert haben. 
Da muß ich doch darauf hinweiſen, daß Liebknecht in dieſer Beziehung genau 
das Gegentheil von dem ſagt, was der „Vorwärts“ ſeit Jahren ſagt. Der 
„Vorwärts“ druckt die Stimmen der bürgerlichen Preſſe ab, die beweiſen, daß 
in weiten Kreiſen des Bürgerthums ein Umſchwung in Bezug auf die inneren 
Verhältniſſe in Deutſchland, insbeſondere in Bezug auf die Stimmung des 
Bürgerthums, eingetreten iſt. Und wie wollte man es denn auch erklären, daß 
nicht nur ich, ſondern eine ganze Reihe von Genoſſen, die auf dem Kölner 
Parteitag meiner Anſicht waren, jetzt gleich mir anderer Meinung geworden 
ſind? Das iſt doch kein Zufall, da müſſen doch tiefere Gründe vorhanden ſein, 
und ſie ſind in der That vorhanden für Jeden, der objektiv die Verhältniſſe 
betrachtet. Iſt es nicht wahr, daß wir ſeit Jahren eine Reihe von Ereigniſſen 
geſehen haben, die das Kopfſchütteln aller denkenden Leute nicht nur im In⸗ 
lande, ſondern in allen Kulturſtaaten erregt haben? Iſt es nicht wahr, daß 
es heute kein Land giebt, deſſen innere politiſche Zuſtände ſo ſehr der Gegen⸗ 
ſtand der allgemeinen Aufmerkſamkeit und der Kritik geworden ſind, wie 
Deutſchland? (Sehr richtig! Es iſt wirklich kein Grund vorhanden, darauf 
ſtolz zu ſein. Ich erinnere nur an die eigenthümlichen Vorgange bei der 
Umſturzvorlage, bei der Vereins- und Verſammlungsvorlage, ich erinnere vor 
Allem an das freche, ſchamloſe und empörende Auftreten der Funker, die heute 
ſchon genug in Händen haben, aber noch immer mehr erbeuten und in noch 
mmer höherem Maße auf Koſten des allgemeinen Volkswohls ſich Genüſſe ver⸗ 
ſchaffen, aber das Volk entrechten wollen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Ich erinnere 
m die widerſpruchsvolle Art, wie regiert wird. Niemand hat mehr vom 
Zickzackkurs geſprochen wie gerade Freund Liebknecht, und dieſer Kurs, der in 
Aen letzten Jahren immer widerſpruchsvoller geworden iſt, hat gerade die 
Stimmung erzeugt, die uns veranlaßt, in dieſem Kampf zur Vernichtung des 
zunkerthums in Preußen und zur Bekämpfung abſolutiſtiſcher Neigungen auch 
mier Theil beizutragen. Es iſt nicht die Luſt, ein Mandat zu haben oder 
elende Kompromißpolitik zu treiben, es iſt einfach die Luſt am Kampfe, die 
Kampfesfrendigkeit, die uns dazu nöthigt, es zum Mindeſten einmal zu ver⸗ 
ſuchen. (Sehr richtig!) Dieſen Verſuch können wir unter allen Umſtänden 
einmal riskiren. Man hat darauf hingewieſen, daß ich mich in einen ſtarken 
Widerſpruch geſetzt habe zu meinen Aeußerungen in Köln. Ja, Genoſſen, 
glaubt Ihr denn, deſſen erinnere ich mich nicht? Glaubt Ihr denn, ich hatte 
nicht, bevor ich meinen Artikel in der „Neuen Zeit“ für die Wahlbetheiligung 
ſchrieb, erſt ſelbſt noch einmal meine Kölner Rede durchgeleſen? Das habe ich 
gethan, und weil ich das gethan habe und anderer Meinung geworden bin, 
habe ich mich in erſter Linie ſür moraliſch verpflichtet gehalten, dieſer Wand⸗ 
lung der Geſinnung vor der ganzen Partei Ausdruck zu geben und das durch 
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die Einbringung der Reſolution zu dokumentiren. Drei Jahrzehnte iſt es die 
bisherige Taktik, die Taktik der Partei gewefen. Es war alſo ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß, wenn es galt, in Köln dieſer in der Partei ftart eingewurzelten 
Taktik und den Gründen für ſie Ausdruck zu geben, man dem durch ſtarke 
Ausdrücke Ausdruck gab, durch Ausdrücke, die, wie man ſich nachher ſagte, 
beſſer unterblieben wären. Aber fie ſind in ganz logiſcher Folge unſerer 
damaligen Anſchauungen und Ueberzeugungen gemacht worden. Nachdem nun⸗ 
mehr Ereigniſſe und Umſtände eingetreten find, die einen Geſinnungswandel, 
eine veränderte Auffaſſung der Verhältniſſe herbeigeführt haben — nicht 24 mal 
am Tage, wie Liebknecht ſeine Taktik unter Umſtänden zu ändern für ſeine 
Pflicht erklärte, aber im Laufe der Jahre einmal —, da haben wir uns ver⸗ 
pflichtet gefühlt, ſo zu handeln, wie wir gehandelt haben. 

Nun iſt uns ja wieder der Kompromiß ins Angeſicht geſchleudert worden. 
Parteigenoſſen, was iſt denn ein Kompromiß? Ein Kompromiß iſt es nicht, 
wenn wir, wie es hier geſchehen ſoll oder wie es bei den Stichwahlen zum 
Reichstag geſchieht, wo wir einen Mann mit unſeren Geſinnungen und unſeren 
Prinzipien nicht zur Wahl bringen können, einen anderen wählen; ſondern ein 
Kompromiß wäre es einzig und allein, wenn dabei politiſche Anſchauungen 
und Grundſätze preisgegeben werden. (Lebhafte Zuſtimmung.) Wer muthet 
das aber unſeren Parteigenoſſen zu? Wer glaubt denn, daß unſere Gegner 
uns das zumuthen könnten? Nein, wir ſagen: wir ſind bereit, allüberall, wo 
unſere Hilfe Euch in dem Kampfe gegen die Reaktion und das Junkerthum 
dienlich ſein kann, Euch unſere Kräfte zur Verfügung zu ſtellen, weil wir leider 
nicht in der Lage ſind, unſere eigenen Kräfte, die wir für weit beſſer, für weit 
tauglicher und zuverläſſiger erachten, als Ihr es ſeid, nicht zu wählen ver⸗ 
mögen. Und wenn wir Euch dieſe große Hilfe geben — und es iſt eine große 
Hilfe, eine weit größere Hilfe, als die Meiflen unter uns heute ſich einbilden — 
wenn wir mit der an uns gewohnten Energie und Opferwilligkeit in den 
Wahlkampf eintreten, können wir auch umgekehrt von Euch verlangen, daß Ihr 
unbeſchadet Eurer Grundſätze eventuell auch einem Mann aus unſerer Mitte 
Eure Stimme gebt. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß ein ſolcher Vertrag 
offen vor der ganzen Welt abgeſchloſſen wird; und ich moͤchte den Mann ſehen, 
der das Prinzipienverrath zu nennen wagte. (Lebhafter Beifall.) Und ich 
erinnere daran: es giebt auch innerhalb der gegneriſchen Preſſe Stimmen, in 
der „Breslauer Morgen⸗Zeitung“, in der „Nalion“, die ſagen: Das Verhalten 
der Sozialdemokraten iſt ein durchaus korrektes, helfen ſie uns ſo und ſo oft 
zum Siege, es wäre ein Unrecht und eines liberalen Mannes unwürdig, wenn 
wir ihre Unterſtützung ohne jede Gegenleiſtung annehmen wollten. Ich halte 
das in dieſem Fall durchaus für keine Schande, und ich bitte Sie dringend, 
laſſen Sie ſich durch alle derartigen Einwände nicht irre machen. Wie wir 
Su Jahre und mehr zu der Fahne der Sozialdemokratie gehalten haben, 
werden wir bis an unſer Lebensende zu ihr halten. (Stürmiſcher Beifall und 
Händeklatſchen.) 

Ewald: Berlin, der als nächſter Redner auf der Rednerliſte Debt, iſt 
nicht anweſend. 

Hoffmann (zur Geſchäftsordnung): Ewald hat ſich krankheitshalber 
Mittags auf einige Stunden hingelegt. Er hat mit mir verabredet, daß, ſollte 
er während ſeiner Abweſenheit an die Reihe kommen, ich mit ihm tauſchen 
ſollte. Schoenlank und Bebel haben auch mit Anderen getauſcht. 

Vorſitzender Singer: Die letztere Thatſache iſt allerdings richtig. Aber 
ed lag da eine gleichzeitige Meldung beider Redner vor. Ich bezweifle ja nicht, 
daß Genoſſe Ewald ſeine Zuſtimmung gegeben hat. Aber mit Rückſicht auf die 
den Parteien ſchuldige Unparteilichkeit kann ich eine einfeitige Meldung nicht 
entgegen nehmen. (Zuſtimmung.) 
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Schröer ⸗Spandau: Sowohl der Referent wie alle Anhänger der Be⸗ 
theiligung, die hier geſprochen, haben erklärt, daß von einem Kompromiß nicht 
die Rede ſein kann. Iſt denn nun von unſeren Grundanſchauungen bei der 
Reſolution Bebel nichts geopfert? Von den 15 Forderungen des zweiten Theils 
unſeres Programms ſoll nur eine dem Kandidaten der bürgerlichen Parteien, 
für den wir ſtimmen, vorgelegt werden. Wo bleiben die vierzehn anderen? 
Sie ſind fortgelaſſen, weil kein bürgerlicher Kandidat dafür zu haben wäre. 
Glauben Sie, daß dieſe praktiſche, dieſe ſtaatsmänniſche Politik, wie ſie ſich auch 
in Schippel's Rede ausgeſprochen, die Tauſende von Hafenarbeitern zu begeiſtern 
vermag, deren Begeiſterung wir geſtern bei der Hafenfahrt geſehen haben. Die 
Freiſinnigen ein Bollwerk gegen die Reaktion? Nein, in dem Maße, als die 
Entwicklung fortſchreitet, opfern ſie ein Freiheitsrecht nach dem andern, um 
Schutz für die Ausbeutung zu erhalten. Und welche Entwicklung vollzieht ſich 
in unſerer eigenen Partei? Unſere Forderungen ſind nicht mehr Sozialismus. 
Nur wählen, wählen und wieder wählen und Politik treiben, das wird jetzt 
gepredigt. Die wirthſchaftliche Entwicklung, nicht die großen ſtaats⸗ 
männiſchen Reden haben uns die Maſſen zugeführt. Wenn wir aber ſo 
fortfahren wollen, wie es jetzt geſchieht, dann laſſen wir nur die großen Phraſen 
von der einzig revolutionären Partei und erklaren, wir ſond eine politiſche 
Partei wie alle anderen, vielleicht ein wenig radikaler, aber mehr nicht. 
(Sehr gut!) 

Dr. Schoenlank: Das Referat Auer's zeichnete fich viel weniger durch 
die Neuheit der Argumente aus als durch die Art, wie er ſeine Argumente 
begründete, wie er die Dinge beleuchtete. Ich muß ſagen: vom äſthetiſchen 
Standpunkte aus war dieſe Rede äußerſt erfreulich, ſie war ein Meiſterwerk 
der Rhetorik. Er hat die ganze Skala der Empfindungen und Gefühle auf 
und ab erklingen laſſen, er hat alle Saiten angeſchlagen und wenn Auer auch 
nicht der Rattenfänger von Hameln iſt, ſo iſt er mindeſtens der Rattenfänger 
von Hamburg. (Große Heiterkeit.) In ſeiner ehrlichen und biederen Art hat 
uns Auer erzählt, wie er ſeine Anſichten gründlich geändert hat. Zum Schluß 
gab er zu, daß der Vater ſeines Gedankens Arons iſt. Auer iſt alſo der 
Adoptivvater des Kindes von Leo Arons. (Heiterkeit.) Aber mit dieſem Kinde 
iſt er nicht gerade ſehr väterlich umgegangen; er hat gehandelt wie der Erz⸗ 
vater Abraham, der den Ismael und die Hagar in die Wüſte getrieben, die 
Sarah aber behalten hat. Er unterhielt uns über Vorgänge im Reich, über 
Kometen⸗Kurs, Zickzack⸗-Kurs und dann wollte er auf einmal den Eindruck bei 
uns erwecken, als wenn wir dagegen Wandel ſchaffen könnten durch einen 
Einfluß auf die Landtagswahlen, ſtatt durch Schaffung eines Reichsparlaments, 
das Zickzack⸗ und Kometen⸗Kurs zu verhindern im Stande iſt. Gewiß iſt es 
ganz fchön, ſich zu betheiligen, wenn man Erfolge haben kann. Aber Auer 
ſelbſt glaubt ja an ſolche nicht, er hat ſelbſt erklärt im „Vorwärts“ und in der 
Auseinanderſetzung, die in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ ſtattgefunden 
hat, als Partei könnten wir nicht einen einzigen Deputirten herauskriegen; 
denn was für das ſächſiſche Wahlrecht gilt, gilt für das weit plutokratiſchere 
preußiſche noch mehr, für das Syſtem der öffentlichen Wahlen, das für Hundert⸗ 
tauſende ein ehrliches Bekenntniß unmöglich macht, das Zehntauſende von 
Beamten an der Wahl verhindert, viele Tauſende von Arbeitern in den großen 
Bergwerken u. ſ. w., die ſchon bei den Reichstagswahlen von den Arbeitgebern 
in der brutalſten Weiſe terroriſirt werden. Wir ſcheiden alſo aus, wir ſollen 
aber Vorſpann leiſten für die bürgerlichen Parteien, und Genoſſen, was für 
Parteien! Genoſſen, ach, Auer ſagt, für demokratiſche Männer. Doch wo ſind 
ſolche? Die Zeit iſt vorüber, wo es einen radikalen demokratiſchen Liberalismus 
gab. Johann Jacoby, ſagt Auer, und Guido Weiß! Heute heißen ſie Pachnicke, 
Rickert, Richter und Barth. (Sehr richtig!) Und was iſt der Liberalismus von 
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heute? Er iſt die konzentrirte Säure des Kapitalismus, und da verlangt man 
von uns, daß wir für dieſe Leute eintreten — nicht in den Stichwahlen, wie 
für den Reichstag, nein, gleich von vornherein, für dieſe Leute, die ihre ſozial⸗ 
politiſche Unfähigkeit bewieſen haben, die Gegner jeder Sozialpolitik ſind. Und 
dann behaupte ich, die Genoſſen ſind über das Dreiklaſſen-Wahlſyſtem nicht 
informirt, ſonſt wäre die Stimmung gegen die Betheiligung eine allgemeine. 

Der Redner muß abbrechen, da ſeine Redezeit abgelaufen iſt. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen.) 

Hengsbach⸗Köln zur Geſchäftsordnung: Es iſt mir aufgefallen, daß 
Schoenlank und ſchon vorher Hoch abbrechen mußte, obgleich noch einige 
Minuten an den zehn Minuten fehlten. Ich habe genau nachgeſehen. 

Vorſitzender Singer: Ich muß das Bureau — nicht mich perſönlich — 
dem Redner gegenüber dagegen verwahren, daß es Parteilichkeit walten läßt. 
Außerdem muß ich ſagen, daß Diejenigen, die mit etwas Aufmerkſamkeit den 
Verhandlungen folgen, kaum in der Lage fein werden, die Behauptung auf⸗ 
zuſtellen, daß nicht mit gleichem Maße gemeſſen wird. 

Hengsbach: Ich habe dem Bureau nicht Parteilichkeit vorgeworfen; 
ich konnte das um ſo weniger, als Schoenlank auf dem Standpunkte des 
Vorſitzenden ſteht. 


Robert Schmidt: Berlin: Wir find gewohnt, ruhig die Ausſichten abzu⸗ 
wägen, wenn unſere Parten eine neue politiſche Aktion einleitet. Thun wir es 
auch hier. Die Anhänger der Wahlbetheiligung haben ihre Hoffnung, daß wir 
Mandate erringen oder der Partei viel nützen werden, ſehr herabgedrückt. Sie 
haben heute deshalb mehr die ideelle Seite der Wahlbetheiligung in den Vorder: 
grund geſtellt, dazu gehört die Erweiterung unſeres Kampfgebietes, wie es 
Genoſſin Zetlin genannt hat. Ich habe bisher das Gebiet unſerer Agitation 
noch nie als zu klein empfunden. Maſſenhaft bringt uns jeder Tag neue 
Mittel für die Agitation, da brauchen wir nicht nach neuen Kampfgebieten zu 
ſpähen. Der Klaſſenkampf durchdringt bei uns die ganze Agitation. Bei einer 
politiſchen Aktion iſt es nothwendig, daß der Glaube an ihren Nutzen vor: 
handen iſt. Als ein ſolcher Nutzen erſcheint uns doch die Aufgabe, aus eigener 
Kraft Vertreter in den Landtag zu bringen. Es iſt ja möglich, daß eine ferne 
Zukunft uns dieſe Möglichkeit gewährt. Augenblicklich iſt fie nicht vorhanden 
Es hat mich ja ſehr ſympathiſch berührt, daß diesmal der größte Skeptiker in 
der Partei einen Appell an den Glauben gerichtet hat. (Heiterkeit.) Es giebt 
aber Dinge, die man nicht glauben kann. Dieſe Ausſichtsloſigkeit raubt der 
Betheiligung das begeiſternde Moment. Wenn wirklich ein Staatsſtreich mit 
Hilfe des Landtages verſuchl werden ſoll, dann können wir es durch unfere 
Wahlbetheiligung nicht verhindern. Der Schwerpunkt wird doch immer im 
Reichstage liegen; er iſt der einflußreichſte Faktor. Reden wir nicht mit ſolcher 
Gleichgiltigkeit von der Proteſtbewegung. Die öſterreichiſchen Genoſſen haben 
ganz bedeutende Erfolge damit errungen und bei der Umſturzvorlage hat die 
Proteſtbewegung im Lande manchem bürgerlichen Abgeordneten erſt den Rücken 
ſteifen müſſen; alſo auch außerhalb des Parlaments bleibt uns ein weites 
großes Kampfgebiet. Es war doch ſehr bezeichnend, daß gerade ein bayeriſcher 
Genoſſe — und die bayeriſchen Genoſſen ſtehen doch ſonſt in dem Ruf, daß ſie 
eine mehr rechts neigende Richtung in der Partei einnehmen — ſich mit aller 
Entſchiedenheit gegen jeden Kompromiß mit bürgerlichen Parteien erklärt hat. 
Wenn wir den geringſten Erfolg erzielen wollen, müſſen wir einen Handel mit 
unſeren Gegnern abſchließen, die aber nehmen zwar unſere Stimmen gern, 
ſtimmen aber nicht für uns. Wenn die Wahlen vorüber ſind und nicht ein 
einziger Sozialdemokrat gewählt iſt, müſſen wir uns ſagen, es iſt nichts erreicht! 
Für eine ausſichtsloſe Aktion ſollte man die Partei nicht begeiſtern. Das 
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preußiſche Parlament iſt und bleibt eine Ständekammer der Beſitzenden; das 
Proletariat kommt dort nicht zu Wort. (Sehr richtig!) 

Schrader⸗Osnabrück: Es iſt bezeichnend, daß die Anhänger der Wahl⸗ 
betheiligung in der Frage, wie wir uns betheiligen ſollen, fo weit auseinander: 
gehen. Für die Anſicht, von vornhein für die linksſtehenden bürgerlichen 
Oppoſitionsparteien einzutreten, ſcheint ſich ja jetzt die Mehrheit der Befürworter 
der Betheiligung zu begeiſtern. Es iſt in der Debatte das Wort gefallen, 
Mißtrauen iſt eine demokratiſche Tugend, und kein anderer als Bebel hat 
gerade in Köln darauf hingewieſen, wie ſehr wir berechtigt ſind, Mißtrauen 
gegen die Freiſinnigen zu hegen. In den damaligen Ausführungen hat Bebel 
die ſogenannten Oppoſitionsparteien treffend gekennzeichnet. Ich bin heute 
noch der Meinung, würden Zentrum und Freiſinnige die Mehrheit im Land⸗ 
tage haben, ſie würden bei einer Abſtimmung darüber, ob das allgemeine 
gleiche Wahlrecht eingeführt werden ſolle, ſich der Abſtimmung entziehen, um 
nur ja zu verhüten, daß eine ſolche Vorlage Geſetz wird. Nach den bisherigen 
Erfahrungen haben wir keine Veraulaſſung, uns mit den bürgerlichen Parteien 
einzulaſſen, wir würden doch nur getäuſcht. Auch auf einen Verſuch dürfen 
wir uns nicht einlaſſen, ſondern wir müſſen von vornherein gegen die 
Betheiligung ſtimmen. 

Kolb⸗Karlsruhe: Wir in Baden wollen bei den bevorſtehenden Landtags⸗ 
wahlen das, wovor Sie ſich fürchten, bereits thun; wir fürchteten eigentlich, 
daß wir hier elend heruntergeriſſen würden, denn wir haben ſchon Kompromiſſe 
geſchloſſen, und wir haben auch ſchon da, wo keine Ausſicht für uns beſtand, von 
vornherein für die Freiſinnigen und das Zentrum zu ſtimmen erklärt. Das war 
nothwendig, denn in Baden iſt der Nationalliberalismus ebenſo ſchlimm wie 
in Preußen das Junkerthum. Brechen wir bei Zeiten die reaktionäre Macht 
und verhindern wir, daß den Arbeitern ihre Rechte noch mehr verkümmert 
werden. Erſt wenn wir die Macht der Junker und der Nationalliberalen 
gebrochen haben, haben wir den Weg geebnet, auf dem das Proletariat vor⸗ 
wärts marſchiren kann. (Lebhafter Beifall.) 

Zur Geſchäftsordnung fragt Hoffmann⸗Berlin IV an, wie es kommt, 
daß der Vorredner mit einem Delegirten aus Hannover in der Rednerliſte 
getauſcht habe, ohne daß letzterer dem Bureau davon Mittheilung gemacht habe. 

Singer: Es iſt verſtändiger, ſolche Fragen privatim an das Bureau 
zu richten und nicht die Verhandlungen dadurch zu verlängern. Im Uebrigen 
iſt mir nichts davon bekannt. Sodann möchte ich noch darauf hinweiſen, daß 
uns einige Schwierigkeiten dadurch bereitet werden, daß etwa 12 bis 15 Delegirte 
durch Verſammlungen heute Abend engagirt ſind. Die Genoſſen können ſich, 
wenn ſie ihre Pflicht erfüllen ſollen, nicht dazu entſchließen, den Kongreß 
vorher zu verlaſſen. Ich ſchlage deshalb vor, heute womöglich die Diskuſſion 
zu Ende zu führen, die Abſtimmung aber jedenfalls erſt morgen früh vorzu⸗ 
nehmen. Dadurch werden wir allen Theilen gerecht. 
brech Katzenſtein: Wir dürfen dieſen Punkt auf keinen Fall über das Knie 
rechen. 

Singer: Ich habe mit keinem Worte verlangt, daß die Sache nicht 
zu Ende berathen wird. Werden wir heute nicht fertig, ſo wird morgen weiter 
geredet, das iſt doch ſelbſtverſtändlich. 

Mit dem Vorſchlage Singer's, die Abſtimmung auf alle Fälle erſt morgen 
ſtattfinden zu laſſen, erklärt ſich der Parteitag einverſtanden. ! 

Slomke- Bielefeld: Die Wahlenthaltung hat zur Folge gehabt, daß dle 
Konſervativen Mandate eroberten, die ihnen nicht zukommen. Sobald wir 
uns betheiligen, fliegen fie hinaus. Und das iſt doch auch ſchon etwas werth. 
Wir find deshalb flir Betheiligung, aber nicht für eine theilweiſe, ſondern für 
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eine allgemeine, ſei es auch nur aus Agitationsgründen. Nur gegen Punkt b 
der Bebel'ſchen Reſolution bin ich. Auf einen Kuhhandel dürfen wir uns 
nicht einlaſſen. Wollen die Freiſinnigen für uns ſtimmen, ſo mögen ſie es 
thun, aber ohne daß wir einen Handel mit ihnen abſchließen. Wir ſind für 
die Wahlbethetligung, um den erzreaktionären Muckern den Boden abzugraben. 

Lange⸗Leipzig: Genoſſe Stolle hat uns Leipziger fo hingeſtellt, daß 
kein Hund in der Welt mehr ein Stück Brod von uns nehmen würde. (Oho! 
Noch in keinem Parlament der Welt ſind unſere Vertreter ſo behandelt worden, 
wie im ſächſiſchen, zu keiner Kommiſſion wurden wir zugezogen; ſelbſt Bebel 
hat in einer Volksverſammlung gerathen, wir ſollten die Mandate niederlegen, 
denn die Politik der ſächſiſchen Regierung ſei eine ſolche, daß ſie dem Hund 
den Schwanz ſtückweiſe abſchneidet. Die Antwort werden wir der Regierung 
bei der nächſten Reichstagswahl geben. Was iſt denn ſeit Köln geſchehen? 
Die Vereinsgeſetz⸗Vorlage giebt doch keine Veranlaſſung zu einer Aenderung 
der Taktik, denn die Nationalliberalen haben doch ſelbſt erklärt, für ein Aus: 
nahmegeſetz gegen die Sozialdemokraten würden ſie ſtimmen. Erfolge können 
wir ja doch nicht erreichen. Das lehren die letzten Wahlen in Sachſen. 
Andererſeits aber ſind zahlreiche Maßregelungen ſicher; und was find denn 
das für Freiſinnige, denen wir zum Siege verhelfen ſollen? Von Agitation 
kann auch keine Rede ſein, wohl aber werden unſere Kräfte zerſplittert; das 
iſt daſſelbe, als wenn man Jemandem ein Schwert in die Hand giebt und 
ihm ſagt, er ſolle mit der Scheide zuhauen. Ich bin für Beibehaltung der 
Kölner Reſolution. 

Ewald: Darüber, daß wir von den bürgerlichen Parteien nichts zu 
erwarten haben und daß auf ſie kein Verlaß iſt, ſind wir uns wohl Alle einig. 
In den Städten haben die Freifinnigen oder Nationalliberalen die Majorität, 
auf dem Lande würden ſich kaum Wähler und noch weniger Wahlmänner 
finden, die für uns offen ihre Stimmen abgeben. Wenn wir uns betheiligen, 
ſo wird die Regierung ihre zahlreichen Arbeiter zur Wahlurne kommandiren. 
Die Leute, die zum Theil zu uns gehören, würden dann gegen uns ſtimmen. 
Wir würden alſo einen Gewiſſenszwang ausüben. Dazu kommt, daß wir 
unſere eigenen Anhänger zum Schwanz der Freiſinnigen oder des Zentrums 
degradiren würden. Wenn wir ein revolutionäres Bürgerthum hätten, ſo 
ginge es noch. Hier aber ſollen wir dieſelben Freiſinnigen unterſtützen, die 
ſich nicht ſcheuen, bei Reichstagswahlen für Konſervative zu ſtimmen. Wir 
ſollten die Betheiligung ſtrikte ablehnen. Es geht ein Zug der Unzufriedenheit 
durch die Partei, und dieſer Zug wird noch vermehrt, wenn wir uns an den 
Landtagswahlen betheiligen und mit bürgerlichen Parteien paktiren. 

Frl. Baader⸗Berlin: Weder Auer noch Bebel glauben, daß wir aus 
eigener Kraft Kandidaten durchbringen. Wir ſind ja nicht gegen die Bethei⸗ 
ligung an den Landtagswahlen überhaupt, ſondern nur gegen die Betheiligung 
an den Wahlen in Preußen wegen des ſchlechten Wahlſyſtems. Die Wahl⸗ 
betheiligung hat auch nicht den agitatoriſchen Werth, den ihr die Genoſſin 
Zetkin beilegt. Es iſt ja garnicht möglich, die Maſſen an die Wahl⸗ 
urne zu bringen. Nur eine ganz geringe Zahl von Wählern der dritten 
Klaſſe wird ſich an der Wahl betheiligen können. Genoſſin Zetkin will die 
Wahlen zum Agitationsmittel benutzen; ſie weiß aber ſelbſt ſehr wohl, daß 
wir das ungeheure Agitationsmaterial, das wir heute ſchon haben, garnicht 
bewältigen können. Agitiren wir lieber für die Abſchaffung dieſes Wahl⸗ 
ſyſtems! Wir haben keinen Grund, uns an den Wahlen zu betheiligen und 
den Kölner Beſchluß aufzuheben. Bebel redet von einem Verſuch. Aber wir 
haben keine Veranlaſſung, Lufthiebe zu machen. Jeder Hieb, den wir aus⸗ 
theilen, muß ſitzen. Achten wir lieber mehr darauf, wie wichtige Vorlagen 
im preußiſchen Landtage zur Berathung kommen! Uns Frauen bleibt ja auch 
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kein Weg, als täglich darauf hinzuweiſen, wie man uns entrechtet, und ich 
meine, das iſt auch eine Agitation, die die Köpfe revolntionirt. Die Vereins⸗ 
geſetz-Vorlage iſt nicht gefallen, weil fich eine prinzipielle Mehrheit dagegen im 
Abgeordnetenhauſe fand, ſondern weil das Proletariat dagegen Front machte. 
Laſſen wir den Kölner Beſchluß beſtehen. (Beifall.) 


Eitzinger⸗Nürnberg: Wäre in Köln Jemand aufgefordert, der einen 
Kompromiß das Wort geredet hätte, ſo würde man ihn ſo abgekanzelt haben, 
daß er ein zweites Mal nicht wieder gekommen wäre. Ich halte die Wahl⸗ 
betheiligung nicht für eine Prinzipien verletzung, ich kenne den agitatoriſchen 
Werth der Betheiligung an den Landtagswahlen aus eigener Anſchauung. 
Hierbei haben wir ein anderes Feld unſerer Thätigkeit. In Bayern ſchließen 
wir keinen Kompromiß, denn dort iſt das Bürgerthum ebenſo reaktionär wie 
in Preußen das Junkerthum. Auch in Preußen wird es ohne Kompromiſſe 
gehen. Ich bitte Sie deshalb, heben Sie den Kölner Beſchluß auf und 
betheiligen Sie ſich an den Wahlen. Probiren Sie die Sache, dann kommt 
auch der Appetit. 


Molkenbuhr⸗Hamburg: In großen Städten wie Berlin und Breslau, 
wo ſchon ſeit Jahrzehnten außer der freiſinnigen keine Partei ernſthaft in 
Frage kommt, richtet man ſelbſtredend bei der Wahlagitation ſein Augenmerk 
nur auf dieſe, und ihr Sündenregiſter iſt ſo groß, daß dem ehrlichen Proletarier 
ein Ekel aufſteigen kann, wenn er denkt, er ſoll für ſie ſtinmen. Anders liegt 
aber die Sache, wenn wir die Freiſinnigen mit den Konſervativen und dem 
Junkerthum vergleichen. Wenn Liebknecht fragt, was denn ſeit 1893 geſchehen 
iſt, fo darf ich wohl darauf hinweiſen, daß 1893 der Kurs Caprivi⸗Marſchall 
obenauf war und daß dieſer heute dem des Junkerthums gewichen iſt. Die 
Junker, die in ihrer Beutepolitik unendlich weit gehen, bereichern ſich nicht 
allein aus eigener Kraft aus der Taſche des Volkes, auch das Schlotjunker⸗ 
thum bietet ihnen die Hand dazu, um gemeinſam mit den Krautjunkern den 
Raubzug auszuführen. Auch aus den preußiſchen Staatskaſſen werden den 
Junkern erhebliche Zuwendungen gemacht, und wenn wir dieſer Ausplünderung 
des arbeitenden Volkes durch den Staat entgegentreten wollen, dann müſſen 
wir eine Majorität im Landtage haben, die dagegen Front machen kann. Das 
hat bisher die freiſinnige Partei noch immer gethan. Wenn wir für die Wahl⸗ 
betheiligung eintreten, ſo geben wir uns nicht der Illuſton hin, daß wir dadurch 
viel erreichen und daß die Freiſinnigen für ſozialdemokratiſche Forderungen 
eintreten. Aber das Eine wiſſen wir, daß ſie ihre Intereſſen verfolgen, die 
diametral entgegengeſetzt ſind denen des Junkerthums, und ſie hindern dieſes 
an ſeiner Beutepolitik. Ich ſage: gerade unſere Agitation, gerade der Umſchwung, 
der ſich in der Anſicht der Partei über die Landtagswahlen vollzogen, hat mit 
dazu beigetragen, dem Liberalismus bei der lex Recke das Rückgrat zu ſteifen. 
(Sehr richtig!) In vielen Kreiſen ſind jetzt die Freiſinnigen auf die Hilfe der 
Nationalliberalen angewieſen, wenn ſie ſich gegen die Junker behaupten wollen. 
Wenn wir uns an der Wahl betheiligen, machen wir die Freiſinnigen liberaler. 
Die Fragen, die den Landtag berühren, ſind tief einſchneidender Natur. 
Sie berühren, wie die Schulfrage, direkt unſer Programm. Weshalb 
ſprechen wir fo wenig von der wichtigen Schulfrage? Weil nur die Fragen 
für uns in den Vordergund treten, wo wir mitwirken können. Neben der 
Schulfrage ſteht die Agrarfrage, die Eiſenbahnfrage, ſie alle gehen den Landtag 
an. Wir ſchaffen uns alſo in der That ein neues Agitationsfeld, wenn wir 
uns an den Landtagswahlen betheiligen. Wir können den Maſſen im Einzelnen 
zeigen, welch ſchmähliche Klaſſenpolitik im Landtage getrieben wird. Wir 
bringen die Maſſen in Fluß und umſomehr haben wir Ausſicht, das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem abzuſchaffen. (Bravo!) 


Diskuſſion über die Betheiligung an den preußifchen Landtagswahlen. 205 


Frau Ziet⸗Hamburg: Die Betheiligung halte ich für nöthig, ſchon aus 
dem einzigen Grunde, um die Reaktion abzuwehren. Die Herren im Landtag haben 
ſich unter ſich gefühlt und ſich über unſere Wahlenthaltung ſehr gefreut. Ich 
akzeptire das Wort Schoenlank's, daß Auer der Rattenfänger von Hamburg 
iſt. Ich hoffe, daß ſeine Rede dazu führen wird, daß die Betheiligung mit 
großer Mehrheit angenommen wird. (Beifall.) Die Wahlen werden durch 
die Klarheit, die ſie den Maſſen über den Charakter des elendeſten aller Wahl⸗ 
ſyſteme bringen werden, ein gewaltiges Agitationsmittel ſein. Gewiß ſind die 
Umſtände erſchwerend, aber ſeit wann ſind wir Sozialdemokraten Erfolgs⸗ 
anbeter? (Beifall.) Wenn wir die Oppoſitionsparteien unterſtützen, ihnen 
unſere ganze Kraft zur Verfügung ſtellen, dann werden ſie ſchon ſo viel politiſches 
Anſtandsgefühl haben, auch für die Wahl eines Sozialdemokraten zu ſorgen. 
Die Hauptſache iſt aber, daß wir ein mächtiges Agitationsmittel bekommen 
und der Reaktion einen Riegel vorſchieben werden. (Lebhafter Beifall.) 


Knappe ⸗Stettin: Ich war ſchon vor vier Jahren für Wahlbetheiligung. 
Ueber die Art derſelben ſind die Anſichten ja ſelbſtverſtändlich verſchieden. 
Daß die Gegner der Betheiligung nicht verſchiedener Anſicht ſind, iſt aber auch 
ganz erklärlich, denn zum Nichtarbeiten braucht man nur einer Meinung zu 
ſein. Ob wir den Uebermuth der Junker wirklich durch unſere Betheiligung 
werden brechen können, wird freilich erſt erwieſen werden müfjen; aber probiren 
geht immer über ſtudiren. Die Vereins vorlage iſt nur deshalb im Abgeordneten⸗ 
hauſe abgelehnt worden, weil der linke Flügel der Nationalliberalen ſtärker 
war als der rechte, der gerne dafür ſtimmen wollte und nur durch den bindenden 
Fraktionsbeſchluß daran verhindert wurde. Es muß alſo unſere Aufgabe ſein, 
den linken Flügel in den Parteien zu verſtärken. In Berlin mag ja eine 
Wahlbetheiligung keinen Erfolg haben; aber anders iſt es zum Beiſpiel in 
Pommern, zum Beiſpiel in der Nähe von Stettin; da iſt es ſehr leicht möglich, 
ſtatt zweier Konſervativen zwei Freiſinnige in den Landtag hineinzubringen. 
Die Wahlbetheiligung nach der Reſolution Bebel ſoll ein Bauſtein ſein für 
einen Damm gegen die Reaktion, den wir mit unſeren eigenen Bauſteinen nicht 
aufführen können, weil wir ſie nicht hinaustransportiren können. Wir wollen 
ja keine Berge damit verſetzen, wir ſagen ja auch nicht: es ſoll proletariſche 
Politik getrieben werden unter der Führung Eugen Richter's, ſondern wir 
benutzen dieſe Leute nur, um einen Schaden, der uns droht, zu verhindern. 
Unterſchieben Sie uns doch nicht Motive, die wir nicht haben; achten Sie doch 
unſere Ueberzeugung, wie wir die Ihre achten. Jedenſalls beſchließen Sie die 
Betheiligung. (Beifall.) 

Faber⸗Frankfurt a. O.: Will man dafür fein, dann muß man wiſſen, 
wie es gemacht werden ſoll. Mit den Wahlmännerwahlen allein iſt es nicht 
abgethan. Wir erzielen mit der Wahl zwiſchen zwei ſchlechten Parteien nur 
Korruption. Bei der Reichstagswahl haben wir den Freiſinn bis auf ein 
kleines Häuflein vernichtet; und da ſollen wir ihn bei der Landtagswahl ſtärken? 
Das bischen freie Bürgerthum, das noch übrig geblieben iſt, bleibt auch nicht 
beim Freiſinn; es kommt zu uns oder geht nach rechts. Für die Aufhebung 
des Kölner Beſchluſſes werde ich eventuell ſtimmen können, für die Reſolution 
in ihrem ganzen Umfange kann ich nicht ſtimmen. Eine Verpflichtung zu 
wählen, kann ich nicht feſtſetzen. 

Hoffmann⸗Berlin: Bis auf Ulrich hat jeder Redner zugegeben, daß 
wir aus eigener Kraft keinen Kandidaten durchbringen können. Wir wollen 
nicht deshalb in die Landtagswahlen nicht eintreten, weil wir uns vor der 
Arbeit ſcheuen. Wenn alle Jahr Reichstagswahl wäre, würden wir alle Jahr 
mit Freuden wählen. Jeder Erfolg iſt aber ausgeſchloſſen. Das Exempel bei 
der Landtagswahl iſt ſehr einfach und klar: 3 mal 2 ſind 6, und davon ſind 
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2 nur unſer. Sie können alſo ebenſogut beſchließen, einen Abgeordneten in 
den Mond zu ſchicken, er wird auch nicht hinaufkommen. Ganz beſonders 
gewundert hat mich die Stellung des Abg. Bebel. Hier von derſelben Tribüne 
hat er vorher bei feinem Referat über die Reichstagswahl geſagt: Die National- 
liberalen warten nur auf ein Ausnahmegeſetz gegen die Sozialdemokratie; und 
jetzt verlangt er von uns, daß wir dieſe Leute wählen! (Beifall.) Vorher ſagte 
er: Das allgemeine gleiche und direkte Wahlrecht iſt dem Bürgerthum tief 
verhaßt, und dieſem Bürgerthum ſollen wir jetzt zumuthen, unſere Intereſſen 
zu vertreten, ja, für den Landtag dieſes ihnen verhaßte Wahlrecht einzuführen? 
(Beifall.) Ich hoffe, daß der Parteitag jeden Kompromiß ablehnen wird. 
Vorher haben Sie mit vollem Recht die Veröffentlichung der Liſte der 
Vertrauensmänner abgelehnt, um De nicht in die Hände der Behörden zu geben, 
und nun wollen Sie durch die öffentliche Wahl die geſammten Sozialdemo— 
kraten in die Hände der Herrſchenden geben! (Beifall.) Die Freiſinnigen 
müßten ja Narren ſein, wenn ſie nicht dieſelben Kandidaten bei den Reichstags⸗ 
wahlen aufſtellen wollten wie bei den Landtagswahlen. Wenn nun ſolch' 
ein Freiſinniger bei den Landtagswahlen das Blaue vom Himmel herunterverſpricht, 
dann ſollen wir unſeren Genoſſen ſagen: glaubt dem und wählt ihn, und 
nachher kommt derſelbe Freiſinnige, verſpricht wieder das Blaue vom Himmel 
herunter, und dann ſollen wir ſagen: glaubt dem ja nicht, der hält nicht, was 
er verſpricht! (Große Heiterkeit und Beifall.) Ich halte es für einen ſchweren 
Fehler von Schoenlank, daß er gegen die Wahlbetheiligung agitirte, hätte er 
im Gegentheil dafür agitirt, dann würde die Reſolution Bebel jetzt einſtimmig 
abgelehnt werden (Heiterkeit) ) denn dann könnte nicht Stolle kommen und 
ſagen: Ja, wenn Schoenlank nicht geweſen wäre! (Sehr richtig.) Ich bitte 
Sie ja bei der Abſtimmung zu bedenken, daß, wenn der Schritt einmal gethan 
iſt, er nicht wieder gut zu machen iſt, und indem ich an die von Auer geſtern 
vorgebrachte Bitte aus dem Vaterunſer denke, möchte ich den Genoſſen Auer 
und Bebel zurufen: Führet uns nicht in Verſuchung! Große Heiterkeit und 
Beifall, Händeklatſchen.) 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird von Patzer-Delmenhorſt 
begründet, von Werner-Berlin bekämpft und abgelehnt, weil das Bureau 
zweifelhaft iſt. 

Geher⸗Leipzig: Das Ergebniß der ſächſiſchen Landtagswahlen iſt von den 
Gegnern der Betheiligung hier benutzt worden, um gegen die Betheiligung zu 
agitiren, ich muß deshalb darauf erwidern: das Wahlrecht in Sachſen iſt anders 
wie das preußiſche. Das gebe ich zu, aber gegen unſere Betheiligung an den 
ſächſiſchen Wahlen ſind bei uns dieſelben Vorwürfe und Einwände geltend 
gemacht worden. So iſt behauptet worden, wir würden nicht genug Wahl⸗ 
männer finden. Das Gegentheil hat ſich herausgeſtellt. Wir hatten geradezu 
Ueberſchuß an Wahlmännern. Es hat ſich beſtätigt, daß, wenn die Wähler 
öffentlich auftreten ſollen für die Sozialdemokratie, ſie durchaus nicht ſo zaghaft 
ſind, wie ihnen nachgeſagt wird. (Sehr richtig!) Dabei laufen doch die 
Wahlmänner viel mehr Gefahr, als die große Maſſe der Wähler bei öffentlichem 
Eintreten für uns. (Sehr richtig.) Auch der zweite Einwand iſt hinfällig, 
daß es uns nicht möglich ſein würde, die Wähler an die Urne zu bringen. 
Es iſt wahr, in einigen Kreiſen haben unſere Wähler nicht ſo geſtimmt, wie 
wir es erwartet haben, in anderen aber war die Betheiligung um ſo lebhafter. 
Und wenn wir zu klagen haben, ſo trägt die Schuld daran die 
Trennung der Partei durch Leipzig. (Sehr richtig!) Nur ein Drittel 
der Mandate wird in Sachſen jedes Mal erneuert. Wenn aber das ganze 
Land wählt, iſt die Bewegung ganz anders. Trotzdem hatte die Wahl bei 
uns diesmal größere Bedeutung als je zuvor. Da wird behauptet, die Koſten 
ſeien zu hoch geweſen, das Geld ſei vergeudet worden, die Koſten für Dresden 
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ſeien höher geweſen als für die Reichstagswahl. Das iſt Alles unwahr! 
(Hört! hört!) Die Koſten — noch iſt die Abrechnung garnicht da — aber 
waren geringer, als wir erwartet haben. So wird mit Argumenten verfahren, 
um ihnen die Wahlbetheiligung mißliebig zu machen. (Bravo.) Ueber die 
Frage des Erfolges ſtreiten wir uns in Sachſen noch. Für mich ſteht feſt, 
daß die Partei Erfolge errungen hat, vor Allem in agitatoriſcher Beziehung. 
Neue Genoſſen ſind durch die Betheiligung gewonnen, die Organiſation 
gefeftigt worden, überall konnten wir die Hebung des Intereſſes an den Landes⸗ 
angelegenheiten konſtatiren. Wenn wir keine Mandate errungen haben, ſo iſt das 
weiter nicht verwunderlich. Die Partei führte zum erſten Male unter dem 
neuen Wahlgeſetz die Schlacht, wir müſſen erſt lernen, unſeren Kampf in die 
neuen Verhältniſſe hinüberzuleiten. Für mich iſt die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß wir auch in nicht allzu ferner Zeit das eine oder andere Mandat 
aus eigener Kraft in Sachſen erobern. Wären wir nicht zu den Wahlen gegangen, 
unſere Gegner hätten ſich gefreut. Wenn die Sozialdemokratie in der Ecke 
ſteht, dann giebt es keinen Kampf. (Sehr richtig!) Wir hatten den moraliſchen 
Erfolg. Den preußiſchen Genoſſen darf die Entſcheidung nicht allein überlaſſen 
bleiben. Wir Alle ſind an der Frage intereſſirt. Die ſtolze Verachtung 
der Dreiklaſſenwahl, die Nobleſſe der Enthaltſamkeit, führt zur Unthätigkeit, das 
Schädlichſte für eine Kampfpartei. Nehmen Sie Bebel's Antrag an! Hüten 
Sie ſich aber, dem Beiſpiel der Leipziger zu folgen. Wenn Sie wollen, daß 
die Partei Erfolge hat, dann müſſen Sie einig ſein! (Lebhaftes Bravo!) 

Bruhns Breslau verzichtet aufs Wort. 

Windhoff⸗Düſſeldorf: Der Zug nach links, den die Anhänger der 
Betheiligung bei den bürgerlichen Parteien entdecken, rührt von der Nähe der 
Reichstags⸗Wahlen her. Unſer Ziel war immer, eine große linksſtehende und 
eine große rechtsſtehende Partei zu bilden. Das geben wir jetzt auf, wenn wir 
uns betheiligen. Ein paar Freiſinnige mehr können die Reaktion nicht hemmen. 
Ich erſuche Sie, die Reſolution Bebel niederzuſtimmen. 

Ein Schlußantrag, den Müller⸗Darmſtadt begründet, Mittag⸗Halle 
bekämpft, wird angenommen. 

Perſönlich bemerkt Schoenlank: Ich muß im Rahmen einer perſönlichen 
Bemerkung auf die unqualifizirbaren Aeußerungen von Stolle erwidern, der die 
Sache ſo darſtellte, als ſei ich das Karnickel geweſen. (Zuruf von Bebel.) 
Aber Auguſt, Sie ſind doch auch oft genug das Karnickel geweſen. (Große 
Heiterkeit.) Die Behauptung von Stolle iſt durchaus unrichtig, die ſächſiſchen 
Genoſſen, die ſich für die Betheiligung entſchieden haben, haben mit uns in 
Chemnitz ein von uns ehrlich gehaltenes Abkommen dahin getroffen, daß wir 
eine Art Urfehde ſchworen und den Genoſſen, die für Betheiligung waren, nicht 
entgegentreten. Wir haben in der Preſſe peinlichſt jede Diskuſſion vermieden. 
Wir haben 

Singer unterbrechend: Ich muß darauf hinweiſen, daß Schoenlank nicht 
das Recht hat, das Verhalten der Parteigenoſſen Leipzigs zu erklären. 

Schoenlank: Es handelt fih um meine Perſon. Ich habe dafür 
geſorgt, daß keine Diskuſſion angeſchnitten würde, ich habe nirgends agitirt, 
wie es vielleicht von anderer Seite geſchehen ſein könnte, ich habe ſtrikte die 
geſchworene Urfehde gehalten, ich habe meinen Einfluß auf die ſächſiſchen Genoſſen 
— Glocke des Präſidenten.) 

Mein Gott, ich muß doch erwidern. (Heiterkeit.) 

Singer: Ich bitte Sie, ſich auf perſönliche Erwiderungen zu beſchränken. 

Schoenlank: Ich bin doch beſchuldigt worden, auf meinen Vorſchlag 
haben die ſächſiſchen Genoſſen, die ſich betheiligt haben — (Glocke des Präſi⸗ 
denten). Alſo mir war angeboten, hier das Korreferat zu übernehmen. Ich 
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habe darauf verzichtet, weil ich glaubte, in der Diskuſſton vielleicht 20 Minuten 
reden zu können. (Ruf: Das können Sie nachholen!) Nein, das will ich nicht. 

Redner verbreitet ſich von Neuem über die ſächſiſchen Wahlen, wird aber 
wiederholt vom Präſidenten unterbrochen. 

Schoenlank fortfahrend: Ich habe meine Pflicht erfüllt, wie ich es für 
nöthig hielt, im Auftrage und im Einverſtändniß mit meinen Parteigenoſſen. 
Wenn Stolle alſo von Gemeinheiten und Hetzereien geſprochen hat... (Glocke 
des Präſidenten.) 

Singer: Ich denke, wir machen der Szene jetzt ein Ende. 

Schoenlauk: Ich wäre längſt fertig, wenn Sie mich nicht immer unter: 
brechen würden. 

Singer: Ich frage den Parteitag, ob er wünſcht, daß Schoenlank in 
dieſer Weiſe weiter redet. (Rufe: Nein, nein!) Ich denke, das dürfte genügen.“ 

Das Schlußwort hat nunmehr Auer: Ich glaube, daß wir Alle unter 
dem Eindrucke ſtehen, daß es langer Reden ſeitens der Schlußredner nicht mehr 
bedarf. Zunächſt will ich einige Irrthümer berichtigen. Liebknecht meinte, ich 
hätte geſagt, es wäre plötzlich eine Erleuchtung über uns gekommen, So habe 
ich nicht geſagt, ſondern: daß unſere negirende Haltung und die Bedeutung, 
die der Landtag unter Umſtänden für uns haben kann, plötzlich eine Beleuchtung 
erhalten hat durch die lex Recke und den Verſuch, Reichsmaterien jetzt in den 
Landtag eines Einzelſtaates zum Austrag zu bringen. (Sehr wahr!) Wir 
brauchten keine Erleuchtung; wir waren früher ſchon ſo geſcheidt wie jetzt. 
Oertel hat mich auch mißverſtanden; ich habe nicht einen Kompromiß verlangt, 
ſondern nur die Gründe für und gegen einen ſolchen objektiv erörtert. Auch 
Börner aus Berlin hat Unrecht, wenn er der Redaktion des „Vorwärts“ vorwirft, 
über die Reden der Freunde der Wahlbetheiligung in den Verſammlungen, in 
denen die Wahl der Delegirten zum brandenburgiſchen Provinziallandtag vor⸗ 
genommen wurde, ausführlich, über die der Gegner kurz berichtet zu haben. 
Bebel hat meines Wiſſens überhaupt nicht eine einzige Verſammlung abgehalten, 
es iſt alſo auch nicht möglich geweſen, daß Reden von ihm beſonders bevorzugt 
worden ſeien, ich habe in der ganzen Zeit nur eine einzige Verſammlung ab⸗ 
gehalten, auch über ſie iſt nur ſehr kurz berichtet worden. Und wenn Börner 
mir vorgehalten hat, ich hätte auch durch Arkikel im „Vorwärts“ Einfluß zu 
üben geſucht, ſo laſſe ich mir das Recht, meine Meinung mündlich oder ſchriftlich 
zu äußern, nicht beſtreiten. Im Uebrigen habe ich in dieſer Sache nur einen 
einzigen Artikel für den „Vorwärts“ geſchrieben, und Bebel hat meines Wiſſens 
für den „Vorwärts“ überhaupt keinen Artikel geſchrieben, ſondern es iſt da 
nur ſein Artikel aus der „Neuen Zeit“ abgedruckt worden. Alſo auch der 
Vorwurf gegen die Redaktion des „Vorwärts“ trifft nicht zu. 

Singer meint, es habe ſich nichts geändert, was uns veraulaſſen könnte, 
die ſozialdemokratiſche Armee der bürgerlichen Oppoſition zur Verfügung zu 
ſtellen; das wollen wir nicht. Wir wollen nur daſſelbe, was wir 1884 thaten, 
als wir aufforderten, für Virchow gegen Stöcker zu ſtimmen. Mandatlüſtern⸗ 
heit wird uns vorgeworfen. Welches iſt denn der entſcheidende Grund für 
alle Gegner der Wahlbetheiligung? Daß wir doch keine Mandate bekommen 
würden. Alſo dieſer Vorwurf, wenn er für einen zutrifft — ich beſtreite das 
für beide — ſo trifft er mehr für die Gegner zu, denn dieſe wollen nicht mit⸗ 
thun, weil keine Mandate abfallen. Dann iſt ein Einwand gemacht, nämlich 
der, die Genoſſen verſtehen die Taktik nicht, bei den Landtagswahlen für und 
bei den Reichstagswahlen gegen denſelben Freiſinnigen zu ſtimmen. Ja, was 
unſere Genoſſen in diefer Beziehung verſtehen und was man ihnen zumuthen 
darf, dafür hat uns doch Liebknecht in ſeiner Perſon ein geradezu glänzendes 
Beiſpiel gegeben. (Sehr gut!) Was hat er uns erzählt? Er iſt als Gegner 
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der Wahlbetheiligung nach Sachſen gegangen und hat dort „aus Bosheit“ 
(Heiterkeit) für die Wahlbetheiligung agitirt! Das erzählt uns der alte 
erfahrene Taktiker mit der ganzen Offenheit ſeines Weſens, wohl wiſſend, daß 
die Partei daran keinen Anſtoß nehmen wird. Aber wenn man das thut und 
dann als Gegner der Wahlbetheiligung im eigenen Blatt von einem Reſultat 
ſchreibt, das bewundernswerth iſt, von einem Triumpf der Arbeiterſache und 
zu ſchreiben, „ehrlos 15 wer feine Pflicht nicht thut!“ wenn alle dieſe 
Widerſprüche möglich ſind, dann bim ich doch der Meinung, daß der Umſtand, 
daß wir unter gewiſſen Verhältniſſen unſern Genoſſen ſagen: Parteigenoſſen, 
Anhänger unſerer Grundſätze, wir ſind unter der gegebenen Sachlage außer 
Stande, aus eigener Kraft einen Kandidaten durchzubringen; wir können aber 
verhindern, daß Stöcker ſiegt und konnen an ſeiner Stelle Virchow zum Abge⸗ 
geordneten machen — ich meine, dieſe Taktik iſt doch viel klarer, als die, die 
ich Ihnen von den ſächſiſchen Wahlen gekennzeichnet habe. 

Es iſt geſagt: welchen Eindruck wird es machen, wenn es einmal heißt! 
dieſer Schuft, dieſer ehrloſe Kerl! — und nachher wählen wir ihn — ja, iſt 
es denn nothwendig, daß wir im politiſchen Kampf zu derartigen Mitteln 
greifen? Wenn ſolche Praktiken hie und da noch üblich fein follten, in ſolcher 
durchaus unangemeſſenen Weiſe den Kampf zu führen, und ſie auf dieſe Weiſe 
aufhören würden, ſo wäre das ein Erfolg, der immerhin auch etwas werth 
wäre. (Lebhafter Beifall.) Liebknecht meinte, wenn ſchon ein Kompromiß, 
dann lieber mit den Konſervativen als den Antiſemiten, das dürfte Liebknecht 
denn doch ſehr ſchwer werden, denn mir ſind zwar Antiſemiten bekannt, die 
nicht Konſervative ſind, aber es dürfte wenig Konſervative geben, die nicht 
Antiſemiten find (Heiterkeit) und den Ausſpruch, daß die Liberalen gefährlicher 
ſind als die Konſervativen, dürfte er bei näherer Ueberlegung wohl auch nicht 
aufrecht erhalten. (Sehr wahr!) Gewiß kann zu einem ſolchen Trugfſchluß 
kommen, wer da meint, daß man heute auf morgen in den Zukunftsſtaat 
hineinſpringen kann. Aber wer wie Liebknecht ſelbſt zer Meinung iſt, daß die 
heutige Geſellſchaft in die ſozialiſtiſche hineinwächſt, der wird auch nicht darüber 
im Zweifel ſein können, daß wir nicht anders konnen, als die bürgerliche Ent⸗ 
wickelung bis zu ihrem Ende auszuleben, und deshalb iſt es ganz unſozial⸗ 
demokratiſch gedacht, eine konſervative Politik einer liberalen vorzuziehen. 
(Lebhafter Beifall.) 

Von der Korruption, welche unſere Wahlbetheiligung im Gefolge haben 
ſoll, will ich nicht ſprechen, das ſind nur Schlagworte, die auf die Elite der 
deutſchen Sozialdemokratie, die wir hier doch repräſentiren, eine Wirkung nicht 
haben können. Proletarierpolitik unter Führung von Eugen Richter ſollen wir 
treiben! Nein, aber Taktik iſt es. Benutzung auch unſerer Gegner, und wie 
richtig dieſe Taktik iſt, dafür kann ich wohl keinen beſſeren Beweis anführen, 
als eine Aeußerung Liebknecht's aus den letzten Jahren ſogar. In der Vorrede 
zum Leipziger Hochverrathsprozeß. die im März 1894 geſchrieben iſt, kommt er 
auf die Entwickelung unſerer Partei zu ſprechen und die Mittel, durch die unſere 
Erfolge vorbereitet worden ſind. Es heißt da: 

„Solche Bündniſſe und Verhältniſſe ſind in der praktiſchen Politik 
unvermeidlich, und unter verſtändigen Menſchen ſind ſie auch durchaus ehrlich, 
man geht zuſammen, ſo lange es nützlich iſt, und trennt ſich, ſobald die 
Bedingungen des Zuſammengehens erfüllt oder nicht mehr vorhanden ſind, 
natürlich darf man ſich nicht übertölpeln laſſen.“ (Heiterkeit.) 


Ja gewiß, man darf ſich nicht übertölpeln laſſen. Wenn aber unſere Partei. 

als ſie noch klein und unerfahren war, ſich unter der Führung von Bebel und 

Liebknecht nicht übertölpeln ließ, weshalb ſollen wir jetzt, wo wir noch immer 

dieſelben alten erprobten Führer und außerdem junge Kräfte, die auch ſchon 
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ihre Erfahrungen haben, nicht das Vertrauen beſitzen, daß wir auch diesmal 
das Richtige treffen? S 

Der Kölner Veſchluß, ſagt Liebknecht, hat der Partei genützt, ich muß 
ihm die Aufgabe zuſchieben, nachher den Beweis dafür zu erbringen; bei der 
erſten Rede iſt er ihn ſchuldig geblieben, bei aller Dialektik, über die er verfügt, 
dürfte es ihm verdammt ſchwer werden. (Heiterkeit.) Ich warne Sie dringend, 
ſich von den Sirenenſtimmen, Sie möchten dieſe Sache nicht als Reichs-, nicht 
als allgemeine Parteiangelegenheit betrachten, ſondern als ſpezifiſch preußiſche, 
verlocken zu laſſen. Am eindringlichſten kam dieſer Rath von einem bayeriſchen 
Delegirten. Nun, daß nicht immer Schlechtes aus Bayern kommt, dafür bin 
ich ſelbſt das beſte Beiſpiel (große Heiterkeit). Wo aber Gutes herkommen 
kann, kann auch Schlimmes herkommen (Heiterkeit) und ich glaube, da haben 
die Bayern Ihnen ein Ei ins Neſt legen wollen, von welchem Sie vielleicht ſelbſt 
ſich noch nicht klar geworden ſind, was da für ein Küken herauskommen wird. 
Nein, Parteigenoſſen, das wollen wir nicht, und ich gebe den Genoſſen den 
dringendſten Rath, ſich die Sache noch einmal zu überlegen. Nicht darum 
handelt es ſich, den preußischen Parteigenoſſen nicht das zu gewähren, was 
ihnen gebührt, was den Sachſen, Bayern u. ſ. w. zuſteht. Wir wollen keine 
Parteigenoſſen erſter und zweiler Klaſſe. Wir wollen aber nicht auseinander⸗ 
gehen, wenn die dringendſte Nothwendigkeit dafür nicht vorhanden iſt (lebhafter 
Beifall) und hier iſt fie nicht vorhanden. Hier möchte ich Sie warnen, dieſe 
ſchieſe Bahn zu betreten. Sie haben es auch nicht nöthig! Denn ob wir hier 
Alle zuſammen oder ob die Preußen für ſich allein beſchließen, die Erledigung 
der Einzelheiten wird doch Sache ſpäterer preußischer Provinzial-Landtage und 
Wahlkreis⸗Zuſammenkünfte bleiben müſſen. Darüber iſt kein Zweifel. Vergeſſen 
Sie nicht, was Preußen in Deutſchland iſt. Ich möchte Sie an das Wort 
Vismarck's erinnern: der preußiſche Partikularismus iſt der geſährlichſte und 
ſchlimmſte. Wenn in anderen kleineren Bundesſtaaten ſich derartige Sonder⸗ 
beſtrebungen geltend machen, ſo können wir die Achſeln daräber zucken, ſolange 
im übrigen großen Deutſchland und vor Allem in Preußen das Gefühl der 
gemeinſamen Sache nicht verloren geht. Aber wenn wir erſt in Preußen ſolchen 
Sonderbeſtrebungen Platz gewähren, dann kommt es dahin, wovor Bebel in 
Erfurt warnte, dann zerfallen wir in eine bayeriſche, württembergiſche, badiſche 
und preußiſche Sozialdemokratie. (Sehr richtig!) Davor wollen wir bewahrt 
bleiben. 

Weiter hat man es ſo hingeſtellt, als ob durch die Theilnahme an den 
Landtagswahlen die Thätigkeit für die Reichstagswahlen beeinträchtigt wird. 
Dieſer Einwand iſt abſolut falſch. Wo will Jemand nachweiſen, daß in Sachſen 
die Reichstags⸗Wahlkämpfe nicht mit ebenſo großer Energie geführt werden 
wie in Preußen? Auch hier trifft das Wort zu, das Eine thun und das Andere 
nicht laſſen. Der Genoſſe, der davon ſprach, daß auf die. Genoſſen ein Zwang 
zur Betheiligung ausgeübt werden ſoll, hat die Verhandlungen nicht mit 
genügender Aufmerkſamkeit verfolgt. Kein Menſch denkt daran. Die Wahl⸗ 
enthaltung kann man verlangen, aber die Betheiligung ſetzt Verhältniſſe voraus, 
die ſtärker ſind als der Einzelne, und deshalb kann von Wahlpflicht nicht die 
Rede ſein. In der Reſolution ſteht auch vom Wahlzwang nichts, es heißt da 
ausdrücklich, daß die Wahlbetheiligung da ftattfinden fol, wo die Verhältniſſe 
es geſtatten. Da, wo für unſere Partei nichts herauskommt, wo wir unſeren 
Zweck nicht erfüllen, wo die Betheiligung nach jeder Richtung ausſichtslos iſt, 
kann ſie jederzeit unterbleiben. 

Ueber die Reſolution ſelbſt kein Wort. Wenn ich zu mäkeln anfangen 
wollte, ſo ließe ſich das Eine oder das Andere daran ausſetzen, aber heute 
erfolgt ja nur die prinzipielle Entſcheidung: Bleiben wir bei dem Kölner 
Beſchluß oder heben wir ihn auf? Die einzelnen Vorſchriften der Reſolution 
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können im Laufe der Zeit Aenderungen erfahren. Es ſoll nur die allgemeine 
Richtung bezeichnet werden, in der wir zu gehen haben. Die viel angefochtene 
Kompromißfrage brauchte vielleicht nicht darin zu ſtehen, ſie ſteht aber einmal 
darin, und wenn wir dieſen Punkt jetzt ablehnen, ſo würden wir damit indirekt 
ausſprechen, daß wir von den Gegnern unter keinen Umſtänden Gegenleiſtungen 
erwarten. Heute handelt es ſich nur darum, daß die preußiſche Sozialdemokratie 
Anweiſungen für die Wahl bekommen ſoll und deshalb bitte ich Sie, den 
Kölner Beſchluß aufzuheben und die Bebel'ſche Reſolution ſchlankweg anzunehmen. 
(Lebhafter Beifall und Haändeklatſchen.) 

Korreferent Liebknecht: Ich ſtimme mit Auer darin überein, daß die 
Frage nicht von den preußiſchen Genoſſen allein, ſondern von dem ganzen 
Parteitag entſchieden werden muß. Wir ſind nicht eine bayeriſche, preußiſche 
oder ſachſiſche Sozialdemokratie, ſondern die Sozialdemokratie Deutſchlands. 
Ich habe Auer inſofern mißverſtanden, als ich glaubte, er hätte von einer 
Erleuchtung durch die lex Recke geſprochen. Es war alſo blos eine Be⸗ 
leuchtung. Genoſſe Hoch meinte, ich hätte geſagt, daß wir durch die Betheiligung 
die Junker zu einem Staatsſtreich provozirten. Ich habe geſagt, daß, wenn 
durch uns eine unbequeme Majorität in den Landtag käme, das Junkerthum 
in ſeinen Staatsſtreichgelüſten beſtärkt würde. Gegen den Vorwurf, als hätte 
der „Vorwärts“ die Gegner der Wahlbetheiligung in ſeinen Berichten bevor⸗ 
zugt, verwahre ich mich. Die Berichte waren für Alle gleich kurz. Aber in 
den Auszügen der Zeitungsſtimmen kamen die Gegner der Betheiligung aller⸗ 
dings beſſer weg, aber nur weil ſie fleißiger ſchrieben. Die Redaktion als ſolche 
nahm keine Partei. Es iſt eigenthümlich, daß im vorigen Jahre erklärt wurde, der 
„Vorwärts“ müſſe zu allen Fragen Stellung nehmen, und daß uns jetzt der 
Vorwurf der Stellungnahme gemacht wird, obgleich der „Vorwärts“ ſich in dieſer 
Frage, wie das ſeine Pflicht als Zentralorgan war, ganz neutral verhalten hat. 

Auer iſt über den Unterſchied hinweggegangen zwiſchen einem Landtags⸗ 
wahl⸗Erfolg aus einem Bündniß mit anderen Parteien oder aus eigener Kraft. 
Darüber herrſcht in der ganzen Partei keine Meinungsverſchiedenheit, daß wir 
da, wo wir aus eigener Kraft ſiegen können, ſei der Erfolg auch noch fo klein, 
in den Kumpf eintreten müſſen. Das habe ich ſelbſt wohl zu allererit befür⸗ 
wortet und auch gethan. Eine Bemerkung von mir über den ſächſiſchen 
Wahlkampf iſt von Auer in eine wunderbare Beleuchtung geſtellt worden. Ich 
ſoll — doch betrachten wir die Sachlage: In Sachſen hatte unſere Partei im 
Landtag 15 Sitze inne, die nicht ohne weiteres aufgegeben werden konnten. 
Im erſten Moment nach durchgeführter Wahlrechtsverſchlechterung vertrat ich die 
Anſchauung, es ſei das Beſte, die Mandate niederzulegen. Ich kam aber zu der Ueber⸗ 
zeugung, daß die Wähler über die Mandate zu verfügen haben, und dieſe Er⸗ 
wägung hat auch in Sachſen Platz gegriffen. Der ſächſiſche Parteitag beſchloß 
mit großer Mehrheit die Betheiligung, und ich hielt es für ſelbſtverſtändlich, 
daß die Minderheit ſich fügte. Dann hätte viel beſſer der Beweis erbracht 
werden können, wie völlig entrechtet die Arbeiter ſind und wie unmöglich es 
iſt, auf Grund jenes Dreiklaſſenwahl⸗Geſetzes unſere Kandidaten durchzubringen. 
Ich betheiligte mich ſelbſt an der Wahlagitation, und als ich heute morgen 
davon ſprach, habe ich das Wort gebraucht, daß ich nebenbei das Gefühl einer 
gewiſſen Bosheit gehabt habe. Das Wort Politik aus Bosheit ſtammt von 
Herrn von Schweitzer und hat hier vortrefflich gepaßt. Je mehr ich agitirte, 
deſto ſtärker der Beweis für die Fruchtloſigkeit des Wählens unter dem Drei⸗ 
klaſſen⸗Wahlſyſtem, das in Sachſen, wie geſagt, noch weit ausſichtsvoller iſt 
als in Preußen. Wenn ich in Sachſen ſagte, ehrlos, wer jetzt nicht wählt, wo 
der Kampf entbrannt iſt, ſo war mir das verteufelt ernſt. Möge nur jeder 
Andere aus Disziplin und Parteigeiſt ſo eifrig in die Agitation eintreten, auch 
wenn er an Sieg nicht glaubt. 
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Ich habe in Sachſen auch ausgeführt, daß es für uns ſich gar nicht 
darum handelte, Mandate zu erwerben, ſondern ähnlich wie der Züricher 
„Sozialdemokrat“ 1887 nach den Faſchingswahlen ſchrieb, um aller Ent⸗ 
muthigung die Spitze abzubrechen, daß wir zwar Mandate verlieren könnten, 
aber an Stimmenzahl wachſen müßten. Dieſer Zuwachs wiege weitaus den 
Verluſt der Mandate auf. Ich betonte die Nothwendigkeit eines Maſſen⸗ 
proteſtes. Aber was iſt aus dieſem Maſſenproteſt geworden? Wir haben 
noch nicht einmal in der dritten Klaſſe die Mehrheit der Mandate bekommen. 
Es iſt ja eine Eigenthümlichkekt des Dreiklaſſen-Wahlſyſtems, daß infolge des 
ſchwerfälligen Apparates und der indirekten Wahl die Maſſen außerordentlich 
ſchwer zu begeiſtern ſind. In Sachſen iſt der Beweis erbracht, daß unter dem 
Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem eine Maſſenbetheiligung unmöglich iſt; und in 
Preußen, wo die Wahl nicht geheim iſt, kann von einer Maſſenbetheiligung 
noch weniger die Rede ſein. Die Genoſſin Zetkin hat hier mit einem Faktor 
gerechnet, der nur in ihrer Phantaſie beſteht. 

Auer macht mir noch einen ferneren Vorwurf daraus, daß ich geſagt 
habe, eine fortſchrittliche Majorität ſei für uns gefährlicher als eine Junker⸗ 
majorität. Ich begreife nicht, wie Auer in ein ſittliches Pathos gerathen konnte 
bei einem Satz, der in anderer Form tauſendmal ausgeſprochen iſt und nur 
eine allgemein anerkannte Wahrheit ausſpricht. Die Sozialdemokratie iſt in 
Deutſchland ſo groß geworden durch das brutale Ungeſchick ihrer reaktionären, 
jedes Verſtändniſſes der Zeit unfähigen Gegner. Wäre in Deutſchland ein 
liberales Regiment möglich — ähnlich wie in England — ſo würden die Sozial⸗ 
demokraten nicht dieſelben Fortſchritte machen können. Daher hatte ich voll⸗ 
ſtändig recht, daß eine Junkermajorität weit weniger gefährlich iſt als eine 
Forlſchrittsmajorität — natürlich keine blos vorübergehende. Ferner fagt Auer, 
ich hätte in der Vorrede zum Leipziger Hochverrathsprozeß ſelbſt geſagt, man 
könne mit dem Gegner einen Kompromiß ſchließen. Gewiß. Und das habe 
ich nie geleugnet, aber die Parteien, um die es ſich damals handelte, waren 
Embryo⸗Parteien, die uns nicht gefährlich werden konnten. Und damals ſpielte 
der ſächſiſche und ſonſtige Partikularismus mit, die Sachſen und Süddeutſchen 
fühlten ſich durch die preußiſche Wirthſchaft bedrückt; ſollten wir denn das 
nicht benutzen? Dann hätten wir ja Thoren ſein müſſen. Gerade wie wir 
Thoren wären, wenn wir bei den Polen den nationalen Faktor nicht benutzen 
wollten. Das wäre ein Platonismus in der Politik, eine mönchshafte Ent: 
ſagungstugend, die unſerer Partei doch wahrhaftig ſehr ſchlecht zu Geſicht ſtehen 
würde. Es wäre eine Dummheit und nichts weiter. (Sehr richtig!) 

Und nun zum Punkt, um den es ſich handelt. Wenn wir hier einen 
Kompromiß ſchließen, wie vorgeſchlagen iſt, dann geben wir einen Theil unſerer 
Grundſätze auf, man mag es drehen und wenden, wie man will. Wir ſtellen 
an die Unterſtützung, die wir gewähren, Bedingungen, die mit unſerem Pro⸗ 
gramm nicht voll in Harmonie ſtehen; wir geben einen Theil unſerer Forde⸗ 
rungen aus Zweckmäßigkeitsrückſichten auf. Und wir vermiſchen die Prinzipien 
zwiſchen uns und den bürgerlichen Parteien. Wir ſollen vereint mit ihnen 
kämpfen, mit ihnen, die auch unſere Feinde ſind. Das iſt die Demoraliſation 
der Truppe, ich nehme das Wort nicht im enger moraliſchen Sinne des 
Wortes, aber die Truppe wird verwirrt, die Kadres löſen ſich und das ſind 
Nachtheile, die beſtehen. Wo aber ſind die Vortheile? Man hat uns vorge⸗ 
rechnet — ſeinen eigenen Vorſchlag ſcheint ja Auer ganz aufgegeben und ſich 
auf Bebel zurückgezogen zu haben —, daß ſechs, ſieben, im günſtigſten Falle 
zehn Fortſchrittler mehr gewählt werden. Was macht das aus? Iſt das der 
ſtarke Wall gegen die Reaktion? Bebel will die Entſcheidung den einzelnen 
Wahlkreiſen überlaſſen, ſie allein ſollen beſtimmen. Wer aber wird darüber 
wachen, daß richtig geurtheilt wird? Ach, Genoſſen, in jedem Kreis wird 
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man Ausſichten entdecken. Die Genoſſen ſind ja ſo optimiſtiſch, das ſehen 
wir bei jeder Reichstagswahl und der Vorſtand wird überſchüttet werden mit 
Anfragen. Er wird garnicht überblicken können, was die Genoſſen thun. 
Die Ueberwachung iſt einfach nicht durchzuführen. Kurz, der Vorſtand kann 
nicht Kompromiſſe und Kuhhändel verhüten, die der Partei zum Schaden und 
zur Unehre gereichen (fehr richtig!), und wäre auch ſeine Arbeitskraft zehnmal 
größer, als ſie iſt. So kann ich mich denn unter keinen Umſtänden für die 
Betheiligung der Partei an den Landtagswahlen erklären. 

Auer hat zum Schluß noch eine Herausforderung an mich gerichtet, er 
hat den Beweis von mir verlangt, daß der Kölner Beſchluß der Partei genutzt 
habe. Nun, darauf iſt die Antwort leicht. Der Kölner Beſchluß ſtellt den 
Klaſſencharakter der Partei unzweifelhaft feſt. Er ſchließt den Kompromiß 
ans, er ſagt, daß unſere Partei mit den anderen Parteien keine Gemeinſchaft 
baben kann und darf. Hierin liegt ſein außerordentlicher Werth in taktiſcher 
und prinzipieller Beziehung, er iſt der werthvollſte, heilſamſte Beſchluß, den 
die Partei jemals gefaßt hat. (Beifall.) 

Es fällt mir nicht ein, noch eine lange Rede halten zu wollen. Die 
Zeit drängt. Wir müſſen heute mit der Debatte fertig werden. Und es iſt 
ja auch der Worte genug. Die Dinge liegen klar, die Erſolge, die in anderen 
Einzelſtaaten mit der Betheiligung an den Landtagswahlen erreicht worden 
ſind, beweiſen nichts, denn dort ſind die Erfolge der Partei ohne Som: 
promiß erzielt worden. Das Beiſpiel Sachſens bei den ſoeben vollzogenen 
Dreiklaſſenwahlen zeigt endgiltig, daß wir unter dem Dreiklaſſen⸗Wahlgeſetz 
aus eigener Kraft Kandidaten in den Landtag nicht bringen können, und es 
zeigt weiter, daß ein Maſſenaufgebot auf Grund des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems 
nicht denkbar iſt. Und weiter: ſelbſt wenn 6, 7, 10 Oppoſitionelle mehr in 
den preußiſchen Landtag kommen, wird damit der Reaktion ein Damm 
entgegengeſetzt? Wahrhaftig nicht. Wird damit die Junkerherrſchaft befeitigt? 
Wenn die Junker über Beſchlüſſe des Reichstags hinwegſchreiten, dann ſchreiten 
ſie über Beſchlüſſe eines Dreiklaſſenwahl⸗Parlamentes noch zehnmal leichter 
hinweg. Wir Gegner der Betheiligung find alles weniger als Gegner des 
politiſchen Kampfes, aber das iſt's gerade: der politiſche Kampf wird abge⸗ 
ſchwächt durch die Betheiligung an den Landtagswahlen. (Sehr richtig!) 
Wenn wir den Kampf auch durch paſſende Waffen ausfechten können, dann 
iſt es unendlich beſſer, als ſich in ſolchen Scheinkampf einzulaſſen, wo wir 
neben — oder nach dem urſprünglichen Vorſchlag Auer's — gar hinter der 
Fortſchrittspartei einher marſchiren. 

Genoſſen! Glauben Sie nicht, daß die Bourgeoiſie heute, wo die 
Sozialdemokratie ſo mächtig iſt, das erreichen kann, was ſie nicht erreichen 
konnte, als die Sozialdemokratie noch ſo ſchwach war. Ich will ein Wort, 
wiederholen, das 1863 fiel: „Die Fortſchrittspartei wird im Kampf gegen 
Bismarck unterliegen, weil ſie den Sozialismus und die Revolution 
mehr fürchtet als das Junkerthum und den Staatsſtreich.“ Und 
ſo war es. Eine Partei, die bei der letzten Reichstagswahl aus eigener Kraft 
nicht im Stande war, ein Mandat zu erobern, ſie vermag auch nicht, dem 
Junkerthum einen Damm entgegenzuſetzen. Sie iſt nicht aus dem Holze ge⸗ 
ſchnitzt, mit dem feſte Dämme zu bauen ſind. Statt uns auf die Fortſchritts⸗ 
partei zu verlaſſen, müſſen wir alles Vertrauen auf uns ſelbſt ſetzen. 
Durch die Sozialdemokratie allein wird der Damm geſchaffen, an dem die 
Macht der Reaktion zerſchellen wird. Stärken wir unſere Partei! Wir 
baben mächtige Faktoren, die für uns kämpfen. Jeder Kampf erweitert unſer 
Kampfgebiet. Und der preußiſche Landtag iſt kein Kampfgebiet für uns. Wir 
haben weit beſſere. Die Bourgeoifie, der Freiſinn muß gegen beſtimmte 
a-ſolutiſtiſche Neigungen Front machen. Gut, da gehen wir mit ihnen, wie 
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wir es inimer gethan haben. Darum brauchen wir aber nicht hinter ihr her⸗ 
zu marſchiren und mit ihr Kompromiſſe und Bündniſſe abzuſchließen. Die 
Genoſſin Zetkin hat in ihrer ſchlagfertigen, und ich kann auch ſagen, ſchlag⸗ 
wortfertigen Rede (Heiterkeit) geſchloſſen: wir wollen heute wagen und 
morgen ſchlagen. Das iſt außerordentlich ſchön. Beim Wagen bin ich 
immer gern. Und gewiß, wir wollen morgen ſchlagen, auch übermorgen, und 
noch lange hinaus jeden Tag, bis wir geſiegt haben. Aber nicht die Fort⸗ 
ſchrittler ermöglichen uns, das Junkerthum zu ſchlagen. Dieſe Kraft liegt 
allein im Proletariat. Die Kraft nehme ich ihm, wenn ich der Bewegung den 
Klaſſencharakter nehme. Statt gekräftigt zu werden, wird das Proletariat 
entmannt. Und gerade damit wir ſchlagen können, lehnen Sie den 
Bebel'ſchen Antrag ab und glauben Sie dem Bebel von Köln mehr 
als dem Bebel von Hamburg. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Singer: Die Abſtimmung kann nach unſerem Beſchluß erſt morgen 
vorgenommen werden. Wir ſind alſo am Ende. 

Auer zur Geſchäftsordnung: So gut, wie wir den Beſchluß vorher 
gefaßt haben, können wir ihn auch wieder umſtoßen. 

Singer: Ich bin allerdings der Meinung, daß wir das den auf Grund 
unſeres Beſchluſſes abgereiſten Delegirten ſchuldig ſind, unſer Wort zu halten. 
(Zuſtimmung.) 

Singer verlieſt ein Telegramm, wonach in Hagen, der Hochburg Eugen 
Richter's, die Arbeiter bei den Gewerbegerichts-Wahlen ſämmtliche Plätze der 
Arbeitnehmer erobert haben. 

Damit ſchließt die Sitzung gegen ½8 Uhr. 


Sechſter Verhandlungstag. 
Sonnabend, den 9. Oktober. — Vormittags⸗Sitzung. 

9¼ Uhr. Den Vorſitz führt Singer. 

Es wird in die Tagesordnung eingetreten: Die Abſtimmungen über 
die Betheiligung an den preußiſchen Landtagswahlen. 

Jahn⸗Oſt und Weſt⸗Sternberg macht auf 8 9 des Organiſationsſtatuts 
aufmerkſam. In Punkt 3 heißt es da: „Die Mitglieder der Reichstags-Fraktion 
und der Parteileitung haben (am Parteitag) in allen die parlamentariſche und 
die geſchäftliche Leitung der Partei betreffenden Fragen nur berathende Stimme.“ 
Wenn dieſe hier mitſtimmten, koͤnnten ſie ohne Mandat einen Beſchluß herbei⸗ 
führen, gegen den ſie als Mandatgeber vielleicht hätten ſtimmen müſſen. 

Zort, Singer widerſpricht. Es iſt weder eine die parlamentariſche 
Thätigkeit der Fraktion betreffende Frage, noch iſt es eine die geſchäftliche 
Leitung ſeitens des Vorſtandes betreffende Frage. (Sehr richtig!) Ich meine, 
es wird doch auch kaum in der Abſicht des Frageſtellers liegen, die Genoſſen, 
die Mitglieder der Fraktion und der Parteileitung ſind, bei dieſer ſo wichtigen, 
allgemeinen Frage von der Beſchlußfaſſung auszuſchließen. Indeſſen werde ich 
den Beſchluß des Parteitages herbeiführen. 

Der Wunſch Jahn's wird faſt einſtimmig abgelehnt. 

Nunmehr wird abgeſtimmt. Zunächſt über Aufhebung oder Bei⸗ 
behaltung des Kölner Beſchluſſes. Die Frage wird auf Aufhebung 
geſtellt. Die Abſtimmung iſt eine namentliche. 

Für die Aufhebung ſtimmen: Abel, Adams, Albrecht, Antrick, Arndt, 
Arons, Auer, Bartels (Lübeck), Baudert, Bebel, Behnke, Beſchning, Bérard, 
Blos, Blume, Brennecke, Brey, Brühne, Bruns (Oberbarnim), Bruhns (Breslau), 
Böhle, Cohns, Dejung, Dietz (Stuttgart), Dietz (Hamburg), Dreyer, Dubber, 
Frau Eichhorn, Eggert, Eitzinger, v. Elm, Emmel, Enders, Evers, Faber, 
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Fiſcher, Färber, Feldmann, Förſter, Findewirth, Frohme, Geck, Gerhold, Geriſch, 
Gerlach, Gewehr, Geyer, Gilsbach, Göſchl, Greiner, Groth, Grünwaldt, Gülden⸗ 
berg, Haſe, Hafner, Hauck, Hedderich, Heine, Hengsbach, Hoch, Hoffmann (Ham⸗ 
burg), Hofmann (Chemnitz), Holzhäuſer, Hug, Hugo, Jakobs, Inger, Kaden, 
Käppler, Kandt, Katzenſtein, Kampkens, Klingenhagen, Knappe, Koenen. Koll, 
Kramer, Krapff, Krüger, Krumm, Kupke, Kutſche, Legien, Leinert, Leſche, Loh⸗ 
mann, Lützner, Lütgenau, Lux, Martikke, Matthis, Meiſt, Meiſter, Metzner, 
Metzger, Meyer, Millarg, Mittag, Molkenbuhr, Müller (Darmſtadt), Nitſchke, 
Dertel, Pape, Patzer, Peus, Pfannkuch, Piſtorius, Pützfeld, Quarck, Rau, 
Reichelt, Reißhaus, Röder, Rohleder, Rohrhirſch, Rosbitzki, Roßkopf, Schaal, 
Schade, Scheidemann, Schilling, Schippel, Schmalſuß, Schmidt (Magdeburg), 
Schmitt (München), Schnell, Schrader, Schulze (Coſſebaude), Schumacher 
(Lauenburg), Schüler, Schwartz, Seifert, Seiler, Semmler, Sindermann, Sittig, 
Slomke, Starke, Frau Steinbach, Stelzner, Stolle, Stolten, Ströbel, Stücklen, 
Thiele (Halle), Thiele (Göppingen), Ullenbaum, Ulrich (Offenbach), Ulrich 
(Stuttgart), Vetterlein, Wammes, Weinheber, Wenzel, Winter (Frankenhauſen), 
Winter (Königshütte), Wittich, Wulf, Wurm, Frau Zetkin, Frau Zieh, 

Gegen die Aufhebung des Kölner Beſchluſſes ſtimmen Frl. Baader, 
Bärer, Baker, Bartels (Halberſtadt), Börner, Demmler, Dimmick, Eberhardt, 
Ewald, Freiwaldt, Grumbt, Gilek, Frau Greifenberg, Grönewold, Haeniſch, 
Helbig, Hinſche, Hoffmann (Berlin), Frau Jaeger, Jahn, Joechel, Frau Kähler, 
Kloſe, Knüpfer, Kölle, König, Körſten, Krauße, Kurth, Lange, Leid, Liebknecht, 
Meiſel, Michaelis, Morawski, Müller (Harburg), Richter, Roth, Runge, Schmal⸗ 
feldt, Schoenlank, Schröer, Schulze (Pirna), Singer, Sperka, Wengels, Werner, 
Wilm, Wind hoff, Zubeil. 

Vor der Abſtimmung ſind bereits abgereiſt die Delegirten Baumann, 
Bock (Gotha), Gärtner, Herzfeld, Langenberg, Lienau, Reimers, Schmidt (Berlin), 
Schumacher (Solingen), Stadthagen, Vogtherr, Wolf. 

Der Kölner Beſchluß iſt alſo mit 160 gegen 50 Stimmen auf⸗ 
gehoben. Das Reſultat der Abſtimmung wird mit Beifall begrüßt. 

Es wird nun darüber abgeſtimmt, ob nur die preußiſchen Dele⸗ 
girten über die Frage der Wahlbetheiligung zu entſcheiden haben. 

Mit Ja ſtimmen: Abel, Arndt, Fräulein Baader, Baerer, Bartels 
(Wernigerode), Baudert, Blos, Börner, Dimmick, Dreyer, Dubber, Eberhardt, 
Eitzinger, v. Elm, Evers, Ewald, Findewirth, Freiwaldt, Frau Greifenberg, 
Greiner, Hauck, Heine, Hengsbach, Hinſche, Hoffmann (Berlin), Jahn, Jakobs, 
Jöchel, Kaden, Knüpfer, Kölle, König, Körſten, Krauſe, Krüger, Lange, 
Martikke, Meiſel, Metzger, Morawski, Müller (Harburg), Richter, Roth, Roß⸗ 
kopf, Schmalfuß, Schmitt (München), Schoenlank, Schröer, Schüler, Seifert, 
Seiler, Semmler, Sindermann, Frau Steinbach, Stelzner, Stolle, Wenzel, 
Wengels, Werner, Wilm, Windhoff, Winter (Frankenhauſen) und Zubeil, 

Mit Nein haben gefimmt: Adams, Albrecht, Antrick, Arons, Auer, 
Baker, Bartels (Lübeck), Bebel, Behnke, Beſchning, Bérard, Blume, Brenneke, 
Bren, Brühne, Bruns (Ober⸗Barnim), Bruhns, Böhle, Cohns, Dejung, 
Demmler, Dietz (Stuttgart), Dietz (Hamburg), Eggert, Frau Eichhorn, Emmel, 
Enders, Faber, Faerber, Feldmann, Fiſcher, Förſter, Frohme, Geck, Gerhold, 
Geriſch, Gerlach, Gewehr, Geyer, Gilek, Gilsbach, Göſchl, Groenewold, Groth, 
Grumbt, Grünwaldt, Güldenberg, Haaſe, Haeniſch, Hafner, Hedderich, Helbig, 
Hoch, Hoffmann (Hamburg), Hofmann (Chemnitz), Holzhäuſer, Hug, Hugo, 
Frau Jaeger, Inger, Frau Kähler, Käppler, Kandt, Katzenſtein, Kempkens, 
Klingenhagen, Kloſe, Knappe, Koenen, Kolb, Kramer, Krapff, Krumm, Kupke, 
Kurth, Kutſche, Legien, Leid, Leinert, Leſche, Liebknecht, Lohmann, Lütgenau, 
Lützner, Lux, Matthis, Meiſt, Meiſter, Metzner, Meyer, Michaelis, Millarg, 
Mittag, Molkenbuhr, Müller (Darmſtadt), Nitſchke, Oertel, Pape, Patzer, 
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Peus, Pfannkuch, Piſtorius, Pützfeld, Quarck, Rau, Reichelt, Reißhaus, Röder, 
Rohleder, Rohrhirſch, Rosbitzki, Runge, Schaal, Schade, Scheidemann, Schillig, 
Schippel, Schmalfeldt, Schmidt (Magdeburg), Schnell, Schrader, Schulze 
(Pirna), Schulze (Coſſebaude), Schumacher (Lauenburg), Schwartz, Singer, 
Sittig, Slomke, Sperka, Starke, Stolten, Ströbel, Stücklen, Thiele (Halle), 
Thiele (Göppingen), Ullenbaum, Ulrich (Offenbach), Ulrich (Stuttgart), Vetter⸗ 
lein, Wammes, Weinheber, Winter (Königshütte), Wittich, Wulf, Wurm, Frau 
Zetkin, Frau Zietz. 

Das Ergebniß der Abſtimmung iſt alſo folgendes: An der Abſtimmung 
betheiligen ſich 210; davon ſtimmen 62 mit Ja, 148 mit Nein. Die Frage, 
ob nur die preußiſchen Delegirten in dieſer Angelegenheit zu ſtimmen hätten, 
iſt alſo verneint. 

Die Grundlage für die nunmehr erfolgenden Abſtimmungen iſt die 
Reſolution Bebel (98). Abgeſtimmt wird zunächſt über die dazu geſtellten 
Amendements (99). 

be Die Einleitung der Reſolution Bebel (98) iſt durch den vorigen Beſchluß 
erledigt. 

Zu Punkt 1 liegt das Amendement Gewehr vor, welches ſtatt der 
Worte: „wo die Verhältniſſe eine ſolche ermöglichen“, ſetzen will: „wo die 
Verhältniſſe eine ſolche den Parteigenoſſen rathſam erſcheinen laſſen“ 

Dieſes Amendement wird abgelehnt. 

Punkt 1 der Reſolution Bebel wird angenommen. 

Zu Punkt 2 dieſer Reſolution liegt das Amendement Mittag vor, 
hinter dem Worte „Verhältniſſe“ zu ſetzen: „Kompromiſſe mit anderen 
Parteien dürfen nicht abgeſchloſſen werden. Alles andere noch 
Folgende ſoll geſtrichen werden.“ 

Hiermit deckt ſich inhaltlich ein Amendement Baker-Neuſtrelitz. 

Das Amendement Mittag wird mit erheblicher Mehrheit angenommen. 
Das Ergebniß der Abſtimmung wird mit lebhaftem Beifall begrüßt. 

Singer: Damit iſt die Reſolution im Uebrigen erledigt. 

Hoch Hanau zur Geſchäftsordnung: Meiner Anſicht nach iſt die 
Reſolution noch nicht ganz erledigt. Sie enthält doch den Satz, daß da, wo 
es möglich iſt, eigene Wahlmänner aufzuſtellen, ſie unter allen Umſtänden auſ— 
geſtellt werden müſſen. 

Singer: Ich faſſe den eben gefaßten Beſchluß dahin auf, daß da, 
wo nach Punkt 1 der Reſolution eine Wahlbetheiligung erfolgt, überhaupt 
nur durch Aufſtellung ſozialdemokratiſcher Wahlmänner in die Wahl eingetreten 
werden kann. (Lebhafte Zuſtimmung.) Deshalb wäre meiner Meinung nach 
der Reſt der Reſolution wohl erledigt. — Ich ſtelle feſt, daß der Parteitag 
in dieſem Sinne den Beſchluß gefaßt hat. (Widerſpruch.) 

Molkenbuhr: Ich habe allerdings für den erſten Satz des Antrages 
geſtimmt. Aber ich halte) es keineswegs für einen Kompromiß, daß man 
gemeinſam mit Andern die Junker niederſtimmt (lebhafte Zuſtimmung), daß 
man zu dieſem Behufe alſo für einen Gegner eintritt. 

Singer: Für den Fall, daß ſich eine ſolche Gelegenheit bieten würde. 
würde diejenige Taktik zu beobachten fein, die die Partei für die Reichstags: 
wahlen feſtgelegt hat, d. h. wo ſozialdemokratiſche Wahlmänner gewählt ſind. 
wählen ſie von zwei Uebeln das kleinere. (Sehr richtig!) 

Bebel: Auch ich bin der Anſicht, daß durch die Annahme des eben 
angenommenen Antrages zu Punkt 2 die Punkte 3 und 4 der Reſolution 
erledigt ſind (Zuſtimmung), daß es daher alſo da, wo die Parteigenoſſen 
beabſichtigen ſollten, keine eigenen Wahlmänner aufzuſtellen, ſondern von vorn: 
herein für liberale Wahlmänner zu ſtimmen, dies letztere abſolut ausgeſchloſſen 
iſt. (Lebhafter Beifall.) 
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Singer: Alſo ich konſtatire die Einmüthigkeit des Parteitages darin, 
daß auf Grund des hier gefaßten Beſchluſſes eine demnachſtige Betheiligung 
nur durch Aufſtellung ſozialdemokratiſcher Wahlmanner geſchehen kann. 
(Zuſtimmung.) Damit iſt die Reſolution erledigt, ebenſo ſammtliche zu 
dieſem Punkt der Tagesordnung geſtellten Anträge mit Ausnahme des Antrag 31. 
Der Antrag 38 war zurückgezogen. worden. 

Antrag 31 der die Herausgabe einer Wahlbroſchüre fordert, wird 
angenommen. 

Es folgt jetzt die Geſammtabſtimmung über die Reſolution 
Bebel, die durch die gefaßten Beſchlüſſe folgenden Wortlaut erhalten hat: 

„Die Betheiligung an den nächſten preußiſchen Landtagswahlen iſt 
überall geboten, wo die Verhältniſſe eine ſolche den Parteigenoſſen ermöglichen. 
Inwieweit eine Wahlbetheiligung in den einzelnen Wahlkreiſen möglich 01. 
entſcheiden die Parteigenoſſen der einzelnen Wahlkreiſe nach Maßgabe der 
lokalen Verhältniſſe. Kompromiſſe und Bündniſſe mit anderen Parteien 
dürſen nicht abgeſchloſſen werden.“ 

Die Abſtimmung iſt eine namentliche. 

Für die ſo geſtaltete Reſolution Bebel ſtimmten: Adams, Albrecht, 
Antrick, Arndt, Arons, Auer, Bartels (Lübeck), Baudert, Bebel, Behnke, 
Beſchning, Bérard, Blos, Blume, Brennecke, Brey, Brühne, Bruns (Ober⸗Barnim), 
Bruhns (Breslau), Böhle, Cohns, Dejung, Dietz (Stuttgart), Dietz (Hamburg), 
Dreyer, Frau Eichhorn, Eitzinger, Emmel, Enders, Evers, Faber, Faerber, 
Feldmann, Findewirth, Fiſcher, Förſter, Frohme, Geck, Gerhold, Geriſch, Gerlach, 
Gewehr, Geyer, Gilsbach, Goſchl, Greiner, Grönewold, Groth, Grunewaldt, 
Güldenberg, Haaſe, Hafner, Hauck, Hedderich, Hengsbach, Hoch, Hoffmann 
(Hamburg), Hofmann (Chemnitz), Holzhäuſer, Hug, Hugo, Inger, Käppler, 
Kandt, Katzenſtein, Kempkens, Klingenhagen, Knappe, Koenen, Kolb, Kramer, 
Krapff, Krumm, Kupke, Kutſche, Leſche, Lohmann, Lütgenau, Lützner, Martikke, 
Matthis, Meijt, Meiſter, Metzger, Metzner, Meyer, Millarg, Mittag, Molkenbuhr, 
Morawski, Nitſchke, Oertel, Pape, Patzer, Peus, Pfannkuch, Piſtorins, Pützfeld, 
Quarck, Rau, Reichelt, Reißhaus, Roder, Rohleder, Rohrhirſch, Rosbitzkt, 
Roßkopf, Schaal, Schade, Scheidemann, Schillig, Schippel, Schmalfuß, Schmidt 
(Magdeburg), Schmitt (München), Schnell, Schumacher (Lauenburg), Schüler, 
Schwartz, Seifert, Seiler, Semmler, Sindermann, Sittig, Slomke, Starte, Stolle, 
Stolten, Ströbel, Stücklen, Thiele (Göppingen), Ullenbaum, Ulrich (Dffenbach), 
Ulrich (Stuttgart), Vetterlein, Wammes, Weinheber, Winter (Frankenhauſen), 
Winter (Königshütte), Wittich, Wulf, Wurm, Frau Zetkin, Frau Zietz. 

Gegen die Reſolution ſtimniten: Abel, Frl. Baader, Baerer, Baker, 
Bartels (Halberſtadt), Börner, Demmler, Dimmick, Dubber, Eberhardt, Eggert, 
p. Elm, Ewald, Freiwaldt, Gilek, Frau Greifenberg, Grumbt, Häniſch, Heine, 
Helbig, Hinſche, Hoffmann (Berlin), Frau Jäger, Jahn, Jakobs, Jöchel, Kaden, 
Frau Kähler, Kloſe, Knüpfer, Kölle, König, Köriten, Krauße, Krüger, Kurth, 
Lange, Legien, Leid, Leinert, Liebknecht, Lux, Meiſel, Michaelis, Müller 
(Harburg), Müller (Darmſtadt), Richter, Roth, Runge, Schmalfeld, Schoenlank, 
Schrader, Schröer, Schultze, Singer, Sperka, Frau Steinbach, Stelzner, Thiele, 
Wengels, Werner, Wilm, Windhoff, Zubeil. 

Wenzel enthält ſich der Abſtimmung. 

Das Ergebniß der Abſtimmung iſt alſo die Annahme der Reſolution 
mit 145 gegen 64 Stimmen bei einer Stimmenthaltung. 

Dieſer Punkt der Tagesordnung iſt damit erledigt. 

Es folgt Punkt VIII: Organiſation. Hierzu liegt nur der Antrag 94 
vor, da Antrag 73 nicht genügend unterſtützt wurde. 

Berichterſtatter Auer: Wir alle wollen uber dieſen Gegenſtand kurz hinweg⸗ 
kommen. Es handelt ſich um die Frage, ob das Proviſorium, wie es gegenwärtig 
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beſteht, beibehalten werden ſoll oder nicht. Ich glaube, nachdem der Prozeß gegen 
die Parteileitung durch alle Inſtanzen für uns ſiegreich ausgegangen iſt, liegt kein 
Grund mehr vor, nicht wieder zu unſeren alten Einrichtungen zurückzukehren. 
Ich habe Ihnen deshalb, Namens der geſammten Parteileitung, den 
Vorſchlag zu machen, daß wir den Status, wie er vor dem Köller⸗Coup geweſen 
iſt, wiederherſtellen, alſo den Sitz des Parteivorſtandes wieder nach 
Berlin verlegen. 

Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Es ſind dieſelben, die uns 
in Halle beſtimmt haben, die Parteileitung nach Berlin zu verlegen. Die 
Ueberſiedlung nach Hamburg war ja nur ein Nothbehelf. Berlin iſt der 
Zentralpunkt des politiſchen Lebens für Deutſchland. Die Leitung der Partei 
hängt auch zuſammen mit beſtimmten perſönlichen Verhältniſſen. Es muß uns 
daran liegen, beſtimmte Perſonen wieder in die Parteileitung zu bringen. Der 
gegenwärtige Zuſtand hat ſoviel Schwierigkeiten zur Folge gehabt, daß auf 
die Dauer die Gefahr entſtand, daß zwiſchen den leitenden Perſonen ſo viel 
Differenzen ſich einſtellten, wie es uns im Intereſſe der Partei nicht lieb ſein 
konnte. Die raſche Mittheilung, die Ausſprache, die Verſtändigung iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn ein Theil der Leitung in Berlin, ein anderer, der ausführende 
Theil, in einer meilenweit entfernten Stadt wohnt. Dieſe Schwierigkeiten 
haben ſich den Perſonen, die mit der Leitung zu thun haben, ſo überwältigend 
aufgedrungen, daß ſie alle mit der Verlegung der Leitung nach Berlin einver⸗ 
ſtanden ſind. Hinzu tritt noch weiter der Umſtand, daß ja auch die Fraktion 
6, 7 Monate im Jahre in Berlin zuſammen iſt. 

Sie werden das Gewicht dieſer Gründe anerkennen. Ich gebe zu, daß 
ſich auch Bedenken gegen dieſen Schritt geltend machen laſſen. Ich will nicht 
davon reden, daß die Ueberſiedelung nach Berlin mit gewiſſen Koſten verknüpft 
iſt. Das ſind eben Geſchäftsſpeſen und nicht ſo bedeutend, daß ſie von 
Einfluß auf unſere Beſchlußfaſſung ſein könnten. Weſentlicher iſt der Ein⸗ 
wand, daß dieſelben Maßnahmen, wie ſie Köller gegen unſere Organiſation 
verſucht hat, wiederholt werden können. Trotz des günſtigen Ausganges 
unſeres Prozeſſes will ich die Möglichkeit eines erneuten Vorgehens durchaus 
nicht beſtreiten, aber ſo ſchwerwiegend iſt dieſe Eventualität nicht. Außerdem 
werden es ſich die leitenden Kreiſe doch wohl überlegen, ob zu der erſten 
noch die zweite Blamage gefügt werden ſoll. (Sehr richtig!) So oft ſprechen 
wir doch auch aus, daß wir vor Gefahren nicht zurückweichen. Den neuen 
Prozeß würden wir ſo führen wie den erſten, und profitiren würden doch 
ſchließlich nur wir. (Sehr richtig!) Daß Berlin Sitz der Parteileitung werden 
muß, zeigt ja auch das Veiſpiel aller anderen Parteien, und was dieſen 
möglich iſt, muß es auch uns ſein. 

Sonſtige Abänderungen an der Organiſation halten wir nicht für noth⸗ 
wendig. Die Organiſation hat ſich bewährt, ſie wird ſich auch in Zukunft 
bewähren. Und es kommt ja auch mehr auf den Geiſt als auf den Wortlaut 
an. Das gilt auch vom Antrag 94. Ich weiß nicht, ob er wörtlich ſo aus⸗ 
geführt werden kann, wie er lautet. Sein Sinn aber geht dahin, daß ſich 
die Genoſſen im Lande mehr als bisher der Zentralkaſſe ermnern. Ob 
10 Prozent, ob mehr oder weniger gezahlt werden ſoll, das hängt von den 
Umſtänden ab. Ich bitte Sie alſo nochmals, nehmen Sie den Vorſchlag der 
Parteileitung an und beſchließen Sie auch im Geiſte und Sinne des Antrags 94. 
(Beifall.) 

Die Diskuſſion wird eröffnet. 

Jahn⸗(Oſt⸗ und Weſt⸗Sternberg): Ich kann mich dem, was Auer 
geſagt hat, nur anſchließen. Nur eins möchte ich hinſichtlich des Geldpunktes 
betonen. Das Wort: „Ein echter deutſcher Mann mag keinen Franzmann 
leiden, doch feine Weine trinkt er gern“ — läßt ſich für uns dahin umändern: 
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„Der Provinzler kann die Berliner nicht leiden, doch ihre Gelder nimmt er 
gern.“ (Große Heiterkeit und Gelächter.) 

Vorſitzender Singer: Soweit der Ausdruck „Provinzler“ etwa auf die 
anweſenden Delegirten Bezug haben ſollte (Große Heiterkeit), weiſe ich ihn als 
durchaus ungehörig zurück. 

Jahn: Ich habe keineswegs die Delegirten gemeint. Aber die Stimmung 
iſt doch vorhanden, und da wollte ich einmal darauf hinweiſen, daß es die 
Berliner ſind, die die Gelder aufbringen. 

Frau Zietz⸗ Hamburg: Ein Wort über die Frauenagitation. Das 
Suſtem der weiblichen Vertrauensperſonen hat ſich bewährt und iſt durchaus 
nothwendig. Nur laſſen es manche weiblichen Vertrauensperſonen bei der 
erfolgten Wahl bewenden, ohne der Aufgabe, für die ſie gewählt ſind, ſich 
beſonders eifrig zu widmen. Gewiß hat die Agitation unter den Frauen ihre 
großen Schwierigkeiten, aber wann haben ſich Sozialdemokraten durch 
Schwierigkeiten zurückſchrecken laſſen. Von welcher Wichtigkeit die Thätigkeit 
der Frauen iſt, dafür hat der Ham burger HaſenarbeiterStreik ein 
Beiſpiel geliefert. Während deſſelben haben ſich meines Wiſſens die Genoſſen 
zum erſten Mal an die Frauen gewendet, und ich glaube, daß es nicht zum 
geringſten Theil gerade den Einfluß der Frauen zu danken iſt, daß die Hafen⸗ 
arbeiter, die bis dahin ſaſt garnicht organiſirt waren, ſo treu zuſammengehalten 
haben, ſolange der Ausſtand währte. Wie in der Gewerkſchaftsbewegung 
wird die Thätigkeit der Frauen auch in der politiſchen von großer Bedeutung 
ſein. Auch wenn wir das Stimmrecht nicht haben, können wir doch unſern 
Einfluß auf die Männer ausüben und auch für die geſchäftlichen Funktionen 
unſere Kräfte zur Verfügung ſtellen. Ich bitte alſo die Genoſſen: Sorgen 
Sie dafür, daß, wo es noch nicht geſchehen iſt, weibliche Vertrauensperſonen 
gewählt werden und unterſtützen Sie ſie in der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
(Beiſall und Händeklatſchen.) 

Börner⸗Berlin beantragt Schluß der Diskuſſion. 

Knüpfer⸗Berlin legt im Namen der Berliner Verwahrung ein gegen 
die von Jahn vorgetragene Auffaſſung. (Beifall.) 

Der Antrag der Parleileitung, den Sitz der Parteileitung wieder 
nach Berlin zu verlegen. wird angenommen, ebenſo Antrag 94. 

Es folgen die Anträge 4 — 8, die ſich mit dem Ort des nächſten Partei⸗ 
tages beſchäftigen. Vorgeſchlagen ſind Hannover, Magdeburg, Mannheim, 
Dortmund, Dresden und eine Stadt in Süddentſchland, ſpeziell Stuttgart. 
Faſt einſtimmig entſcheidet ſich der Parteitag unter lebhaftem Beifall für 
Stuttgart. Die anderen Vorſchläge fanden nicht die genügende Unterſtützung. 

Nunmehr folgen die Anträge, die ſich auf die Tagesordnung des 
nächſten Parteitages beziehen; es ſind dies die Anträge 10, 11 und 12. 
Antrag 13 findet nicht genügende Unterſtützung. 

Zur Geſchäftsordnung bemerkt 

Auer: Ich halte es nicht für richtig, zu beſchließen, daß wir dieſen 
oder jenen Punkt auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages ſetzen. 
Beſſer iſt es, alle die in den Anträgen niedergelegten Wünſche der heute zu 
wählenden Parteileitung zur Erwägung zu überweiſen. (Sehr richtig!) Wir 
können ja nicht wiſſen, welche brennenden Fragen im nächſten Jahre vorliegen, 
die unbedingt erledigt werden müſſen. Es iſt einem unangenehm, wenn die 
Tagesordnung ſchon ſo lange vorher feſtſteht. Das haben wir ja in Golha 
bei dem Punkt „Proportionalwahlen“ geſehen. Ich bitte Sie deshalb, im 
Sinne meiner Ausführungen zu beſchließen. (Beifall.) 

Ohne Debatte wird der Vorſchlag Auer's, die Anträge 10, 11 
und 12 der Parteileitung zur Erwägung zu überweiſen, mit großer 
Mehrheit angenommen. 


220 Sechſter Verhandlungstag. — Vormittags⸗Sitzung. 


Von den ſonſt noch vorliegenden Anträgen finden nicht die genügende 
Unterſtützung die Anträge 14, 15, 16. 

Zur Begründung des hinreichend unterſtützten Antrages 22 

Sindermann⸗Dresden: Wir wollen durch unſeren Antrag nicht bezwecken, 
daß überhaupt jede Polemik unterdrückt wird. Aber gerade in letzter Zeit ſind 
in manchen Blättern Polemiken eingeriſſen, die einen perſönlichen gehäſſigen 
Charakter tragen. In der Partei giebt es Leute, die glauben, es muß immer 
ihr Wille durchgeſetzt werden, und die, wenn ihnen die ſachlichen Gründe aus⸗ 
gegangen ſind, Jeden, der ihrem Willen entgegenſteht, perſönlich angreifen. 
(Sehr wahr!) Das muß vermieden werden. Die örtlichen Zeitungskommiſſionen 
ſind nicht in der Lage, hier Wandel zu ſchaffen, deshalb muß der Parteitag 
einſchreiten. Wir ſelbſt ſchaden uns ja dadurch am meiſten. (Sehr richtig!) 
Denn wenn wir bei unſerer Agitation Denen, die wir für uns gewinnen 
wollen, Zeitungsblätter in die Hand geben, in denen unſere eigenen Genoſſen 
heruntergeriſſen ſind, dann ſagen ſich ſolche indifferenten Leute: An Euch muß 
nicht viel daran ſein, da laſſen wir lieber die Hand von Euch weg. Auch 
die gegneriſchen Blätter werden ſich darauf beruſen und uns ſagen: Kehrt Ihr 
nur vor Eurer eigenen Thür, Ihr ſeht doch, wie Ihr Euch gegenſeitig herunter: 
reißt. Deshalb muß der Parteitag ſein Veto dagegen einlegen und ſolchem 
Unfug ſteuern. (Beiſall.) 

Bebel: Wir leiden an der Krankheit, daß wenn Jemand etwas auf 
dem Herzen hat, was er zu Hauſe nicht gleich durchſetzen kann, er dann den 
Parteitag als Allheilmittel anruft. Mit derartigen Wünſchen und Anträgen 
machen wir uns nach außen hin nur lächerlich. (Sehr richtig!) Was ſoll es 
denn heißen, wenn verlangt wird, der Parteitag möge darauf hinwirken, daß 
gehäſſige Polemiken vermieden werden? Wie ſoll denn der Parteitag das 
thun? Das geht ja garnicht. Mögen doch die Parteigenoſſen am Ort darauf 
hinwirken, daß unanſtändige Polemiken aufhören. (Sehr richtig!) Ganz gewiß 
iſt das wahr, was der Vorredner ſagt, daß insbeſondere in der letzten Zeit 
bei einigen Parteiblättern ein Ton eingeriſſen iſt, der einfach unerhört genannt 
werden muß. (Beifall.) Es iſt dringend wünſchenswerth, daß dieſer Ton 
abgeſchafft wird. Ich will hier Niemand angreifen und nenne deshalb keine 
Namen, aber Thatſache iſt es, daß oft in einer gehäſſigen Weiſe geſchul⸗ 
meiſtert und kritiſirt wird. Ich meine aber, die bloße Erörterung hier auf 
dem Parteitage wird genügen, um Wandel zu ſchaffen. Den Antrag ſelbſt 
können wir als zwecklos ablehnen. (Beifall.) 

Hiermit ſchließt die Debatte. 

Antrag 22 wird abgelehnt. 

Die Anträge 63 und 79 werden nicht unterſtützt. 

Es ſind ſomit alle Anträge erledigt. 

Auch die Tagesordnung iſt bis auf den letzten Punkt (Wahl der 
Parteileitung und Beſtimmung des Ortes, wo fie ihren Sitz zu nehmen hat) 
erſchöpft. d 

Da die Vorſchlagsliſten noch nicht im Druck vorliegen, tritt eine längere 
Pauſe ein. 

Um 1 Uhr eröffnet Singer die Sitzung wieder und läßt die inzwiſchen 
gedruckte Vorſchlagsliſte vertheilen. 

Vorgeſchlagen ſind zu Vorſitzenden Singer und Bebel, zum Kaſſirer 
Geriſch, zu Sekretären Pfannkuch und Auer. Außerdem werden für den 
Vorſtand Adolf Hoffmann (Berlin) und Frau Zetkin vorgeſchlagen. 

Zu Kontrolleuren find vorgeſchlagen: Baker-Hamburg, Börner⸗Berlin, 
Bruhns = Breslau, Dubber Hamburg, Eitzinger-Nürnberg, Kaden⸗Dresden, 
Katzenſtein⸗Mainz, Kleemann » Leipzig, Klees⸗ Magdeburg, Koenen ⸗ Hamburg. 
Meiſt⸗Köln, Meiſter⸗Hannover, Metzner⸗Berlin, Millarg⸗Berlin, Oertel⸗Nürnberg, 
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Schwartz⸗Lübeck, Schoenlank⸗Leipzig, Ulrich⸗ Offenbach, Ullenbaum⸗Elberfeld, 
Frau Zetkin⸗Stuttgart, Frau Zietz⸗Hamburg. 

Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes tritt eine Pauſe ein. 

Nach etwa anderhalb Stunden wird die Sitzung wieder eröſſnet und das 
Reſultat der Wahl mitgetheilt. 

Abgegeben wurden 185 Stimmzettel; ungiltig waren hiervon in Bezug 
auf die Kontrolleure 15. 

Gewählt wurden zu Vorſitzenden: Bebel und Singer mit je 
184 Stimmen, zum Kaſſirer: Geriſch mit 180 Stimmen; zu Sekretären: 
Pfannkuch mit 182 und Auer mit 175 Stimmen. Auf Ad. Hoffmann⸗ 
Verlin fielen 10 Stimmen; die übrigen zerſplitterten. 

Als Kontrolleure wurden gewählt: Meiſter mit 144, Kaden mit 
120, Oertel mit 95, Frau Zetkin mit 89, Koenen mit 82, Dub ber mit 81 
und Metzner mit 76 Stimmen. 

Ferner erhielten noch Stimmen: Börner 58, Meiſt 66, Klees 46, 
Schwarz 44, Millarg 37, Ulrich) 35, Bruhns-Breslau 37, Schoenlank 29, 
Eitzinger 29, Kleemann 27 und Ullenbaum 21. Die übrigen zerſplitterten ſich, 

Damit iſt die geſammte Tagesordnung erledigt. 

Vorſitzender Singer: Parteigenoſſen! Wir ſind am Schluß unſerer 
Arbeiten. Ich glaube aus dem Herzen jedes einzelnen Delegirten zu ſprechen, 
wenn ich zunächſt den Hamburger Genoſſen den wärmſten, aufrichtigſten Dank 
für die Gaſtfreundſchaft ſage, die ſie uns erwieſen haben. (Beifall.) Sie 
haben uns nicht nur einen Arbeitsraum hergerichtet, der herrlich geſchmückt 
war mit den Wahrzeichen der zielbewußten Arbeiterklaſſe, ſie haben nicht nur 
während der Dauer des Kongreſſes hilfreiche Hand geleiſtet und ſo zum guten 
Theil dazu beigetragen, daß die geſchäftlichen Angelegenheiten glatt und ohne 
Störung erledigt ſind, nein ſie haben uns noch eine beſondere Freude bereitet 
durch die feſtlichen Veranſtaltungen, die ſie getroffen haben. Der Kommers, 
der am Donnerſtag Abend ſtattgefunden hat, er hat die Brüderlichkeit, die 
Freude, die Herzlichkeit der Hamburger Genoſſen zu herrlichem Ausdruck 
gebracht. Aber der Glanzpunkt dieſes Kongreſſes unter den äußeren Ver⸗ 
anſtaltungen war doch die Hafenfahrt; ſie brachte uns ſo recht die Solidarität, 
die Einheit und Geſchloſſenheit der Hamburger Arbeiter zum Bewußtſein. Zu 
einer Vergnügungsfahrt waren wir eingeladen, eine Triumphfahrt der Sozial⸗ 
demokratie iſt De geworden. (Lebhafte Zuſtimmung.) An den Arbeitsſtätten 
im Hafen fuhren wir vorüber und dort ſahen wir die Arbeiter, die, vor 
wenigen Monaten durch den Druck des Unternehmerthums in Noth und Elend 
gerathen, die thatkräftige Hilfe der deutſchen Arbeiterklaſſe erfahren hatten, 
kaum erſt aufathmend vom ſchweren, wirthſchaftlichen Joch, ſtolz und frei ihre 
Zugehörigkeit zur deutſchen Sozialdemokratie bekennen. (Bravo!) Es war ein 
erhebender Eindruck, als wir in dem Hafen umherfuhren, umtoſt von dem Jubel 
der Hafenarbeiter, die das rothe Banner mit ſtürmiſcher Begeiſterung grüßend, durch 
dieſe Demonſtration vor aller Welt, unbekümmert um die Folgen, zeigten, daß 
ſie Sozialdemokraten ſind und bleiben. (Beifall.) Es wäre Unrecht, wollten wir 
ihnen nicht dafür von dieſer Stelle aus unſeren Dank ausſprechen. Dieſe erhebende 
Stunde im Hamburger Hafen wird in unvergeßlichem Andenken der Delegirten 
bleiben, denen es vergönnt war, ſie mit zu erleben. (Lebhafter Beifall.) 

Parteigenoſſen! Wir haben eine arbeitsreiche Woche hinter uns. Ich 
will Sie nicht ermüden durch einen langen Rückblick auf unſere Thätigkeit. 
Aber das Eine darf ich hervorheben: Auch dieſer Kongreß hat wie feine 
Vorgänger gezeigt, daß es wohl Meinungsverſchiedenheiten in den Reihen der 
Genoſſen giebt, die in ehrlicher Ueberzeugung zum Ausdruck kommen, daß ſie 
aber nicht im Stande ſind, das Gefühl der Zuſammengehörigkeit auch nur im 
geringſten zu ſchwächen. (Beifall.) 
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Die Verhandlungen ſind auch diesmal geführt worden mit dem kritiſchen 
Geiſt, der die Stärke unſerer Partei iſt. Sie ſind aber auch geführt worden 
in dem brüderlichen Geiſte, in dem man zwar dem Bruder nicht in allem, 
was er thut, recht giebt, in dem man aber doch, wenn es die großen Ziele 
gilt, Schulter an Schulter zum Bruder ſteht. (Beifall.) Unſere Gegner haben 
gemeint, daß bei der Erörterung der Frage der Betheiligung an den preußiſchen 
Landtagswahlen die Partei auseinanderſplittern würde. Nun, ich denke, wer 
unferen Verhandlungen beigewohnt hat, und dieſelben vorurtheilslos betrachtet, 
wird die Ueberzeugung gewonnen haben, daß Meinungsverſchiedenheiten aller⸗ 
dings vorhanden waren, daß fie aber in fachlicher Weiſe zum Ausdruck kamen 
und zu einem Ausgang führten, bei dem es weder Sieger noch Beſiegte giebt. 
(Lebhafter Beifall.) Auch dieſe Verhandlung hat den Beweis geliefert, daß, 
wo immer die Sozialdemokratie ſich neue Aktionsfelder eröffnet, fie unver: 
brüchlich an dem Grundſatze feſthält, daß die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft, 
auf ihre eigene Kraft geſtützt, jedes Bündniß, jeden Kompromiß mit bürger⸗ 
lichen Parteien verſchmaͤht. (Lebhafter Beifall.) Wir haben neue Ziele geſteckt 
für die Thätigkeit unſerer Partei. Und wenn unſere Gegner, wenn die 
herrſchenden Klaſſen jetzt den Augenblick gekommen wähnen, den Vernichtungs— 
kampf gegen die Sozialdemokratie zu führen, wenn man die Nation auf die 
Schanzen ruft zum Sturm gegen die Sozialdemokratie, ſo bleiben wir ruhig 
und ſtolz in dem ſichern Bewußtſein, daß die Sozialdemokratie überdauern 
wird ſowohl das Königthum von Gottes Gnaden, als auch die heutigen 
Republiken der bürgerlichen Geſellſchaft. (Lebhafter Beifall.) Die Sozial⸗ 
demokratie wird ſo lange auf dem Kampfplatz ſtehen, bis der Kampf nicht 
mehr nöthig iſt, und ſie wird ſich erſt ausleben in einer Geſellſchaft, die ſo 
organiſirt iſt, daß es keine Herren und keine Knechte mehr giebt. (Lebhafter 
Beifall.) Das nächſte Jahr wird uns eine beſonders harte aber auch erfolg— 
reiche Arbeit bringen. Wir treten in die Reichstagswahlen ein, und auch 
hierfür haben wir unſere bisherige Taktik aufs Neue als Richtſchnur genommen. 
Die Reichstagswahlen werden zeigen, was die Sozialdemokratie leiſten kann; 
ſie werden den Beweis liefern, wie der ſozialdemokratiſche Gedanke in immer 
breitere Maſſen dringt, immer neue Kreiſe erobert! Und wenn wir, woran 
kein Zweifel iſt, unſere Schuldigkeit thun, fo werden wir am Abend der Wahlen 
ſtolz die neuen Regimenter zählen, die ſich der ſozialdemokratiſchen Armee 
wieder angegliedert haben. (Lebhafter Beifall.) Parteigenoſſen! Wir gehen 
an die Arbeit in dem Bewußtſein, ſo unſerem Ziele näher zu kommen, wir 
gehen an dieſe Arbeit in dem Willen und mit der Ueberzeugung, geſellſchaft⸗ 
liche Zuſtände zu ſchaffen, in denen nicht wie heute: regis voluntas suprema 
lex (der Wille des Königs oberſtes Geſetz) iſt, ſondern wo allein der Grundſatz 
gilt: des Volkes Wille iſt das oberſte Geſetz. (Lebhafter Beifall.) Wohlan 
denn, Parteigenoſſen, die Banner hoch! die Banner vorwärts zu neuen 
Kämpfen, zu neuen Siegen! Laßt uns den Treuſchwur aufs Neue beſtegeln 
durch den Ruf, der uns geführt hat bis hierher und der uns weiter führen 
wird: Die deutſche Sozialdemokratie, ſie lebe hoch! hoch! hoch! 

Dreimal brauſt das Hoch durch den Saal. 

Die Parteigenoſſen erheben ſich und ſingen ſtehend den erſten Vers der 
Arbeiter⸗Marſeillaiſe. 

um 3 Uhr erklärt Singer den Parteitag für geſchloſſen. 


Ergebniß der Abſtimmungen 


über die 
dem Parteikag vorgelegten Ankräge. 


Wortlaut ſämmtlicher Anträge (1-97) und Reſolutionen (98103) Seite 60-71. 


Nicht genügend unterſtützte Anträge. 

Antrag 1 (S. 77). 3 (S. 174). 13 (S. 219). 14, 15, 16 (S. 220). 
17 (S. 174). 21, 23, 24 (S. 93). 48 (S. 84). 62 (S. 84). 63 (S. 220). 
66 (S. 84). 73 (S. 217). 78 (S. 84). 79 (S. 220). 87, 93 (S. 110). 
Reſolution Patzer (S. 155). 

Veränderte Anträge. 

Antrag 19 (S. 69). 37 (S. 92). 72 (S. 69). 81 (S. 100 u. 114). 

83 (S. 99 u. 114). 84 (S. 94). 90 (S. 130). 98 (S. 217). 100 (S. 128, 


130, 133 und 135). 
Erledigte Auträge. 
Antrag 25 (S. 114). 29 (S. 92). 39, 40, 64 (S. 146). 4351, 
59—61, 67 (durch Reſolution Bebel S. 217). 69 (nur irrthümilich als 
Antrag aufgeführt). 70, 77 (durch Reſolution Bebel S. 217). 82 (S. 92). 
89 (durch Reſolution Bebel 217). 


Inrückgezogene Anträge. 
Antrag 20 (S. 93). 41 (S. 154). 38 (S. 217). 52 (S. 159). 65. 
85 (S. 97). 95. 101 (S. 155). 


Der Parteileitung überwieſene Anträge. 
Antrag 10, 11. 12 (S. 219). 


Der Fraktion überwieſene Anträge. 
Antrag 55, 56, 57, 58, 71, 88, 92 (S. 123). 


Abgelehnte Anträge. 
Antrag 4, 5, 6, 7. 8 (S. 219). 9 (S. 174). 18 (S. 174) 22 
(S. 220). 28 (S. 114). 32. 33. 34 (S. 114). 35 (S. 983). 36 (S. 159). 
42 (S. 93). 53, 54 (S. 159). 62, 66 (S. 93). 68 (S. 174). 74 (S. 174). 
76 (S. 114). 81, 84, 85 (S. 114). 90 (S. 154). 91 (S. 216). 


Angenommene Anträge. 

Antrag auf Decharge⸗Ertheilung für die Parteileitung (S. 115). 
Antrag auf Verlegung der Parteileitung nach Berlin (S. 219). 2 (S. 77). 
26, 27 (S. 114). 30 (S. 154). 31 (S. 217). 37 (S. 92). 75 (S. 93). 80 
(S. 159). 83 (S. 114). 86 (S. 93). 93 (S. 114). 94 (S. 219). 96 S. 174). 
97 (S. 219). 98 (in veränderter Geſtalt) (S. 217). 99 (S. 216). 100 (S. 154). 
102 (S. 162). 103 (S. 154). 


Druckfehler-Berichkigung. 
Auf Seite 93 fehlt zwiſchen Zeilen 9 und 10 von oben die Zeile: 
Nicht genügende Unterſtützung finden die Anträge 21, 23 und 24. 


Präfenz- Lifte. ` 


Name 


Abel, Fritz 
Adams, Franz 
Albrecht, Adolf 
Antrick, Otto 
Arndt, Karl 
Arons, Leo 
Auer, Ignatz 


Baader, Ottilie 
Baerer, Heinrich 
Baker, Adolf 
Bartels, Th. 
Bartels, Albert, 
Baudert, Auguſt 
Buumaun, Adolf 
Bebel, Auguſt 
Behnke, Heinrich 
Borard, R. 
Beſchning, L. 
Blos, Wilhelm 
Blume, Georg 
Bock, Wilhelm 
Bohle, Bernhard 
Börner, Wilhelm 
Brennecke, Carl 
Brey, A. 
Brühne 
Bruhns, Julius 


Bruns, Bernd. 
Cohns, Joh. 

Dejung, Jakob 
Defumler, Gol 
Dietz, Heinrich 


Dietz, J. 
Dintmick, Karl 
Dreyer, Paul 


Dubber, Erdmann 
Eberhardt, Wilhelm 


Eggert, L. 
Eichhorn, Auguſte 


— 


Wohnort 


Elmshorn 
Bochum 
Halle a. d. S. 
Berlin 


Berlin 


Berlin 
Berlin 


Berlin 

Harburg 
Hamburg 
Litbeck 
Wernigerode 
Apolda 
Frankfurt a. M. 
Berlin 
Lüneburg 
Hamburg 
Bremen 
Stuttgart 
Hamburg 
Gotha 
Straßburg 
Berlin 

Achim 
Hannover 
Frankfurt a. M. 
Breslau 


Berlin 
Eſſen 


Frankfurt a. M. 
Geyer (Erzgeb.) 
Stuttgart 
Hamburg 
Berlin 

Lobtau 
Hamburg 


Britz bei Berlin 
Rehme 


1 Dresden. 


Wahlkreis 


Elmshorn⸗Pinneberg 
Bochum 

Auhalt II 

Coltbus Spremberg 
Berlin I 

Berlin II 


Berlin 

Harburg 

Reuſtrelitz 

Lübeck 

Halberſtadt 

Apolda -Weimar⸗Ilmenau 
Friedberg-Büdingen 


16. hannoveriſcher Wahlkreis 
Bremen 


Hamburg II 

Gotha und Coburg 
Straßburg 

Berlin III 

6. hannoveriſcher Wahlkreis 
9. hannoveriſcher Wahlkreis 


Breslau Weſt und Oft, Liegnitz Goldberg 
Haynau 
Ober Barnim 


Eſſen 


Frankfurt a. M. 
19. ſächſiſcher Wahlkreis 


Hamburg III. 
Berlin III . 
6. fächiticher Wahlkreis 


Teltow-Beeskow⸗Skorkow 
Minden-Lübbecke 
Dresden-Altſladt 
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Name 


Eitziuger Georg 


Elm v., Adolf 
Emmel, Leopold 
Enders, Paul 
Evers, Joſeph 
Ewald, Ferdinand 


Faber, Emil 
Faerber, Simon 
Feldmann, Franz 


Findewirth, Robert 
Fiſcher, Richard 
Förſter, Hermann 
Freiwaldt, Georg 
Frohme, Carl 


Gärtner, Hugo 
Geck, Adolf 
Gerhold, Wilhelm 
Geriſch, Albin 
Gerlach, Ferdinand 
Gewehr, Wilhelm 
Geyer, Friedrich 
Gilek, Fritz 
Gilsbach, Heinrich 
Goſchl, Nepomuck 
Greifenberg, Marie 
Greiner, Robert 
Groenewold, Heiko 
Groth, E. 
Grünwaldt, Louis 
Grumbt, Paul 
Güldenberg, M. 


Haaſe, Hugo 
Haeniſch, Conrad 
Hafner, Hermann 
Hauk, Jean 


Hedderich, J. 

Heine, Johannes 
Helbig, Karl 
Hengsbach, Clemens 
Herzfeld, Joſef 
Hinſche, Johannes 
Hoch, Guſtav 
Hoffmann, Ad. 
Hoffmann, Paul 
Hofmann, Franz 
Holzhauſer, Friedrich 
Hug, Paul 

Hugo, Wilhelm 


Jaeger, Auguſte 
Jahn, Paul 
Jakobs, Hugo 
Juger, Peter 
Joechel, Wilhelm 


Kaden, Auguſt 
Kahler, W., Frau 


Wohnort 


Nürnberg 


Hamburg 
Saargemünd 
Chemnitz 
Hildesheim 
Berlin 


Frankfurt a. d. O. 
Braunſchweig 
Ober-Langenbielau 


Bohringen 
Berlin 
Hamburg 
Pankow 
Hamburg 


Buckau 
Offenburg 
Frankfurt a. M. 
Hamburg 
Halberſtadt. 
Elberſeld 
Leipzig 
Arnſtadt i. Th. 
Köln a. Rh. 
München 
Berlin 
Aſchersleben 
Münſter 
Roſtock 
Hamburg 
Annaberg t. S. 
Erfurt 


Königsberg i. Pr. 
Leipzig 

Chemnitz 
Ludwigshaſen a. Rh 


Caſſel 
Dttenien 
Berlin 
Koln 
Berlin 
Lägerdorf 
Hanau 
Berlin 
Hamburg 
Chemnitz 
Flensburg 
Bant 
Eſchwege 


Leipzig 
Berlin 
Schwelm 
Solingen 
Berlin 


Gohlis⸗Dresden 
Wandsbek 


2 


Wahlkreis 


Schweinſurt⸗Haßfurt⸗Ebern und Nüru⸗ 
berg- Altdorf 

Elmshorn-Pumeberg 

Saarbrücken 

16. ſachſiſcher Wahlkreis 

Hildesheim - feld 

Jüterbogt⸗Luckenwalde⸗Zauch⸗ Belzig 


Frankfurt-Lebus 

Praunſchweig 1 

Reichenbach⸗Neurode, Schweidnitz⸗Slrie⸗ 
gan, Bunzlan Lüben, Frankenſtein⸗ 
Minfterberg, Glatz-Habelſchwerdt 

10. ſaͤchſiſcher Wahlkreis 


Nieder⸗Barnim 


Magdeburg 2 Kn E 
Offenburg und 5. badiſcher Wahlkreis 
Frankfurt a M. 


Wanzleben 
Alteng⸗Iſerlohn 


Schwarzburg⸗Sondershauſen 

Köln Stadt 

München 1 und II, Kempten: Lindau 
Berlin 

Calbe-⸗Aſchersleben 

Münſter - Coesfeld 

2. mecklenburgiſcher Wahlkreis 
Hamburg I 

21. ſachſiſcher Wahlkreis 
Erfurt⸗Schleuſingen Ziegelrück 


12. und 13. ſächſiſcher Wahlkreis 

16. ſächſiſcher Wahllreis 

Nenftadt- Landau, Spejer⸗Ludwigshafen⸗ 
Franteuthal, Kaiſerslautern Kirchheim⸗ 
bolanden 

Caſſel⸗Melſungen 

Elmshorn Pinneberg 

Berlin VI 

Dursburg: Mühlgelm und Erefeld 

Rofiort 

5. ſchleswig⸗holſteiniſcher Wahlkreis 

Hanau ⸗Gelnhauſen⸗Orb 

Berlin IV e 

Hamburg II 


2. ſchleswig⸗holſteiniſcher Wahlkreis 
1. u. 2 oldenb. und 2. hannov. Wahlkreis 
Eſchwege⸗Witzenhauſen⸗ Schmalkalden 


12. und 13. fächſiſcher Wahlkreis 
Oſt⸗ und Weſt⸗Sternberg 
Hagen Schwelm 

Solingen 


Berlin IV 


Altona⸗Stormarn 
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Name 


Kappler. Hermann 
Kandt, Ferdinand 
Katzenſtein, Simon 
Kempkens, Reiner 
Kliugenhagen, Heinrich 
Kloſe, Richard 
Knappe, *) Guſtav 
Knüpfer, Hermann 
Koenen, Heinrich 
Kölle, F. 

König, K 

Körſten, Albin 
Kolb, Wilhelm 
Kramer, Robert 
Krapff, Hermann 
Krauße, (Ent 
Krüger, Guſtav 
Krumm, Eduard 
Kupke, Herm. 
Kurth, Lorenz 
Kutſche, Carl 


Lange, Heinr. 
Langenberg, Wilhelm 
Legien, Karl. 

Leid, Karl 

Leinert, Robert 
Leſche, Friedr. 
Liebknecht, Wilhelm 
Lienau, Heinrich 
Lohmann, Wilhelm 
Lütgenau, Franz 
Lützuer, Otto 

Lux, Heinrich 


Martilke, H. 
Malthis, Heinrich 
Meiſel, Edmund 
Meiſt, Karl 
Meiſter, Heinrich 
Metzner, Theodor 
Metzger, Wilhelm 
Meyer, Wilhelm 
Michaelis, Emil 
Millarg. Rudolf 
Mittag, Otto 
Molkenbuhr, Hermann 
Morawski 


Müller. Carl 
Muller, Philipp 


Nitſchke, Ernſt 
Oertel, Carl 


Pape, P 
Patzer, Reinhardt 
Peus, H. 


Pfannkuch 
Piſtortus, Heinrich 
Püßtzfeld, Joſeph 


Wohnort 


Altenburg 
Roſtock 
Mainz 
Mülheim a. Rh. 
Herſord 
Berlin 
Stettin 
Berlin 
Hamburg 
Hamburg 
Berlin 
Berlin 
Karlsruhe 
Mannheim 
Haſtedt 
Pankow 
Schiff beck 
Gießen 
Görlitz 
Kalk 
Hannover 


Leipzig 
Solingen 
Hamburg 
Berlin 
Hannover 
Altona 
Charlottenburg 
Neumünſter 
Barmen 
Dortmund 
Dresden 
Wilmersdorf 


Hamburg 
Elbingerode 
Crimmitſchau 
Köln⸗ Ehrenfeld 
Hannover 
Berlin 
Hamburg 
Magdeburg 
Waldenburg i Schl. 
Berlin 

Halle a. d S. 
Hamburg 
Berlin 


Harburg 
Darmſtadt 
Großenhain 
Nürnberg 
Lübeck 
Delmenhorſt 
Deſſau 
Hamburg 


Braunſchweig 
Dortmund 


Wahlkreis 


1. anhaltiſcher Wahlkreis 
Roſtock-Doberan 


Mainz: Oppenheim und Bingen: Alzey 


Mülheim ⸗ Wipperfürth 
Herſord⸗Halle 

Berlin VL 

Stettm 

Berlin II 


18. hannoveriſcher Wahlkreis 


Berlin III 
Randow⸗Greifenhagen 


Karlsruhe⸗Bruchſal u. Durlach: Pforzheim 


11 badiſcher Wahlkreis 
Bremen 

Nieder Barnim 
Altona-Stormarn 
Wetzlar-Altenkirchen 
Görlitz 

Koln⸗Land 


8. hannoveriſcher Wahlkreis 
12 und 13. ſachſiſcher Wahlkreis 


Solingen 
Berlin VI 


8 hannoveriſcher Wahlkreis 
Altona Stormarn und Lauenburg 


7. ſchleswig⸗ holſteiniſcher Wahlkreis 


Barmen⸗Elberſeld 


4 ſachſiſcher Wahlkreis 
Sorau⸗Forſt 


Hamburg III 


13 hannoveriſcher Wahlkreis 
Crimmitſchau Zwickau Werdau 
Lennep-Remſcheid- Mettmann 


Züllichau⸗Kroſſen 


Magdeburg 
Waldenburg i Schl. 
Ssriedeberg : Arnswalde 
Merſeburg Querfurt 


Zabrze ⸗Zaborze Königshütte Kattowitz, 
Poſen 


D 
17. hannoveriſcher Wahlkreis 
Darmſtadt⸗Groß⸗Gerau. Worms⸗Heppen⸗ 


heim 
7. fächſiſcher Wahlkreis 


Würzburg 


Luͤbeck 
Oldenburg III 


Brandenburg ⸗Weſthavelland, 


Templin 


Wolfenbüttel 
Dortmund⸗Hörde 


*) Im Protokoll tft trrihumltch Knapp geſetzt, 


Quarck, Mar 


Rau, Andreas 
Reichelt. Wilhelm 
Reimers, Wilhelm 
Reißhaus, Paul 
Richter, Robert 
Noth, Adolf 
Röder, Zohan 
Rohleder, Franz Robert 
Rohrhirſch, Hugo 
Rosbitzki, Rudolf 
Roßkopf, Walter 
Runge, Franz 


Schaal, Hugo 
EN Dan 
Scheidemann, Philipp 
Schillig, ` d 
Schippel, Max 
Schmalſeldt, J H. 
Schmalfuß, Louis 
Schmidt, Albert 
Schmidt, Robert 
Schmitt, Franz 
Schnell, Franz 
Schoenlank, Bruno 
Schrader, Chriſtiau 
Schroer, Auguſt. 
Schulze, Alwin 
Schulze, Eruſt 
Schumacher, Georg 
Schumacher, J 
Schüler, Max 
Schwartz. Theodor 
Seifert, Julius 
Seiler, Guſtav 
Semmler. Guſtav 
Sindermaun, Karl 
Singer, Paul 
Sittig, David 
Slomke Guſtav 
Sperka, Karl 
Stadthagen, Arthur 
Starke, Paul 
Steinbach, Helma 
Stelzner, Friedrich 
Stolle, Wilhelm 
Stolten, Otto 
Strobel, Heinrich 
Stücklen, Daniel 


Thiele, Adolf 
Thiele, Herm. 


Allenbaum, Wilhelm 
Ulrich, Kari 
Ulrich, Guſtav 


etterlein, Emil 
Vogtherr, Ewald 
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Wohnort 
Frankfurt a M. 


Mühlheim a Main 
Dresden 
Schleswig 
Erfurt 
Berlin 
Berlin 
Greiz 
Elſterberg 
Itzehoe 
Wandsbeck 
Nurnberg 
Sande 


Wald 

Halle a. d. S. 
Gießen 
Peine 
Berlin 
Bremerhaven 
Glauchau 
Magdeburg 
Berlin 
München 
Königsberg i. Pr. 
Leipzig 
Bramſche 
Spandau 
Pirna 
Coſſebaude 
Solingen 
Lauenburg 
Ronneburg 
Lübeck 
Zwickau 
Berlin 
Limbach 
Dresden 
Berlin 
Hannover 
Biclefeld 
Stuttgart 
Berlin 
Wechſelburg 
Hamburg 
Halle 
Geſan 
Hamburg 
Kiel 

Hof 


Halle a d S. 
Göppingen 
Elberfeld 


Offenbach 
Stuttgart 


Gera 
Berlin 


Wahlkreis 


Wiesbaden 


Oſſenbach⸗Dieburg 
4. ſachſiſcher Wahlkreis 
3. ſchleswig⸗holſtemniſcher Wahlkreis 


Berlin V 

Berlin V 

Reuß a L. 

22 ſächſiſcher Wahlkreis 

5 ſchleswig-holſteiniſcher Wahlkreis 
Altona-Stormarn und Lauenburg 
Ansbach⸗Schwabach 

Altona: Stormarn 


Solingen 

Halle a d S 

Gießen - Grünberg: Nidda 
Celle 


19 hannov. Wahlkreis und Bremerhaven 
17 ſachſiſcher Wahlkreis 


Augsburg, München I und II, Lechhauſen 
Königsberg 1. Pr. 


Osnabrück 

Oſthavelland 

8 ſachſiſcher Wahlkreis 

6. lachſiſcher Wahlkreis und Kalau-Luckau 


Altona und Lauenburg 
Altenburg 
Lübeck 


Berlin 1 
15 ſachſiſcher Wahlkreis 
5 lächſiſcher Wahlkreis 


8. hannoveriſcher Wahlkreis 
Bieleſeld Wiedenbrück, Lippe Detmold 
Stuttgart 


14. ſächſiſcher Wahlkreis 
Hamburg III 
5 ſächſiſcher Wahlkreis 


Hamburg 1 

Kiel 

Hof - Kronach Lichtenfels und Bayreuth⸗ 
Berneck 


Naumburg : Weißenfels, Delitzſch⸗Bitter⸗ 
feld, Eisleben 

Schwabiſch⸗Gmund, Eßlingen, 10. württem⸗ 
bergiſcher Wahlkreis 


Elberfeld 


Oſfenbach⸗Dieburg 
9 württembergiſcher Wahlkreis 


Reuß J. L. 
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Name Wohnort | Wahlkreis 
Wammes, Sigmund Fürth Erlangen: Fürth 8 
Weinheber, Paul Hamburg 9. ſchleswig⸗holſt. Wahlkreis, Hamburg II 
Wengels, Robert Berlin Berlin IV 8 
Wenzel, Gottlieb Zittau 1., 2. und 3. ſuͤchſiſcher Wahlkreis 
Werner, Hermann Berlin Berlin II 
Wilm, Paul Wilhelmsburg 17. hannoveriſcher Wahlkreis 
Windhoff, Karl Dilſſeldorf Dilſſeldorf 
Winter, Auguſt Königshütte Neuſtadt O.-Schl., Beuthen-Tarnowitz, 
Kattowitz Zabrze 
Winter, Franz Frankenhauſen Saalfeld Schwarzburg-Rudolſtadt 
Wittich, Manfred Lelpzig 12. und 13. ſächſiſcher Wahlkreis 
Wolf, Heinrich Dietharz Golha 
Wulf, Heinrich Uelzen 15. hannoveriſcher Wahlkreis 
Wurm, Emannel Berlin 
Zetkin, Clara Stuttgart 
Zietz, Frau Hamburg Hamburg I 
Zubeil, Fritz Berlin Teltow⸗Beeslow⸗Charlotenburg 


— — — 


Als Gäſte waren anweſend: 


Furnemont, Brüſſel, für die belgiſche Arbeiterpartei. 

Schaper, J. H., Groningen, für den Vorſtand der ſozialdemokratiſchen 
Arbelterpartei Hollands. 

Skarlet, Wien, für die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei Oeſterreichs. 

Zeller, Teplitz, für den ſozialdemokratiſchen Verband im öſterreichiſchen 
Reichsrath. 


Vor Schluß des Parteitages haben ſich beim Bureau abgemeldet: 
Baumann ⸗Frankfurt. — Gärtner-Buckau. — Lienau⸗Neumünſter und 
Reimers⸗Schleswig. 


— en 


Sach- und Spreih-Begifter, 


Die Ziffern bedeuten die Seitenzahl; die eingeklammerten Ziffern (A. 1) beziehen ſich auf die 
fortlaufend nummerirten Anträge der Vorlage. 


Abſtimmung, namentliche, 
über Kälner Beſchluß 215. 
Preußiſche Delegtrten allein 
Beſchlußrecht über Land⸗ 
tagswahlen 216 
Reſolution Bebel (98) 217. 
Achtſtundentag 40—42. 
— der engl. Arbeiter 76. 88. 
Agrarfrage 88. 91. 
Akademiker 111. 141. 149. 
Albrecht 120. 
Anträge u. Nefolutionen 
60-71 betreffend: 
Ablieferung der Wahlkreis⸗ 
gelder (A. 94). 
Achtſtundentag (A. 36). 
Agrarfrage (A. 13). 
Allgemeines, Agitation und 
Wahlen (A. 15. 16. 29. 
35—37. 42. 62. 63. 66. 75. 
78. 82). 
Arbeiterſchutzgeſetz-Ausdeh⸗ 
nung auf Bergwerke (A. 10). 
Berliner Preß Kommiſſton 
(A. 19. 72. 96). 
Broſchüre über Geſindeord⸗ 
nung (A. 82. 86). 
— über Parlament. Thätig⸗ 
keit (A. 30. 76). 
— zu den preußiſchen Land⸗ 
taaswahlen (A. 31). 
Buchhandlung Vorwarts (A. 
26. 27. 28. 34. 78. 56). 
Delegirten⸗Diaten aufpPartei⸗ 
kaſſe (A. 17. 18). 
Doppeltandidatnren (A. 90). 
Dreijahr. Legislaturperlode 
(A. 71). 
Eiſenbahnreform (A. 62). 
Tlottenpolitit, uferl. (A. 66). 
Freie Stunden (A. 26. 27). 
Fremdwörter (A. 81). 
Genoſſenſchaftsbeweg. (A 79). 
Geſindeordnungs -Abſchaf⸗ 
fung (A. 37). 
Gewerbegericht (A. 92). 
Gewerbe = Sufpeftoren bei 
Streiks (A. 92). 
Handels⸗ und Bollpolitif 
(A. 12). 
Handbuch, politiſch. parla⸗ 
mentariſches (A. 29. 82). 
Hochſtgehalt der Partei- 
beamten (A. 14). 
Kalender z. Agttation (A. 88). 
Karlsruher Tageszeitungs⸗ 
Herausgabe (A 20. 80). 
Koalitionsrecht (U. 55. 66). 
Konfumgenoſſenſchaften (A. 
11. 79). 
Kriegserklärung, Stellung bei 
(A. 63), 
Landwirthſsaftliche ſozial⸗ 
demokrat. Zeitung (A. 21). 


Anträge u. Reſolutionen 


60-71 betreffend: 

Literar. Wegweiſer (A. 98). 

Maifeier (A. 36. 52— 54. 80. 96). 

Neue Welt (A. 25). 

Organiſation (A. 17-19. 73. 
9. 96). 

Orthographie, neue, in Par⸗ 
teipreſſe (A. 24). 

ee N Handbuch 
A. 29). 

Parlamentariſche Thätigkelt 
(A. 55—58. 65. 71. 88. 92). 

Partetbeamte (A. 14). 

W nächſter (A. 4 bis 
8. 91 


— nächſter, Tagesordnung 
(A. 10—13). 

— Zeitverlegung (A. 9 68. 74). 

Patriottſche Bilder (A. 76). 

Polemik zwiſchen Partei⸗ 
blätter (A. 22). 

Polniſche Reichstagskandida⸗ 
turen (A. 41). 

Preſſe (A. 20. 22. 23— 28. 


32 — 34. 38. 64. 76. 81. 
83—85. 98). 
Preutziſche Landtagswahl⸗ 


Betheiligung (A. 31. 48 bis 
51. 5061. 67. 69. 70. 77. 
89. 91. 98. 99). 
Programm (A. 3). 
Ba = Mablinfiem 
1 


Reſolutionen betreffend: 
=, A 202 = Kongreß 


kënen 
— Landtagswahl = Betheilt- 
gung (A. 98. 99). 
— Matfeier (A. 103). 
— Reichstagswahl (A. 100). 
— Schippel, gegen (A. 101). 
Reichstagswahlen (A. 21. 29, 
30. 39. 40. 41. 64. 90. 100). 
Seemannsordnung (A. 65.88). 
Solinger Streitigkeiten (A. 
39. 40. 64). 
Staatshilfe bei Naturereig⸗ 
niſſen (A. 57). 
Tagesordnung (A. 1. 2). 
Vertrauensmänner⸗Adreſſen 


(A. 42). 
E Fabrikinſpektoren 
Zentral⸗Organ „Vorwärts“ 
(A. 28 


— Ch redakteur (A. 78). 
rbeiterasſperrungen 20. 
rbeiterſchutz 12. 48—52. 


— Kongreß 159—162, 
Arons 98. 146. 191. 
Artillerleforderung 55. 120. 121. 


122. 123. 136. 137. 188. 139. 
140. 141. 142, 143. 145. 158. 


Auer 85. 95. 119. 187. 162. 172, 
208. 214. 2 7. 219. 

Ausgaben des Reichs 58, 

Auswanderungsgeſetz 57. 


Baader 158. 208. 

Baerer 88. 100. 

Baker 87. 110. 
Bäckereiverordnung 12. 4850. 


116, 
Bartels⸗Lübeck 90. 118. 
Baudert 87. 118. 
Beamtenbeſoldung 67. 
Bebel 76. 98. 121. 128. 133. 
147. 175. 197. 216. 220. 
Berard 108. NI 
Bericht der Mandatsprujungs⸗ 
Kommiſſion 89—90. 
Bericht d. Parteileitung 
1035. 
Agitation 16—17, 79. 80. Bl, 
Allgemeines 10—15. 
Arbeiterausſperrungen 20. 
Arbeiterausſtande 13. 
Arbeitsruhe am 1. Mai 80. 
Beſtrafungen 34. 85. 
Betheiligung an preußiſchen 
Landtagswahlen 12. 
Buchhandlung Vorwärts 28. 
— Bericht 23— 25. 
Bundes ratus verordnung bet. 
Arbeiterſchutz 12. : 
Einnahmen der Partetorte 


89. 
Gifener Meineidsprozeß 34. 
Flugblatt zum Nothvereins⸗ 
geſetz 12. 15. 
Flugblattverbreitung 80. 
‚tete Stunden 26. 
emeindewahlen 18. 19. 
Geſindeordnung 18. 
— im Gothaiſchen Landtag 14. 
Gewerbegerichtiswahlen 19. 
Gewerbegericht als Eini⸗ 
gungsamt 19. 
Gewerkſchaftsblätter 21. 
Hafenarbeiter⸗Streit 18. 18. 
24. 25. 
— Abrechnung 13. 
Kaſſenbericht 25—33. 81—86. 
Zanbagitatton 13. 
Landtagswahlen 79. 
Landtags⸗Neuwahlen 18. 
Matfeier 20. 80. 
Majeſtätsbelelbigung 88. 
Nothvereiusgeſetz 11. 12. 
Parteipveſſe 20. 28. 25. 28.81.82. 
— im Auslande 28. 
— Unterſtützung 25. 28. 
Polenfrage 79. 
Prozeß Auer und Genoſſen 
a0. 1a 
Prozeßkoſten 88. 
Reichstagsnachwahlen 17. 
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Bericht d. Parteileitung 
10 35. 

Nheiniſch Agitat.⸗Komltee 16. 
Vereinsgef⸗Handhab. 14 16 
Vertrauensleutebericht 11. 83. 
Wahlen 17—19. 81. 
— im Auslande 10. 
Weibl Fabrikinſpektoren 12. 
Zentralorgan 22. 23. 
— Abrechnung 23. 

Bericht d. Fraktion 36-59. 
Achtſtundentagantrag 40— 42. 
Arbeiterſchutz 48. 
Artillerie⸗Neubewaffnungös. 
Ausgaben des Relchs 58. 
Auswanderungsgeſetz 57. 
Väckerelverordnung 4880. 
Beamtenbeſoldung 57. 
Dampferſubvention 57. 
Einnahmen des Reichs 58. 59. 
Geſindeorduung 46. 47. 
Handlungsgehilfen 50. 
Juſtiznovelle 54, 55, 
Koalitlonsrecht 47. 
Konfektion 51. 52. 
Konſumvereine es. 
Majeſtätsbeleidigung A8 — 45. 
Margartnegeſetz 54. 
Marinepläne 55. 66. 
Reichsftnanzen 57. 

Schulden des Reichs 59, 
Umſatzſteuer 38, 
Unfallverſticherung 57. 
Vereinsgeſetzgebung 45. 
Zölle u. Verbrauchsſteuer 59. 
Zwangs⸗Innungen 52—54. 


Vericht der Kontrolleure 84. 
— Berlcht über die Kaſſe 81—84. 
— Bericht d. Mandatsprüfungs⸗ 
Kommiſſton 89—90 
— Bericht der Stebener⸗Kom⸗ 
mtſſton 145—146. 2 
Berichterſtattung der Partei: 
leung 7988. 
Berichterſtattung der Fraktion 
116-123 


Berllner Preßkommiſſton 93. 
174 


Beſchning 86. 

Beſtrafungen 34. 35. 

Borner 77. 186. 187. 219. 

Broſchüre zur Reichstagswahl 
142, 151. 

— zur Geſindeordnung 91. 118. 

Bruhnd: Breslau 86 207. 

Buchhandlung „Vorwärts“ 
Bertcht 23—25. 84. 85. 86. 
93 95. 98. 102. 109-112, 

Bundesrathsverordnung, betr. 
Arbellerſchutz 12. 60—82 

Bureau des Parteitages 9. 

Bureauwahl 75. 


Czecho flaviſche Sozialdemo⸗ 
kratte 196. 


Dampferſubvention 57. 

Delegtrtenzahl 101. 

Dreiſähr.Legislaturperlode 123. 

Dreyer 157. 

Doppelkandidaturen 130. 142. 
162. 


Gichhorn, Frau 88. 117. 
Einnahmen des Reichs 58, 59. 
Eiſenbahnreform 84. 85. 
Eininger 204. 
Eljaß⸗Lothringen 116. 

p Elm 1885 

Emmel 195. 


Sach- und Sprech-Regiſler. 


Eröffnung des Parteitags 72. 

Eſſener Genoſſen 149, 

— Meineidsprozeß 34. 

— Wahl 127. 

Ewald 199. 203. 

Re 205. 

abrikinſpektion 12. 50 121. 

— Ausdehnung 50. 114. 116. 

— als Streit⸗ Vermittler 117. 
120 122. 

— weibliche 12. 118. 122. 

Färber 140. 

Fiſcher 102. 112. 

Flugblätter im Bericht der 
Parteileitung 15—16 

— 3. Flottenplänen 92 

— A Geſindeordnung 91 113. 

— z. Maifeier 155 158 

— d. Vereinsgeſetz 12. 18. 

Förſter 153. 

Freie Stunden 24 93. 95 97. 104. 

Freiwald 114. 129 

Fremdwörter in der Partel⸗ 
literatur 95. 101. 

Frohme 72, 

Furnemont Velgien 78. 


Geck 101. 114. 196. 

Gemeindewahlen 18. 19. 

Geriſch 81. 112. 114. 116. 146. 
174 175. 

Gerlach 90. 

Geſindeordnung 18 14. 48. 47, 
84. 86. 87. 88. 90 91—93. 
113 118. 

Gewehr 99. 120. 123. 

Gewerbegericht 118 

— als Einigungsamt 19 

Gewerbegerichtswahlen 19 

Gewerbeinſpektor (jiehe Jabrik⸗ 
inſpektor). 

Gewerkſchaftsblätter 21. 

Geyer 75 206. 

Gllsbach so. 

Greifenberg 136, 

Greiner 84 

Gronewold 89, 

Groth 90 

Grünewaldt 158, 


Haniſch 97. 117. 

Hamburger Hafenarbelterſtreit 
9. 19. 24. 25, 87. 91. 114. 219 

Handbuch, Parlament. 87. 88, 
91. 152. 

Handelsvertrag, deutſch⸗ameri⸗ 
kaniſcher 117. 

Handlungsgehilfen 50. 116. 

Hausinduſtrte 115. 

Helbig 97. 

Hengsbach 142. 201. 

Hoch 86. 118. 195. 216. 
Hoffmann⸗Berlin 85, 99, 97. 
107. 112. 141. 199 205 
Hoffmann⸗Hamburg 117. 175, 

Hug 97. 118. 


Jahn 84. 214. 218. 219. 
Inger 97. 120. 
Innungsgeſetz 52—84. 
Juſtiznovelle 54. 55. 


Näppler 119. 
Kalender, Neue Welt 93 99 
104. 106. 112. 


Kalender zur Landagitation 
90. 97. 99. 106. 113. 
Kandt 120. 


Kanonen (Stehe Artillerte). 

Kaſſenbericht 25—33 84 

Katalog der Buchhandlung 
85. 86. 93. 96. 103. 110. 


Katzenſtein 91 110 140 153. 202. 

Knappe 101. 180. 184. 205. 

Knüpfer 120. 174. 219. 

Kohns 89. 130. 

Kolb 84. 105 202. 

Konfektionsinduſtrie 51. 02. 

Koalittonsrecht 47. 117. 118. 
119. 120. 121 123 

Konſumverein 36. 115. 

Kontrolleure, Bericht der 88. 


Lange 157. 203. 

Langenberg 109, 

Landagitatlon 8$—83, 90.91.101. 

Landtagswahlen 12. 

Landtags⸗Neuwahlen 1s. 

Leglen 76. 

Leid 119 188. 

Leſche 116. 134. 138. 140. 142. 
146. 162. 

Liebknecht 130. 143 176. 211. 

Lohmann 155. 


Alaiſeler 20. 155-159. 

— Arbeitsruhe 155. 188. 

— Flugblatt 85 158, 

— Neſolution 155 

Maieſtätsbeleldtgungs⸗ 
paragraph 35. 43—45. 
140 149. 

Mau datsprüfungskommiſſiond 

— Bericht der 88-90. 

— Wahl der 76. 

Margarinegele 54, 

Marinepläne 55. 56, 86. 

Meiſt 75, 88, 195. 

Meiſter 84. 

Metzner 187, 197. 

Meyer 84. 

Militärforderungen (ebe 
Artillerie). 

Millarg 90. 114. 

Mittag 185 

Molkenbuhr 74. 106. 129. 159. 
204. 2 6. 

Mo awski 86. 135. 148. 164. 

Mühlenarbelter 119. 


Neue Welt 94. 06. 96. 97. 100. 
101. 105. 109. 110. 

Neue Welt⸗Kalender (ſiehe Rus 
lender). 


Oertel 186. 
Drganifattonganträge 174. 
Organkſationsſtatut 6. 


Parl. Thätigkett, Bericht 1185. 
123, 


Parteipreſſe 20. 23. 25. 28. 

— ausläudiſche 26. 

— badiſche 93 94. 96 101. 102. 
105. 106. 107, 112. 176. 

— Kopfblätter 95. 113. 

— Solinger 95 100 101. 118. 

— Unterſtützung 25. 28. 

Parteiprogramm 3 

Parteitagsberichte 94. 95. 99. 
100. 101 102. 07. 109. 

Narteitagsort, nächſter 219. 

Parte itagszeitverlegung 174. 

Parteiunternehmungen 98. 99. 
105. 106. 110. 

Parvus-Anträge 100. 189, 137. 

Patzer 95. 180. 

Peus 135. 196. 

Pfannkuch 79. 91. 145. 

Polizeibeamte als Fabrik⸗ 
arbetter 119. 

Polniſche Kandidaturen 86. 87. 
94. 131. 184. 135. 136 143 
145. 152. 


115. 


Sach⸗ und Sprech-Negifter. — Zufchriften und Telegramme. 


Polenfrage 132, 133. 141. 175, 
176 

Preſſe (ſiehe Parteipreſſe). 

Preßkouferenzen 100. 

Programm (fiehe Partet⸗ 
programm). 

Preußiſche Landtags⸗ 
wahlen 62—173. 
— Allgem deutſcherArbeiter⸗ 

verein 163 
— u. Dresdener Kongreß 165 
KS 1897er Fraktionsaufruf 
äs 
— u. Klaſſentampf 171. 172. 
190. 94 

— u Kolner Beſchluß 172. 
176. 184 

— u. Kompromiß 169. 179, 
180 186. 192. 199. 201 208, 
211. 212. 

— Nürnberger Arbeitertag 
164 


— als Preuß Angelegen hein 
186 187. 192. 195. 197. 207. 
2 0 211. 

— u Prateſtbew 173 201 212 

— u. ſächſ Wahlen 173. 178. 
187 


— u. „Sozlaldemokrat“ 1865. 
163. 164 
— u. Staatsſtreich 173. 178. 
— u, Stadtverordneten⸗ 
wahlen 166 185. 
— u Stegmüllereien 170 186. 
— u Stuttgarter Kongreß 165. 
— u Verfaſſungseid 166. 
— Vertretungen in anderen 
Bundesjlaaten 167. 
— u. „Volksſtaat“ 164, 179. 
Propranımanträge 174. 


Auard 158. 194 

Reichslagswahlen 123—155 

— Slichwahlbedingungen 126. 
134. 137. 140. 

— Stimmenthaltung 127. 

— Schlußwort 147. 


Reichstagsnachwahlen 17-18. 
Reſolutionen (ſiehe Anträge). 
Reichs finanzen 58. 
Reichsſchulden 59 
Rheiniſch Agitationskomitee!s. 


Schaal 98. 

Schade 87. 136, 157. 174. 

Schaper⸗Groningen 79. 

Scheidemann 130. 

Schtppel 115 121. 136. 

Schmidt⸗Berlin 201. 

Schmidt⸗München 195. 

Schnell op, 

Schoenlank 128. 200. 207. 208, 

Schrader 202. 

Schroer 200 

Schumacher⸗Solingen 100. 114. 

Schutzzölle 22 41. 

Seemannsordnung 116. 117. 

Seiler 175. 

Siebenerkommiſſion. Bericht 
der — 145 146 

Sindermann 116 37. 157 220. 

Singer 75. 76. 77. 79. 89. 97. 
99. 100. 101, 114 133 154. 
172. 173. 185. 187. 192. 196. 
199 201. 202. 207. 208. 214, 
2 6. 219 221. 

Sitz der Partetleitung 219. 

Sklarei-Wien 78 

Slomte 100. 202. 

Solinger Angelegenheit 89, 95 


100 109. 113. 14. 145. 146. 


Staatshilfe bei Natur⸗Ereig⸗ 
niſſen 122. 

Steinbach 109. 145. 147, 155. 
Stolle 187. 
Stoiten 94. 109 155. 159. 175. 
Streikunterſtützung 87. 
Stücklen 142. 
Tagesordnung 9. 

— Feilfegung 76. 77. 
Thiele⸗Halle 90. 


Alrich Offenbach 188. 
Ullenbaum 139. 


—— 
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Umſatzſteuer 38. 
Unfallverficherung 57. 


Vereinsgeſetz 140. 148. 149. 153. 
— Fraftionsantrag 45—47. 
— Handhabung 15-17. 

Verfolgungen 34. 35. 

Verhandlungstag. 
ſammlung 72. 
Erſter Vorm. 77. 
— Nachm. 89. 
Zweiter Vorm. 100. 
— Nachm. 115. 
Dritter Vorm. 130. 
— Nachm. 147. 
Vlerter Vorm 162. 
Fünfter Vorm. 170, 
— Nachm. 196. 
Sechſter Vorm. 214. 

Vertrauensleute. Veröffent⸗ 

lichung der Liſte 85 86. 87. 

£8. 90. 91. 
Vorlagen an den 

10. 63. 
Vorverſammlung 72. 
Vorwärts (ſ. Zentralorgan). 


Wahlen 17-19. 

— im Ausland 19. 25. 
Wahl der Parteileitung 221. 
Weinheber 114. 140. 145. 
Wengels 119. 

Wenzel 174. 

Werftarbeiter 118. 
Windhoff 87. 97 130. 158. 
Winier⸗Königshütte 87. 143. 
Wurm 12, 


Zeller⸗Teplitz 78. 

Zentralorgan 22. 23. 94. 95. 
96. 97. 90. 100. 101. 102. 107. 

— Abrechnung 23. 

Zettin 111. 188. 

Zieg 119. 205. 219. 

Zolle u. Verbrauchsſteuern 59. 

Zubeil 87. 134. 145. 185. 

Zwangsinnungen 52—54, 


Vorver⸗ 


Parteltag 


Zuſchriften und Telegramme. 


London. Internat. Soztaldemokrat. Klub. 


Agram. Genoffen, 
Anıfterdant, 


Fr. Gatzenmeyer. 


London. Soztaldemokratiſche Federation, 


Berlin. Agttattonstommtſſton der Gaſtwirths⸗ 
gehilfen Deutſchlands. 

Bruſſel. Genoſſen. 

Budapest. Sozialdemokraten Ungarns. 

Dortmund. Genoſſen. 

Dresden. Genoſſen des 5. ſächſ. Reichstags⸗ 
wahltrelſes 

Düſſeldorf. Arbeiter⸗Sangerbund. 

Durlach. Generalverſammlung des pfälziſch⸗ 
badiſchen Arbeiterſangeriages. 

Elberfeld. Sozialdemokr. Handlungsgehulfen. 

Eſſen. Genoſſen. 

Gera. Soztaldemokratiſche Frauen. 

Hang. Vorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei 
in den Niederlanden. 

Hagen (Weſtf). Genoſſen. 

Hamburg. Hafenarbeiter und Seeleute. 

Hannover. Mehrere Genoſſen im Paſſage⸗ 
Reſtaurant. 

Kalt. Arbeitergeſang⸗Verein Bruderkette. 

Kattowitz. Polntſche Genoſſen. 

Köntgslutter. Genoſſen. ? H 

Kopenhagen. Deutſcher Arbeiterverein Vorwärts. 

Krakau. Erekuttvkomtiee der poln. Arbeiter: 
ſchoft. 

Lemberg. Parteivertretung der polniſchen und 
rutheniſchen Sozialdemokraten. 


Madrid. Sozialdemokratiſche Partei. 
Mailand, Ssozialiſtenpartei. 
Memel. Genoſſen. 
Mittweida. Organiſtrie Schneider. 
Münſter (Weſtf.). Genoſſen. 
Heilſtätte für 


Oderberg. Genoſſen in der 
Lungenkranke. 

Paris. Deutſcher ſozialdemokrattſcher Leſeklub. 

Pforzheim. Genoſſen. 

Poſen. Mehrere Poſener Genoſſen beider Zungen. 

Prag. Tſchechtſche Soztaldemotratte. 

Prag. Redaktion des Zentralorgans der 
iſchechtſchen Soztaldemotratie. 

Prekorta (Transvaal). Arbetterverein. 

Reichenberg in Bohmen. Sozialdemokratiſche 

Win 
ußland. Allgem. jüdifcher Arbetterbund i 
Nußland und Polen. 5 8 


8 en: 

Stadt dorf. Genoſſen des 3. br 

S e H 5 3, braunſchweig. 
Stockholm. Parteivorſtand r ſcher 
SA benervge, 5 de 
Zitat, Arbelterradfahrerbund Solidarität. 
Wien. Parteiausſchuß der Iſchechoflaviſchen 


Sozialdemokratie. 


| Wilhelmsburg. Zimmerer. 


— 


Druck von Mar Bading, Berlin SW., Beulhſtraße 2. 


Steer SPEEIRI N 


aa 


